








From: Johannes Ludwig [mailto:johannes.ludwig@haw-hamburg.de]  

Sent: 19 November 2012 09:29 

To: Euro-Ombudsman 
Subject: Beschwerde gegen die Europäische Kommission,wegen (Nicht-)Zugang zu Dokumenten 

Sehr geehrter Herr Prof. Dr. Diamandouros, 

wie Ihnen bekannt ist beschäftige ich mich seit einiger Zeit mit dem Thema Whistleblowing 

und auch dem Fall des EU-Beamten Guido Strack. Sie hatten mir in diesem Zusammenhang 

bereits mehrfach recht unkompliziert Zugang zu Dokumenten gewährt, die sich mit diesem 

Fall beschäftigen, wofür ich Ihnen zunächst nochmals ganz herzlichst danken möchte. 

Im letzten Sommer, genauer am 3.8.2011, habe ich mich mit einem Antrag auf Zugang zu 

Dokumenten zum Fall Strack an die Europäische Kommission gewandt, musste in der Folge 

aber leider ganz andere Erfahrungen im Hinblick auf die Transparenzbereitschaft 

europäischer Institutionen machen. Diese nehme ich zum Anlass mich heute erneut an Sie zu 

wenden, diesmal mit einer Beschwerde gegen die Europäische Kommission hinsichtlich der 

Behandlung meines Antrages vom 3.8.2011 bzw. meiner in der Folge gestellten weiteren 

Anträge auf Zugang zu allen Dokumenten über die die Europäische Kommission im Fall des 

EU-Beamten Guido Strack verfügt. 

Ich begehre nach wie vor den Zugang zu all jenen Dokumenten, die bereits von meinem 

Ausgangsantrag umfasst und meiner Meinung nach auch schon in diesem - jedenfalls aber in 

meinen weitere Emails an die EU-Kommission, z.B. meiner Email vom 26.8.2011 - 

hinreichend bestimmt oder zumindest für die Europäische Kommission bestimmbar 

beschrieben waren. Ich bitte Sie mir dabei zu helfen diesen Zugang auch zu erlangen. 

Darüber hinaus bitte ich Sie ein mehrfaches Verwaltungsfehlverhalten der EU-Kommission 

festzustellen, dahingehend, dass diese meinen Antrag bzw. meine Anträge: 

-       mehrfach zu Unrecht als nicht hinreichend bestimmt missinterpretiert hat, 

-       nicht oder nicht umgehend als zugegangen und registriert bestätigt hat, 

-       des Öfteren nicht innerhalb der in der Verordnung Nr. 1049/2001 

vorgesehenen Fristen beantwortet, ja diese Fristen gleichsam ignoriert hat, 

-       die ihrerseits für den Fall eines nicht hinreichend bestimmten Aspektes 

meines Antrages geschuldete Hilfeleistung unterlassen hat, 

-       hinsichtlich der davon betroffenen Dokumente entgegen mehrfacher 

Klarstellungen und Erläuterungen meinerseits inkorrekt interpretiert und 

unvollständig bearbeitet und von meinen Anträgen eindeutig umfasste 

Dokumente somit nicht einbezogen hat, 

-       selbst in jenen wenigen Teilen, in denen sie ihnen angeblich entsprochen 

hat nicht alle selbst nach der Klassifizierung der EU-Kommission zu 

übermittelnden Dokumente übermittelt hat, 

-       in den übermittelten Dokumenten unzulässige Auslassungen und 

Schwärzungen vorgenommen und die Auslassungen und Schwärzungen auch 

nicht hinreichend begründet hat, 

-       soweit überhaupt jenseits der angeblichen Unbestimmtheit Begründungen 

für die Nichtübermittlungen von Dokumenten gegeben wurden, diese 

unzureichend und nicht von den Versagungsgründen der Verordnung Nr. 

1049/2001 gedeckt waren und 

-       die EU-Kommission auf meine diversen entsprechenden Vorhaltungen hin 

ihr rechtswidriges Verhalten keineswegs eingestellt oder sich dafür 

entschuldigt, sondern im Gegenteil beharrlich fortgesetzt hat. 

Insgesamt stellt sich mir das Verhalten der EU-Kommission so dar, dass Sie 

meinen ersten Antrag und mein Begehren sehr wohl hätte verstehen müssen und 

können, in der Folge aber, vor allem mittels vorgeschobener ungerechtfertigter 

Präzisierungsverlangen und künstlichen Aufteilungen des Antragsgegenstandes 
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alles getan hat um mich durch immer neue Unterverfahren hinzuhalten und zu 

zermürben um so meinen, aus meiner Sicht bestehenden, Rechtsanspruch letztlich 

zu vereiteln. 

Wegen der näheren Einzelheiten verweise ich Sie, sehr geehrter Herr Prof. Dr. 

Diamandouros, auf die beigefügte PDF-Datei, in der ich mich bemüht habe, den 

Schriftwechsel zwischen mir und der Europäischen Kommission seit dem 3.8.2011 

möglichst vollständig zu dokumentieren. 

Für eventuelle Rückfragen stehe ich Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichem Gruß 

  
Johannes Ludwig 
 
 
 
 
--  

Prof. Dr. Johannes Ludwig 

Hochschule für Angewandte Wissenschaften (HAW), Hamburg 

Fakultät Design - Medien - Information (DMI) 

Finkenau 35 

22081 Hamburg 

040 - 428 75 - 76 11 

 

Mobil: 0176 - 52 00 69 15 

mail@johannesludwig.de 

www.johannesludwig.de 

 

privat in Berlin (bzw. 120 Meter davor):  

Keplerstr. 13, 15831 Mahlow-Waldblick 

03379 - 31 38 77 

 

skype: Ludwig_Waldblick 
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MORAIS BISMARQUE GASPAR Ana Gloria 

From: Johannes Ludwig [johannes.ludwig@haw-hamburg.de]

Sent: 28 November 2012 17:28

To: Euro-Ombudsman

Subject: Re: Beschwerde Nr 2290/2012/VL

Attachments: Anlage_Beschw_gg_KOM_.pdf

Page 1 of 1

05/12/2012

Ich bitte um Entschuldigung, falls das Dokument nicht angehängt und/oder nicht in Ihren 
Briefkasten gepasst haben sollte. 
 
Hier jetzt nochmals! 
 
MfG 
Prof. Dr. Johannes Ludwig 
 
 
Am 28.11.2012 10:36, schrieb Euro-Ombudsman: 

Sehr geehrter Herr Ludwig, 
  
ich beziehe mich auf die obige Beschwerde, die Sie am 19. November 2012 einreichten. 
Darin erwähnten Sie eine .pdf Datei, die wir jedoch nicht erhalten haben.  
  
Des Weiteren wäre es für uns notwendig Kopien der Korrespondenz mit der 
Kommission prüfen zu können, auf die Sie sich in Ihrer Beschwerde beziehen. Ich wäre 
Ihnen daher dankbar, wenn Sie uns die vorerwähnten Dokumente zukommen lassen 
könnten. 
  
Mit freundlichen Grüßen, 
  
Vukasin Loncarevic 
  
  
   

  

  

  

 
--  
Prof. Dr. Johannes Ludwig 
Hochschule für Angewandte Wis

Fakultät Design - Medien - Information (DMI) 
Finkenau 35 
22081 Hamburg 
040 - 428 75 - 76 11 
 
Mobil: 0176 - 52 00 69 15 
mail@johannesludwig.de 
www.johannesludwig.de 
 
privat in Berlin (bzw. 120 Meter davor):  
Keplerstr. 13, 15831 Mahlow-Waldblick 
03379 - 31 38 77 
 
skype: Ludwig_Waldblick 

 

European Ombudsman 

Vukasin Loncarevic 
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Rue Wiertz 
MTS 07X038 
B-1047 Brussels 
F. + 32 (0)2 284 49 14 
www.ombudsman.europa.eu 
  

agaspar
Typewritten Text
2290-2012-VL-E2012-165857

agaspar
Typewritten Text
28.11.2012



Übersicht über den Schriftwechsel

Gegenstand Datum Seite

Mein Ausgangsantrag 03.08.2011 2

Erste Reaktion der Kommission 10.08.2011 4

Meine erste Klarstellung 15.08.2011 7

Reaktion der Kommission 26.08.2011 9

Meine Reaktion mit ausführlicher Auflistung von Aktenzeichen 26.09.2011 13

Reaktion der Kommission 04.10.2011 20

Weitere Reaktion der Kommission mit Herausgabe weniger einzelner 

Dokumente 07.11.2011 25

Meine Reaktion mit weiterer Antragskonkretisierung 28.11.2011 146

Zweitantrag hinsichtlich der Dokumente vom 7.11.2011 28.11.2011 147

Reaktion der Kommission auf den Zweitantrag vom 28.11.2011 06.01.2012 149

Meine Reaktionen darauf 23.01.2012 153

Antwort der Kommission 27.01.2012 159

Weitere Reaktion der Kommission 16.02.2012 164

Weitere Reaktion der Kommission mit Herausgabe weniger einzelner 

Dokumente 02.05.2012 166

Meine Einnerung an meinen Erstantrag vom 23.1.2012 12.06.2012 216

Letzte Reaktion der Kommission 03.08.2012 220



 
 
-------- Original-Nachricht -------- 
Betreff: Whistleblowing 
Datum: Wed, 3 Aug 2011 16:46:38 +0200 
Von: Johannes Ludwig <johannes.ludwig@haw-hamburg.de> 
 
An: SG-ACC-DOC@ec.europa.eu <SG-ACC-DOC@ec.europa.eu> 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
  
ich beschäftige mich seit einiger Zeit mit dem Thema Whistleblowing und bin dabei u.a. auf den Fall 
des EU-Beamten Guido Strack gestoßen. 
  
Unsere bisherigen Arbeiten dazu können Sie einsehen unter 
  
www.ansTageslicht.de/whistleblower 
bzw. auch 
www.ansTageslicht.de/Strack  
  
So weit ich in Erfahrung bringen konnte, hat Herr Strack bei Ihnen bereits einige Anträge, 
Verwaltungsbeschwerden und auch Klagen gegen die Kommission eingebracht, die z.T. bereits 
abgeschlossen, z.T. aber wohl auch noch anhängig sind. 
  
Unter Bezugnahme auf die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen 
Parlaments, des Rates und der Kommission und auch auf Artikel 15 AEUV und Artikel 42 EU-
Grundrechtscharta, möchte ich Sie hiermit um Übersendung aller bei Ihnen im Zusammenhang mit 
allen Verfahren des Herrn Guido Strack vorhandenen Dokumente (jeweils einschließlich aller 
Anlagen) bitten. Dies sollte sowohl die Eingaben des Herrn Strack, als auch die Reaktionen und 
Aktionen der jeweils beteiligten Kommissionsdienststellen, als auch Stellungnahmen Dritter und alle 
diesbzgl. in Ihrem Hause erstellten Dokumente umfassen.  
  
Klarstellen möchte ich, dass von meinem vorstehenden Antrag unter anderem umfasst sind: 
  
- alle Dokumentenzugangsanträge, gleichgültig auf welche Rechtsgrundlage diese gestützt wurden, 
von Herrn Strack an die EU-Kommission oder ihre Dienststellen inklusive der jeweiligen Anträge 
(Erst- und Zweitanträge sowie weiterer Schriftwechsel), sämtlicher Bescheidungen und sämtlicher in 
diesem Zusammenhang an Herrn Strack herausgegebener oder auch nicht oder nur teilweise 
herausgegebener Dokumente; 
  
- alle Verwaltungsanträge des Herrn Strack nach Artikel 90 Absatz 1 des EU-Beamtenstatuts und alle 
Verwaltungsbeschwerden des Herrn Strack nach Artikel 90 Absatz 2 des EU-Beamtenstatuts inklusive 
aller Anlagen, allen dazu mit Herrn Strack oder Dritten geführten Schriftwechsels und aller daraufhin 
ergangenen Entscheidungen und intern dazu abgefassten Entwürfe; 
  
- sämtliche Dokumente inklusive aller Anlagen, die im Rahmen der zwischen Herrn Strack und der 
Kommission geführten Verfahren beim Europäischen Bürgerbeauftragen entstanden sind oder  
verwendet wurden sowie sämtliche anderen bei der Kommission in Bezug auf jene Verfahren 
vorhandenen Dokumente. 
  
- sämtliche Dokumente inklusive aller Anlagen, die im Rahmen der zwischen Herrn Strack und der 
Kommission geführten gerichtlichen Verfahren entstanden sind oder von einer der Parteien verwendet 



wurden sowie sämtliche anderen bei der Kommission in Bezug auf jene Verfahren vorhandenen 
Dokumente. 
  
- sämtlicher Schriftwechsel zwischen der Kommission und OLAF und zwischen der Kommission und 
Dritten mit einem wie auch immer gearteten Bezug auf das OLAF Ermittlungsverfahren 
OF/2002/0356. 
  
Bevorzugen würde ich dabei eine Übersendung in elektronischer Form, z.B. auf einer CD-Rom. 
Sollten hierbei Kosten für die öffentliche Hochschule entstehen, darf ich Sie um eine vorherige 
Kostenabschätzung und Rückbestätigung bitten. 
  
Sollten Sie im Hinblick auf den vorstehenden Antrag Probleme bezüglich der Persönlichkeitsrechte 
von Herrn Strack oder dritten Personen sehen, so bitte ich Sie schon jetzt, deren Einverständnis mit der 
Herausgabe der Dokumente an mich einzuholen. Andernfalls bitte Sie darum, mir konkret mitzuteilen 
wie eine entsprechende Einwilligungserklärung von Herrn Strack ausgestaltet sein müsste, falls Sie 
eine solche für notwendig erachten sollten. 
  
Schließlich verweise ich darauf, dass ich alle angefragten Dokumente zur wissenschaftlichen 
Aufarbeitung des Umgangs der EU-Kommission mit Whistleblowern am Beispiel des Falls Strack zu 
verwenden und zu veröffentlichen gedenke und bitte, falls dies nötig sein sollte, schon jetzt um ihre 
Zustimmung zur nicht kommerziellen Veröffentlichung aller mir im Rahmen dieses Antrages zu 
überlassender Dokumente. Es ist spätestens seit der Anhörung im Haushaltskontrollausschuss des 
Europäischen Parlaments im Mai 2011 außerdem offensichtlich, dass an der o.g. Aufarbeitung auch 
ein erhebliches öffentliches Interesse besteht, welches im Rahmen Ihrer Bescheidungen ebenfalls zu 
berücksichtigen ist und aus meiner Sicht auch dazu führen muss, Dokumente selbst dann 
herauszugeben, wenn oder soweit sie Herrn Strack bisher verweigert wurden. Insoweit verweise ich 
auch auf die jüngste Rechtsprechung.  
  
  
Für eventuelle Rückfragen stehe ich Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung. 
  
Schließlich darf ich Sie noch bitten mir den Eingang dieser Email und die Registrierung meines 
Antrages baldmöglichst zu bestätigen. 
  
Mit freundlichem Gruß 
Prof. Dr. Johannes Ludwig 
 
--  
Prof. Dr. Johannes Ludwig 
Hochschule für Angewandte Wissenschaften (HAW), Hamburg 
Fakultät Design - Medien - Information (DMI) 
Finkenau 35 
22081 Hamburg 
040 - 428 75 - 76 11 
 
Mobil: 0176 - 52 00 69 15 
mail@johannesludwig.de 
www.johannesludwig.de 
 
privat in Berlin (bzw. 120 Meter davor):  
Keplerstr. 13, 15831 Mahlow-Waldblick 
03379 - 31 38 77 
 
skype: Ludwig_Waldblick 
 



 

Von: Sg-Acc-Doc@ec.europa.eu [Sg-Acc-Doc@ec.europa.eu] 
Gesendet: Mittwoch, 10. August 2011 11:27 
An: Ludwig, Johannes 
Betreff: RE: Whistleblowing 

 

Sehr geehrter Herr Prof. Ludwig, 

in Anlage übersende ich Ihnen ein Schreiben hinsichtlich Ihres Antrages auf Zugang zu Dokumenten. 

Mit freundlichen Grüßen, 

Paul SIMON 

Europäische Kommission 

Generalsekretariat 

Referat SG.B.5 "Transparenz, Beziehungen zu interessierten Kreisen und externen Organisationen" 

________________________________ 

From: Johannes Ludwig [mailto:johannes.ludwig@haw-hamburg.de] 
Sent: Wednesday, August 03, 2011 4:47 PM 
To: SG ACCES DOCUMENTS 
Subject: Whistleblowing 

… 

 



EUROPAISCHE KOMMISSION 
GENERALSEKRETARIAT 

Direktion В 
SG-B-5 

Transparenz, Beziehungen zu Interessengruppen und externe Organisationen 

Brüssel, den 
SG.B.5/MKU/psi - Ares(2011) 

Herrn 

Prof. Dr. Johannes Ludwig 

Hochschule für angewandte 

Wissenschanen 

Finkenau 35 

D-2081 Hamburg 

Per E-Mail: 

johannes.ludwig@haw-hamburg.de 

Betreff: Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten - Ihre Email vom 3. 

August 2011 

Sehr geehrter Herr Prof. Ludwig, 

Ich beziehe mich auf Ihre Email vom 3. August 2011, in dem sie mit Bezugnahme auf 

die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu 

Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission1 (im 

Folgenden: Verordnung 1049/2001) um die Übersendung "aller bei Ihnen im 

Zusammenhang mit allen Verfahren des Herrn Guido Strack vorhandenen Dokumente 

(jeweils einschließlich aller Anlagen)" bitten. Weiter nach Ihrer genannten Email soll 

dies "sowohl die Eingaben des Herrn Strack, als auch die Reaktionen und Aktionen der 

jeweils beteiligten Kommissionsdienststellen, als auch Stellungnahmen Dritter und alle 

diesbezüglich in Ihrem Hause erstellten Dokumente" umfassen. 

Sie führen weiter aus, dass von Ihrem Antrag unter anderem folgendes umfasst sein soll: 

"- alle Dokumentenzugangsanträge, gleichgültig auf welche Rechtsgrundlage diese 

gestützt wurden, von Herrn Strack an die EU-Kommission oder ihre Dienststellen 

inklusive der jeweiligen Anträge (Erst- und Zweitanträge sowie weiterer 

Schriftwechsel), sämtlicher Bescheidungen und sämtlicher in diesem Zusammenhang an 

Herrn Strack herausgegebener oder auch nicht oder nur teilweise herausgegebener 

Dokumente; 

ABl. L 145 vom 31.05.2001, S.43 

Commission européenne, B-1049 Bruxelles / Europese Commissie, B-l 049 Brussel - Belgium. Telephone: (32-2) 299 11 
http:,''/ec.curopa.eu/dgs/secretarìat general 
E-mail : sq-acc-doc@ec.europa.eu 

Ref. Ares(2011)868638 - 10/08/2011
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- alle Verwaltungsantrage des Herrn Strack nach Artikel 90 Absatz 1 des EU­
Beamtenstatuts und alle Verwaltungsbeschwerden des Herrn Strack nach Artikel 90 
Absatz 2 des EU-Beamtenstatuts inklusive aller Anlagen, allen dazu mit Herrn Strack 
oder Dritten gefohrten Schriftwechsels und aller daraujhin ergangenen Entscheidungen 
und intern dazu abgefassten Entwurfe; 

- samtliche Dokumente inklusive aller Anlagen, die im Rahmen der zwischen Herrn 
Strack und der Kommission gefohrten Verfahren beim Europaischen Burgerbeauftragen 
entstanden sind oder verwendet wurden sowie samtliche anderen bei der Kommission 
in Bezug aufjene Verfahren vorhandenen Dokumente; 

- samtliche Dokumente inklusive aller Anlagen, die im Rahmen der zwischen Herrn 
Strack und der Kommission gefohrten gerichtlichen Verfahren entstanden sind oder von 
einer der Parteien verwendet wurden sowie samtliche anderen bei der Kommission in 
Bezug aufjene Verfahren vorhandenen Dokumente; 

- samtlicher Schr~ftwechsel zwischen der Kommission und OLAF und zwischen der 
Kommission und Dritten mit einem wie auch immer gearteten Bezug auf das OLAF 
Ermittlungsverfahren OF/200210356." 

Nach erster Priifung Ihres Antrages muss ich Ihnen mitteilen, dass im Hinblick auf die 
groBen Zahl der Herrn Strack betreffenden Verwaltungs- und Gerichtsverfahren, die, 
wie Sie zu Recht ausfiihren, nicht auf die von Ihnen genannte Liste beschdinkt sind und 
die potentiell eine Vielzahl von Kommissionsdiensten betreffen, es uns aufgrund der 
von Ihnen gelieferten Beschreibung nicht moglich ist, alle Dokumente zu ermitteln, die 
von Ihrem Antrag umfasst sein konnen. 

GemaB Artikel 6 Abs. 1 der Verordnung 1049/2001 miissen Antdige auf Zugang zu 
einem Dokument "( ... ) so prazise formuliert sein, dass das Organ das betreffende 
Dokument ermitteln kann." Ist dies nicht der Fall, kann das Organ gemaB Artikel 6 
Absatz 2 den Antragsteller auffordem, den Antrag zu prazisieren. GemaB Artikel 2 Abs. 
3 der Durchfiihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1049/20012 beginnt die 
Beantwortungsfrist erst zu dem Zeitpunkt, zu dem die Kommission iiber die zusatzliche 
Informationen verfiigt. 

Wir mochten Sie daher in Anwendung des genannten Artikel 6 Absatz 2 der V erordnung 
1049/2001 darum bitten, Ihren Antrag zu prazisieren, und uns insbesondere mitteilen, aus 
welch en Herrn Strack betreffenden V erwaltungs- und/oder Gerichtsverfahren Sie 
Dokumente beantragen. 

Mit freundlichen GriiBen, 

ABI. L 345 VOID 29.12.2001, S. 94 
2 

MarcMaes 
stellv. Referatsleiter 



Von: Ludwig, Johannes 
Gesendet: Montag, 15. August 2011 10:38 
An: Sg-Acc-Doc@ec.europa.eu 
Betreff: AW: Whistleblowing 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

1) Danke für die schnelle Antwort. 

2) Hierzu darf ich zunächst klarstellen, dass ich an meinem Antrag vom 3.8.2011 unverändert 
festhalte. Aus meiner Sicht weist mein Ausgangs vom 3.08.2011 sehr wohl eine hinreichende 
Präzision auf. Das Wort "alle" war umfassend gemeint und ist durchaus auch so zu verstehen. 

3) Ich habe mich darüber hinaus bemüht, durch die Formulierung "unter anderem" wichtige Bereiche -
soweit dies mir möglich war - schon im Ausgangsantrag explizit zu benennen. Im Gegegensatz zur 
Kommission sind mir die Vorgänge nicht bereits im Einzelnen bekannt. Diese Kenntnis will ich mit 
dem Dokumentenzugangsantrag ja gerade erst erlangen. 

4) Außerdem gehe ich bei meinem Antrag davon aus, dass es sich bei der Europäischen Kommission 
um eine ordnungsgemäße Verwaltung handelt, die Verwaltungsvorgänge in einer Art und Weise 
speichert, die ihr ein leichtes Auffinden ermöglicht. Sollte dies nicht der Fall sein, so kann dies 
jedenfalls nicht in meiner Verantwortung liegen. 

5) Gibt es einen Grund, dass Sie bei Ihrem Zitat aus Art. 6 Abs. 2 der Verordnung 1049/2001 die 
Formulierung 

 "und  leistet ihm dabei Hilfe", 

 aus denen sich eine Unterstützungspflicht der Verwaltung ergibt, weder zitieren noch dieser - sicher ja 
wohl als Anforderung gemeinten - Formulierung durch Ihr Schreiben gerecht werden? 

6) Aus dem mit "Nach erster Prüfung..." beginnenden Absatz Ihres Schreibens kann ich entnehmen, 
dass Sie offenbar eine 'größere' Anzahl von Herrn Strack betreffenden Verwaltungs- und 
Gerichsverfahren identifiziert haben? 

Ich möchte Sie daher bitten, mir hinsichtlich jener von Ihnen bereits identifizierten Verfahren und der 
damit im Zusammenhang stehenden Dokumente Zugang zu gewähren. 

Mit freundlichen Grüßen! 

Prof. Dr. Johannes Ludwig 

 

 

Prof. Dr. Johannes Ludwig 
Fakultät Design, Medien und Information (DMI) 
Hochschule für Angewandte Wissenschaften (HAW) Hamburg 
Stiftstr. 69, 20099 Hamburg 
T/F: 040 - 428 75 - 76 11 



www.johannesludwig.de 
mail@johannesludwig.de 

privat: Keplerstr. 13 
15831 Mahlow-Waldblick (120 M. vor Berlin) 
03379 - 31 38 77 

www.ansTageslicht.de 

www.waechterpreis.de 

www.whistleblowerinfo.de 

www.recherchieren.org 

 

 

________________________________________ 

Von: Sg-Acc-Doc@ec.europa.eu [Sg-Acc-Doc@ec.europa.eu] 
Gesendet: Mittwoch, 10. August 2011 11:27 
An: Ludwig, Johannes 
Betreff: RE: Whistleblowing 

… 

 



Von: Sg-Acc-Doc@ec.europa.eu [Sg-Acc-Doc@ec.europa.eu] 
Gesendet: Freitag, 26. August 2011 16:31 
An: Ludwig, Johannes 
Betreff: Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten - Ihre Emails vom 3. und 15. August 

 

Sehr geehrter Herr Prof. Ludwig, 

in Anlage übersende ich Ihnen ein Schreiben hinsichtlich Ihres Antrages auf Zugang zu Dokumenten. 

Mit freundlichen Grüßen, 

 

Madeleine Bluriot-Puebla 

SG-B-5 - "Transparenz, Beziehungen zu interessierten Kreisen und externen Organisationen" 

 

________________________________ 

From: Johannes Ludwig [mailto:johannes.ludwig@haw-hamburg.de] 
Sent: Wednesday, August 03, 2011 4:47 PM 
To: SG ACCES DOCUMENTS 
Subject: Whistleblowing 

 

… 
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EUROPAISCHE KOMMISSION 
GENERALSEKRETARIAT 

Direktion Β 
SG-B-5 
Transparenz, Beziehungen zu Interessengruppen und externe Organisationen 

Brüssel, den 
SG.B.5/MKU/psi - Ares(2011) 

Herrn 
Prof. Dr. Johannes Ludwig 
Hochschule für angewandte 
Wissenschaften 
Finkenau 35 
D-2081 Hamburg 

Per E-Mail: 
j ohannes.ludwig@haw-hamburg.de 

Betreff : Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten - Ihre Emails vom 3. und 
15. August 2011 

Sehr geehrter Herr Prof. Ludwig, 

Ich beziehe mich auf Ihre Email vom 15. August 2011 in Antwort auf unser Schreiben 
vom 10. August, in dem wir Sie gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1049/2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen 
Parlaments, des Rates und der Kommission1 (im Folgenden: Verordnung 1049/2001) 
aufgefordert haben, Ihren Antrag auf Zugang zu Dokumenten vom 3. August 2011 zu 
präzisieren. Dieser Antrag vom 3. August 2011 betraf die Übersendung "aller bei Ihnen 
im Zusammenhang mit allen Verfahren des Herrn Guido Strack vorhandenen Dokumente 
(jeweils einschließlich aller Anlagen)". Dies sollte "sowohl die Eingaben des Herrn 
Strack, als auch die Reaktionen und Aktionen der jeweils beteiligten 
Kommissionsdienststellen, als auch Stellungnahmen Dritter und alle diesbezüglich in 
Ihrem Hause erstellten Dokumente" umfassen. 

In Ihrer Email vom 3. August führten weiter aus, dass von Ihrem Antrag unter anderem 
folgendes umfasst sein soll: 

"- alle Dokumentenzugangsanträge, gleichgültig auf welche Rechtsgrundlage diese 
gestützt wurden, von Herrn Strack an die EU-Kommission oder ihre Dienststellen 
inklusive der jeweiligen Anträge (Erst- und Zweitanträge sowie weiterer Schriftwechsel), 
sämtlicher Bescheidungen und sämtlicher in diesem Zusammenhang an Herrn Strack 
herausgegebener oder auch nicht oder nur teilweise herausgegebener Dokumente; 
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- alle Verwaltungsantriige des Herrn Strack nach Artikel 90 Absatz 1 des EU­
Beamtenstatuts und alle Verwaltungsbeschwerden des Herrn Strack nach Artikel 90 
Absatz 2 des EU-Beamtenstatuts inklusive aller Anlagen, allen dazu mit Herrn Strack 
oder Dritten gefohrten Schr(ftwechsels und aller daraujhin ergangenen Entscheidungen 
und intern dazu abgefassten Entwiirfe; 

- siimtliche Dokumente inklusive aller Anlagen, die im Rahmen der zwischen Herrn 
Strack und der Kommission gefuhrten Verfahren beim Europiiischen Biirgerbem!ftragen 
entstanden sind oder verwendet wurden sowie siimtliche anderen bei der Kommission in 
Bezug aufjene Ver.fahren vorhandenen Dokumente; 

- siimtliche Dokumente inklusive aller Anlagen, die im Rahmen der zwischen Herrn 
Strack und der Kommission gefohrten gerichtlichen Verfahren entstanden sind oder von 
einer der Parteien venvendet wurden sowie siimtliche anderen bei der Kommission in 
Bezug aufjene Verfahren vorhandenen Dokumente; 

- siimtlicher Schr(ftwechsel zwischen der Kommission und OLAF und zwischen der 
Kommission und Dritten mit einem wie auch immer gearteten Bezug auf das OLAF 
Ermittlungsverfahren OF/2002/0356." 

In unserem Schreiben vom 10. August 2011 haben wir hierzu mitgeteilt dass nach einer 
ersten Priifung des Antrages im Hinblick auf die groJ3en Zahl der Herrn Strack 
betreffenden Verwaltungs- und Gerichtsverfahren, die, wie Sie zu Recht ausfiihren, nicht 
auf die von Ihnen genannte Liste beschrankt sind und die potentiell eine Vielzahl von 
Kommissionsdiensten betreffen, es uns aufgrund der von Ihnen gelieferten Beschreibung 
nicht moglich ist, alle Dokumente zu ermitteln, die von Ihrem Antrag umfasst sein 
konnen. 

Wir haben Sie daher gemafi Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung 1049/2001 aufgefordert, 
den Antrag zu pdizisieren und uns insbesondere mitteilen, aus welchen Herrn Strack 
betreffenden Verwaltungs- und/oder Gerichtsverfahren Sie Dokumente beantragen. 

In Ihrer Antwort vom 15. August 2011 teilen Sie uns mit, dass Sie an Ihrem Antrag 
unverandert festhalten. Sie sind der Auffassung, dass dieser cine hinreichende Prazision 
aufweist und gehen davon aus, dass die Kommission Verwaltungsvorgange in einer Art 
und Weise speichert, die ihr ein leichtes Auffinden ermoglicht. Weiterhin entnehmen Sie 
unserer Antwort, dass die Kommission "o.ffenbar eine 'groj3ere' Anzahl von Herrn Strack 
betreffenden Verwaltungs- und Gerichtsverfahren identifiziert [hat]" und bitten darum, 
hinsichtlich der bereits identifizierten Verfahren und der damit im Zusammenhang 
stehenden Dokumente Zugang zu gewahren. 

Leider muss ich Ihnen mitteilen, dass, auch in Anbetracht Ihrer Ausfiihrungen in Ihrer 
Email vom 15. August 2011, Ihr Antrag es uns nach wie vor nicht ermoglicht, im Sinne 
von Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung 1049/2001 die betroffenen Dokumente zu 
ermitteln. Insbesondere ermoglichen die bestehenden Speichersysteme der Kommission 
keine Identifizierung nach den von Ihnen genannten Kriterien. Auch der Umstand, dass 
bekanntermaJ3en cine groJ3e Zahl von V cnvaltungs- und Gerichtsverfahren beziiglich 
Herrn Strack existiert, erlaubt uns nicht, festzustellen, auf welche Verfahren sich Ihr 
Antrag bezieht, zumal Sic betonen, an Ihrem Antrag vom 3. August 2011 vollumHinglich 
festzuhal ten. 
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Allerdings sind bereits aufgrund friiherer Antdi.ge nach Verordnung 1049/2001 
Dokurnente aus bestirnrnten Verwaltungs- und Gerichtsverfahren betreffend Herrn Strack 
verbreitet worden. Diese Dokurnente sind aufgrund ihrer Freigabe nach Verordnung 
1049/2001 identifizierbar und konnen Ihnen daher auf Wunsch zur Verfiigung gestellt 
werden. Sollten Sie an der Ubersendung dieser Dokurnente interessiert sein, bitten wir 
Sie urn Mitteilung, so dass wir Ihren Antrag in dieser Form registrieren konnen. 

Sollten Sie in anderer Form Hilfestellung bei der Prazisierung Ihres Antrages wiinschen, 
bitten wir Sie ebenfalls urn entsprechende Mitteilung. 

Mit freundlichen Griillen, 
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Betreff: Ihr Schreiben vom 26.08.2011 [ARES(2011)912369] 
Datum: Mon, 26 Sep 2011 18:34:13 +0200 
Von: Johannes Ludwig <johannes.ludwig@haw-hamburg.de> 
An: SG-ACC-DOC@ec.europa.eu 
 

Sehr geehrter Herr Legris, 

haben Sie vielen Dank für Ihr Schreiben vom 26.08.2011  

[ARES(2011)912369], zu dem ich wie folgt Stellung nehmen möchte: 

 

I. Am Ende Ihres o.g. Schreibens führen Sie aus: 

"Allerdings sind bereits aufgrund früherer Anträge nach Verordnung  

1049/2001 Dokumente aus bestimmten Verwaltungs- und Gerichtsverfahren  

betreffend Herrn Strack verbreitet worden. Diese Dokumente sind aufgrund  

ihrer Freigabe nach Verordnung 1049/2001 identifizierbar und können  

Ihnen daher auf Wunsch zur Verfügung gestellt werden." Zum Verfahren  

schlagen Sie sodann vor: "Sollten Sie an der Übersendung dieser  

Dokumente interessiert sein, bitten wir Sie um Mitteilung, so dass wir  

Ihren Antrag in dieser Form registrieren können." 

Hierzu stelle ich fest: 

 

1. Ja, ich bin an der Übersendung dieser Dokumente interessiert. 

2. Ich bin nicht damit einverstanden, dass Sie meinen Ursprungsantrag  

vom 03.08.2011 als auf jene Dokumente reduziert registrieren. 

3. Ich schlage insoweit vor, dass Sie dieses heutige Schreiben als  

Dokumentenzugangsantrag hinsichtlich der mir nunmehr zur Übersendung  

angebotenen Dokumente ansehen und bin, soweit eine ungeschwärzte und  

vollständige Übersendung jener Dokumente erfolgen wird, bereit meinen  

Ursprungsantrag vom 03.08.2011 um diese Dokumente zu reduzieren. 

 

4. Ich darf Sie um eine umgehende Registrierungsbestätigung hinsichtlich  

des somit dann "ausgekoppelten" Antragsteils bitten. 



 

II. Im übrigen halte ich an meinem Ursprungsantrag vom 03.08.2011 fest  

und nehme Bezug auf den letzten Satz Ihres o.g. Schreibens in der Sie  

Ihre Hilfe bei dessen Präzisierung anbieten. 

 

Also lassen Sie uns doch einmal gemeinsam versuchen den Antrag zu  

präzisieren, damit auch Sie verstehen, was gemeint ist: 

Ein Anhaltspunkt ergibt sich dabei bereits aus der unter I. zitierten  

Passage Ihres Schreibens. Demnach sind Ihnen frühere Anträge nach  

Verordnung 1049/2001 betreffend bestimmter Dokumente bekannt. Dies  

erlaubt meinen Ausgangsantrag dahingehend zu präzisieren, dass dieser  

unter anderem, aber keineswegs ausschließlich, umfasst: Die Anträge nach  

Verordnung 1049/2001 auf die Sie sich mit Ihrer Formulierung aus o.g.  

Schreiben bezogen haben und dabei: die Erst- und ggfls. vorhandene  

Zweit-Anträge selbst und sämtlicher anlässlich der Beantwortung der  

Anträge intern oder extern geführter Schriftwechsel, inklusive des  

sämtlichen internen oder externen Schriftwechsel von sich auf diese  

Anträge beziehenden Beschwerde- oder Gerichtsverfahren, sowie auf  

sämtliche Dokumente zu denen mit jenen Anträgen Dokumentenzugang  

beantragt wurde (mit Ausnahme jener Dokumente zu denen mir bereits nach  

I. vollständig und ungeschwärzt Zugang gewährt wird). Falls Sie dies  

gerne möchten, wäre ich auch hinsichtlich dieses aus meiner Sicht  

spätestens jetzt bestimmten Teil meines Ausgangsantrages zu einer  

Auskopplung gemäß dem Vorschlag unter I. bereit, demnach könnte dann  

auch dieser Teil als separater Dokumentenzugangsantrag auf der Basis des  

heutigen Schreibens gewertet und aus dem Ausgangsantrag herausgenommen  

werden. Wenn Sie dieses Vorgehen bevorzugen sollten, darf ich Sie um  

eine entsprechende Bestätigung bitten. 

 



Was die weitere Präzisierung meines Ausgangsantrages angeht, liefern Sie  

ebenfalls wertvolle Hinweise. Demnach räumen Sie selbst ein, dass  

"bekanntermaßen eine große Zahl von Verwaltungs- und Gerichtsverfahren  

bezüglich Herrn Strack existiert". Ich darf Sie also im Rahmen Ihrer  

Hilfeleistungspflicht bitten, jene zu identifizieren und mir die  

entsprechenden Aktenzeichen mitzuteilen. Jene Aktenzeichen werde ich  

dann zur von Ihnen gewünschten weiteren Präzisierung meines Antrages  

benutzen. Ich selbst habe auch schon einmal versucht entsprechende  

Aktenzeichen zu identifizieren und bin dabei gestoßen auf: 

 

1. Die Personalakte des Herrn Strack (Personal-Nr.: 6499 (als Aktiver)  

bzw. 134756 (als Pensionär) ) 

2. Die medizinische Akte des Herrn Strack (Personal-Nr.: 6499 (als  

Aktiver) bzw. 134756 (als Pensionär) ) 

3. Die PMO-Akte zu Herrn Stracks Antrag vom 07.03.2005 auf Leistungen im  

Hinblick auf seine berufsbedingte Erkrankung nach Art. 73 des  

Beamtenstatuts (Personal-Nr.: (Personal-Nr.: 6499 (als Aktiver) bzw.  

134756 (als Pensionär) )Aktenzeichen: 20550855) 

4. Die Akten zu den Ombudsmann-Beschwerdeverfahren (dortige Aktenzeichen  

nachfolgend) des Herrn Strack und die diesen jeweils vorgeschalteten,  

nachfolgenden und/oder in sonstiger Weise zugehörigen internen  

Verwaltungsvorgängen, insbesondere: 

 

140-2004-(BB)PB 

1434-2004-PB 

3402-2004-PB 

0144-2005-PB 

3002-2005-PB 

0723-2006-(WP)PB 



0828-2006-WP 

1213-2006-(WP)PB 

3591-2006-(WP)PB 

0056-2007-PB 

0429-2007-PB 

0672-2007-(WP)PB 

1330-2007-PB 

0491-2008-PB 

1116-2008-PB 

1821-2008-PB 

2458-2009-PB 

0488-2010-PB 

2069-2010-PB 

0267-2011-PB 

0268-2011-PB 

 

5. Die Akten zu den Gerichtsverfahren des Herrn Strack (dortige  

Aktenzeichen nachfolgend) und die diesen jeweils vorgeschalteten,  

nachfolgenden und/oder in sonstiger Weise zugehörigen internen  

Verwaltungsvorgängen, insbesondere: 

 

T-85/04 

T-394/04 

T-4/05 

T-225/05 = F-44/05 

C-237/06 P 

F-37/06 

T-392/07 

F-118/07 



F-119/07 

F-120/07 

F-121/07 

F-132/07 

T-221/08 

T-526/08 P 

F-61/09 

F-62/09 

F-44/05 RENV 

T-197/11 P 

T-198/11 P 

T-199/11 P 

T-268/11 P 

6. Was damit und mit der Formulierung "diesen jeweils vorgeschalteten,  

nachfolgenden und/oder in sonstiger Weise zugehörigen" internen  

Verwaltungsvorgängen gemeint ist, möchte ich kurz am Beispiel der  

Gerichtsverfahren F-121/07 und F-132/07 illustrieren. 

 

Bei F-121/07 sind von meine Antrag auf Dokumentenzugang u.a. umfasst:  

die in Rn. 1 des Urteils vom 20.01.2011 genannten "Entscheidungen der  

Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 12. Januar, 26. Februar  

und 20. Juli 2007", die jenen Entscheidungen zu Grunde liegenden Anträge  

bzw. Schreiben des Herrn Strack an die Kommission z.B. vom 16.10.2006  

und 22.12.2006, all jene Dokumente, zu denen Herr Strack am 22.12.2006  

ausweislich von Rn. 12 des Urteils selbst Zugang beantragt hat (egal ob  

und inwieweit ihm dieser Zugang gewährt wurde oder nicht), die  

Beschwerde von Herrn Strack vom 09.04.2007 (Rn. 15), die Klageschrift  

des Herrn Strack vom 22.10.2007, die Unterlagen und Protokolle zur  

Güteverhandlung vom 04.12.2007, die Klageerwiderung der Kommission, der  



Schriftsatz der Kommission vom 29.05.2008 (Rn.21), die Aufforderung der  

Kammer vom 12.06.2008 (Rn. 22), die Reaktion des Herrn Strack (dies  

meint in allen Fällen auch jene seiner Anwälte) vom 19.06.2008, den  

Beschluss des Präsidenten des Gerichts vom 08.10.2008, die Schreiben des  

Herrn Strack vom 02.04.2009, 28.05.2009, 15.01.2010, 25.06.2010 und  

02.07.2010, alle Schreiben der Kanzlei des Gerichtshofs in jenem  

Verfahren inklusive des vorbereitenden Sitzungsberichts, alle zu den  

soeben genannten Dokumenten und dem Verfahren insgesamt bei der  

Kommission vorliegenden weiteren Schriftsätze und internen Vermerke. Zu  

einem Dokument gehören dabei nach meinem Verständnis immer auch seine  

sämtlichen Anlagen. 

 

Bei F-132/07 sind von meine Antrag auf Dokumentenzugang ebenso alle  

Verfahrensschriftsätze und vorbereitenden Schriftwechsel umfasst, so  

u.a. auch der von Herrn Strack am 09.04.2007 gestellte Antrag und die  

diesem beigefügte CD-ROM. Natürlich auch die Schreiben von Herrn Strack  

vom 11.05.2007 und vom 11.10.2007 und die Reaktionen der Kommission  

darauf u.a. vom 19.06.2007 und 20.07.2007. 

 

Ich hoffe spätestens jetzt ist Ihnen klar, dass das Wort "aller" in  

meinem Ausgangsantrag vom 03.08.2011 auch durchaus so umfassend gemeint  

war und ist. 

 

III. Abschließend setze ich Sie davon in Kenntnis, dass ich beabsichtige  

auch den im Zusammenhang mit meinem Dokumentenzugangsantrag vom  

03.08.2011 bereits geführten und zukünftig noch zu führenden  

Schriftwechsel unter http://ansTageslicht.de/strack öffentlich zu  

machen. Ich gehe davon aus, dass Ihrerseits hiergegen keine Bedenken  

bestehen, da ja auch die Europäische Kommission sicherlich daran  



interessiert ist, den Bürgerinnen und Bürgern einen realistischen  

Einblick in die Art und Weise zu gewähren wie sie Verwaltungstransparenz  

in der Praxis ausgestaltet. 

 

Schließlich noch der Hinweis, dass keine Äußerung dieses Schreibens  

bezweckt oder so interpretiert werden sollte, meinen Ursprungsantrag vom  

03.08.2011 zurückzunehmen oder einzugrenzen (jedenfalls nicht über eine  

bloße Auskopplung von Antragsgegenständen in neue Unteranträge hinaus),  

ich gehe davon aus, dass dieser in vollem Umfang hinreichend bestimmt  

war bzw. jedenfalls mit den jetzt vorliegenden Ergänzungen hinreichend  

bestimmt bzw. im Rahmen Ihrer Hilfeleistungspflicht bestimmbar ist. 

 

Mit freundlichem Gruß 

 

Johannes Ludwig 

 

--  

Prof. Dr. Johannes Ludwig 
Hochschule für Angewandte Wissenschaften (HAW), Hamburg 
Fakultät Design - Medien - Information (DMI) 
Finkenau 35 
22081 Hamburg 
040 - 428 75 - 76 11 

Mobil: 0176 - 52 00 69 15 
mail@johannesludwig.de 
www.johannesludwig.de 

privat in Berlin (bzw. 120 Meter davor):  
Keplerstr. 13, 15831 Mahlow-Waldblick 
03379 - 31 38 77 
skype: Ludwig_Waldblick 

 

 



-------- Original-Nachricht -------- 

Betreff: RE: Ihr Schreiben vom 26.08.2011 [ARES(2011)912369] 
Datum: Tue, 4 Oct 2011 17:03:46 +0200 
Von: Sg-Acc-Doc@ec.europa.eu <Sg-Acc-Doc@ec.europa.eu> 
An: Ludwig, Johannes <Johannes.Ludwig@haw-hamburg.de> 
 

 

Sehr geehrter Herr Prof. Ludwig,  

in Anlage übersende ich Ihnen ein Schreiben hinsichtlich Ihres Antrages auf Zugang zu Dokumenten.  

Mit freundlichen Grüßen,  

 

Carlos Remis 

SG.B.5.  

Transparence & accès aux documents.  

Berl. 05/329.  

 

 

 

-----Original Message----- 

From: Johannes Ludwig [mailto:johannes.ludwig@haw-hamburg.de]  
Sent: Monday, September 26, 2011 6:34 PM 
To: SG ACCES DOCUMENTS 
Subject: Ihr Schreiben vom 26.08.2011 [ARES(2011)912369] 

… 

 



EUROPAISCHE KOMMISSION 
GENERALSEKRETARIAT 

Direktion В 
SG-B-5 

Transparenz, Beziehungen zu Interessengruppen und externe Organisationen 

Brüssel, den 04.10.2011 
SG.B.5/MKU/rc - Ares(2011) 

Herrn 

Prof. Dr. Johannes Ludwig 

Hochschule für angewandte 

Wissenschaften 

Finkenau 35 

D-22081 Hamburg 

Per E-Mail: 

Johannes. ludwig@haw-hamburg. de 

Betreff : Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten - Ihre E-Mails vom 3. und 

15. August sowie vom 26. September 2011 

Sehr geehrter Herr Prof. Ludwig, 

Ich beziehe mich auf Ihre E-Mail vom 26. September 2011 in Antwort auf unser 

Schreiben vom 26. August, in dem wir Sie gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung 

(EG) Nr. 1049/2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des 

Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission1 (im Folgenden: Verordnung 

1049/2001) aufgefordert haben, Ihren Antrag auf Zugang zu Dokumenten vom 3. August 

2011 zu präzisieren. Ich beziehe mich ebenfalls auf Ihre E-Mail vom 15. August 2011 in 

Antwort auf unser Schreiben vom 10. August 2011. 

In Ihrer E-Mail vom 26. September 2011 haben Sie, in Antwort auf die Bitte in unseren 

Schreiben vom 10. und 26. August 2011, Ihren ursprünglichen Antrag auf Zugang zu 

Dokumenten vom 3. August wie folgt präzisiert: 

Sie gehen auf unseren Vorschlag in unserem Schreiben vom 26. August 2011 ein 

und beantragen Zugang zu den Dokumenten aus Verwaltungs- und 

Gerichtsverfahren bezüglich Herrn Strack, die bereits aufgrund früherer Anträge 

auf Zugang zu Dokumenten verbreitet wurden (Punkt I. Ihrer E-Mail vom 26. 

September 2011). 
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2. Sie halten dariiber hinaus an Ihrem weitergehenden Antrag vom 3. August 2011 
fest, den Sie wie folgt prazisieren: 

a. Hinsichtlich friiherer Antriige nach Verordnung 1049/2001 beziiglich 
Verwaltungs- und Gerichtsverfahren betreffend Herrn Strack: 11die Erst­
und ggfls. vorhandene Zweit-Antriige selbst und siimtlicher anliisslich der 
Beannvortu.ng der Antriige intern oder extern gefUhrter Schriftwechsel, 
inklusive des siimtlichen internen oder externen Schriftwechsel von sich 
auf diese Antriige beziehenden Beschwerde- oder Gerichtsverfahren, 
sowie auf siimtliche Doku.mente zu denen mit jenen Antriigen 
Dokumentenzugang beantragt wurde (mit Ausnahme jener Dokumente zu 
denen mir bereits nach I. vollstiindig und ungeschwiirzt Zugang gewiihrt 
wird)" 

b. "Die Personalakte des Herrn Strack (Personal-Nr.: 6499 (als Aktiver) 
bzw. 134756 (als Pensioniir))" 

c. "Die medizinische Akte des Herrn Strack (Personal-Nr.: 6499 (als 
Aktiver) bzw. 134756 (als Pensioniir))" 

d. "Die PMO-Akte zu Herrn Stracks Antrag vom 07.03.2005 auf Leistungen 
im Hinblick auf seine berufsbedingte Erkrankung nach Art. 7 3 des 
Beamtenstatu.ts (Personal-Nr.: (Personal-Nr.: 6499 (als Aktiver) bzw. 
134756 (als Pensioniir) )Aktenzeichen: 20550855)" 

e. "Die Akten zu den Ombudsmann-Beschwerdeverfahren (dortige 
Aktenzeichen nachfolgend) des Herrn Strack und die diesenjeweils 
vorgeschalteten, nachfolgenden und/oder in sonstiger Weise zugehorigen 
internen Verwaltungsvorgiingen, insbesondere: 

140-2004-(BB)PB 
143 4-2004-PB 
3402-2004-PB 
0144-2005-PB 
3002-2005-PB 
0723-2006-(WP)PB 
0828-2006-WP 
1213-2006-(WP)PB 
3591-2006-(WP)PB 
0056-2007-PB 
0429-2007-PB 
0672-2007-(WP)PB 
1330-2007-PB 
0491-2008-PB 
1116-2008-PB 
1821-2008-PB 
2458-2009-PB 
0488-2010-PB 
2069-201 0-PB 
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0267-2011-PB 
0268-2011-PB" 

f. "Die Akten zu den Gerichtsverfahren des Herrn Strack (dortige 
Aktenzeichen nachfolgend) und die diesenjeweils vorgeschalteten, 
nachfolgenden und/oder in sonstiger Weise zugehorigen internen 
Verwaltungsvorgiingen, insbesondere: 
T-85104 
T-394104 
T-4/05 
T-225105 = F-44/05 
C-237/06 P 
F-37106 
T-392107 
F-118107 
F-119107 
F-120107 
F-12 I/07 
F-132107 
T-221108 
T-526108 P 
F-6I/09 
F-62109 
F-44/05 RENV 
T-197/ll P 
T-198/ll P 
T-199/11 P 
T-268111 P" 

3. Weiterhin halten Sie auch an Ihrem urspriinglichen Antrag vom 3. August 2011 
in seiner urspriinglichen Fassung fest und betrachten diesen auch als solchen als 
ausreichend prazise. 

Zu diesen Punkten Ihrer E-Mail vom 26. September 2011 nehmen wir wie folgt Stellung: 

L Ihren Antrag auf Zugang zu den bereits freigegebenen Dokumenten (Punkt 1.) haben 
wir unter der Nummer GestDem 2011/5070 registriert. Sie werden eine Antwort 
innerhalb von 15 Arbeitstagen, also bis zum 25/10/2011 erhalten. Bitte beachten Sie, 
dass dieser Antrag die bereits freigegebenen Dokumente in der Form betrifft, wie sie 
freigegeben wurden (ggf. mit Schwarzungen); zu dem weitergehenden Antrag auf 
vollstandigen Zugang zu den ungeschwiirzten Dokumenten zugleich unter Punkt 2. 

2. Hinsichtlich Ihres weitergehenden, in Ihrer E-Mail vom 26. September 2011 
prazisierten Antrages (oben unter Punkt 2. ausgefiihrt), der auch den Zugang zu den 
ungeschwarzten Fassungen der bereits freigegebenen Dokumente enthalt, muss ich Ihnen 
mittei1en, dass dieser aufgrund seines offensichtlich ubermaBigen Umfanges die 
betreffenden Kommissionsdienste fiir eine erhebliche Zeit auslasten und so die 
Funktionsflihigkeit der Kommission erheblich beeintrachtigen wurde. 
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Allein die Verfahrensakten eines Gerichtsverfahrens in der Art der von Ihnen genannten 
beinhalten gewohnlich weit iiber 100 Seiten ( ohne vorangehendes 
Verwaltungsverfahren), bei denen in der Mehrzahl personliche Daten enthalten sind, die 
einzeln geschwarzt werden miissen. Angesichts dieses Arbeitsaufwands wiirde die 
Bearbeitung Ihres Antrages einen unangemessenen Verwaltungsaufwand bedeuten; in 
diesem Fall ist die Kommission gehalten, das Interesse der geordneten Verwaltung zu 
wahren. 

Wir mochten Sie daher bitten, Ihren oben unter Punkt 2. wiedergegebenen Antrag in 
Hinblick darauf zu iiberdenken, inwieweit er mit dem offentlichen Interesse an einer 
funktionsfahigen V erwaltung in Einklang gebracht werden kann. 

3. Ihr iiber die Pdizisierungen in Punkt 2. hinausgehender Antrag vom 3. August 2011, 
den Sie in Ihrer E-Mail vom 26. September 2011 ebenfalls aufrechterhalten (oben unter 
Punkt 3.) erscheint uns, wie bereits in unseren Schreiben vom 10. und 26. August 
ausgefiihrt, weiterhin zu unbestimmt und kann daher in dieser Form nicht registriert 
werden. 

Mit freundlichen Griil3en, 

4 

MarcMaes 
stellv. Referatsleiter 



-------- Original-Nachricht --------  

Betreff:  Your application for access to documents under Regulation (EC) N° 1049-2001 - 
GESTDEM 2011/5070 
Datum:  Mon, 7 Nov 2011 14:00:41 +0100 
Von:  Sg-Acc-Doc@ec.europa.eu <Sg-Acc-Doc@ec.europa.eu> 
An:  Ludwig, Johannes <Johannes.Ludwig@haw-hamburg.de> 
  

Dear Mr Ludwig,     

Kindly find the answer to your application concerning your request for access to documents pursuant 
to Regulation (EC) N° 1049/2001 regarding public access to European Parliament, Council and 
Commission documents (GESTDEM 2011/5070) .   

Yours sincerely, 

Carlos Remis 

SG-E.3.  

Transparence & accès aux documents.  

Berl. 05/388. 

 

 



EUROPÄISCHE KOMMISSION 
GENERALSEKRETARIAT 

Direktion В 
SG-B-5 
Transparenz 

Brüssel, den 07.11.2011 
SG.B.5/MKU/rc - Ares(2011) 

Herrn 

Prof. Dr. Johannes Ludwig 

Hochschule für angewandte 

Wissenschaften 

Finkenau 35 

D-22081 Hamburg 

Per E-Mail: 

Johannes. ludwig@haw-hamburg. de 

Ihr Antrag auf Zugang zu Dokumenten gemäß Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 
GestDem Nr. 2011/5070 

Sehr geehrter Herr Prof. Ludwig, 

Ich beziehe mich auf Ihre E-Mail vom 26. September 2011, registriert als Erstantrag 

gemäß Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rats über 

den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates 

und der Kommission1 (im Folgenden: Verordnung 1049/2001). In dem Teil Ihrer Email, 

der unter der oben genannten Nummer als Erstantrag registriert wurde, beantragen Sie 

Zugang zu den Dokumenten aus Verwaltungs- und Gerichtsverfahren bezüglich Herrn 

Strack, die bereits aufgrund früherer Anträge auf Zugang zu Dokumenten verbreitet 

wurden. Wie in unserem Schreiben vom 4. Oktober 2011 erläutert, ist Dir Antrag 

hinsichtlich der bereits zuvor freigegebenen Dokumente registriert worden. 

Nach Prüfung Ihres Antrages habe ich die folgenden Dokumente als von diesem umfasst 
identifizieren können: 

1. Freigegeben unter GestDem Nr. 2004/2748 

a. Mitteilung des Generalsekretärs an Herrn Bruner, OLAF-Generaldirektor, 
vom 1. März 2004, Az. D(2004) 1908 

ABl. L145 vom 31.5.2001, S.43. 

Commission européenne, В-1049 Braxelles / Europese Commissie, В-1049 Brussel - Belgium. Telephone: (32-2) 299 l i l l . 
http://ec.europa.eu/dgs/'secretariat general 
E-mail : sa-acc-doc@ec.europa.eu 
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b. Mitteilung des Generalsekretars an Vizeprasident Kinnock und andere, 
vom 1. Marz 2004, Az. D(2004) 1909 

2. Freigegeben unter GestDern Nr. 2006/4606 

a. Schreiben von Herrn Peter Hustinx, Europaischer 
Datenschutzbeauftragter, an Herrn Strack vorn 30. Oktober 2006, Az. 
D(2006) 1145 

b. Schreiben von Herrn Bayo Delgado, stellvertretender Europaischer 
Datenschutzbeauftragter, an Frau Deshayes, Direktorin beirn PMO, vorn 
15. Mai 2006, Az. D(2006) 482 

c. Schreiben des PMO an Herrn Bayo Delgado, stellvertretender 
Europaischer Datenschutzbeauftragter, vorn 2. Juni 2006, Az. 
D(2006) 13484 

d. Schreiben von Herrn Bayo Delgado, stellvertretender Europaischer 
Datenschutzbeauftragter, an das PMO, vorn 27. Juli 2006, Az. 
D(2006) 808 

e. Schreiben des PMO an Herrn Bayo Delgado, stellvertretender 
Europaischer Datenschutzbeauftragter, vorn 7. September 2006, Az. 
D(2006) 20051, sowie begleitendes Telefax 

f. Schreiben von Herrn Peter Hustinx an das PMO vorn 4. Oktober 2006, 
Az. D(2006) 1014 

3. Freigegeben unter GestDern Nr. 2008/0591 

a. Mitteilung an Herrn Briiner, JUR (2005) 30124 

b. Inforrnationsverrnerk, JUR (2006) 30384 

c. Inforrnationsverrnerk, JUR (07) 45367 

4. Freigegeben unter GestDem Nr. 2009/5013 

a. E-Mailaustausch zwischen dern Europaischen Parlarnent, dem Rat und der 
Kornrnission hinsichtlich der Koordination der Antworten an Herrn 
Strack. 
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b. Intemer E-Mailaustausch der Kommission hinsichtlich der Antwort auf 
einen Antrag auf Zugang zu Dokumenten von Herm Strack. 

5. Freigegeben unter GestDem Nr. 2010/5520 und 2011/95 - Erstantrag: siehe Liste 
in Anhang 1 

6. Freigegeben unter GestDem Nr. 2010/5520 und 2011/95- Zweitantrag: 

a. Contrat d'assistance juridique SJ/200911411 

b. Contrat d'assistance juridique SJ/2009/1438 

c. Contrat d'assistance juridique SJ/2009/1439 

d. Contrat d'assistance juridique SJ/200911440 

Da all diese Dokumente bereits Gegenstand einer Freigabe waren, kann ich sie Ihnen 
vollstandig, so wie urspriinglich freigegeben, iibersenden. 

AuBerdem hat sich ergeben, dass auch das Europaische Amt fiir Betrugsbekii.mpfung 
(OLAF) Dokumente aus Verwaltungs- und Gerichtsverfahren bezi.iglich Herm Strack 
freigegeben hat. Da OLAF Zugangsantrage in eigener Verantwortung bearbeitet, haben 
wir Ihren Antrag hinsichtlich der dort freigegebenen Dokumente dorthin weitergeleitet. 

Mit freundlichen GriiBen, 

MarcMaes / 
stellv. Referatsleiter 
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Nr. gemäß 
Antrag Aktenzeichen Datum Bezeichnung

1(1) JUR(2010)45741 24.9.2010 Informationsvermerk

1(2) siehe oben

E-Mail vom 30.9.2010 vom Sekretariat der Handlungsbevollmächtigten an die Mailbox 
des Juristischen Dienstes "SJ NOTE INFO ARRET"  als Anschreiben für Dokument Nr. 
1(1) 

6(1) JUR(2010)45729 15.9.2010 Vermerk an GD HR und GD OP

6(2) siehe oben
E-Mail vom 16.9.2010 vom Sekretariat der Handlungsbevollmächtigten an die GD HR 
und das Amt für Veröffentlichungen als Anschreiben für Dokument Nr. 6(1) 

9(1) KEINE 14.9.2010
E-Mail der GD HR "Rechtssache F-62/09, Guido Strack - gütliche Beilegung 
(Anfertigung eines Ad-hoc-Arbeitszeugnisses) " 

11(1) JUR(2010)45637 12.8.2010 Vermerk an GD HR, GD ENTR, GD ESTAT, EPSO und Amt für Veröffentlichungen 

11(3) siehe oben

E-Mail vom 16.8.2010 vom Sekretariat der Handlungsbevollmächtigten an GD HR, GD 
ENTR, EUROSTAT, EPSO und das Amt für Veröffentlichungen als Anschreiben für 
Dokument Nr. 11(1) 

12(1) JUR(2010)45636 12.8.2010 Vermerk an EPSO 

12(3) siehe oben
E-Mail vom 13.8.2010 vom Sekretariat der Handlungsbevollmächtigten an EPSO als 
Anschreiben für Dokument Nr. 12(1) 

13
Ares(2010)506034 / 
LETT(2010)45099 11.8.2010 Vermerk an PMO

14(1) JUR(2010)45633 11.8.2010 Vermerk an GD ESTAT

14(3) siehe oben
E-Mail vom 11.8.2010 vom Sekretariat der Handlungsbevollmächtigten an 
EUROSTAT als Anschreiben für Dokument Nr. 14(1)

15(1) JUR(2010)45634 11.8.2010 Vermerk an GD ENTR 

15(3) siehe oben
E-Mail vom 11.8.2010 vom Sekretariat der Handlungsbevollmächtigten an die GD 
ENTR als Anschreiben für Dokument Nr. 15(1) 

18(1) JUR(2010)45562 14.7.2010 Vermerk an GD HR und Amt für Veröffentlichungen 

18(3) siehe oben
E-Mail vom 15.7.2010 vom Sekretariat der Handlungsbevollmächtigten an die GD HR 
und das Amt für Veröffentlichungen als Anschreiben für Dokument Nr. 18(1) 

21(1) JUR(2010)45522 1.7.2010
Schreiben betrifft "Rechtssache F-62/09 RA Guido Strack gegen Europäische 
Kommission"

21(2) siehe oben Bestätigung des Versands von Dokument JUR(2010)45522 per Fax am 1.7.2010 

21(3) siehe oben
E-Mail vom 1.7.2010 vom Sekretariat der Handlungsbevollmächtigten an Herrn 
Wägenbaur als Anschreiben für Dokument Nr. 21(1) 

21(4) siehe oben
Bestätigung des Versands von Dokument JUR(2010)45522 nach Luxemburg am 
1.7.2010

25(1) JUR(2010)45357 20.5.2010
Brief betrifft "RS F-62/09 RA Strack/Kommission der EG - Ihr Schreiben Nr. 441 vom 
6. Mai 2010"

25(2) siehe oben Bestätigung über den Versand von Dokument JUR(2010)45357 per Fax am 20.5.2010
25(3) siehe oben Bestätigung des Versands von Dokument 25(1) nach Luxemburg am 21.5.2010
28(1) JUR(2010)45229 8.4.2010 Vermerk an GD HR und Amt für Veröffentlichungen

28(2) siehe oben
E-Mail vom 8.4.2010 vom Sekretariat der Handlungsbevollmächtigten an die GD HR 
und Amt für Veröffentlichungen als Anschreiben für Dokument Nr. 28(1) 

30(1) JUR(2010)45205 29.3.2010
Brief betrifft "Rechtssache F-62/09 RA Guido Strack/Europäische Kommission" 
(deutsche und französische Fassung)

30(2) siehe oben Bestätigung des Versands von Dokument JUR(2010)45205 per Fax 
30(3) siehe oben Bestätigung des Versands von Dokument Nr. 30(1) nach Luxemburg am 29.3.2010
31 JUR(2010)45188 24.3.2010 Vermerk an GD HR und Amt für Veröffentlichungen

33(1) JUR(2009)45736 26.10.2009
Brief betrifft "Rs. F-62/09, Strack / Kommission, Korrigendum zur 
Klagebeantwortung"  (deutsche und französische Fassung)

33(2) siehe oben Bestätigung des Versands von Dokument Nr. 33(1) nach Luxemburg am 26.10.2009

37 LETT(2009)45060 9.7.2009
Vermerk an den Juristischen Dienst, Az.: ADMMIN.B.2/LN/jmt- D(09)Recart90-
546/08/17

38 JUR(2009)45535 9.7.2009

E-mail vom 9.7.2009 vom Sekretariat der Handlungsbevollmächtigten an die Mailbox 
"ADMIN MAIL B2"  mit dem Antrag von Herrn Strack in der Rechtssache "F-62/09 
Guido Strack gegen Kommission"

39 JUR(2009)45835 10.12.2009

Anschreiben für die "Unterzeichneten Verträge über Rechtsberatung SJ/2009/1411, 
SJ/2009/1412, SJ/2009/1438, SJ/2009/1440 und SJ/2009/1439",  die vom Juristischen 
Dienst an Herrn Wägenbaur gesandt wurden

40 JUR(2009)45838 9.12.2009 Vertrag über Rechtsberatung SJ/2009/1412

Anhang 1 
GESTDEM 2011/0095 - Freigegeben aufgrund Erstantrags
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Nr. gemäß 
Antrag Aktenzeichen Datum Bezeichnung

41 JUR(2009)45794 20.11.2009

Anschreiben für "Verträge über Rechtsberatung SJ/2009/1411, SJ/2009/1412, 
SJ/2009/1438, SJ/2009/1440 und SJ/2009/1439", die vom Juristischen Dienst an Herrn 
Wägenbaur gesandt wurden

42 KEINE 20.11.2009 Vertrag über Rechtsberatung SJ/2009/1411 (nicht unterzeichnet)
43 KEINE 20.11.2009 Vertrag über Rechtsberatung SJ/2009/1438 (nicht unterzeichnet)
44 KEINE 20.11.2009 Vertrag über Rechtsberatung SJ/2009/1440 (nicht unterzeichnet)
45 KEINE 20.11.2009 Vertrag über Rechtsberatung SJ/2009/1439 (nicht unterzeichnet)

46(1) JUR(2009)45649 21.9.2009
Anschreiben für den "Vertrag über Rechtsberatung SJ/2009/1412" , der vom 
Juristischen Dienst an Herrn Wägenbaur gesandt wurde

46(2) siehe oben Vertrag über Rechtsberatung SJ/2009/1412

47 JUR(2009)45598 24.8.2009
E-Mail des Juristischen Dienstes an Herrn Wägenbaur zur Übermittlung von zwei 
Entwürfen der "Verträge Strack F-61/09 und F-62/09" zur Genehmigung

48 JUR(2009)45545 14.7.2009

E-Mail des Juristischen Dienstes an Herrn Wägenbaur zur Übermittlung des Antrags 
von Herrn Strack in der Rechtssache "F-62/09, Strack / Commission MESSAGE 1 SUR 
2" mit der Frage, ob er den Fall übernehmen könne

49 JUR(2009)45545 14.7.2009

E-Mail des Juristischen Dienstes an Herrn Wägenbaur zur Übermittlung des Antrags 
von Herrn Strack in der Rechtssache "F-62/09, Strack / Commission MESSAGE 2 SUR 
2" mit der Frage, ob er den Fall übernehmen könne

50 JUR(2009)000636 17.9.2009 Vollmacht
53 LETT(2010)005947 12.7.2010 Rechnung 18/2010
55 LETT(2010)05502 15.12.2009 Gebührenrechnung Nr. 2009/163

B (2) 11.8.2010
E-Mail betreffend "Rechtssache F-62/09 Guido Strack gegen Kommission - gütliche 
Beilegung  bei der informellen Sitzung vom 6. Juli 2010"

C 11.8.2010
Austausch von fünf E-Mails betreffend "Rechtssache F-62/09 Guido Strack gegen 
Kommission - gütliche Beilegung  bei der informellen Sitzung vom 6. Juli 2010 "
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EUROPEAN COMMISSION

LEGAL SERVICE:

Brussels, 14 avril 2005
JUR (2005) 30124 CL/sm

Opinion ofthe Légal Service*

NOTE L'ATTENTION de M. BRUNER

M. CHÊNE

Objet: Affaire T-04/05, Guido Strack c. Commission

Vous trouverez ci-joint la requête de M. Strack.

Nous demanderons une prolongation du délai de réponse. Vos observations éventuelles
devraient nous parvenir pour le 10 mai.

Apres un premier examen, nous envisageons la possibilité de soulever une exception
d'irrecevabilité formelle de ce recours, sans nous prononcer sur le fond.

H. IvRAMER
o^-'V-—^

C. LADENBURGER

M. Fitch (Cab. M. Kallas — avec copie de la requête mais sans ses
annexes)

Jomnissicn européenne, B-1049 Bruxelles / Europese Commissie, B-1049 Brussel - Belgium. Téléphone: (32-2) 299 1111.
Office Bei!. 1/10. Téléphone: direct Une (32-2) 2952444. Fax: (32-2) 2952493.

r-i-nar: Clemens.L.adenburger@cec.eu.int

' Commission document protected pursuant to Article 4 of Régulation (EC) No 1049/2001 of thé Européen
Parliament and ofthe Council (OJ L 145, 31.5.2001, p. 43).
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COMMISSION EUROPÉENNE

SERVICE JURIDIQUE

Bruxelles, le 17.07.2006
JUR (2006) 3 03 84 CL/nb

NOTE D'INFORMATION

relative à une Ordonnance - Irrecevabilité du Tribunal de première instance des Communautés
européennes prononcée le 22-03-2006

Domaines

Affaire

Objet

Mots-clés

PERSONNEL ET STATUT, OLAF

T-4/05 - Guido Strack c/ Commission

Annulation de la décision de la Commission concernant une enquête de
l'OLAF engagée suite aux allégations de fraude portées par le requérant

Enquête, Fraude, Olaf, Whistleblowing

Dispositif 1) Le recours est rejeté comme irrecevable.2) Chacune des parties
supportera ses propres dépens.

Observations Cette ordonnance clarifie que le « Whistleblower », à savoir un
fonctionnaire qui communique à l'OLAF des informations sur des
éventuels cas de fraude ou manquements graves aux obligations des
fonctionnaires, ne peut pas introduire un recours en annulation contre la
décision de l'OLAF de clôturer sans suite une enquête conduite sur ces
informations (ni, faudra-t-il conlure a fortiori, contre une décision de
l'OLAF de ne pas ouvrir d'enquête).

Faits : Le requérant a informé l'OLAF par e-mail du 30 juillet 2002 de sa
version des faits relative à certains comportements de fonctionnaires de
l'Office des publications (auprès duquel il avait été fonctionnaire, avant de
rejoindre une autre DG) et d'un prestataire extérieur qui lui paraissaient
susceptibles de constituer un cas de fraude et/ou manquement grave au
sens de la décision « Whistleblowing » de la Commission de 2002
(maintenant reprise en substance dans les articles 22 bis et ter du nouveau
Statut). L'OLAF a ouvert une enquête interne le 18 octobre 2002 et en a
informé le requérant.
Le 7 janvier 2004, le requérant a communiqué au Médiateur européen les
informations qu'il avait transmises à l'OLAF. Le Médiateur a ouvert une
procédure de plainte, qu'il a close le 6 juin 2005 en se déclarant
incompétent pour connaître des griefs faisant l'objet du présent recours
compte tenu de la procédure juridictionnelle en cours devant le Tribunal.
Le Médiateur a toutefois relevé que le fait pour l'OLAF de n'avoir pas
informé le requérant, en application de la décision « Whistleblowing » de
la Commission (voir maintenant l'article 22 ter du statut), du délai fixé par
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!'OLAF pour engager !'action qui s'imposait constituait un cas de 
mauvaise administration. 

Par lettre du 5 fevrier 2004, !'OLAF a informe le requerant qu'il avait 
decide de clare l'enquete. Le requerant a par Ia suite demande a obtenir 
une copie du rapport d'enquete, et !'OLAF lui a communique une version 
non confidentielle de celui-ci. Ce rapport concluait que l'enquete interne 
de !'OLAF n'avait pas pennis d'identifier d'irregularites et qu'il y avait 
done lieu de Ia clare. Par son recours (pn!cede d'une reclamation), le 
requerant a demande l'annulation de Ia decision de l'OLAF de clare 
l'enquete et le rapport fmal d'enquete. 

Raisonnement du TPI : 

Le TPI rejette comme irrecevable le recours en annulation pour absence 
d'acte faisant grief, en suivant le raisonnement expose dans !'exception 
d' irrecevabilite sou levee par Ia Commission. 

II considere que Ia decision de !'OLAF de clare l'enquete ainsi que le 
rapport final d'enquete de !'OLAF sur Ia base duquel cette decision a ete 
prise ne produisent aucun effet juridique contraignant a l'egard du 
requerant (attendu 36). 

En outre, rappellant la jurisprudence constante selon laquelle un 
fonctionnaire n'est pas habilite a agir dans !'interet de Ia loi, le TPI releve 
que r< les enquetes de I 'OLAF sont exclusivement mem~es dans I 'interet 
general de la Communaute de Lutter contre la fraude et les activites 
illegales qui portent atteinte a ses interets financiers et non pour satisfaire 
a I 'interet personnel d'un fonctionnaire (. .. .) Le requerant ne saurait 
contester les actes attaques en arguant de sa qualite de fonctionnaire pour 
pretendre faire respecter les dispositions relatives aux enquetes internes 
effectuees par I 'OLAF. Cela reviendrait, en effet, a priver I 'OLAF des 
prerogatives qui lui sont reconnues par la reglementation applicable.» 
(att. 37 39). 

Le TPI ajoute un obiter dictum, inhabituel dans le cadre d'une ordonnance 
rendue suite a une exception d'irrecevabilite: I< II convient d'ailleurs de 
relever que, contrairement a ce que soutient le requerant, le rapport final 
d 'enquete du 5 jevrier 2004 a ere realise a I 'issue d 'une enquete 
approfondie et d'une analyse detaillee des faits en cause . ... Des lors, c 'est 
a tort et contrairement a ce que revelent les faits de I 'espece que le 
requerant reproche a l 'OLAF de ne pas avoir rempli ses obligations en 
matiere d 'enquete, qu 'il soutient que les informations qu 'if a fournies 
n 'ont pas donne lieu a des suites regulieres, mais ont ere escamotees, et 
qu 'il allegue que la Commission a agi de maniere abusive et arbitraire. La 
these du requerant, selon laquelle la realisation reguliere de l'enquete 
aurait permis de constater une grave violation du droit, est depourvue de 
tout fondement et de toute rationalite. Cela equivaudrait a prejuger du 
resultat de l'enquete en admettant comme fondees les allegations du 
requerant, et ce sans tenir compte des pouvoirs d'appreciation de I 'OLAF 
dans le cadre de l'enquete interne.;> (atts. 40 -41). 

Enfin, le TPI rejette plusieurs arguments avances par le requerant, et en 
particulier I' argument selon lequel Ia situation juridique personnelle du 
requerant serait affectee par ies actes attaques en ce qu'ils affecteraient les 



droits du « whistleblower » consacres par les articles 22 bis et 22 ter du 
statut 

(( 43. En effet, il ressort de !'article 22 bis, paragraphe 3, du statut que, 
pour autant qu 'il ait agi de bonne foi, le fonctionnaire qui a communiqwi a 
l 'OUF des informations relatives a des comportements eventuellement 
reprehensibles ne subit aucun prejudice de !a part de son institution. De 
me me, le fonctionnaire qui a divulgue de telles informations aux personnes 
visees a l 'article 22 ter, paragraphe 1, du statut, au nombre desquelles 
figure le Mediateur, et ce conformement aux conditions prescrites par 
cette disposition, ne doit pas non plus subir de prejudice de !a part de 
l 'institution a laquelle il appartient. 

44. Or, contrairement a ce qu 'allegue le requerant, ces garanties 
statutaires ne sont nullement remises en cause dans l 'hypothese au, comme 
en l 'espece, l 'OLAF decide de clare l 'enquete ouverte sur !a base des 
informations qu 'illui a transmises. Meme dans cette hypothese, en effet, le 
requerant continue d'etre protege par les garanties definies par les 
article.s 22 his et 22 ter du statut, s 'il satisfait aux. conditions posies par 
ces dispositions, et il dispose le cas echeant des voies procedurales 
appropriees pour demander, sur le fondement des articles 90 et 91 du 
statut, a l 'administration au a defaut au Tribunal de s 'assurer qu 'il ne 
sub it aucun prejudice du fait des actes attaques de !a part de l 'institution a 
laquelle il appartient 

46. Cependant, le requerant ne peut valablement soutenir que le non­
respect de l 'obligation de l 'informer du delai fixe par l 'OUF pour 
engager l 'action qui s 'impose affecte directement et immediatement sa 
situation juridique personnel/e. En effet, il convient de relever que le fait 
que l 'OUF n 'ait pas informe le requerant du delai qu'il avait fixe pour 
engager l 'action qui s 'impose, compte tenu de !a complexite de l 'affaire, 
ne lui a pas porte prejudice en tant que tel et ne !'a nullement empechi de 
divulguer les informations en cause au A1ediateur. » 

Agents de Ia Commission KRAEMER, LADENBURGER 

Destinataires le Cabinet du President 
le Porte-parole 
les juristes du Service 
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Bruxelles, le 22 mai 2007
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NOTE D'INFORMATION

relative à une ordonnance de la Cour de justice des Communautés européennes (chambre 05)
prononcée le 8 mars 2007

Domaines

Affaire

PERSONNEL ET STATUT / OLAF

C-237/06P-G. STRACK

Objet

Mots-clés

Juge Rapporteur

Avocat général :

Dispositif

Observations

Pourvoi visant à l'annulation de l'ordonnance du TPI du 22 mars 2006,
Strack/Commission (T-4/05, non publiée au Recueil), par laquelle ce dernier a
rejeté comme irrecevable son recours tendant, d'une part, à l'annulation de la
décision de l'Office européen de lutte antifraude (OLAF), du 5 février 2004,
clôturant une enquête interne (n° OF/2002/356) qui avait été ouverte suite à des
allégations faites par le requérant ainsi que du rapport final d'enquête, du 5
février 2004, sur lequel repose la décision de clôture, et, d'autre part, à la
réouverture de l'enquête de l'OLAF

Pourvoi - Fonction publique - Décision de clôturer une enquête de l'OLAF -
Allégations de fraude portées par un fonctionnaire - Qualité pour agir

Ilesic

MENGOZZI

1) Le pourvoi est rejeté.

2) M. Strack est condamné aux dépens.

Cette affaire concerne le traitement, par l'OLAF, d'allégations de fraude portées
par un (ancien) fonctionnaire à l'encontre de son (ancien) service d'affectation.
L'ordonnance confirme entièrement les positions défendues par la Commission
dans son mémoire n réponse au pourvoi.

a) Sur la délimitation ratione temporis des compétences du TPI et du
Tribunal de la fonction publique de l'UE (TFP)

Le premier moyen du pourvoi était tiré de la violation de l'article 3, paragraphe
3, lu en combinaison avec l'article 4, second alinéa, de ladite décision de la
décision 2004/752/CE, Euratom du Conseil, du 2 novembre 2004, instituant le
TFP, qui fixent à la date d'entrée en vigueur de l'article 1er de l'annexe I du
statut de la Cour de justice (soit au 12 décembre 2005) le transfert au TFP des
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affaires pendantes devant le TPI. Par acte depose le 4 juillet 2005, Ia 
Commission avait souleve une exception d'irrecevabilite, en vertu de !'article 
1 14, paragraphe 1, du reglement de procedure du TPI. Le 2 septembre 2005, le 
requerant a prcsentc ses observations sur eette exception et a conclu au rejet de 
celle-ci. Scion le requcrant, le 12 decembre 2005, Ia procedure ecrite n'etait pas 
encore parvenue a son terme au sens de I' article 52 du reglement de procedure 
du TPI. 

La Cour rejette ce moyen comme manifestement non fonde. Elle considere que 
Ia notion de <<procedure ecrite [qui] n'est pas encore arrivee a son terme», 
figurant a I 'article 3, paragraphe 3, de Ia decision 2004/752, se rattache aux 
dispositions de \'article 52 du reg\ement de procedure du TPI (ci-apres le "RP­
TPI"), et notamment a celles prevoyant Ia presentation d'un rapport prealable 
par le juge rapporteur dans les conditions prcvues au paragraphe 1 de cet article 
52, a savoir apres que toutes les parties interessecs ont depose leurs 
observations ecrites, celles-ci pouvant, selon les articles 4 7' 52 et 76 bis, 
paragraphe 2, du RP-TPI et, scion le cas, revetir Ia forme d'un memoire en 
defense ou d'une duplique. Ainsi, Ia cloture de Ia procedure ccrite apres le depot 
des observations de toutes les parties interessees ou apres Ia renonciation de ces 
dernieres a leur droit de presenter une replique ou une duplique assure le 
caractere contradictoire de Ia procedure ecrite devant ce Tribunal. ll ressort de 
!'article 114 du RP-TPI que le TPI statue sur une exception d'irrecevabilite sur 
demande, introduite par acte separe, de l'une des parties et au regard des 
conclusions ainsi que des arguments de fait et de droit presentes par !'autre 
partie. Ledit Tribunal ne poursuit done l'examen de )'exception d'irrecevabilite 
qu'apres le depot des observations ecrites de toutes les parties. A l'instar de Ia 
procedure au fond, le depot des observations de )'autre partie interessee sur 
I' exception d' irrecevabilite cloture Ia procedure ecrite sur cette exception en 
vertu de I' article 114 du RP-TPI, les inten~ts des parties interessees dans le 
cadre d'un incident de procedure, tel que !'exception d'irrecevabilite, etant done 
proteges de Ia meme maniere que dans Ia procedure au fond. II s'ensuit que, Ia 
procedure ccrite sur I' exception d' irrecevabilite etant arrivee a son terme par le 
depot des observations du requerant le 2 septembre 2005, soit anterieurement au 
12 decembre 2005, c'est a bon droit que le TPI a considere qu'il etait competent 
pour statuer sur ce litige, le fait que ['ordonnance attaquee a ete rendue le 22 
mars 2006 etant depourvu de toute incidence sur sa competence. 

b) Sur Ia recevabilite du recours 

De maniere generale, Ia Cour confirme Ia jurisprudence constante selon laquelle 
constituent des actes faisant grief, au sens de !'article 90, paragraphe 2, du statut, 
seuls les actes affectant directement et individuellement Ia situation juridique 
des interesses (voir, notamment, arret du 21 janvier 1987, Stroghili/Cour des 
comptes, 204/85, Rec. p. 389, point 6; ordonnance du 16 juin 1988, 
Progoulis/Commission, 372/87, Rec. p. 3091, point 10, et arret du 3 decembre 
1992, Moat/Commission C-32/92 P, Rec. p. 1-6379, point 9) et que des intercts 
qui font abstraction de toute lesion de Ia situation juridique de ceux qui les 
invoquent ne sauraient fonder Ia recevabilite d'un recours, puisqu'un 
fonctionnaire ou agent n'est pas habilite a agir dans !'interet de Ia loi ou des 
institutions et ne peut faire valoir, a l'appui d'un recours, que les griefs qui lui 
sont personnels. Par ailleurs, <des interets moraux» d'un fonctionnaire tendant a 
!'elucidation de Ia verite et au controle de ['exactitude de ses declarations ne 
sauraient suffire a lui reconnai'tre un interet a agir a I 'encontre des actes 
attaques. II en est de meme, de Ia pretendue atteinte a Ia carriere et a Ia sante du 
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requerant, laquelle n'est pas non plus de nature a rendre recevable le recours en 
annulation desdits actes. 
Concernant, plus specifiquement, une decision cloturant une enguete interne de 
l'OLAF ouverte suite a des allegations faites par un fonctionnaire (ci-aprcs: Ia 
"decision de cloture"), Ia Cour rejette )'argument du requ6rant selon Iequel Ia 
qualification d'une telle decision d '«acte faisant grief» - et done d'acte 
modifiant de maniere caracterisee Ia situation juridique de ce fonctionnaire 
decoulerait des articles 22 bis et 22 ter du statut, Ius en combinaison avec les 
articles 90 et 91 du meme statut ainsi qu'avec le reglement no 1073/1999. En 
particulier, ne saurait done etre deduite de Ia protection octroyee a l'informateur 
par les articles 22 bis et 22 ter du statut une " garantie individuelle" voire un 
droit, pour les informateurs, que lcs informations donnees donneront lieu a 
l'ouverture eta !'execution en bonne et due forme d'une enquete de I'OLAF. 
De meme, )'omission d'informer le fonctionnaire ayant transmis lesdites 
informations dans le delai prescrit de 60 jours du deroulement de l'enquete 
diligentee a Ia suite des informations qu'il a fournics (cf. article 22 ter, 
paragraphe 1, sous b), du statut) ne constitue pas un acte faisant grief mais a 
seulement pour consequence que l'informateur a Ia possibilite de transmettre les 
informations relatives a un comportement eventuellement reprt!hensible a l'une 
des personnes visees a )'article 22 ter, paragraphe 1, du statut, sans qu'une telle 
transmission soit susceptible de causer un prejudice a ce fonctionnaire. Le 
meme raisonnement vaut pour Ia notion d'«action qui s'impose» en vertu de 
)'article 22 ter, paragraphe 1, du statut, qui ne comporte aucune «obligation de 
I'OLAF a l'egard du denonciateur d'engager une action dans le cadre d'un bon 
exercice de son pouvoir d'appreciation et susceptible de representer un 
traitement convenable des faits rapportes par le denonciateur». De meme, des 
pretendues irregularites commises tors de l'enquete interne, a les supposer 
meme etablies, ne sauraient conduire a considerer qu'une decision de cloture fait 
grief a l'informateur, car ce serait admettre que les allegations de ce dernier sont 
fondees, et ce en meconnaissance du pouvoir d'appreciation qui est celui de 
!'OLAF au COUTS d'une telle enquete. Des prejudices eventuels causes tant a Ia 
sante psychique qu'a Ia reputation de !'informant en lc faisant apparaltre, en 
raison du fait que I'OLAF n'aurait pas donne Ia suite qui s'imposait aux 
informations qu'illui avait fournies, comme quelqu'un qui a accuse des tiers a 
tort ne permettent pas non plus de reconnaitre qu'une decision de cloture 
constitue un actes faisant grief a l'informateur. Finalement, des eventuels vices 
de procedure dont une decision de cloture pourrait etre cntachee ne sont pas de 
nature a conferer a celle-ci le caractere d' «acte faisant grief», au sens des 
articles 90, paragraphe 2, et 91, paragraphe 1, du statut. 
Quant au droit a une protection juridictionnclle, celui-ci est invoque par le 
requerant en vue de contester l'eventuelle illegalite de Ia decision litigicuse dans 
le cadre d'un recours posterieur concernant les perspectives de carriere de 
!'interesse et, notamment, sa notation et sa promotion. La Cour rappelle sa 
jurisprudence constante selon laquelle les conditions de recevabilite des recours 
doivent etre interpretees a Ia lumiere du principe d'unc protection 
juridictionnelle effective en tenant compte des diverses circonstances qui sont 
de nature a individualiser un requerant, mais qu'une telle interpretation ne 
saurait aboutir a ecarter Ia condition selon 1aquelle une personne physique ou 
morale ne peut former un recours contre une decision que si elle est concernee 
non seulement directement, mais ega1ement individuellement, condition qui est 
expressement prevue par le traite CE (arrets du 25 juillet 2002, Union de 
Pequefios Agricultores/Conseil, C-50/00 P, Rec. p. 1-6677, point 44, et du ler 
avril 2004, Commission/Jego-Quere, C-263/02 P, Rec. p. 1-3425, point 36). 
Ainsi, les conditions de recevabilite d'un recours en annulation ne sauraient etre 

3 



ecartees en raison de )'interpretation que fait le requerant du droit a une 
protection juridictionnelle effective. 
Concernant )'obligation pour le TPI de motiver ses decisions, Ia Cour rappelle 
que cette obligation ne saurait etre interpretee comme impliquant que celui-ci 
soit tenu de repondre dans le detail a chaque argument invoque par le requerant, 
en particulier s'il ne revet pas un caractere suffisamment clair et precis et ne 
repose pas sur des elements de preuve circonstancies (voir arret 
Connolly/Commission, point 121). 
En ce qui conceme le principe de protection de Ia confiance legitime afin de 
beneficier d'un pretendu droit a )'execution en bonne et due forme d 'une 
enquete de l'OLAF, invoque par le requerant dans le but de demontrer que le 
TPI a commis une erreur de droit en ne pas prendre en compte ce grief pour 
!'analyse des criteres requis pour )'appreciation de )'existence d'un <<acte faisant 
grief», Ia Cour estime que, eu egard aux prerogatives reconnues a I'OLAF, 
meme dans !'hypothese ou des assurances, qui incluraient implicitement 
l'execution en bonne et due forme d'une enquete par I'OLAF, auraient ete 
donnees au requerant, de telles assurances ne pourraient faire naltre chez ce 
dernier des esperances fondees. Par consequent, !'argument tire de Ia fourniture 
d'assurances qui incluraient implicitement le droit a l'execution en bonne et due 
forme d'une enquete de l'OLAF est sans pertinence pour apprecier Ia 
recevabilite des arguments du requerant. 
De meme, le devoir d'assistance a son egard en vertu des articles 12 bis et 24 du 
statut, n'implique pas le droit d'un fonctionnaire a l'execution en bonne et due 
forme de l'enquete interne. 

Agents de Ia Commission KRAEMER,LADENBURGER 

Destinataires le Cabinet du President (Mme Martinez Alberola) 
le Cabinet de M. le Vice-President Kallas (M. Fitch) 
Le Secretariat general (Mme Claeys Bouuaert) 
LaDG ADMIN 
I'IDOC (M. Van Lier) 
I'OLAF 
le Porte-parole 
Les juristes du Service 
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COMMISSION EUROPÉENNE 
SECRÉTARÍAT GÉNÉRAL 

Le Secrétaire générai 

"""З 

Ce document a été 
déclassé par décision 
du Sacrétatrs депета! 

Le.. 

Bruxelles le G ť -03 ' 2 
SG/DOS/SSP/D(2004)" /6^ ÇK 

N O T E A L ' A T T E N T I O N B E M. B R Î J K E R 

DlREGTEUK GENERAL DE L O L A F 

Obiet: Rapport fmal d'enquête interne OLAJ: affaire OF/Z002/0356 
(«Alleged misadministration of contract in OPOCE») 
■Votre note 2456 dn 19 février 2004, enregistrée SG АЛ938 

Je vous remercie pour yotre courrier susmentionné me conjmuniquaat le rapport final 
relatif à ľenquete reprise en objet. Selon ce rapport, aucun élément à charge ne pouvant 
être retenu à l'encontre-des personnes concernées, l'enquête a été classée sans suite. 

Vous me communiquez également avoir infonné de la clôture de cette enquête le Vice-

président KINNOCK et M. COX,. Président du Parlement européen;· ainsi que 

M. LAZARO, Président delà Coux de Comptes- M. VAN LIER, Directeur de ГШОС; 

M. BARNETT, Chef de l'unite B2 de la DG ADMIN et U. STRACK, plaignant. ■ 

J'ignore cependant si vous avez avisé, comme prévu par la décision de la Commission du 

2 juin 19991, les fonctionnaires ou agents de ľ OPOCE mis en cause, Je vous saurais gré 
de bien vouloir m'en informer. 

DavidQ^ULLIVAK 

Copies (avec annexe): īvi. Kinnock, 

Mmes Reding et Schreyer, 
MM, Reichenbach et Cranfield 

1 Article 5 de la Décision de la Commission du 2 juin 1999 relative aux conditions st modalités dea 
euquêtes internes en matière de lutte contre ļa 'fìraude, 1д corruption et toute autre activité illégale 

■ préjudiciable aux intérêts des Conmiunautés (1999/396/CE, CECA, Euratom), 

RESTREINT UE 

Gommission. curůpécooc, B-1049 Bruxelles -Belgique. Tctëphone : (32-2)299.11.11. 
Bureau : BREY 11/100. Téléphone : li^ne directe (32-2)295.09.45. Télécopieur ; (32-2)299.32.29 

http://eiiropa-Ec:int/comm.'sccretartat_gcnerai 
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COMMISSION EUROPEENNE. 
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• 

Bruxelles, le D 1 -03- 2DO~ 
sGmOSiSSPf.D(2004) )..tj. e5J 

Non: AL' A.T'tEN110N DE 

M Kl:NNOCK., VICE-PIU:SIDENT, 

1'-fM:ES Jti:DING ET SCHREYER, M&~mRts DE IA COM:\liSSlOJS, 
M.REJCHENBACH, Dn.illCTEVR GENERAL DE L.A. DG ADMIN, 

::Vl. CR.~.NFIELD, DIRECTElJR GENERAL DE L'OPOCE 

Rapport fiJJ.al d'enqnete interne OLA~: affaire OF/2002/0356 
(<<Alleged :mjsadmin.istration fJ{contract in OI'OCJi:») 
Note de I' OLAF 2456 du 1.9 fh:der 2004, enreg:istree SG A/1938 

Co.o..D)lUJement au <<M~;omorandUJJJ of Understanding» entre l'OLAF et Ia Commission 
· relatif au code de conduiie concemaDt Jes echanges d'infowatio.us, je vous prie de bien 
vouloir trouver ci joint copie d.u rapport final de ]'OLAF concern;!lllt le classernent sans 
suite de !'enqu€te mentioutiee en objet, aiusi qu~ de l'accuse de reception que je lui ai 
:res~rve .. 

D21:1s l~ cadre de la mise eri. <:eU¥-re du «Memorandilm ofUndersta1:1ding>> entre l'OLA.F et. 
1a Co=ission, j e vou,s prie de bien vouloir. trai:r"r ces info:rriJ.ations de Ill2Di~re 
confidentielle . 

Copie: M. Brilner, Directeur general de l'OLAF 

Annexes: 2 

RESTRE.INT tJE 
CoJllii'Jssfo.n eut~e, B~ 1049 El;"lL-,;:~l!!M- Be1glq_w:r •. Telep.l:J.-:-t~.e : (32-2)299.! :.J. L 
But-eau: BREY .111100. TeJ.tCphone : l~P,J:i,e. dire1~t.e (32-=4.)Z95.fJ9A;t Ta~ieur; (3:Z-:'2)29~.:;:2.:2.9 
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EUROPEAN ПАТА 
ľ RITI [ l I I O N S l J I ' I R V I S O K 

P E T E R H U S T I N X 

SUPERVISOR 

Mr Guido STRACK 
Taunusstrasse 29a 
D-51105Köln 

Brussels, 30 October 2006 
PH/ab D(2006) 1145 C 2006-0390 

Dear Mr Strack, 

I am writing, further to my letter of 13 October and email message of 27 October, to inform 
you about my decision as to your request for access to documents in our files, as submitted 
under point 5 of your letter of 28 July 2006. 

Earlier than expected, I can now also inform you about my conclusion and decision as to your 
request for revision of 28 July 2006, under points 1 to 4, about the way in which the first part 
of your initial complaint of 9 March 2006 has been dealt with. This part of your initial 
complaint relates to the fact that you were not allowed access to certain documents relating to 
you at the European Commission PMO. 

For practical purposes, I will first deal with your complaint, and subsequently with your 
request for access. However, let me also mention that the second part of your initial complaint 
is currently still under investigation. A conclusion as to this part of your complaint.is likely to 
be reached by mid November. In any case, you will be informed about this conclusion as soon 
as possible. 

1. Access to documents at PMO (first part of initial complaint) 

As mentioned in my letter of 13 October, I have requested PMO to send me a copy of the full 
text of any documents - relevant in the context of your request for revision - to which you 
were not granted access. 

It has become quite clear to me, that this part of your initial complaint is focussed on the 
medical report by Dr Helmer. At the time of your visit to PMO on 2 March 2006, this report 
was only available in a preliminary version and still waiting for input from a medical expert. 
Meanwhile, the report has been submitted in a final version. After a careful scrutiny of this 
final report, I have found no reason why you should not be allowed full access to it. 
Therefore, I will recommend to PMO to provide such access as soon as possible, and I have 
reasons to believe that PMO will follow this recommendation. 

Postal address: me Wiertz 60 - В-Ш47 Brussels 
Offices: rue Montoyer 63 

E-mail : edpsró cdps.europa.eu - Website: www.edps.europa.cu 
Tel.: 02-283 19 00 - Fax : 02-283 19 50 

Ref. Ares(2011)1180257 - 07/11/2011

http://www.edps.europa.cu


As to the preliminary version, let me point out here that Article 13 of Regulation (EC) 
45/2001 provides for a right ofthe data subject to have access to personal data relating to him. 
However, Article 20 of the Regulation also provides for restrictions of this right, if the 
conditions for such restrictions have been fulfilled. If a restriction is relied upon to deny 
access to the data subject, it is the task of the European Data Protection Supervisor (EDPS), 
according to Article 20 (4), to investigate, in full confidentiality, whether the relevant 
provisions have been respected. 

Some of the conditions for imposing a restriction may also be relevant in situations, such as 
yours, where a medfcal report is being prepared about the question whether someone's 
physical or mental condition is related to professional circumstances, more specifically 
whether a certain ·condition qualifies for recognition as an occupational disease. This may in 
particular be the case if that report is available in a preliminary version, reflecting only a part 
of the work considered necessary to reach a conclusion on the issue. 

It was against this particular background that our letter of 27 July 2006 mentioned that your 
personal data had been processed correctly. This letter did not contain a detailed analysis of 
the relevant provisions, because this was not felt relevant or appropriate at that time. 
However, circumstances have changed, and I will now also recommend to PMO to reconsider 
carefully whether there sti11 is a sufficient need to restrict access to the preliminary version of 
the report. 

Finally, it should be noted that transmission to a medical doctor, of the staff member's choice, 
is standard procedure at PMO when the report is of a sensitive nature. This is a general rule 
which is applicable to all staff members in such cases and which PMO intends to follow in 
your case as well, in accordance with Article 20( I)( c) of the Regulation, which provides for 
restrictions necessary to prevent undue harm of the data subject. There is no reason to think 
that this would be inappropriate in your case. 

Let me also mention that Article 46 sub (a) of Regulation 45/2001 contains a duty for the 
EDPS to hear and investigate complaints, and to inform the data subject of the outcome 
within a reasonable period. Article 32(2) provides furthermore that in the absence of a 
response of the EDPS within six months, the complaint shall be deemed to have been 
rejected. This latter provision is designed to enable a complainant to take further steps, if a 
response within six months has not been given. However, the way in which your complaint of 
9 March 2006 has been dealt with has remained well within these limits. This also applies to 
the second part of that complaint since you have been informed at regular intervals about its 
progress. 

Your letter of 28 July also points at the fact that our letter of 27 July to you has been marked 
as confidentiaL This was only aiming at third parties and not intended to limit you in any way. 

2. Request for access to documents at EDPS 

As to your request for access to documents in our files, let me mention first that your 
reference to Article 255 of the EC Treaty and therefore implicitly also to Regulation 
1049/2001, suggests that it should be considered as a request for public access under these 
provisions. If such a request relates to sensitive personal files, it is likely to meet certain 
restrictions, especialiy those designed to protect the privacy of individuals to whom these 
documents relate. However, if a request is made by a data subject and is designed to exercise 
his right of access under Article 13 of Regulation 45/2001, it should be considered 
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accordingly, unless special circumstances indicate otherwise. Therefore, I have decided to 
deal with your request in a way most favourable to your position. 

Case 2006-0120 
As to our case file relating to your complaint of 9 March 2006, we have distinguished three 
categories of documents: 

a. documents exchanged between yourself and my office 
These documents will not be made available to you, since they are already in your possession. 
A detailed list of these documents is laid down in annex A. 

b. documents exchanged between my office and PMO 
These documents are relevant for the investigation of your complaint. As to the first part of 
your complaint, some elements have been received under strict confidentiality. As to the 
second part of your complaint, the investigation is still ongoing. Most of these elements have 
been excluded from access, because they are covered either by Article 4(2) of Regulation 
1049/2001 or the confidentiality which is inherent in the role of the EDPS further to Article 
20(4) of Regulation 45/2001. This obligation is expressed in Article 45 of Regulation 
45/200 l. Disclosing them would undermine the supervisory task of the EDPS. A further 
decision will be taken as soon as the second part of your complaint has been dealt with. 

All other documents or relevant parts are attached and have been listed in annex A. In some 
cases you have had access to certain documents before. In such cases they have not been 
attached again. 

c. documents for internal use within my office 
These documents are-excluded from access, because they are covered by Article 4(3) second 
paragraph of Regulation 1049/2001 or Article 45 of Regulation 45/2001. This relates to 
documents containing opinions for internal use as part of deliberations and preliminary 
consultations within the institution. Disclosing them, either now or at a later stage, would 
seriously undermine the decision making process. However, please note that relevant 
elements have been included in the final versions of documents sent to you earlier or made 
available now. 

Case 2005-0015 
As to our case file on your complaint of 26 January 2005, we have distinguished two 
categories of documents: 

a. documents exchanged between yourself and my office 
These documents will not be made available to you, since they are already in your possession. 
A detailed list of these documents is laid down in annex B. 

b. documents for internal use within my office 
These documents are excluded for similar reasons as mentioned above. However, please note 
again that relevant elements have been included in the final versions of documents sent to you 
earlier. 

Finally, it should be noted that a preliminary evaluation of your complaint in this case led to 
the conclusion that no further action should be taken. As you know, a copy of our letter of 19 
May 2005 has been sent to the Data Protection Officers of the European Commission and 
OLAF for their information. Other documents have not been exchanged in this case. 
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3. Conclusions 

The preceding considerations lead to the following conclusions and decisions: 

• Your complaint of 28 July 2006, as to the first part of your initial complaint, is partially 
justified in view of present circumstances. PMO will be recommended to provide access 
to the final version of the report by Dr. Helmer, and to reconsider whether there still is a 
sufficient need to restrict access to the preliminary version ofthe report (see point 1). 

• Your request for access to documents in case files 2006-0120 and 2005-0015 will be 
granted in part (see point 2 and annexed documents). A further decision will be taken 
when the second part of your initial complaint in case 2006-0120 has been dealt with. 

If you do not agree with these decisions, you could take the following actions. 

As to the decision on your request for revision, you could ask the Court of First Instance to 
annul it. This should be done within two months after you received this decision. 

As to the decision on your request for access to our case files, you could ask for 
reconsideration. This should be done within 15 working days of receiving this letter. 

A copy of this letter and annex A has been sent to PMO and the Data Protection Officer of the 
European Commission for their information. 

Sincerely yours, 

tU 
Peter HUSTINX 
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Annex A Case file 200_§-0120 

Documents exchanged between Mr Strack and EDPS (already available) 

09 Mar 2006 Email Mr. Strack to EDPS sent at 08:09 
06 Apr 2006 Email Mr. Szabo to Mr. Strack sent at 11:07 
06 Apr 2006 Email Mr. Strack to Mr. Szabo sent at 17:31 with attachments 
25 June 2006 Email Mr. Strack to Mr Szabo sent at 12:05 with attachments 
27 June 2006 Email Mr. Szabo to Mr. Strack sent at 12:35 
27 July 2006. Letter Mr Bayo Delgado to Mr Strack 

Documents exchanged between EDPS and PMO (if made available) 

15 May 2006 Letter Mr Bayo Delgado to Director PMO 
02 June 2006 Letter PMO to Mr Bayo Delgado * 
27 July 2006 Letter Mr Bayo Delgado to PMO * 
07 Sep 2006 Letter PMO to Mr Bayo Delgado with annexes * 
13 Sep 2006 Fax PMO to Mr Szabo 
04 Oct 2006 Letter Mr Hustinx to PMO 

* made available only partially 



Annex B - Case file 2005-0015 

Documents exchanged between Mr Strack and EDPS (already available) 

26 Jan 2005 Letter Mr. Strack to EDPS with 7 annexes (EN/DE) 
26 Jan 2005 Email Mr. Strack to EDPS sent at 08:35 
16 Mar 2005 Letter Mr. Sjonell to Mr. Strack 
19 May 2005 Letter Mr. Sjonell to Mr. Strack 
20 May 2005 Email Mr. Strack to Mr. Sjonell sent at 21 :40 
23 May 2005 Email Mr. Sjonell to Mr. Strack sent at 08:52 
23 May 2005 Email Mr. Strack to Mr. Sjonell sent at 11:52 
23 May 2005 Email Mr. Sjonell to Mr. Strack sent at 14:47 
23 May 2005 Email Mr. Strack to Mr. Sjonell sent at 16:46 
27 May 2005. Letter Mr. Sjonell to Mr. Strack 



* ,. EUROPEAN DATA * * ~ PROTFCTION SUPERVISOR 

* * ..... 
JOAQUIN BAYO DELGADO 

ASSISTANf SUPERVISOR- LE CONIROLEUR ADJOINT 

Mrs Dominique DESHA YES 
Director 
Office for administration and payment of 
individual entitlements 
European Commission 
BRU SC27. 04/020 
B-1 049 Brussels 

Brussels, I 5 May 2006 
JBD/ktll D(2006) 482 C 2005-0015 

Dear Mrs Dominique Deshayes, . 

The European Data Protection Supervisor is currently dealing with a complaint regarding 
denial of access to and transfer of personal data. Mr. Guido Strack lodged a complaint with 
the EDPS concerning data processing carried out by the Office for administration and 
payment of individual entitlements (PMO). He claims that the PMO has denied him full 
access to his personal data processed by the PMO. He was also not allowed to make notes or 
copies of the documents relating to him. Further he states that the PMO has unlawfully 
transferred his health related data to the private insurance company AXA-Belgium. 

On the basis of Article 41 (2) of the Regulation (EC) No 45/2001 of the European Parliament 
and of the Council, the EDPS is responsible for monitoring and ensuring the application of the 
provisions of that Regulation and any other Community act relating to the protection of the 
fundamental rights and freedoms of natural persons with regard to the processing of personal 
data by a Community institution or body. The EDPS is obliged to hear and investigate 
complaints and inform the data subject of the outcome within a reasonable period in 
accordance with Article 46 (a) of the Regulation. 

On the basis of Article 47 (2) a) of the Regulation the EDPS has the power to obtain from a 
controller or Community institution or body access to all personal data and to all information 
necessary for his enquiries. PMO is in charge of dealing with pensions, sickness and accident 
insurance, pensions and relations with former staff Because the PMO is considered to be the 
controller in the context of this complaint I address this letter to you. 

Adresse postale: rue Wiertz 60- B-1047 Bruxelles 
Bureaux: rue Montoyer 63 

E-mail : cdps(dcdps.eu.int- Site Web: www.edps.cu.int 
Tel.: 02-283 19 oo- Fax: 02-283 19 so 

http://www.edps.cu.inl


In order to assess the merits of the complaint we would appreciate your answers to the 
following questions: 

Is the complainant in your view correct in stating that he was denied to have a full access 
to the documents in possession of the PMO and that he was not permitted to take copies 
of the documents in question ? 

If he was not provided with full access to documents or data, relating to him, which 
documents and/ or data were not shown to him ? 

Why did you deny access to documents/data if it was the case ? 

Does the PMO process the medical statement from Dr. Helmer, referred to by the 
complainant ? Is the PMO in possession of other documents containing personal data 
relating to the complainant stemming from the correspondence between the doctor, the 
Commission and AXA-Belgium insurance company? 

As Mr. Strack has stated that he had no access to these documents, what was the reason 
for doing so, if you have denied access to them? 

According to the complainant, the PMO has transferred the complainant's health-related 
data to AXA-Belgium. If so, which data, relating to the complainant, were transferred to 
the insurance company and what was the purpose of the transfer ? 

I would appreciate receiving your reaction, including any additional comments that you may 
find useful, within six weeks after this letter. 

If any part of your comments should be regarded as confidential, please indicate this clearly 
and give reasons, so that these parts could be dealt with accordingly, where appropriate. 

Best regards, 
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EUROPEAN COMMISSION J J] 
1

J zjt/ iJ 4 * 
OFFICE FOR THE ADMINISTRATION AND SETTLEMENT OF INDIVIDUAL B * 
ENTITLEMENTS * 

MO* 
PM0.3 - Sickness and accident insurance 

EDPS ·Incoming mall 

DATE: 2 0. 06. 2005 
DR: A- ····--··:~.5..'-................................... .. 
c R: .................. 19.P1.r.: .. 9 . .l~ ............. .. 
U/EO: ............... :S.. .0 .... . 

Brussels, 2nd June 2006 
PM0.3/LP/ls D(2006) 13484 

M. J. Bayo Delgado 
European Data Protection 
Supervisor 
rue Montoyer 63 
1 04 7 Bruxelles 

* * * 

Subject: Complaint of pens. n°134756 regarding to a denial of access to and 
the transfer of personnal data 

Dear Sif, 

·with reference to your letter of 15 May 2006 regarding the complaint lodged by Mr 
Guido Strack, please find below the responses to the questions which you posed to PMO. 

Mr Strack visited our offices on 2 March 2006 and was shown the complete file held by 
PMO. He was not permitted to make photocopies (see below). 

The file Mr Strack asked (and was given) access to, concerns his request under Article 73 
of the Staff Regulations (recognition of occupational disease). 

Dr Helmer, one of the Commission's medical officers, has examined Mr Strack. 

Commission europeenne, B-1 049 Bruxelles I Europese Commissie, B-1 049 Brussel Belgium. Telephone: (32-2) 299 11 11. 
Office: Sc-27 03156. Telephone: direct line (32-2) 2954451. Fax: (32-2) 2956639. 

E-mail: ludovic.promelle@cec.eu.int 

mailto:ludovic.promelle@cec.eu.int


Please do not hesitate to contact me should you require further infonnation. 

Yours faithfully, 

Head of Unit 

Copy: Mrs. D. Deshayes Director PMO 
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* 
* 
* * 

EUROPEAN DATA 
PROTECTION SUPUZVISOR 

JOAQUIN BAYO DELGADO 
ASSISTANT SUPERVISOR 

Mr Ludovic PROMELLE 
Head ofUnit 
The European Commission 
(PMO) 
BRU-SC27 03/056 
B-1049 Brussels 

Brussels, 27 July 2006 
ffiD/ES!ktl/ D(2006)808 C 2006-0120 

Dear Mr PROMELLE, 

Thank you for your letter of 2 June 2006 in which you provided useful information about 
Mr Strack's complaint. 

As I already explained in my letter, Mr Strack lodged a complaint with the EDPS on two 
grounds. First he complained that his request for access to his personal file and other 
documents containing his personal data had been denied with respect to some of the 
documents on file. Second, he also complained that his personal data have been unlawfully 
transferred to the private insurance company AXA, in violation of Article 10 of the 
Regulation No 45/2001. 

"An official shall have the right, even after leaving the service, to acquaint himself with all the 
documents in his file and to take copies of them" - as provided in Article 26 of the Staff 
Regulations. Right of access is also foreseen iti Article 13 of the Regulation (EC) No 45/2001. 
This right, however, can be limited if one of the conditions listed in Article 20 so requires. 

The report about Mr Strack's state was still being prepared at the time when the PMO 
responded to EDPS' request for further information. Considering the sensitive nature of the 
case, the EDPS does not find the restriction of the complainant's right of access unlawful. The 
EDPS recognises that the restriction applied in accordance with Article 20 (1) (c) was 
justified on grounds that it aimed to protect the mental health of the data subject. We have 
answered the data subject bearing in mind the specificity of this restriction. 

Postal address: rue Wiertz 60 ~ B-1047 Brussels 
Offices: rue Montoyer 63 

E-mail : ec!R.'i(i:ec!Rs.europa.eti- Website: w"w.edps.enropa.eu 
Tel.: 02-283 19 00 -Fax : 02-283 19 50 



Therefore regarding the first point of the complaint, the EDPS has closed its investigation and 
informed the complainant as follows: 

The EDPS reviewed the legal position of the European Commission PMO and 
concluded that your personal data had been processed correctly. The European 
Commission PMO has confirmed the information included in your complaint that Dr. 
Helmer is preparing a medical certificate about your state. They added, however, that 
there is no final document available yet. 

The EDPS draws your attention to the standard procedure in similar cases: once the 
report is finalised, you should be provided access via your doctor without delay. We 
request the controller to inform you about the moment you can have access as soon as 
possible. 

Finally, if any part of your comments should be regarded as confidential, please indicate this 
clearly and state the reasons therefore, so that these parts could be dealt with accordingly, 
where appropriate. 

Best regards, 

A YO DELGADO 

Cc : Mr. Philippe RENAUDIERE, Data Protection Officer, European Commission 
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Subject: 

Dear Sir, 

EUROPEAN COMMISSION 
OFFICE FOR THE ADMINISTRATION AND SETTLEMENT OF INDIVIDUAL 
ENTITLEMENTS 

PM0.3- Sickness and accident insurance 

E DP S - Incoming mall 

DATE: 2 2. 09. 1006 
DR: A- .......... :1.4.:1~-····--····-···--···· 
CR: .................... ~.ct.(a .. r..JLll.D ........ . 
UIEO V 

Brussels, 07/09/06 
PM0.3/LP D(2006) .[bo5 f 

M. J. Bayo Delgado 
European Data Protection 
Supervisor 
rue Montoyer 63 
104 7 Bruxelles 

Complaint regarding denial of access to and transfer of personal 
data 

* * * 

With reference to your letter of 27 July 2006, you will fmd enclosed an overview of the 
documents held in Mr. Strack's file, which include the correspondence with AXA Mr 
Strack has had access to all of these documents when he consulted his file in our offices 
on 2 March 2006. You will also find enclosed a copy of the contract between PMO and 
AXA, which unfortunately only exists in French. Please note that Mr. Strack has already 
received a copy of this contract through a procedure lodged under Regulation 1049/2001. 

I would also like to draw your attention to the fact that Mr. Strack has lodged a new 
procedure under Regulation 1049/2001 and is now requesting access to the 
correspondence exchanged between my service and yourself. I enclose a copy of the reply 
that was sent to Mr Strack, in which we denied access to this correspondence as we are of 
the opinion that Regulation 1049/2001 cannot be applied to documents that are 
exchanged in view of a procedure under Regulation 45/2001 (application of the exception 
of art. 4(1)(b) of Regulation 1049/2001). 

Yours sincerely, 

c. c.: Ms. D. Deshayes -Director PMO 
Mr. P. Renaudiere 

commission europeenne, 8-1049 Bruxelles I Europese Commissie, B-1049 Brussel- Belgium. Telephone: (32-2) 299 11 11. 
Office: Sc-27 03/56. Telephone: direct line (32-2) 292954451. Fax: (32-2) 292956639. 

E-mail: ludovic.promelle@ec.europa.int 

http://A-L2.fi
mailto:ludovic.promelle@ec.europa.int


1. Letter of PMO to AXA of 09.03.2005- Notification of the request entered by Mr 
Strack 

2. Letter of PMO to Dr. Jadot of 09.03.2005- Notification of the request entered by 
Mr Strack 

3. Letter ofPMO to IDOC of01.07.2005 

4. Second letter ofPMO to Dr Jadot of01.07.2005 

5. Letter of PMO tot AXA of 04.07.2005 - Communication of information on the file 
transmitted to IDOC 

6. Letter from Dr. Jadot to PMO of 11.07.2005 Information on Mr. Strack's request 

7. Letter ofPMO to AXA of28.07.2005- Communication of the information received 
from Dr. J adot 

8. Letter of AXA to PMO of05.08.2005- Confirmation ofreceipt of the request 

9. Letter of AXA to PMO of30.09.2005 Second confirmation of receipt 

10. Exchange of e-mails between AXA and PMO on an administrative matter (the 
reference number to be used) of November 2005 

11. Letter ofiDOC to PMO of06.02.2006 

12. E-mail ofDr. Helmer to PMO of21.02.2006 
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13/~9/2006 11:18 
.~".2006 12: 29 

To: 

From: 

Number of pages: 

Subject: 

Message: 

Dear Mr. Szabo, 

+32 2 2955539 
CECRN5010227--20 ~ 0022831950 

EUROPEAN COMMISSION 
OFFICE FOR THE ADMINISTRATION AND SETTLEMENi OF INDIVIDUAL 
ENTITLEMENTS 

PM0_3 - Sickness and accident Insurance 

t~l]. 839 QIZ101 

* * * 
Brussels, 131

h September 2006 
PM0/3/Is 0(2006) 

FAX 

M. Szabo Telephone: 
European Data Protection 
Supervisor Fax: 

Laurence SCHOLLAERT Telephone: 
PM0/3 
Sc-27 03/53 Fax: 

2 

Reply from Mr. Promelle 

02/283.19.50 

(32-2) 2969622 

(32-2} 2956639 

Following our telephone conversation, please find hereafter a minute of the letter that we 
sent to Mr. Bayo Delgado. 

Best Regards 

Laurence SCHOLLAERT 

Contact: 
Laurence SCHOLLAERT, Telephone:(32-2) 2969622 

EDPS- fncomlng maif 

DATE: 1 3. 09, 2006 
gR: A- ...... .J .. ~:A~ .. ?. .............................. . 

R . ........... 2.Ci .. Y...6.:::: ... 0.J? cJ U! E 0 · 'f!E: .\... ............ .. ........ ..... $ .... _____ , ___ _ 
··········h·····--.-····· 

Commi::>:;;ion europeenne, B-1049 Bruxelles I curopess Commi:ssis, B-1 049 Brussel -Belgium. Telep~.one: (::12-Zj 299.11 11_ 
OfficB: Sc-27 03153_ Telephone direct l.ine (32-2} 2969622. F<IX: (32-2) 2956639_ 
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12:29 

Subject; 

Dear Sir, 

CEC8N5010227--20 ~ 0022831950 

EUROPEAN COMMISSION 
OFFlCE FOR THe ADMINISIRATION ANO SE:TTLEMENT OF INDIVIDUAL 
ENTITLE:MENTS 

Pl\,10.3 - Sickness and accident iCJsur;;~nce 

Brussels, 07109106 
PM0.3..'LP D(2006) .fu05 I 

M. J. Bayo Delgado 
European Data Protection 
Supervisor 
rue Montoyer 63 
1047 Broxelles 

Complaint regarding denial of access to and. transfer of personal 
data 

With reference to your letter of 27 July 2006, you will find enclosed an overview of the 
documents held in Mr. Strack's file, which include the conespondence with AXA Mr 
Strack has had access to all of these documents when he consulted his :file in our offices 
on 2 March 2006. You will also find enclosed a copy of the contract between PMO and 
AJCA, which llilfortunately only exists in F:rench. Please note that Mr. Strack has already 
received a copy of this contract through a procedure lodged llilder Regulation 1049/2001. 

I would also like to draw your attention to the fact that tAr. Strack has lodged & :ae\v 
procedure under Regulation 1049/2001 and is now requesting access to the 
correspondence exchanged between my service and yourself. I enclose a copy of the reply 
that was sent to ~fr Strack, in which we denied access to this correspondence as we are of 
the opinion that Regulation 1049i2001 cannot be applied to documents that are 
exchanged j n view of a procedure under Regulation 45/2001 (application of the exception 
of art. 4(1 )(b) of Regulatiou 1 049/2001). 

Yours sincerely, 

c.c.: lvfs D. Deshayes Director ?1vf0 
Iv1r P. Renaudiere 

[c l (l ':__. 
·"-l I "'"TT._ ____ _. 

ovic .:vko). iLLE 
/ J 

H0.839 Gl002 

Commission europeeonne, El-1 r)49 Bruxelles I E·uropese OJnnmi.ssis, 8-1049 Brussel - B~igium. Tele,:ohon&: (_32-2) 299 11 11. 
OfficG. Sc-21 03/56. Telephon;;: dir2clltne (32-2) 2>72954451. Fa1-:: (32-2) 252956639. 

mailto:le@ec.europa.Int


* 
* * * 

Dear Mr Promelle, 

EUROPEAN DATA 
PROTECTION SUPERVISOR 

PETER HUSTINX 
SUPERVISOR 

Mr Ludovic PRO MELLE 
HeadofUnit 
PMO 
European Commission 
BRU-SC27 03/056 
B-1049 Brussels 

Brussels, 4 October 2006 
PHIES/ab D{2006) I 014 C2006-0120 

Thank you for your letter of 7 September 2006 which we have read carefully. I would now like to 
request some further infonnation so that we can come to a conclusion in our investigation. 

We have reviewed the contract between the European Commission and AXA Royale Beige insurance 
company. The contract indeed includes provisions regarding information to be handed over to AXA. 
The knowledge of the contractual clauses set forth in the agreement is useful. However, we also need 
to know whether the data transfer has been carried out according to the relevant provisions. Therefore, 
in accordance with Article 47(2)(a) of Regulation (EC) No 45/2001, I kindly request you to make 
available to us a copy of all the documents and their annexes sent by the PMO to AXA, that contain 
data on Mr. Strack. , 

As regards the other point of Mr. Strack's complaint, I want to inform you that he has asked for 
reconsideration ofthe decision taken on this part of his complaint, namely his access to the rep01t on 
him. To be able to assess the merits of Mr. Strack's new request and on the same legal basis, I also 
request you to send us a copy ofthe full text of the report to which the complainant was not granted 
access (including any annexes and attachments). 

We expect to receive all documents referred to above at your earliest convenience, but not later than 
two weeks after this letter (i.e. latest by 18 October). , 

Finally I would like to ask you to apply· all necessary security measures when sending the requested 
documents to us, in order to ensure continued full confidentiality. 

Thank you for your cooperation. 

Best regards, 

~, \ lL" l r.~.. ~~ 
~ 

PlrHUSTINX 

cc: Mr Philippe RENAUDIERE, Data Protection Officer, European Commission 

Postal address: rue Wiertz 60 ~ B~l047 Brussels 
Offices: me Montoyer 63 

E-mail : -Website: w'Yw.edps.europa.eu 
Tel.: 02-283 19 00- Fax: 02-283 19 50 



COMMISSION EUROPÉENNE 

SERVICE JURIDIQUE 

Contrat d'assistance juridique SJ/2009/1411 

La Communauté européenne, représentée par la Commission, elle-même représentée par 

M. Jürgen GRUNWALD 

ci-après la « Commission » 

Ht 

Maître Bertrand Wägenbaur, 
Cabinet d'avocats Kemmler Rapp Böhlke 
Rond-Point Schuman 9/9 
1040 Bruxelles 

ci-après le « Contractant » 

Ont convenu 

- dans le cadre de l'affaire n0 F-Ć1/09 Guido STRACK / COMMISSION, 

ci-après « la présente affaire » 

ayant pour objet: 

Affaire statutaire devant le TFP 

Ce qui suit: 

1 - Objet du contrat: 

La mission a pour objet d'assister la Commission dans le cadre de la présente affaite pour, le suivi 
de laquelle la Commission ēst représentée par Julian CURRALL et Barbara EGGERS ou toute autre 
personne désignée ultérieurement, ci-après « les agents » de la Commission. 

Dans ľexerctce de la mission défmie pour la présente affaire, le Contractant se conforme aux 
instructions et aux délais donnés par le ou les agent (s) de la Commission. 

2 - La Commission versera au Contractant, à titre d'honoraires, la somme forfaitaire de 7.000 Ü 

Cette somme couvre l'ensemble des dépenses, charges et nais exposés par le Contractant. 

СЩюпощез, seront vergésauçompte N r . ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ļ (Kemmler Rapp Böhïke) auprès de la 

suivant: 

Ref. Ares(2011)745560 - 08/07/2011Ref. Ares(2011)1180257 - 07/11/2011



5.000 € po\llla ~ute mite 

2.000 e pour la ~orale. 

Les honoraires seront payes sur presentation de. factures lie 16fetant au present contrlll et p¢cisant 
11:s preatations aceomplies. 

Les factures sont adressees ll'adn:sse suiwnte: 

Commission europeenne 

Cellule financime du Service Juridiqqe {BERL 1/121) 

B-1049 Bruxellt:s 

3 -Tout diffemid sur !'application du present cohtrat fait J•objet d'UJm consultation pr6alable entre 
les parties. Si le diffemid persiste, elles co.nviennent des modali~ llpJli'Oprii!es en vue de son 
~glement, y compris de Ia dl!signation dujuge com~t et du droit applicable. 

4 - &Dill mnexees IIU ptt\sent contmt, les « conditions g6n6mles applicables aux: contrats 
d'assistance juridiqlle » qui lui sont integralement appllcables. En cas de contli~ les dispositions du 
pn!sent contrat pr6valenl 

Fait 1\ •• .J.~.~.~ ....... le ... 5./.1.?./?.9-.tt.. ....... et I;Jl double exemplaire 

PO\Ille Coolntctant 



CONQITIQNIBENEM ''APPur;••LES &I" coNTRAu P'O''"ANCEJuRIQfQUE 

Artlslp 2 .. Dbllpltlpn dt dl!cJ@km !l prppr!iM 10W'"elfe 
La C-nts'engege, an 111111 nam, celul de aon ..-.llll et de 88 - t n'UIIIsar en dehaia de aa mlalon, et l ne dlwlguer t des ~~an· 
111 a utmser oon1r11 les lnl6rltll des lns11tutions, ......,... fallll, lnt'armallo... cannaiDances. documeniB au 8Uinls doni n ourel 189' 
camm~rioalflln au prlo ~»rnaanc:e l r......,on de rexkution du con1n11, alnal qu'aucun des .......,. IIi - b!IVaux. Ceo obligations 
perolalaront eprta rtlllllCUIIon du idaent cantrat. 
TOUIIIIB - ou dtD .. y aiMraD. '"*'IIIII IIIII Ias ~ d'autour ol aulres o!J*: de p~ lf!lellechoelle, obllonua dana II- de l'al!laltion 
du CoiUIIIaont II propllllltiiiCI:I.-·de Ia Communaull. 

ArtJcl! 3 .. Ml"la!lpn du cantril 
Cllaque pertlo Clintractanllt pout. par iiB 88llle -· re.Wer Ia c:ont1111 mO)III~nant un ~de 1.5 jqlh el·88118 tire tanue tuna quelcanque 
lndem~M l ce flfr&. 
lw cea a(l rune des pertloe cantroctanteo a nlallolllcanlnd, 1e COnlnJclant n•e - qu't une '*"unerauon caneepondlnt li'IIDculioo partlolll 
du contrat A aavolr, las prulatlone ~ ell'ec:llvamentjuaqu'A Ia dile de nlalllatlan. Dona oe QS. Ia Mdnlent dO IIIII cak:ul6 en lmpulant au 
pr6alablo 1.,.. p- dfl6 e1'lecll*. ~ cas oQ las pa' uents ell'eclu6a avant II nlallllkm eont 11'1.11 molllllntaup6rleur 6 Ia eomme due 
ftnlilmenl. rexc6dent dol erte 111mbauro6 lnlj!grelemom per le COnlnJclant t II Commllllon dana un dtlat d8 30 jaunl a perlir de Ia - de 
demande de lllmbaurelmiml de Ia Commlaelon. 
En """ de manquement gnMI du Controctant a - obllgdono Clintracluellas, manquemant dDment canllll* per II Commlaalon, II !»nnree 
peut61ra nlalll6 a tau1 moment. pari- JeC0111111111d6, """" ~ nl niemrM quelconque dell pert de Ia Commllllon. 
Au """ oQ raccompUuement des IJches QOiffl6ea eu Co-aeral l'llndu lmposalble per un llviinitment de forte mlljeuno. Ia COIIInlctant 
n'a drol • aucunelflmun6la1lon pour las P<- CDrl!&f1olea. 

Adlelt 4 .. "'nhn du cantrat !tplllflllapt ., .,. 
le Contraolalll ne peul. 88118 aul9riBatloll prtalabla par 6crft de Ia Commlselon, '*let taut au P811ie des drilltll ot obllgllliono d6rlvanl du cantrat. 
ni aous-traler- memo en partie -l'all6cuUon de tAches qui WI ont ti canftleo, ri substiiUer, an lilt. des lien aux marnes flna. 
MITIIJioraque Ia Cornm•n aulariae le Contraclant * '*ier a des tiaro ou a des aouo-lraltaniB, leiDIJIII6 au une p- du contr.i, II n'lllll pes 
11-. pour eulanl. -~~ Commisllon, des obllpllono· qullullllCDmbent en ~~~~~ du pnlaant canlnd. 

las llllrivneo - on 8IO!cllllon du ....- dana un dllloll madnUin de 30 joUIII a CCIIftjJier de Ia data. de 
~·~1,8 de pelament a Ia cellUle ~ du 8eMce )urldlque, a1 pour 8UI8IIt que II eomrectan1 88 aoll ennigisllll 

dana cornptabll de Ia Commlalon et que Ia demande de pillment oa1t -nent -Ia et cunlbrmn aux fallll et aux 
dllpoalliono du pr6aant cantrat.la pelament rteulle.llnl elll!c1116.& Ia- c1u d6blt du campta lie Ia Comm-. 
En caa de paiement talllll, II conlnll;lanla cltDft au1iell8menl d'ln16!6la. a candiiiOn qua las l"*hh Cillculel - d'l.n montant aupAitell' a 
zoo EI,IR. Silas lnl*lts na dtps •nl pei 200 EUR, II w~nael&i4 pout demander t b6ntlk:lar d'un lrdllret de -· au 1*Ja tard deux mois 
aprtall data de lllcepllon du peiemanl. L'lni6rtllllll ealcul6 au liUX appliqu6 en demler llau par Ia Banque centrale europtame l188 
prillelpllea op6rn8ons de ro!Niooament ('II taux de n!!6renc:e1. majort de sepl pcMia de poUrcentage ("Ia marge1. La laUX de rtltrence 
applicable eat celul en vlgueur Ia premier jaur du moln oa Ia paiement eat exi1Jible. L'inl6rtt porte aur Ia p611- 6cauh!e entrelejour 
Cllllnd!lar aUIYant Ia dale lmlle d• paiement at Ia dale du palemanllnelusa Une auapenslon del pilements per Ia Commiaalon ne pout tire 
c:onaldtrae ....... 1.11-de· paiement 
Le Contraolarot a'engi!Sii a faumlr lea documents et inlormaliona nllcea..._ a aon lnaaipllen dena II aystama ci>mpbiblt de Ia Commission. 
Lea donnitee elnallaumlas eont unlquernent de8llnee8 t tina enreglslftleo dllr!Bies llvren campta- de Ia Commllnlan eta mrs UIIINea dana 
aea proc6du181 de pe-nt. A ce flfr&, allea paurront lira oonaulloleo per leo agenta cornrxlb!ntll de Ia Commlaelon lnteiVInant dana aea 
procJ6dullla. 

. ~~:S::'"~:::::::~n ,.. d'acqulltar Ia iVA our hill hona181181 perws au t11ra du canlni~ Ia m-
.de Ia - at lnelus e1 , aano moniBnt VIII& 11'11' Ja Comm-. en drinipertle des - pnl8l6a. ft appertlonl au 
Conll'lletant de ea eonlillmer t Ia leglslalion llacall nallonall qui lUI IIIII applleable au I'IIIIIRI des _.... qU'IIllnl du ....- conolu 8\IIIC Ia 
Cammlailon, c1111 -us n'Atant.pes _,_ d'lmp018 da,.las Eblin membllla. 
La Commlaslon est amn61U de toua dnllta et -· nol&inment de Ia taa aurll valeur ajoul6e, en applleallan des dlapoaiiiQns des artlcleB 3 
et.f au-aur laepriViljgell at 1mtnun111a des Climm11181118europ6ennes en oequl_,.,oa patlicipatiOn ilnarll*e 1111 CQI!Iral. Pour 
rapplloatlon dea IIT1feles 3 el 4 dUdl PrbtDCde, Ia ~ 88 conform811 ·lUX lnaJIUCIIOna de Ia Commleslon daa Comm..,IIUfM 
ewopHn"""-

Arth:" 10- Ccmtrtin . 
La Caurdel Comptaa IIIII habUMe t oontnlllr lee docunlenll d6tanua per las peraonnea pllyalques ou moralall b6Miielant de pelernentalaaul 
du Budget deaCommunalll6a ourap611nn11S dt8 Ia algnaua c1u canlnil jlloqu'MI elnqu.., onnl....- de II data de plifem8nl du •*• 



COMMISSION EUROPÉENNE 

SERVICE JURIDIQUE 

Contrat d'assistance juridique SJ/2009/1438 

La Communauté européenne, représentée par la Commission, elle-même représentée par 

M. Jürgen GRUNWALD 

ci-āprčs la « Commission » 

Et 

Mettre Bertrand Wägenbanr, 
Cabinet d'avocats Kemmler Rąpp Böhlke 
Rond-Point Schuman 9/9 
1040 Bruxelles 

ci-après le « Contractant » 

Ont convenu 

- dans le cadre de l'affaire n0 F-118/07 Guido STRACK / COMMISSION, 

ci-après « la présente affaire » 

ayant pour objet 

Affaire statutaire devant le TFP 

Ce qui suit: 

l - Objet du contrat: 

La mission a pour objet d'assister k Commission dans le cadre de la présente affaire pour le suivi 
de laquelle la Commission est représentée par Julian CURBAIX et Barbara EGOERS ou toute autre 
personne désignée ultérieurement, ci-après « les agents » de la Commission. 

Dans ľexercice de la mission définie pour la présente affaire, le Contractant se conforme aux 
instructions et aux délais donnés par le ou les agent (s) de la Commission. 

2 - La Commission versem au Contractant, à titre d'honoraires, la somme forfaitaire de 8.000 €. 

Cette somme couvre l'ensemble des dépenses, charges et frais exposés par le Contractant. 

'es honoraires, seront versés au α и ni il ι 111 ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ļ (Kanmler Rapp Böhlke) auprès de la 
Bruxelles selon l'échéancier 

suivant: 

Ref. Ares(2011)745560 - 08/07/2011Ref. Ares(2011)1180257 - 07/11/2011



7.000 € pour Ia procedure ecrite 

1.000 E pour Ia procddme orale. 

Les factules sont adressees a l'adresse suivante: 

Commission europc!enne 

Cellule. fimmciere du Service Juridique (BERL 1/121) 

B-1049 BIUXelles 

3- Tout difNnmd sur l'application du present wn1li11 fuit )'objet d'nne consulmtion pn!alable entre 
Ies parties. Si le diffCrend persiste, elles conviennent des modalites appropriCes en we de son 
r!glemetrt, y compris de Ia ~gnation du juge QOmpetent et. du droit applicable. 

4 - Sont annex6es 111.1 present conllat, les « camtitions s6n6rales applicable& a\IX contrats 
d'assistance juridique » qui lui sont integndement applicabb. En cas de conflit, les dispositions du 
present COilllat prevalent. 

Fait A J.~.~.~ ....... ,le .... ~11.'?/.J&.~L. ...... et en double exemplllire 

Pour le Cont:tt!.ctlmt 

2 



CQNQIDDNSQENEMLEBtppYC'N f' All! CONTBAD P'A!tl!"iutceJURIQIQUE 

Adk;lt 1 • QbPpdpy du COntgctant 
1.$ CanlrKianl ag~ 8\1' IIJStn!CIIbn du 011 del agenlt de Ia Commlaakln. II a'qage a ....... dana l'lnfl6rtl de Ia Ccrn!llilaion, tlllon IE 
melleu1811 pratlq ... ~lemeles elsa d6ontologle, dil& tac11ea qui lui ant IIIII can111!e8. 

Arll• 3 .. ""'""'" dM SDJdrtt Chaque partie contractante peut, par .eo MIM Vqlanl4, -rIa cantJwl mll)lllnnanl un p!Uvll·da 15 ]Dura elaana 6tra 18nua A una quelcanque 
lnllemnll6 6 ce title. 
Au cas Dtl rure del parttaa --· 168116 1e cantrat. 1e Conlnocblnl n'a draR qu'A...,. rt.....-an ~ant A l'eJiicullan pertlella 
·c1u cantJwta aavalr, leo ~ana ,...,....._ -~~~ Juaqu'a Ia dele do nlallatlan. Qans ce caa, Ill mantant dO 1111 celculhn lmpUiant au 
prta- laua palernon1s dljA ·al'lac:tu6a. Au caa aQ lea palemenll - avant Ia .-mallan IIOI'II·II'un lnQI1bonlll,lllllrlelr 6. Ia aamm• due 11na-. l'""'*'ent daR 111re rambauiat lnleglalament par II ~nt 6 Ia Cammiaaian dana un do!lal do 30 jaura a partir de Ia dele de 
demanda de rambauraement de Ia Commlaafan. 
En caa de manquement gllNI du ConiJaCiant 6 .. ablg- litlntnlcluelles, manquament d~ canolaill par Ia Ccrnmllllan, Ia cantra1 
peut ·-n!silil61Dut moment, par 1-18CQ111mandlle, """" prtavll n1 indemnll6 ~de 18 port de Ia Comrnlsslan. 
Au caa il!l raccamplilaement del tachE aent11eo au ca-nt .... Nndu ilnpa88lble par un 61o\nament de - majeura, 1e cantrac:tant 
n'e draR a euc:una ,.,un6ni11Dn peur let pnoetallana concaineea. 

Arllclt 4 .. r=·'pn dg cpntnit at,.....,. ,.. tl!m! 
l.e Conlnlclant ,. peut, aana allleltaatl!m p!Uieblit par tcr1t de Ia Commlsslan, '*ler1DUI au par11a Ilea dl'llllll at Dllligatlons - du canlraL 
nl aaue-lraRer- mime an partie - r.....,.an de Uli:hea qui lUI ant 618 canftllea, nl auba-r, an fall, desllllnl iux mlineafina. 
Mime laraque Ia Commioalan ~.le Conb8£iant a Cllder a del din au • dell aauHndtllnta, lalillalll6 au u,. paTtie du cantnll, n n'lll1 pea 
llbolrt, pour autant, anvera Ia Cammlaalan, daa abilgallana qui lui ~ enllllllu du prflaenl canlnll. 

Art!d!t 6 - C!m!l!ts d'Jntirlt 
le Cantraclart parle t Ia .... -etaaa•oe de 18 CD!111ftiletan, aana d61al e1 par Acrtl, - lea aRuallana •IIICePiiblea de candulnt a un caniiR 
G'lnMrtl. le Contn~Ctanta'abatlent de lOlita relallan auaoepliiJia de cempoQOo...., nnd6pendanoe l'l!llulse pour r..-.mon doe pra81l1Uana qulllli 
ant IIIII canlleea. 

AriiFI! I -MW""' dt blllmlnt- EniiMt ItaiM II Fll!!ldtpng .. l!tnplret 
Lea palementa aerant e!IIICIUB an euRII. 
le ·Commlaafan o'engage a payer lea aammes duel .., 8lCI!icullcln du - doni un df$11lmtlCfto&m de 30 j01.18 6 campier de Ia dele de 
renregiatrement de Ia dllmande de paiement I Ia Clllb.le tlnanc:l6ra du Service jurfdlqUe, e1 pour auta,nt que Ia ~nt 118 10ft anreg~ 
~ana Ia syaMme CDmptable de Ia Climm1881an et que Ia demende ·de paiement ·oo~~ ~ Mallie el CD!Ifanna aux - et aux 
cllioi>Dolllano du pt6eant - le paiement rflauiiB lllreetleclu6 t Ia dele du dtbR du camptB de Ia Commllll!lll. 
En ceo de pa-1atrlll; Ia canlraclaiol a rlrDII iJU-cllnliliels, a candlrkm que 1a1 inl6lels c:aiOul<lll "*"!' tl'un man1ant sup8ttflo.r t· 
:tao EUR. Sllea ~no d6pa111111 pea 200 EUR, Ia carobtiCiaool pl!lil demander • b6n6tlcle,.d'un llol*tl de maid..au piUs lard deUX moll 
eprfla Ia dale do ieaeplian du palelllenl.l"illlt*eot CIICII6 au lilux epjlllqu6 en de-lieu per Ia Banq .. _,.,. auiDplleMe a EO 
prtncipelaa apt11111DI1B de lllflnarocoment ('1e1am de -.e"}, m$16 de li8pl polnla de p~e ('Ia m~~ge,.le lilwc de rtf6rance 
appllooble eo! ~lui en lllgueut Ia p1111nlar jour du maia Clli Ia paiement eel exigible. l 1ntartl parte sur Ia p6~ade AcauiAe antra Ill jour· 
Cllendrior aiM.ni le - UmiiB de paiement ella dele du palemenllnciula. Una auepanalon des pa1emenls par Ia Carnotolllaion ne peU!Mra 
....,.idtrte cammeun~de....,.. 
le CanlrtiCialll a'engage • faumlr lea ilcoCano- e1 inlannatlona n6ce"elril& a aan lnacrtpllan dane Ia oiyoolana carnplilble de 1e Commission. 
U!a dannil!m ainll faumial aard uniqlo8manl- A In enregfltrtellllin8 iBI lilinll camplablal de Ia Ccomm1881an at •111re uiiWea lllin8 
181 proc:SIUI88 do paiement. A ce tllra, eilea peununiOh can- roar lea 11081118 campManta de 18 Cammlealan lr!lerwnant dena oea 
prac6dures. 

6rtlsle 7 - DfiM!Wr• fi'Min 
Slle Conlrlclant 1111 fllnu, d'eprta Jalolglalallan 11ocala - II ......... d'acqulller 1e lVA our lea hanaral181 p1K911 au 1i1nt du controL 18 mantent 
de Ia - es1 1nc1ua e1 ~. dane Ia manta.nt faofallillra vara6 par Ia Commlallan en cantraportle dee aaovlcaa preai6S. n -rtlent au 
Conlnl!;lanl de 11 COI\!Onnl!l' a Ia lolgilllallan - nalia,.le qulllll est applicable au ragan:! del IIMii1IIS qotll lire du CDi1IJIII conclu IM!C Ia 
Cam-. ceo- n'6lilnl pea-- d1mpOiil dena lea Elllla mem-. 
le cam..-;an 1111 ....,.,..., do!CIIII dl:all!o et-. natamment de Ia """ eur Ia valeur ajaUI6e, an applicaiiDn dee dllpalllllana dee alllclea 3 
et 4 du P...- ""' lei Pf(VIIIlgel at lnnnunll6e olel CommliliiiUiila ourap6ennea en ce qui can""""' aa perllclpllllan fi~ au cantrat. Pour 
Pappilcatlan deo ert1c1ea 3 et 4 duojlt Pi'd1Dcllle, 1e Contra-.! u canfarmere """ lnltnocliDna 110 Ia Comrnlsslan dee Cammunautaa 
aurapten .... 

Art1cft 1- Fpn;t nwl!ym . 
Bll'Unl del Jilltloli CDI- eat Wioluoii!D 6 un ceo de IDRie majllura 6 oavalr, taulll olluetlan au taut t1Ainement ioopolhlall!le at 
'"""""'"'""I.~~ de 18-doe p1111eo. e11e en -otllaana dtlal rautre partie. Au 1;111 ao raccamp-..nt·dee tAcloea Canfl6es au 
Contraclant •rail randu lmpaAibie par un ........, ... de 1Doat majeura, Ia Coodra<la)d n'e droR t eucun.e rtmun6nlltan pour lea ..-atians 
canca-. 
Atlltlp I • Modl!lse!lont Qp !dlpnctlo!U! IU FDnlild 
Lao otlpulallane du c:ontrat at de oe1 ~ ile paulllllll atra mllllllllea au tunpi61801 que par 'fDie d'avenant lllgn6 par o:toacune d!ls partlea 
- au par un raprflaentanl quelltit de catlea-<:L 

Ar&lt 1Q-Ccmtr6la 
La c;our des Complao 1111 halidlte a cantr61ar lea dDCIII'I- dlilanliS par lea penoMes phyalquee au maralea -Ciani de palementa lalua 
du Bu.dQel dee CommUIUIUt6a 8lii'DIItOI'nBI db Ia algnaloJnt du cantretjuaqltau '*li!UIIine annlvaoulno de Ia dale de paielnent du-



COMMISSION EUROPÉENNE 

SERVICE JURIDIQUE 

Contrat d'assistance juridique SJ/2009/1439 

La Communauté européenne, représentée par la Commission, elle-même représentée par 

M. Jürgen GRUNWALD 

ci-après la « Commission » 

Et 

Maître Bertrand Wägenbaur, 
Cabinet d'avocats Kemmler Rapp Böhlke 
Rond-Point Schuman 9/9 
1040 Bruxelles 

ci-après le « Contractant » 

Ont convenu 

- dans le cadre de l'affaire n0 F-121/07 Guido STRACK / COMMISSION, 

ci-après « la présente affaire » 

ayant pour objet: 

Affaire statutaire devant le TFP 

Ce qui suit: 

1 - Objet du contrat: 

La mission a pour objet d'assister la Commission dans le cadre de la présente affaire pour le suivi 
de laquelle la Commission est représentée par Julian CURRALL et Barbara EGGERS ou toute autre 
personne désignée ultérieurement, ci-après « les agents » de la Commission. 

Dans l'exercice de la mission définie pour la présente affaire, le Contractant se conforme aux 
instructions et aux délais donnés par le ou les agent (s) de la Commission. 

2 - La Commission versera au Contractant, à titre d'honoraires, la somme forfaitaire de 4.000 €. 

Cette somme couvre l'ensemble des dépenses, charges et frais exposés par le Contractant. 

Ceshonoraires, seront versés au compte Nr. 
^ ^ ^ ^ ^ ^ | Bruxelles 
suivant: 

Kemmler Rapp Böhlke) auprès de la 
selon l'échéancier 

Ref. Ares(2011)745560 - 08/07/2011Ref. Ares(2011)1180257 - 07/11/2011



3.000 € pour Ia procedure ecrite 

1.000 € pour Ia procedure orale. 

Les honoraires seront payes sur presentation de factures se referant au present contrat et precisant 
les prestations accomplies. 

Les factures sont adressees a I' adresse suivante: 

Commission europeerme 

Cellule fmanciere du Service Juridique (BERL 1!121) 

B-1 049 Bruxelles 

3- Tout differend sur I' application du present contrat fait I' objet d'une consultation prealable entre 
Ies parties. Si le differend persiste, elles convierment des modalites appropriees en vue de son 
reglement, y compris de Ia designation du juge competent et du droit applicable. 

4 - Sont annexees au present contrat, les « conditions generales applicables aux contrats 
d'assistance juridique »qui lui sont integralement applicables. En cas de conflit, les dispositions du 
present contrat prevalent. 

Fait a .Jr..~.~~~ ...... , le ... .1'./:t?-:/?.~g,L ..... et en double exemplaire 

~~· 

Pour Ia CommissiL Pour le Contractant 

Waegenbaur.Strack F-121-ll7.doc 2 



CONPI110NS GENERALES APPLICABLES AUX CONTRA IS D' ASSISTANCE JURIDIQUE 

Article 1 -Obligations du Contractant 
Le Contractant aglt sur instruction du ou des agents de Ia Commission. II s'engage • s'acqultter dans l'inMrllt de Ia Commission, seton les 
meilleures pratiques professlonnelles et sa d6ontologie, des taches qui lui ant ~t6 confiees. 

Article 2- Obligation de dlacrttlon et oropri6t8 intellectualle 
Le Contractant s'engage, en son nom, celui de son personnel et de sa soci~UI c\ n'utinser en dehors de sa mission, et .a ne divuJguer .a des tiers 
ni .a utiliser contra les int~rets des Institutions, aucuns faits, Informations, connaissances, documents ou autres dont II aurait re~ 
communication ou pr1s connaissance .a roccasion de l'ex~cutlon du contrat, ainsi qu'aucun des resultats de ses travaux. Ces obligations 
persistemnt aprAs l'ex~cution du pr~sent contrat. 
Taus les rnsultats ou droits y Elff~rents, notamment les droits d'auteur et autres droits de prop~t~ intellectuelle, obtenus dans le cadre de l'ex~ion 
du Contrat sont Ia propr1trt~ exclusive de Ia Communa!M. 

Article 3 - R6slllatlon du contrat 
Chaque partie contrsctante peut, par sa seule volont6, r&siller le contrat moyennant un preavis de 15 jours et sans etre tenLJe c\ LJne quelconque 
indemnit~ c\ ce titre. 
Au cas oU l'une des parties contractantes a r6sili~ le contrat, le Contraetant n'a droit qu'i:l une remu~ratlon correspondent i:ll'ex~cutlon partielle 
du contrat i:l savoir, les prestations ex~cut~es effectivement jusqu'i:lla date de r~siliation. Dans ce cas, le montant dO est calcul~ en imputant au 
prealable taus paiements d~jc\ effedu~. Au cas oU Jes paiements effectu~s avant Ia re&lllatlon sont d'un montant superieur c\ Ia somme due 
finalement, l'ex~dent dolt etre rembours~ int~ralement par le Contractant c\ Ia Commission dans un d~lai de 30 jours ell partir de Ia date de 
demande de remboursement de Ia Commission. 
En cas de manquement grave du Contraetant ell ses obligations contractuelles, manquement dQment constat~ par Ia Commission, le contrat 
peut etre resili~ c\ tout moment, par leHre recommand~e. sans preavis nl indemnft~ quelconque de Ia part de Ia Commission. 
Au cas oill'accomplissement des taches confi~es au Contractant serait rendu impossible par un ~Wnement de force majeure, le Conb'actant 
n'a droit c\ aucune remun~ration pour les prestations concem~s. 

Article 4 ·Cession du contrat et prestations des tiers 
Le Contractant ne peut, sans autorisation pr~alable par ecrit de Ia Commission, cl!der tout ou partie des droits et obligations d8rivant du contrat. 
ni sous-traiter- m&me en partie -l'ex~tion de taches qullui ont irt~ confi~es, ni substH.uer, en fait, des tiers aux mllmes fins. 
Meme Jorsque Ia Commission autorise le Contractant c\ reder c\ des tiers ou A des sous-traltants, Ia totalit~ ou une partie du contrat, il n'est pas 
lib~r~. pour autant, envers Ia Commission, des obligations qui lui incombent en vertu du pr~sent contrat. 

Article 5 - Conflits d'lntjrit 
Le Contractant porte A Ia connaissance de Ia Commission, sans d~la/ et par 6crtt, toutes les situations susceptibles de conduire i:l un confilt 
d'lnt~rat. Le Contractant s'abstient de toute relation susceptible de compromeHre l'ind~pendance requlse pour l'ee:cutlon des prestations qui lui 
ont ~~~ confi~es. 

Article 6- Modallt6s de oalement- Entitis 16gales et coordonnies bancaires 
Les paiements seront effectu~s en euros. 
La Commission s'engage A payer les sommes dues en execution du contrat dans un d~lai maximum de 30 jours c\ compter de Ia date de 
!'enregistrement de Ia demande de paiement A Ia cellule financi~re du Service juridique, et pour autant que le Contractant se soil. enregistre 
dans Je syst~me comptable de Ia Commission et que Ia demande de paiement soil correctement ~labile et conforme aux faits et aux 
dispositions du present contrat. Le paiement resulte etre effe~ c\ Ia date du d~bit du compte de Ia Commission. 
En cas de paiement tardif, le contractant a droit au versement d'int~rets, c\ condition que Jes int~rets calcu\~s solent d'un montant superieur c\ 
200 EUR. Si lea int~~ ne d~passent pas 200 EUR, le contra.ctant peut demander A ~n~ficier d'un int~rat de retard, au plus lard deux mois 
apres Ia date de reception du paiement. L'int~ret est calcul~ au taux appllqu~ en demler lieu par Ia Banque centrale europ~nne A ses 
principales operations de refinanc:ement ("le taux de ret~rencej, niajore de sept points de pourcentage ("Ia marge"). Le taux de r~fttrence 
appllcabJe est celul en vlgueur le premier jour du mols oU le paiemenl est exigible. L'inl~rllt porte sur Ia p~riode ~coul~e entre le jour 
calendrier sulvant Ia date limite de paiement et Ia date du paiement lncluse, Une suspension des paiements par Ia Commission ne peut ~tre 
consid~r~e ccrnme un retard de paiement. 
Le Contractant s'engage A foumir les documents et infetrmations necessaires A son Inscription dans le syst~me comptable de Ia Commission. 
Les donn~es ainsl foumies sont uniquement destlnl!es a: etre enregist~es dans /es livres comptables de Ia Commlsslon et i:l litre utllis~es dans 
ses proc~ures de paiement. A ce titre, elles pourront litre consultees par les agents comp~tents de Ia Commlssion lntervenant dans ses 
procttdures. 

Article 7- Dispositions fiscales 
Si le Contractant est tenu, d'apres Ia 1~gislation fiscale dont il rel~ve. d'acquiHer Ia TVA sur les honoraires pe~us au titre du contrat, le montant 
de Ia taxe est inclus et identiM, dans le montant forfaitaire verse par Ia Commission en contrepartie des services prest~s. II appartient au 
Contractant de se conformer A Is l~gislation fiscale nationale qui lui est applicable au regard des revenus qu'il tire du contrat conc\u avec Ia 
Commission, ces revenus n'~tant pas exon~r~s d'impOts dans les Etats membres. 
La Commission est exon~ree de taus droits et taxes, notamment de Ia taxe sur Ia valeLJr ajout~e. en application des dispositions des articles 3 
et 4 du Protocole sur les privil~ges et lmmunlt~s des Communaut~s europAennes en ce qui conc:eme sa participation financl~re au contrat. Pour 
!'application des articles 3 et 4 dudit Protocole, le Contraetant se conformers aux instrudions de Ia Commission des Communaut~s 
europAennes. 

Article B- Force majeure 
Sl l'une des parties contractantes est confrontl!e c\ un cas de force majeure c\ savoir, toute situation ou tout ~v~nement imprevisible et 
exceptlonnel, ind~pendant de Ia \IOionM des parties, elle en avertil sans d~lai !'autre partie. Au cas oU l'accomplissement des taches conMes au 
Contractant seralt rendu Impossible par un ~Wnement de force majeure, le Contraetant n'a droit c\ aucune remun~ration pour les prestations 
concemees. 

Article 8- ModlflcaUons ou adlonctions au contrat 
Les stipulations du contrat et de ses annexes ne peuvent ~Ire modlfi~es ou compl~t~s que par voie d'avenant signe par chacune des parties 
contractantes ou par un repr~sentant qualiM de celles-ci. 

Afticle 10- Contr6!es 
La Cour des Comptes est habllltl!e c\ controler Jes documents d~tenus par les personnes physiques ou morales b~n~ficiant de palements issus 
du Budget des Communaut~s europ~nnes d~s Ia signatura du contratjusqu'au clnqui~me anniversaire de Ia date d.e paiement du solde 

Article 11 - Publication d'infonnatlons 
Le Contractant autor1se Ia Commission c\ trailer, A utiliser, A diffuser et a: publier, les donn~es figurant dans le Contrat ou en rapport avec ce 
demier, notamment l'identit~ du Contractant, !'objet et Ia dur~e du Contrat,le montant vers~ . ....... 



COMMISSION EUROPÉENNE 

SERVICE JURIDIQUE 

Contrat d'assistance juridique SJ/2009/1440 

La Communauté européenne, représentée par la Commission, elle-même représentée par 

M. Jürgen GRUNWALD 

ci-après la « Commission » 

Et 

Maître Bertrand Wägenbaur, 
Cabinet d'avocats Kemmler Rapp Böhlke 
Rond-Point Schuman 9/9 
1040 Bruxelles 

ci-après le « Contractant » 

Ont convenu 

- dans le cadre de l'affaire n0 F-132/07 Guido STRACK / COMMISSION, 

ci-après « la présente affaire » 

ayant pour objet: 

Affaire statutaire devant le TFP 

Ce qui suit: 

1 - Objet du contrat: 

La mission a pour objet d'assister la Commission dans le cadre de la présente affaire pour le suivi 
de laquelle la Commission est représentée par Julian CURRALL et Barbara EGGERS ou toute autre 
personne désignée ultérieurement, ci-après « les agents » de la Commission. 

Dans l'exercice de la mission définie pour la présente affaire, le Contractant se conforme aux 
instructions et aux délais donnés par le ou les agent (s) de la Commission. 

2 - La Commission versera au Contractant, à titre d'honoraires, la somme forfaitaire de 5.000 €. 

Cette somme couvre l'ensemble des dépenses, charges et frais exposés par le Contractant. 

Ce^ionoraires , seront v 
Bruxelles 

emmler Rapp Böhlke1) auprès de la 
selon l'échéancier 

suivant: 
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4.000 € pour Ia procedure ecrite 

LOOO € pour Ia procedure orale. 

Les honoraires seront payes sur presentation de factures se referant au present contra! et precisant 
les prestations accomplies. 

Les factures sont adressees it I 'adresse suivante: 

Commission europeenne 

Cellule financiere du Service Juridique (BERL 1/121) 

B-1 049 Bruxelles 

3- Tout differend sur !'application du present contra! fait !'objet d'une consultation prealable entre 
Ies parties. Si le differend persiste, elles conviennent des modalites appropriees en vue de son 
reglement, y compris de Ia designation du juge competent et du droit applicable. 

4 - Sont annexees au present contrat, les << conditions generales applicables aux contrats 
d'assistance juridique »qui lui sont integralement applicables. En cas de conflit, les dispositions du 
present contra! prevalent. 

Fait a },'(.1:< .. ~1-:~ ....... , le ... 1./11:-:.j'k.~.~.'/. ...... et en double exemplaire 

~Lv 
Pour Ia Comm:l 

1 () .<e-~J__.._--l ___.\.' 

Pour le Contractant 

Waegenbaur-Strook F-1J2~7.doc 2 



CONDITIONS GENERALES APPLICA8LES AUX CONTRATS D'ASSISTANCE JURIDIQUE 

Article 1 -Obligations du Contractant 
Le Contractant agit sur instruction du ou des agents de le Commission. II s'engage A s'acquitter dans l'in~r~t de Ia Commission, selon les 
meilleures pratlques professionnelles et sa d~ontologie, des tAches qui lui ont ~t~ confi~es. 

Article 2- ObllgaUon de dlscrtUon at proprt6t6 lntallactualla 
Le Contractant s'engage, en son nom, celui de son personnel et de sa socl~tt A n'utiliser en dehors de sa mission, etA ne dlvulguer A des tiers 
ni a utiliser contre les int~r~ts des Institutions, aucuns faits, informations, connaissances, documents ou autres dont il aurait re~ 
communication ou prls connaissance a /'occasion de l'ex~cution du contrat, ainsi qu'aucun des resuHats de ses travaux. Ces obligations 
persisteront apr~s l'eJrecution du present contrat. 
Tousles msultats ou droits y atMrents, notamment les drotts d'auteur et autres droits de propril!!\6 intellectuelle, obtenus dans le cadre de l'eJUicution 
du Contra1 sont Ia propril!!t~ exclusive de Ia Communaub!!. 

Article 3 ~ Rtslliatlon du contrat 
Chaque partie contractante peut, par sa seule volant~. tesilier le contrat moyennant un pteavis de 15 jours el sans Atre tenue a une quelconque 
indemnit~ i\ ce titre. 
Au cas oU l'une des parties contractantes a tesil~ le contrat. le Contractant n'a droit qu'A une remun~ration correspondant a l'ex~cution partielle 
du contrat a savoir, les prestations ex~cut~es effectivement jusqu'A Ia date de r~siliation. Dans ce cas, le montant dO est calcul~ en imputant au 
prtalable tous paiements d~ja effectu~. Au cas oU les paiements effectu~s avant Ia r6siliation sont d'un montant supMeur a Ia somme due 
finalement, l'ex~dent doit Atre rembours~ integralement par le Contractant A Ia Commission dans un d~lai de 30 jours ill partir de Ia date de 
demande de remboursement de Ia Commission. 
En cas de manquement grave du Contractant a ses obligations contractuelles, manquement dOment constatt par Ia Commission, le contrat 
peut Atre r~sill~ a tout moment, par lettre recommand~e. sans pr~avis ni lndemnn~ quelconque de Ia part de Ia Commission. 
Au cas oU l'accomplissement des taches confi~es au Contractant serait rendu impossible par un ~Wnement de force majeure, le Contractant 
n'a droit a aucune remun~ration pour les prestations concemttes. 

Article 4- Ce58ion du contnlt et prestations des tiers 
Le Contractant ne peut, sans autorlsation prealable par ~crit de Ia Commission, reder tout ou partie des droits et obligations d~rivant du contrat, 
ni sous-traiter ~ m~me en partie- re,recuUon de tAches qui lui ont ~~~ confi~es, ni substituer, en fait, des tiers aux mAmes fins. 
MArne lorsque Ia Commission autorise le Contractant a reder A des tiers ou a des sous-traitants, Ia totalit~ ou une partie du contrat, il n'est pas 
lib~re. pour autant, envers Ia Commission, des obligations qullui incombent en vertu du pr~sent contrat. 

Article 5 ~ Conflits d'lntirit 
Le Contractant porte A Ia connalssance de Ia Commission, sans d~lai et par &rit, toutes les situations susceptibles de conduire A un conflit 
d'lnt~r~t Le Contractant s'absUent de toute relation susceptible de compromettre J'ind~pendance requise pour !'execution des prestations qui lui 
ont ~t~ confi~es. 

Article 6- Modalites de Paiement- Entit!s tegales et coordonnW bancalres 
Les paiements seront effectu~s en euros. 
La Commission s'engage a payer les sommes dues en e:a2cution du contrat dans un d~lai maximum de 30 jours a compter de Ia date de 
\'enregistrement de Ia demande de paiement A Ia cellule ·financi~re du Service juridique, et pour autant que le Contractant se solt enregistre 
dans le syst~me comptable de Ia Commission et que Ia demande de paiement soil correctement ~tablie et conforme aux faits et aux 
dispositions du pr~ent contrat. Le paiement resune Atre effectu~ A Ia date du d~bit du compte de Ia Commission. 
En cas de paiement tardif, le contractant a droit au versement d'int~rAts. a condition que les int~r~ts calcul~s soient d'un montant su~rieur A 
200 EUR. Si les lnt~r~ts ne d~passent pas 200 EUR, le contractant peul demander A ben~ficier d'un lnt~rtt de retard, au plus tard deux mois 
apr~s Ia date de r~ception du paiement. L'int~rAt est calcul~ au taux appliqu~ en demier lieu par Ia Banque centrale europ~enne A ses 
principales a~ rations de refinancement (,e taux de r~terence"}, major~ de sept points de pourcentage ("Ia marge''}. Le taux de rM~rence 
applicable est celul en vlgueur le premier jour du mots oU le paiement est exigible. L'lnt~rAt porte sur Ia p~riode ~coul~e entre le jour 
calendrier suivant Ia date limite de paiement at Ia date du paiement incluse. Une suspension des paiements par Ia Commission ne peut ~tre 
consid~r~e romme un retard de paiement. 
Le Contractant s'engage a foumir les documents et informations n~cessaires A son inscription dans le sys~me comptable de Ia Commission. 
Les donn6es ainsi foumles sont uniquement destln~es a ~tre enregistrees dans les livres comptables de Ia Commission et ~ ~re utilis6es dans 
ses pro~dures de paiement. A ce titre, elles pourront ~Ire consult6es par les agents comp~tents de Ia Commission intervenant dans ses 
pro~dures. 

Article 7- Dispositions flscales 
Si le Contractant est tenu, d'apres Ia legislation fiscale dont il reU!ve, d'acquitter Ia TVA sur les honoraires per~s au titre du central, le montant 
de Ia taxe est inclus et identiM, dans le montant forfaitaire vers~ par Ia Commission en contrapartie des services prest~. II appartient au 
Contractant de se conformer A Ia l~islation fiscale nationale qui lui est applicable au regard des revenus qu'il tire du contrat conclu avec Ia 
Commission, ces revenus n'lrtant pas exon~res d'impOts dans les Etats membres. 
La Commission est exon~ree de taus droits et taxes, notamment de Ia taxe sur Ia valeur ajout~e. en application des disposHions des articles 3 
et 4 du Protocole sur Jes privileges et lmmunit~s des Communaut~s europ~ennes en ce qui conceme sa participation financi~Jre au contrat. Pour 
]'application des articles 3 et 4 dudlt Protocole, le Contractant se conformera aux instructions de Ia Commission des Communaut~s 
europ~ennes. 

Article 8 - Force majeure 
Si l'une des parties contractantes est confronMe a un cas de force majeure a savoir, toute situation ou tout ~v~nement imprt:Nisible et 
exceptiomel, lndApendant de Ia 'w'Oiont6 des parties, elle en avertit sans d~lai !'autre partie. Au cas oCI l'accomplissement des taches confi~es au 
Contractant seran rendu impossible par un ~Wnement de force majeure, le Contractant n'a droH a aucune remun~ration pour les prestations 
concem~es. 

Article 9 ~ ModfficaUons ou adionctions au contrat 
Les stipulations du contrat et de ses annexes ne peuvent ~tre modifi~es ou compl~es que par voie d'avenant sign~ par chacune des parties 
contractantes ou par un representant quallfi~ de calles-ci. 

Article 10 - Contr61es 
La Cour des Comptes est habilit~e a contrOier les docume.nts d~tenus par les personnes physiques ou morales b~n~ficlant de paiements issus 
du Budget des Communaut~s europttennes d~s Ia signature du contrat jusqu'au cinquieme anniversaire de Ia da1e de paiement du solde 

Article 11 -Publication d'informatlons 
Le Contractant auto rise Ia Commission A trailer, A utlllser, A diffuser et a publier, les donn~es figurant dans le Contrat ou en rapport avec ca 
demier, notamment l'identit~ du Contractant, !'objet et Ia duree du co .. n~~~ ~e montant vers~. 



COSTA DE OLIVE1RA Piedade (SJ)

From:
Sent:
To:

Ce:

Subject:

Attachments:

LORENZ Norbert [norbert.lorenz@europarl.europa.eu]
lundi 16 novembre 2009 14:47
FEKETE CSILLA (CONSIL); COSTA DE OLIVEIRA Piedade (SJ); MAES Marc (SG);
ITURRITZA FERNANDEZ DE LANDA Maria Isabel (SJ); CAUS GALVEZ Maria Jésus
(EP); THOMSEN JAKOB (CONSIL); TEN DAM Caroline (SJ)
JANSSEN MICHELINE (CONSIL); RUFAS QUINTANA José Luis (EP); CHRIST Marinus
(SJ); BALSEIRO Margarida (SG) ^^^
RE: Re(2): Re(2): Re(2): demandes de M. W/ Coordination réponses

Défense C-301-06 signed.pdf; Rejoindersigned.pdf; Observations-EP-C-301-06.pdf

Défense C-301-06 Rejoinder Observations-EP-C-
signed.pdf (1... signed.pdf (483 KB) 301-06.pdf (...

Csilla,
please find annexed thé EP's documents lodged in case C-301/06 in a format (i.e.
without handtaken signature') which you can disclos in reply to thé request of Mr.
tfÉJIB- In our opinion, no exception of Reg. '1049/2001 applies. However, I would like
todraw your attention to Annexes 1 and 2 of thé Rejoinder which are based on
information provided by thé Council. For us, there is no reason not to disclose them
but, maybe, thé Council has a différent analysis of this document.
Norbert

Norbert LORENZ
Parlement européen / European Parliament
Service juridique / Légal Service
'KAD 6 c 009
L-2929 Luxembourg

tél.: ++352 4300 20364
e-mail : norbert.lorenz@europarl.europa.eu

L'opinion exprimée ici est un avis personnel qui ne reflète pas nécessairement le
point de vue officiel et définitif du Service juridique. S1il vous est parvenu par
erreur, merci de le'signaler, puis de le faire disparaître.

This mail contains thé personal opinions'of thé author and does not necessarily
reflect thé officiai définitive position of thé Légal Service. If you hâve received it
in error, please contact thé sender and then delete this message.

Original Mes.sage
From: Fekete Csilla [mailto:csilla.fekete@consilium.europa.eu]
Sent: 13 November 2009 11:03
To: LORENZ Norbert ; Piedade.Costa-De-01iveira@ec.europa.eu; Marc.Maes@ec.europa.eu;
Isabel.Iturritza@ec.europa.eu; CAUS GALVEZ Maria Jésus;
jakob.thomsen@consilium.europa.eu; Caroline.TEN-DAM@ec.europa.eu
Ce: Janssen Micheline; RUFAS QUINTANA José Luis; Marinus.Christ@ec.europa.eu;
Margarida.Balseiro@ec.europa.eu ^̂ ^̂ ^
Subject: Re(2): Re(2): Re(2): demandes de M. ĵ ^̂ B / Coordination réponses

Chers Collègues,

Nous avons lancé les consultations ce matin. Onespère pouvoir vous transmettre
les résultats avec un projet de réponse à M. ̂m̂  déjà vers la fin de la
semaine prochaine.

Norbert, est-ce que chaque institution n'envoie pas ses propres mémoires
soi-même au demandeur?

Bien à vous,

Csilla
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LORENZ Norbert (13111/2009 10:06): 
>Bounjour a taus, 
>je suis tout a fait d'accord avec 1a proposition de Piedade. 
>Mes collegues m'ont signale qu'il n'auront probablement pas de probleme avec 
une divulgation complete. J'attends leur rl§action definitive pour aujourd'hui. 
>Une petite chose: Nous. avons developpe l'habitude de divulguer une version 
sans signature manuscrite des agents. Je vais transmettre une telle version a 
Csilla si taus sont d'accord sur la procedure. 
>Je suis toujours disponible pour une reunion mardi apres-midi, le 17 novembre. 
>Norbert · 
> 
> 
>Norbert LORENZ 
>Parlement europeen I European Parliament 
>Service juridique I Legal Service 
>KAD 6 C 009 
>L-2929 Luxembourg 
> 
>tel.: ++352 4300 20364 
>e-mail : norbert .lorenz@·europarl. europa. eu 
> 
>L' opinion exprimee ici est un avis p.ersonnel qui ne ref lete pas necessairement 
le point de vue officiel et definitif du Service juridique. S'il vous est 
parvenu.par erreur, merci dele signaler, puis dele faire disparaitre. 
> 
>This mail contains the personal opinions of the author and does not 
necessarily reflect the official definitive position of the Legal Service. If 
you have received it in error, please contact the sender and then delete this 
message. 
> 
> 
>-----Original Message----- . 
>From~ Piedade.Costa-De-Oliveira@ec.europa.eu [mailto:Piedade. 
Costa-De-Oliveira@ec.europa.eu] 
>Sent: 13 November 2009 09:52 
>To: csilla.fekete@consilium.europa.eu; LORENZ Norbert; Marc.Maes@ec.europa.eu; 
Isabel.Iturritza@ec.europa.eu; CAUS GALVEZ Maria Jesus; jakbb.thomsen@consilium. 
europa.eu; Caroline.TEN-DAM@ec.europa.eu 
>Cc: micheline.janssen@consilium.europa.eu; RUFAS QUINTANA Jose Luis; Marinus. 
Christ@ec.europa.eu; Margarida.Balseiro@ec~ .. eu 
>Subject: RE: Re(2): Re('2): demandes de M; ...... l Coordination reponses 
> 
>Chers c·ollegues, 
> 
>Sur la sequence des evenements, je propose que 
>- que le Conseil consulte, comme convenu 
>- qu'il prepare un projet de reponse et nous le transmette avec indication, si 
possible, de la date de transmission des documents 
>- que nous (PE et Commission) fassions une simple lettre informant M. 1111111 
qu'il va recevoir (aura requ, le cas echeant, si on peut attendre que le 
Conseil envoie sa reponse) une reponse globale du Conseil. 
> 
>Est-ce que cela vous va? 
> 
>Piedade 
> 
>-----Original Message-----
>From: Fekete Csilla [mailto:csilla.fekete@consilium.europa.eu] 
>Sent: Wednesday, November 11, 2009 10:35 AM 
>To: COSTA DE OLIVEIRA Piedade (SJ); LORENZ Norbert (EP); MAES Marc (SG); 
ITURRITZA FERNANDEZ DE LANDA Maria Isabel (SJ); CAUS GALVEZ Maria Jesus (EP); 
THOMSEN JAKOB (CONSIL); TEN DAM Caroline (SJ) 
>Cc: JANSSEN MICHELINE (CONSIL); RUFAS QUINTANA Jose Luis (EP); CHRIST Marinus 
(SJ); BALSEIRO Margarida (SG) . 
~Subject: Re(2): Re(2): demandes de M.1111111t I Coordination reponses 

>Merci, Piedade et Norbert. Alors nous consulterons les EM et le CEPD. 
> 
>Je vous tiendrai au courant. 
> 
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>Bien a vous, 
> 
>Csilla 
> 
>Piedade.Costa-De-Oliveira@ec.europa.eu (11/11/2009 10:30): 
>>Merci Norbert, 
>> 
>>Je partage tes propositions (sauf pour le rapport d'audience - sachant que 
>c'est un document public aupres de la Cour, nous les divulgons regulieremet). 
>> 
>>Ta suggestion en point 2 me semble une solution elegante pour s'en sortir car 
>sachant que les EM sont partages sur la question, je vois mal comment Csilla 
>pourrait convaincre les delegations de suivre la ligne proposee par- la 
>Commission. 
>> 
>>Bien a vous, 
>> 
>>Piedade 
>> 
>>-----Original Message-----
>>From: LORENZ Norbert [mailto:norbert.lorenz@europarl.europa.eu] 
>>Sent: Wednesday, November 11, 2009 10:10 AM 
>>To: FEKETE CSILLA (CONSIL); MAES Marc (SG); ITURRITZA FERNANDEZ DE LANDA Maria 
>Isabel (SJ); CAUS GALVEZ Maria Jesus (EP); THOMSEN JAKOB (CONSIL); COSTA DE 
>OLIVEIRA Piedade (SJ); TEN DAM Caroline (SJ) 
>>Cc: RUFAS QUINTANA Jose Luis· (EP); CHRIST Marinus (SJ); BALSEIRO Margarida 
>(SG); JANSSEN MICHELINE (CON$IL) 
>>Subject: RE: Re(2): demandes de M.11111i'/ Coordination reponses 
>> 
>>Chers taus, 
>> 
~que le reglernent 1049 n'est pas entree en vigueur 
~montre bien, que nous semmes loin de la routine. 
>> 

hier, la demande de M. 

>>Je n'ai pas encore de reponse de mes collegues qui etaient agent mais pour 
>l'analyse qui suit je me base dans l'hypothese que nous appliquons la 
>jurisprudence'API et qu'aucune autre exception du 1049 n'est applicable. 
>> 
>>A man avis, nous avons les questions suivantes a resoudre: 
>> 
>>1) Quels sont les documents concernes ? Il demande acces a la requete et a 
>taus les "autre documents de procedure" ("Klageschrift und alle weiteren 
>'Prozessdokumente") 
>>- je propose de se limiter aux memoires deposes (defenses + dupliques CSL et 
>PE) observations de la COM, observations du CSL et du PE sur les m~moires en 
>intervention (dans la mesure ou ils exis·tent) 
>>- en ce qui concerne les conclusions et l'arret, on peut renvoyer le demandeur 
>sur le site de la Cour 
>>- pas de divulgation des lettres de transmission, et autre correspondance, 
>telle que designation de la chambre, composition de la chambre, extension des 
>delais, ordonnance admettant les interventions etc. 
>>- Rapport d 1 audience ? - je serais en faveur d'un renvoi du demandeur a la 
>Cour {comme pour les conclusions et l'arret) 
>> 
>>2) Je partage les doutes de Csilla sur la possibilite d'exclure les memoires 
>des EM. et du CEPD du champ d'application. Si ma memoire est bonne, la COM 
>plaide ceci aussi dans.le pourvoi API et, en plus, elle a propose cette 
>position pour le futur 104 9. Pour ne pas met·tre la COM dans une situation 
>delicate, j'aimerais proposer que le CSL consulte les EM et le CEPD comme 
>propose par Csilla (vous avei l'experience en la matiere) et prepare la 
>divulgation de taus les docs entierement. La COM et le PE pouvai~nt faire une 
>reponse forroelle dans laquelle on renvoit simplement ala reponse duCSL qui 
>inclut la divulgation de leurs memoires. 
>> 
>>En ce qui concerne une reunion: Je ne suis pas disponible cette semaine. Je 
>propose .mardi 17 novembre apres-midi. 
>> 
>>Norbert 
>> 
>>Norbert LORENZ 
>>Parlement europeen I European Parliament 
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>>Service juridique I Legal Service 
»KAD 6 C 009 
>>L-2929 Luxembourg 
>> 
>>tel.: ++352.4300 20364 
>>e-mail : norbert.lorenz@europarl.europa.eu 
>> 
>>L'opinion exprimee ici est un avis personnel qui ne ref~ete pas necessairement 
>le point de vue officiel et definitif du Service juridique. S'il vous est 
>parvenu par erreur, merci de l·e signaler, puis de le faire disparaitre. 
>> 
>>This mail contains the personal opinions of the author and does not 
>necessarily reflect the official definitive position of the Legal Service. If 
>you have received it in error, please contact the sender and then delete this· 
>message. 
>> 
>> 
>>-----Original Message-----
>>From: Fekete Csilla [mailto:csilla.fekete@consilium.europa.eu] 
>>Sent: 11 November 2009 09:59' 
>>To: Marc.Maes@ec.europa.eu; Isabel.Iturritza@ec.europa.eu; CAUS GALVEZ Maria 
>Jesus; jakob.thomsen@consilium.europa.eu; Piedade.Costa-De-Oliveira@ec.europa. 
>eu; Caroline.TEN-DAM@ec.europa.eu 
>>Cc: RUFAS QUINTANA Jose Luis; LORENZ Norbert; Marinus.Christ@ec.europa.eu; 
>Margarida.Balseiro@ec.europa.eu-· Janssen Micheline 
>>Subject: Re(2) ~ demandes de M. I Coordination reponses 
>> 
>>Dear Colleagues, 
>> 
>>We are.ready to give access to the Council's statement of defence and its 
>>rejoinder. 
>> 
>>As regards the EP's statement of defence and rejoinder and the Commission's 
>>intervention, we could reply to the applicant in the terms agreed by the 
>>respective institutions. In case the reply was positive, we could indicate 
that 
>>the relevant documents will be sent to the applicant by the respective 
>>insitutitions. 
>> 
>>As regards the documents submitted by other parties than the ~hree 
institutions 
>>(ie. application by IE, intervention byES, NL, SK and the EDPS and report for 
>>the hearing) I'm not convinced that we can argue that they do not fall under 
>>the scope of the Regulation. In our practice, we have already given access to 
>>MSs' interventions in one earlier case, after obtaining the the MSs prior 
>>agreement, in accordance with Art. 4(5) of the Reg. We intend to proceed to 
>>consultations in the present case also. If you agree, we could take charge of 
>>consulting the MS regarding their documents and also the EDPS. 
>> 
>>As regards the report for the hearing, I imagine that we can send that to the 
>>applicant without any prior consultation, since it was publicly available on 
>>the day of the hearing. 
>> 
>>Best regards, 
>> 
>>Csilla 
>> 
>.> 
>>Marc.Maes@ec.europa.eu (911112009 13:58): 
>>>Chers collegues, · 
>>> 
>>>La solution 1.2) me semble un peu absu~me si elle est conforme a la 
>>legislation. De toutes faGons, cornme M. ~a adresse une demande identique 
>>aux 3 institutions, celles-ci se .son.t tenues de se consulter en vertu du 
>>Memorandum of Understanding. Elles sent done par la force des choses informees 
>>des damnes adressees aux 2 autres institutions. 
>>> 
>>>Je suggere la solution suivante, a convenir entre les trois institutions: 
>>> 
>>>* 
>>>pour les documents qu'il est convenu de divulguer: chaque institution 
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>> communique ses propres documents; 
>>>* 
>>> pour les documents totalement refuses: chaque institution motive le refus en 
>> termes identiques en se basant sur le resultat de la consultation mutuelle; 
>>>* 
>>> pour les documents partiellement divulgues: chaque institution communique 
des 
>> versions expurgees de ses propres documents, mais motive le refus partiel 
pour 
>> taus les documents concernes; 
>>>* 
>>> les documents des autres parties ne font pas partie du champ d'application 
du 
>> reglement 1049/2001. 
>>> 
>>>Je suis tres peu disponible pour une reunion cette semaine; c'est pourquoi je 
>>suggere d'impliquer Margarida A ma place. 
>>> 
>>>Bien A vous, 
>>>Marc 
>>> 
>>> 
>>> >>> __________________________________ __ 

>>> From: ITURRITZA FERNANDEZ DE ~DA Maria Isabel (SJ) 
>>> Sent: Monday, _November 09, 2009 12:40 PM 
>>>To: CAUS GALVEZ Maria Jesus (EP); FEKETE CSILLA (CONSIL); THOMSEN JAKOB 
>> (CONSIL); COSTA DE OLIVEIRA Piedade (SJ); TEN DAM Caroline (SJ); MAES Marc 
>(SG) 
>>> Cc: RUFAS QUINTANA Jose Luis (EP); LORENZ Norbert (EP); CHRIST Marin us (SJ) 
>>> Subject: .demandes de M.11111111V Coordination reponses 
>>> 
>>> 
>>> Chers collegues, 
>>> 
>>> Voici quelque-eflexions en vue de la coordination de la reponse aux 
>> demandes de M. 
>>> 
>>> 1) Puisqu'il a adresse la meme demande aux 3 Institutions, comprenant les 
>> documents de toutes les parties dans l'affaire C-301/06, nous avons 2 
>> possibilites: 
>>> 
>>> 1.1.) indiguer que nous sommes au courant qu'il a adresse la meme demande 
aux 
>> autres institutions et que chaque institution va repondre pour ses propres 
>> documents. 
>>> 
>>> 1. 2.) chaque Institution reponds pour ses documents .et ceux des autres 
>> Institutions. Dans ce cas~udrait se coordonner pour oecider les 
>>documents concernes et M.,......recevrait de chaque Institution le memes 
>> paquet de documents. 
>;>> 
>>> 2) Documents de 1a Commission : le seul memoire envoye par la Commission a 
la 
>> Cour est le Memoire en intervention ci-joint. Apres avoir examine son contenu 
>> la Commission n'a pas d'obstacles pour sa divulgation. 
>>> 
>>> 2) En ce qui concerne les documents des autres parties, nous allons suivre 
la 
>> ligne defendue jusqu'au present: ces documents s·ont exclus du champ 
>> d'application du reglement 1049/2001. 
>>> 
>>> Une reunion de coordination pour analyser 1es documents a traiter et la 
ligne 
>> A suivre serait souhaitable. Pouvez-vous m'indiquer vos disponibilites pour 
>> cette semaine ? . 

. >>> 
>>> Merci et A bientot, 
>>> 
>>> Isabel 
>>> 
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>>> 
>>> ---------------------------------
>>> From: COSTA DE OLIVEIRA Piedade (SJ) 
>>> Sent: Wednesday, November 04, 2009 12:38 PM 
>>> To: CAUS GALVEZ Maria Jesus (EP); MAES Marc (SG); FEKETE CSILLA 
> (CONSIL); 
>> THOMSEN JAKOB (CONSIL) 
>>> Cc: RUFAS QUINTANA Jose Luis (EP); LORENZ Norbert (EP); CHRIST Marinus 
>> (SJ); ITURRITZA FERNANDEZ DE LANDA Maria Isabel (SJ) 
>>> Subject: RE: 
>>> 
>>> 
>>> Et voici la m~me demande qui nous a ~t~ adressAe. Ce serait bien de 
>> coordonner nos reponses. 
>>> 
>>> Piedade 
>>> 
>>> 
>>> 
>>> 

--~-----------------------------

>>> From: CAOS GALVEZ Maria Jesus [mailto:maria.caus@europarl. 
europa. 
>> eu) 
>>> Sent: Tuesday, November 03, 2009 5:05 PM 
>>> To: COSTA DE OLIVEIRA Piedade (SJ); MAES Marc (SG); FEKETE 
CSILLA 

(CONSIL); THOMSEN JAKOB (CONSIL) 
Cc: RUFAS QUINTANA Jose Luis 
Subject: 

Z Norbert (EP) 
>> 
>>> 
>>> 
>>> 
>>> 
>>> 
>>> 
>>> 
>>> 
>>> 
>>> 
>>> 
>>> 

Est-ce qu'il vous a fait la meme demande? 

Demande de documents aupres du Parlement Europ~en 
>>> 
>>>Date formulaire : 01/11/2009 00:00:00 
>>>Numero forrnulaire INTERNET 10268 
>>>Date traitement formulaire : 01/11/2009 
>>>Accuse de r~ception : Envoye a 
>>>Reference PRES-E-REGISTRE_A(2009) 
>>> ________________________________ ___ 

>>> 
>>>Document(s) demand~(s) : Klageschrift und alle weiteren Prozessdokumente 
>> aller Parteien im Verfahren C-301/06 vor dem EuGH Irland/Rat u. Parlament 
>>>Titre : M. 
>>>Nom du 
>>>Premom du 
>>>E-mail : 
>>>Organisme 
>>>Profession : 
>>>Adresse : 
>>>Code postal 
>>>Ville : 
>>>Pays : 
>>>Telephone 
>>>Livraison 
>>>Langue de 

Electronique 
livraison : EN 

>>> __________________________ ~------
>>> 
>>> 
>>> 
>> 
>>Csilla FEKETE 
>>Council of the European Union 
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>>Legal Service Institutional questions 
>> 
>>Office: JL 20 40 GM 22 
>>Rue de la Loi 175, B-1048 Brussels, Belgium 
>>Tel: +32 2 281.77.51 
>>Fax: +32 2 281.73.93 
>>E-mail: csilla.fekete@consilium.europa.eu 
>> 
>>* * * 
>> 
>>This mail contains only personal opinion of the autHor and as such can not in 
>>any case and under any circumstances be considered as the official position of 
>>the Council of the European Union. 
>> 
>>Les avis exprimes n'engagent que leur auteur et ne peuvent en aucun cas ~tre 
>>consideres comme une position officielle du Conseil de l'Union europeenne. 
>> 
>>* * * 
>> 
>> 
> 
>Csilla FEKETE 
>Council of the European Union 
>Legal Service - Institutional questions 
> 
>Office: JL 20 40 GM 22 
>Rue de la Loi 175, B-1048 Brussels, Belgium 
>Tel: +32 2 281.77.51 
>Fax: +32 2 281.73.93 
>E-mail:. csilla.fekete@consilium.europa.eu 
> 
>* * * 
> 
>This mail contains only personal opinion of the author and as such can not in 
>any case and under any circumstances be considered as the official position of 
>the Council of the European Union. 
> 
>Les avis exprimes n'engagent que leur auteur et ne peuvent en aucun cas etre 
>consideres comme une position officielle du Conseil de l'Union europeenne. 
> 
>* * * 
> 
> 

Csilla FEKETE 
Council of the European Union 
Legal Service - Institutional questions 

Office: JL 20 40 GM 22 
Rue de la Loi 175, B-1048 Brussels, Belgium 
Tel: +32 2 281.77.51 
Fax: +32 2 281.73.93 
E-mail: csilla.fekete@consilium.europa.eu 

* * * 

This mail contains only personal opinion of the author and as such can not in 
any case and under any circumstances be considered as the official position of 
the Council of the European Union. 

Les avis exprimes n'engagent que leur auteur et ne peuvent en aucun cas ~tre 
consideres comme une position officielle du Conseil de l'Union europeenne. 

* * * 
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ITURRITZA FERNANDEZ DE LANDA Maria Isabel (SJ)

From: SG DOSSIERS ACCES

Sent: mercredi 4 novembre 2009 9:52

To: SJ ACCES DOCS

Subject: FW: Request for access to documents — GESTDEM n° 2009/4400

Bonjour,

Je vous prie de bien vouloir traiter la demande d'acces aux documents ci-dessous.

Je me permets de vous rappeler que le delai imperatif de reponse est de 15 jours ouvrables a partir de
renregistrement de la demande (delai : 25/11/2009).

Pour toute information compiementaire, veuillez me contacter.

Pour rappel : Conformement a la note SEC(2007)1616, je vous informe qu'il n'est plus necessaire
de fa/re parvenir au SG une copie de votre reponse.

Bonne journee,

Madeleine Bluriot-puebla
£GrE-3 - Transparence, cellule 'Accds aux Documents1

From: SG ACCES DOCUMENTS
Sent: Wednesday, November 04, 2009 9:49 AM

Subject: RE: Request for access to documents — GESTDEM n° 2009/4400

Dear Mr<

Thank you for your e-mail dated 01/11/2009, registered on 04/11/2009 (ref. SESTbEM n°
2009/4400). I hereby acknowledge receipt of your request for access to documents.

In accordance with Regulation 1049/2001 regarding public access to European Parliament, Council and
Commission documents, you will receive a response to your request within 15 working days.

Yours sincerely,

Madeleine Bluriot-puebla
£GHE-3 - Transparence, cellule 'Acces aux Documents1

From:
Sent: Sunday, November 01, 2009 12:28 AM
To: SG ACCES DOCUMENTS
Subject: Request for access to documents

Dear Sir, Dear Madam,

please provide me with the following documents according to regulation 1049/2001:

9/12/2009

Ref. Ares(2011)1180257 - 07/11/2011



Page 2 of2 

all documents of all parties available at the Commission in relation to the court case C-
301/06 Ireland./.Council & EP 

If posible please provide me per email with electronic documents in DE (else EN , FR or any other 
language or paper). 

If this leads to any costs please tell me how much and ask for my prior consent. 

Please confirm reception of this request. 

Best regards, 

9/12/2009 



From: 
Sent: 
To: 
Ce-
Subject: 

(SJ) 
jeudi 30 septembre 2010 14:11 
SJ NOTE INFO ARRET 
SOUKA Irene (HR); BERSCHEID Gerard (SJ); CURRALL Julian (SJ) 
F-62/09RA - Note d'information 

Attachments: [UntWedj.pdf 

[Unt(tled].pdf 
(270 KB) 

Ref. Ares(2011)1180257 - 07/11/2011



From: 
Sent: 
To: 

Cc; 
Subject: 

Attachments: 

~ 
[U ntitfe.d]. tif 

(518 KB) 

---·(Sll) 
ieucii 16 seotembre 2010 11:41 ••••••• 

~===~~~.(HR); ---- (HR); t (OP.J 
CURRALL Juli'lll (SJ); BERSCHEJD Gerard (S~); 'Bertrand Wagent>auf 

6''1\ _JLJ 

(HRl; 

F-62109, Guida STRACK cJCommission - non-execution alleguee des arr<lts du TPI dans 
ies affaires T -85104 et T-394/04 

[U nlitled]. tif 



From: 
Sent: 
To: 

Cc: 
Subject 

Importance: 

Follow Up Flag: 
Due By: 
Flag Status: 

Attachments: 

~ 
[Untitied].tif 

(145 KB) 

BEF~SC:HEID Gerard (SJ) 
Affaire F-62109, STRACK- arrangement a !'amiable lors de !'audience infomnelle du 
6 juillet 2010 (etablissement d'un "certificat de travair' ad hoc) 

High 

Reply 
vendredi2D aoot 2010 18:00 
Flagged 

[Untitled]. til 

I 



From: 
Sent; 
To: 
Cc: 
Subject: 

Attachments: 

~ 
[Untitled].tif 

(16{) KB) 

Tracking: 

EPSO) 

F-S2J09, Guido dCommission- arrangement a /'amiable Jors de !'audience 
informelle du 6 juillet 2010 (etablissement d'un "certificat de travail" ad hoc) 

[Untitled]. tif 

Recipient 

BERSCHEID Gerard (SJ) 

0) 

EPSO) 

R""d 

Read: 13101112010 12:22 



From: 
Sant: 
To: 
Gc: 

Importance: 

Follow Up Flag: 
Oue By: 
Flag status: 

Athu:hmen'!s; 

[Untitleoj. Cif 
(132 KB) 

Tracl::ing: 

' 
~{5_~.') ________________ .~~----------------------

,!;ffaire F-62109, Guido 1 c/Commissbn - 3rrangameilt a 1'amtable brs ·.:le 
iaudience informelle du 6 JUifiOlt 2010 

High 

Reply 
vendredi 20 aoilt 2010 18:00 
Flagged 

ru ntitled). til 

:::::.(E:S:TA~T) . HR) 

STAT) 

CURR~LL J{.J(ian (SJ; 

BERSCHE:lD Gerard (S,l) 

Read 

Rsod: 1 ~ /061201 D 16:20 



From: 
Sent: 
To: 
Cc: 
Subject: 

Importance: 

Follow Up Flag: 
Due By: 
Flag Status: 

Attachments: 

~ 
[Untitled].tif 

(134 KB) 

Tracking: 

•n~l'll· CURRALL Julian (SJ); BERSCHEID Gerard (SJ) 
Arr''"l"<>· c/Commission -arrangement a !'amiable Iars de 
I' audience informelle du 6 juillet 2010 

High 

Read 
vendredi 20 aoat 2010 18:00 
Flagged 

[Untitledj. !if 

Reciplont 

CURRALL Julian (SJ) 

BERSCHEID Geranl (SJ) 

1 

Read 

Read: 1110812010 16:21 



From: 
Sent: 
To: 

Cc:: 
Subject: 

lm portanc:e: 

Follow Up Flag: 
Due By: 
Flag Status: 

Attac:hments: 

~ 
[UnttttedJ.tif 

(361 KB) 

1S(:S) 

SJ) 

jeudi 15 juillet 2010 9:31[~=======~~-(HR):t••• JANSEN Bernhard (H 
~~-~~~~~~~HR OP) 
CURRALL JUlian (SJ); BERSCHEIO Gerard (SJ); 'Bertrand Wagenbaur' 
Affaire F-€2109, Guido STRACK- arrangement a I' amiable lors de !'audience informelle du 
6 juillet 2010 

High 

Follow up 
mercredi 15 septembre 2010 18:00 
Flagged 

[Unlitledj.tif 

1 



----(SJ) 

From: 
Sent: 
To: 
Cc: 
Subject: 

Attachments: 

~ 
[Untltled].tif (44 

KB) 

1!111!!11!11!11111!1!111111!~~ (SJ) 
jeudi 1 juillet 2010 15:02 
'Bertrand Wagenbau~ 
CURRALL Julian (SJ); BERSCHEID Gerard (SJ) 
Affaire F-62/09RA, Guido STRACK c/Commission -arrangement a I' amiable 

[Untitled]. !If 

l 

21 h.) 



COMMISSION EUROPEENNE 

Bruxelles, le 01.07.20 lO 

A L' ATI'ENTION DE MADAME LE GREFFIER 
DU TRIBUNAL DE LA FONCTION PUBLIQUE 

EXPEDIDON PAR NA VEITE BRUXELLES-LUXEMBOURG 

AFFAIREW' 

PARTIES 

TYPE DE 00CUMENT 

F-62/09RA 

Guido STRACK c:/Commisslo~m 

(1010) 45Sll 

Coarrier 

ORIGINAL + COPffiS CONFORMES 1 

AGENT(S) 

SECRETAIRE 

BUREAU 

MM. J. CURRALL I G. BERSCHEID I 
ME D. WAGENBAUR 

Mme 

BERLOl/009 Tel. 

?'1(1) 



COMMISSION EUROPEENNE 

SERVIC:E JURIDIOUE 

Bruxelles, le 21 mai 20 I 0 

A L' ATTENTION DE MADAME LE GREFFIER 

DU TRIBUNAL DE LA FONCTION PUBLIQUE 

EXPEDITION PAR NAVEITE BRUXELLES-LUXEMBOlJRG 

AFFAIREW 

PARTIES 

DOCUMENT NO 

TYPE DE DOCUME1'-<'T 

ORIGINAL 

F-62/09 RA 

STRACKJCOMMISSION 

JUR(l0)45357 

Lettre 

I 

AGENT(S) M. J. CURRALL, M. G. BERSCHEID 

SECRET AIRE Mme 

BUREAU BERL 2/009 Tel. •• 



7 2(2.) 

-
From: 
Sent: 
To: 

E) 
BERSCHEID Garard (SJ), 'Bertrand Wagenbau:' 

Subjsct: , 'ldo STRACK c/Commi&sior.- audience inform ella an vue d'un 
arrangement a !'amiable eventual 

Importance: High 

Attachments: [Unti!lad].tif; [Untitled]. tit 

~ 
~' _: 

[Untltled].tif \35 [Untttlenj.tif 
KB) (194KB) 

1 



COMMISSION EUROPEENNE 30(~) 

SERVICE JURIDIQUE 

Bruxelles, Je 29 mars 2010 

A L' ATTENTION DE MADAME LE GREFFIER 

DU TRIBUNAL DE LA FONCTION PUBLIQUE 

EXPEDrTION PAR NAVETTE BRUXELLES-LUXEMBOURG 

AFFAIREN" 

PARTIES 

DOCUMENT NO 

TYPE DE DOCUMENT 

ORIGINAL 

F-62/09 RA 

Strack!Commission 

JUR(l 0)45205 

Lettre 

I 

AGENT(S) M. J. CURRALL, M.G. BERSCHEID 

SECRETATRE Mme 

BUREAU BERL2/25. TeL 



~-Q..A,. 

.t'"' '"'tr 

-:, * 
" * 'C-~0:, 

COMMISSION EURO?EENNC: '33(2.) 
SERVICE JURJDIOUE 

Date 26 octobre 2009 

A L' ATTENTION DE MONSIEUR LE GREFFIER 

DU TRIBUNAL DE LA FONCTION PUBLIQUE 

EXPEDITION PAR NA VETTE BRUXELLES-LUXEMBOURG 

P..FFAIREW 

PARTIES 

DOCUMENTNb 

TYPE DE DOCUMENT 

ORIGINAL 

F-62/09 

STRACK/COMNITSSION 

J1JR(09)4573 6 

Corrigendum 

1 

AGENT(S) M. I. CURRALL, M. G. BERSCHEID 

SECRETAlRE Mrnt~:. 

BUREAU BERL2/25 TeL 



From: 
Sent: 
To: 
Subject: 

Importance: 

Attachments: 

JUR(09)45535 

SJ 

-~l!!lllli!!I!I~(SJ) 
jeudi 9 juillet 2009 15;00 
ADMIN MAIL B2 
F-62109 Strack c/Commission 

High 

F62-09 STRACK rec. pdf 

38 

Veuillez trouver ci-joint le recours en objet. Je vous saurais gre de bien vouloir nous 
transmettre vos commentaires et le dossier de Ia re.clamation dans les meilleurs delais. 

F62-09 STRACK 
rec.pdf (B MB) 

Je vous en remercie. 

Secretariat J. CURRALL 
Equipe PERSONNEL -Service juriclique 

Tei.~-­
Fax 021296. 1 BA6 
e-mail .••••• ~.'§'ec£,.§JeUfi!IDl!P8~.e@!iU 

1 



Objet: 

COMMISSION EUROPEENNE 39 
SERVICE JURIDIQUE 

Affaires STRACK I COMMISSION 

Bruxelles, le I 0 decernbre 2009 
JUR(2009)45835 JC/sm 

Maitre Bertrand W AGENBAUR 
Cabinet d'avocats 
Kemmler, Rapp, Bohlke 
Rond-Point Schuman 9/9 
I 040 BRUXELLES 

F-61/09, F-62/09, F-118107, F-121/07 et F-132/07 

Maitre, cJ.rv t fvL .....A 

Je vous· fais parvenir ci-joint les ongmaux des contrats d'assistance juridique 
SJ/2009/1411, SJ/2009/1412, SJ/2009/1438, SJ/2009/1439 et SJ/2009/1440 etablis pour 
les affaires en objet et sigm!s par Ia Commission. 

Je vous prie d'agn!er, Maitre, !'assurance de rna consideration distinguee. 

Armexes 

Commission europeenne, Rue de Ia Loi, 200 B-1049 Bruxelles Telephone central: (32-2) 2991111 
Bu,au: BERL 2/004 Telephone: ligne directe (32-2) 2957900 T~lecopieur. (32-2) 2961846 



Objet: 

Ma1tre, 

COMMISSION EUROP~ENNE 

SERVICE JURIDIQUE 

Affaire!! STRACK I COMMISSION 

Bruxe!les, le 20 novembre 2009 
JUR{2009)45794 BE!sm 

Mm~eB~dWAGE~~AQR 
Cabinet d'avocats 
Kemmler, Rapp, B1ihlke 
Rond-Point Schlliilli!l 919 
I 040 BRUXELLES 

F...()l/09, F..02109, F-118/07, F-121107 et F-132/07 

No us vous faisons parvenir ci-joint dix exemplaires originaux des contrats d' assistance 
juridique SJ/2009/1411, SJ/2009/1412, SJ/2009/1438, SJ/2009/1439 et SJ/2009/1440 
etablis pour les affaires en objet. Nous vous samions gre de bien vouloir les signer et 
nous les retourner dans les meilleurs delais. 

Les exemplaires definitifs signes par la Commi&sion vous seront tnmsmis au plus rot. 

No !IS vous prions d'agreer, Mal"tre, I' assurance de notre consideration distinguee. 

Julian CURRAIL 

Annexes 



COMMISSION E.UROPEENNE 

SERVIC!O JURIDIDUE 

Cher Maitre, 

Con.:eroe : F-62!09, Stnu:k c!Commission 

Bruxelles, le 21 septembre 2009 
1UR(2009)45649 JC/mr 

Maitre B. WAGENBAVR 
Kemmler, R.app & Bllhlke 
Rood Point Schuman 9, boite 9 
I 040 Bruxelles 

Vous trouv= en WUJexe deux originaux du contra! d'assis~e juridique SJ/2009/1412 
etabli pour ]'affaire en objet. 

Je vous samais gn! de bien vouloir signer ces deux exemplaires et nous les retoumer a.'ln 
qu'ils soient con!r::!sig:n6s par J'autorite com¢tente l! la Commission. Je vous renverrai 
au plus tOt Ia copie qui vous est destinee. 

Je vous en remercie et vou.s prie d'agreer, cher Maitre, !'assurance de ma consideration 
distinguee. 

Annexes 

Cammluloo """""""'""· 8-1049 E!luxalles • Belgique. EluRoall: B!!RL 0215. 
T-hOll!!: ligna dlllld8 (+32-2)295 ?!I lXI, -11129S.11.11. Ull=pleur: 296 18 411. 
Tillo:x: C0MaJ B 211J77. Adn!De ~blque: COMEIJR BTUlOillletl. 



Sent: lundi 24 aoQ! 2009 15:1 S 

Tn: 'bertrand.waeganbaur@ eurojura.be' 

Cc: CURRAU_ Julian , BERSCHEiiJ Gerard (SJ) 

Subject: Contrats Strack F-61/09 et F-62/09 

Attachments: Waegenbaur-Strack F-61·09.doc; Waeganbaur-Strack F·61·09.doc 

JUR(20(}9)4 5 598 

Maitre, 

Vous trouverez en annexe deux contrats relatifs aux affaires en objet, Nous vous 
remercions de bien vouloir nous donner votre accord au plus tard le 31 aout 

Meilleures salutations. 

Commission europeenne - Service juridique 
BERLA YMONT 2J025 
B-1049 BRUXELLES 
TeL: 
Fax: +32 (0)2 29 61846 
E-mail •!Y~:.e1!rDJ;Ja.(~U 



From: 
Sent: 
To: 
:>u!:>ject: 

Attach m enrs: 

~62-05 Strock: 
Recours (1 s:ur ... 

M:ES SAGE l Sllll 2 

Ma1:trel 

mardi 14 juillet 
'bertrand. waeg en baur@euroj ura. t'l:;' 
F-32109 Strack i Commissior MESSA,3E 1 SUR 2 

F-62-09 Strack Recours (1 sur 2,l.pdf 

Jeuillez trouver ci-joint un nouveau ~ecaurs introduit par M. Guido STRACK-

Nous vous saurio_ns gre. de nous informer s~ vot::..s pouvez vaus acc:::upe.= de cetLe affaire 
et, le cas 
fch§ant, no:1s prSciser vas previsions d' honaraires. 

Nous vous en reme~cions et voUB prions d'agr5er, Maitre 1 nos salutations les 
meil:2.eures. 

ss on 
BERLAYMONT• 2/025 
B-~049 BRUXELLES 
TH. 

- Service juridique 

F3JC : t32 \01r.. 29 61..845" 
E-mail l ~ec.europa.eu 

1 



From: 
Sent: 

(SJ) -----(SJ) 
mardi 14 juillet 2009 9:47 

To: 'bertrand. waegenbaur@eurojura. ba' 
Subject: F-62/09 Strack I Commission MESSAGE 2 SUR 2 

.l>,ttachments: F-52-09 Strack Recours (2 sur 2).pdf 

MESSAGE 2 

F-62-09 Strack 
Recours (2 sur ... 

JUR.(2009)45545 

Ma.i::re, 

SUR 2 

Vet:illez trouver ci-joint un nouveau recours int_roduit par ~. Guido STRACK. 

Nous vous saurians gr2 de nous informer si vous pouvez vous occuper .:le ce:tte affaire 
et, le cas 
§ch§ant, nous pr§ciser voa previsions d 1 honoraires. 

Nous vous en remercions et vous prions d 1 agreer, Maitre, nos salutations les 
meilleures. 

3ERh~YMONT 2/025 
9-l049 BRUXELLES 
'T'.£, 
- ,_.J_' 

- Service juridique 

~ax : +32 (0)2 29 6l846 
-- -----E-mail ; @ec, europa. eu 

1 

mailto:'bertrand.wa3genbaur@8Urojura.be'
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COMMISSION EUROPEENNE 

SERVICE JURIDIQUE 

4(1) 

Bruxelles, le 24 septembre 2010 
JUR (2010) 45741 

NOTE D'INFORMATION 

relative à une ordonnance de radiation du Président du TFP prononcée le 08 septembre 
2010 

Domaine 

Affaire 

Objet 

Mots-clés 

PERSONNEL ET STATUT 

F-62/09 RA - Guido Strack c/ Commission 

PROVISOIRE Annulation de la décision implicite de la Commission 
- Transposition des arrêts du TPI dans les affaires T-85/04 
(Annulation du rapport d'évolution de carrière du requérant pour 
l'exercice d'évaluation 2001-2002) et T-394/04 (Annulation de la 
décision de la Commission portant attribution des points de priorité 
du requérant au titre de l'exercice d'évaluation 2003 ainsi que de la 
décision de ne pas le promouvoir pour ce même exercice) -
Demande de dommages-intérêts 

Rapport d'évolution de canière (REC) -Arrangement à l'amiable à 
l'initiative du Tribunal -Radiation 

Intérêt de ľarret: 

ponctuel 

Observations Désistement après arrangement à l'amiable entre parties à l'initiative 
du Tribunal 

Dispositif 1. L'affaire F-62/09, Strack/Commission, est rayée du registre du 
Tribunal. 

2. Chaque partie supporte ses propres dépens. 

Juge rapporteur 

Agents de la Comm BERSCHEID, CURRALL 

Destinataires: Cabinet du Président 
Cabinet Kallas 
Service du porte-parole (M. Gray) 
DG HR 

Commission européenne, B-1049 Bruxelles - Belgique. Téiépfione: (32-2)299 1111. 

Ref. Ares(2011)1180257 - 07/11/2011



COMMISSION EUROPEENNE 

SERVICE JURIDIQUE 

_ J?ruxelles, le 15 septembre 2 0 l 0 
JUR (2010) 4.5729 

NOTE A L'ATTENTION DE 

MADAME 

MONSIEUR 

MADAME 

MONSIEUR 

--DGIIRJ-

--•• DGHR.-DGHR 
-DGOP1 .. 

Objet: F -62/09, Guido STRACK c/Commission 
- non-execution alleg111\e des arrets du TPI dans Ies affaires T -85/04 
etT-394/04 

Nous vous transmettons en annexe copie de !'ordonnance du 8 septembre 2010 par 
laquelle le TFP ordonne Ia radiation de !'affaire suite a !'arrangement a !'amiable entre 
parties a !'initiative dudit Tribunal. 

A toutes fins utiles, nous vous joignons, une nouvelle fois, en annexe copie du proces 
verbal dresse par le juge commissaire pour acter !'accord entre parties. 

EXPUNGED 

Le seul devoir a faire, mais uniguement en cas d'un retour de M. Strack dans le service 
actif de Ia Commission, est un recalcul-des points de priorite selon les modalites figurant 
au point 4. 

EXPUNGED 

Enfm, chacune des parties supporte ses propres depens. 

Julian CURRALL 
Agents de la Commission 

Annexes: 3 

Commission euro~nne, 1049 Bruxelles, BELGlQUE- Tel. +32 22991111 
Bureau: Berl 021019- TeL ligne directe +32 229-50797- Fax +32 229-61846 

http://ec.europa.eu/ 
gerard.berscheid@ec.europa.eu 

Me WAGENBAUER 
Avocat 



t 

BERSCHEID Gerard (SJ) 

From: 
Sent: 
To: 
Cc: 

Subject: 

--._(HR) 
~01016:34 
'Bertrand Wilgenbaur' 
CURRALL Julian (SJ); ·-(HR); 
BERSCHEID Gerard (S~ 
Affaire Guido STRACK- <;~rrangement a !'amiable •••••• 

(HR); 

Attachments: envoi 1409201 O.pdf; F-£2/09. Punk! 5 des Prolokolls der informellen Silzung vom 
6.07.2010. 

Maitre, 

Je vous prie de trouver ci.,jointla lettre de notification et concernant !'affaire susmentionnee. Une 
avant-<:opie de ce certificat a ete envoye via e-mail a M. annexe). Les originaux lui seront envoyes par 
courrier recommande et une copie sera versee a son dossier personnel. 

Je vous prie de transmettre ces documents a l'avocat de M. Strack ainsi qu'au tribunal conformement aux indications 
donnees par mon collegue Gerard Be11!Cheid. 

En vous remerciant d'avance, 

envoi 
\092010.pdf (152 Kl 

F-62/09. Punk! 5 
des Protokoll ... 

B - 1049 Brusse1s 

The views expressed are purely those of the writer and may not in any cirwmstances be regarded as stating an official position of 
the European Commission. 

Please note that this message is sent for information purposes only and does not constitute a decision of the Appointing Authority 
(AIPNIAHCC) that could give rise to a complaint under Article 90 of the Staff Regulations. 

The information in this message and/or attachments are intended solely for the attention and use of the intended recipient and 
may be confidential. If you are not th.e intended recipient of this message, you are hereby notified thet you have received it in error 
and that any use of it is prohibited. In such a case, please delete this message and kindly notify the sender accordingly. 

1 



COMMISSION EUROPEENNE 

SERVICE JURIDIQUE 

Bruxelles, le 12 aoiit 20 I 0 
iUR. (2010) 45637 

NOTE AL'ATIENTION DE: 

MADAME·-:, MADAME . MONSIEUR · DG HR 
MONSIEUR. DG ENTR 

MESSIEURS -DGESTAT 
MONSIEUR . ET MADAME - EPSO 

MONSIEUR- - OPOCE 

Objet: Affaire F-62/09, Guido STRACK c/Commission 
-arrangement a I' amiable lors de !'audience informelle du 6 juillet 
2010 

Ref.: Notes SJ n° 45633 et 45634 du 11.08.2010 

Nous referant a nos notes anterieures, vous trouverez en annexe, pour faciliter Ia 
verification du projet remis par le requerant, une traduction de ce projet (une copie de 
!'original en DE a deja ete transmises par les notes precitees) vers le FR. 

Nous vous prions de nous faire parvenir. ainsi gu'a Ia DG HR (Mme , qui est en 
charge de Ia redaction et de !'emission du en cause, votre contribution 
au plus tard pour le 20 aoiit 2010. 

Julian CURRALL 
Agents de Ia Commission 

Annexe: 1 

Commission europeenne, 1049 Bruxelles, BELGIQUE -Tel. +32 22991111 
Bureau: Berl 02/019. Tel. ligne dlrecte +32 229-50797- Fax +32 229-61846 

http :/lee. europa. eu/ 
gerard.berscheid@ec.europa.eu 

mailto:gerard.berscheid@ec.europa.eu


Objet: 

Ref.: 

COMMISSION EUROP~ENNE 

SEIMCE JUIUDICIUE 

Bruxelles, le 12aoilt 2010 
JUR (l(llq} 45fi36 

Non A L' ATTBN110N DE: 

MONSIJ:lJli.B~-EPSO 
MAo.uu:_.,.EPSO 

Aft'alre F-62JV9, Guido STRACK c/CommiHioB 
• arrangement ill' amiable lon de rawtieuee IBformeUe du 6 Julllet 
2010 

Notes SJ n° 45633 et 45634 du 11.08.2010 

DllDll le cadre de cette affaire, Ia COIDITiission 11. accepe un ammgement a !'amiable selon 

tequel EXPUNGED 

Independamment de l'opportunite de cette mention. nous vous prions de verifier 
l'eXII.Ctitude m.aterielle de cette affirmation et de proposer Ia recd:ticatino appwpriee. 

Nous VOUII prions cependll.nt d'examiner a cette lin le pmjllt et nous fain: parvenir ~ 
comm!!l!jaires, tgut comme a Ill. DO HR C · 1 pour le 20 ao0t 2010. 

Julian CURRALL 

AIII1Cxe: I 

Copie:- ·(DG H. 

C<lmmllllliolle~J~ne, 1049 Bruxellea, BEI.GIC!UE • Tel. ,.3.1221191111 
l!uJeau: Bo~ 021!1111- T.._ Jlgne- +32 22Sh5a7ll7 ·Fax +32 2211<11848 

ldlp;iii!C.eui'Opll.elll 
ll"!''n:l.-ld@ec.-.au 

http://ec.eupopa.eu/
mailto:gerard.befsclieid@ec.europa.eu


13 
• Ref. Ares(2.010)506034- 11/08/2.010 

11.). 08. 2010 
1 1 AOUT 2010 · · Bruxelles, le 

HR.D.21MB-ta/ Ares(20 I 0) 

"· 
45oSS 

NOTE A L' ATTENT~~I~O;N~D=E~·::~:::-1 :PMO .. 

Objet : Affaire F-62/09- Strack I Commission: arrangement a !'amiable 

Faisant suite a Ia proposition du Tribunal de Ia fonction publique (TFP), une reunion 
informelle entre les parties s'est tenue le 6 iuillet 20 I 0, en vue de trouver une solution a 
!'amiable dans !'affaire sous objet. 

EXPUNGED 

Chef d'unite adjoint 

Annexe: Note du SJ du 14 juillet 2010 (avec comme annexe le PV de Ia reunion 
informelle du 6 juillet 201 0) 

Cc: (PMO .• 
MM. J. Clrrrall et G. Berscheid (SJ) (HR.-

Commission europeenne, B-1 049 Bruxelles • Belgique. nlephone: (32-2) 299.11.11 
Bureau: BC11 4/43. T61ephone: ligna dlrecte ' To!lo!ccpieur. (32-2) 299.11.32. 
U:\82-HR .... DOMMAGEB ET INTERETB\FIN1 0.05-02-5-2010\:!01 00126_EngagPP\20100811_F-62-
09_ STRACK\201 00811_notePMO.doc 



Objet: 

COMMISSION EUROPEENNE 
' 

SERVICE JURIDIQUE 

Bruxelles, Ie 11 aofrt 2010 
. JtJR (20 I 0) 45633 

NOTE A L' ATTENTION DE MONSIEUR­

-DGESTAT/.-

Affaire F-62/09, Guido STRACK c/Commission 
-arrangement a I' amiable tors de I' audience informelle du 6 juillet 
2010 

Dans Ie cadre de cette affaire, la Commission a accepte un arrangement a !'amiable selon 
Iequel Ia Commission s'est engagee, 

EXPUNGED 

Nous vous prions cependant d'examiner a cette fin le projet et nous faire parvenir vos 
commentaires. tout comme a Ia DG HR ( pour le 20 aofrt 2010. 

Les donnees qui concement plus particulierement EUROSTAT sont les donnees 2 et 3 
que nous vous prions de verifier. 

Julian CURRALL 

Annexe: I 

Copies: 

Agents de Ia Commission 

(DGH~ 
EST AT/,. 

Commission eurapSenne, 1049 Bruxelles, BELGIQUE ·Tel. +32 22991111 
Bureau: Ben 02/019. Tel. ligne dlrecte +32 229·50797 ·Fax +32 229-81846 

http:J/ec.eurapa.eu/ 
·gerard.berscheid@ec.europa.eu 

http://ec.europa.eu/


Objet: 

COMMISSION EUROPEENNE 

SERVICE JURIDIQUE 

Bruxelles, Je II aout 20 I 0 
-JiJR (2010) 45634 

NOTE A L' ATTENTION DE MONSIEUR····· 

-DGENfR/-

Affaire F-62/09, Guido STRACK c!Commission 
-arrangement a ('amiable tors de !'audience informelle du 6 juillet 
2010 

1/s-('1) 

Dans le cadre de cette affaire, Ia Commission a accepte un arrangement a l'amiable selon 
Jequel Ia Commission s'est engagee, 

EXPUNGED 

--

. No us vous prions neanmoins 
de verifier Je projet et de faire vos suggestions s'il y a lieu. 

Nous vous prions cependant d'examiner a cette fm Je projet et nous faire parvenir vos 
commentaires, tout comme a Ia DG HR ( 

li~ 
JuJian CURRALL Gerard BEJc\)

1 
HF,fD 

Agents de la Commission .J 

Annexe: I 

Copie: •••• (DG HR/. 

Commission europeenne, 1049 Bruxelles, BELGIQUE - T~L +32 22991111 
Bureau: Ben 02/019- T~L ligne directe +32 229-50797- Fax +32 229-61846 

http://ec.europa.eu/ 
gerard.berscheid@ec.europa.eU 

http://ec.europa.eu/


COMMISSION EUROPEENNE 

SERVICE JURIDIQUE 

" _Bruxelles, le 14 juillet 20 10 
JUR (20 10) 45562 

NOTE A L'A TTENTION DE: 
MONSIEUR JANSEN- DIRECTEUR- DG HR1D 

MADAME DG liRflla 
DG~ 

HRIWJ 
OPO~ 

Objet: affaire F-62/09 Strack!Commission- arrangement a I' amiable Iors de 
I' audience informelle du 6 juillet 2010· 

Nous vous transmettons en aonexe 1 copie du proces verbal de !'audience informelle 
qui reprend les termes de I' accord trouve (dans !a langue de procedure, soit en DE). 

EXPUNGED 

Commission europSenne, 1049 Bruxelles, BELGIQUE~ T~l. -+-32 22981111 
Bu!Bau: Berl 021019- Tel. llg~e directe +32 :229-50797- Fax +32 229-61846 

http:/lec.europa.eu/ 
gerard.berscheid@ec.e.urcpa.eu 

http://ec.europa.eu/
mailto:gerard.berscheid@ec.europa.eu


EXPUNGED 

Comme !'arrangement a !'amiable met defmitivement fin It !'affaire F-62/09, ii n'y a plus 
rien d'autre a faire que d'executer !'arrangement a !'amiable dans les delais prevus. 

I 

;~) I ' 
' I I 

\ Jj;-1 CURRALIJ Ger~WdjBl~ 
"J Agents de !a Commi 

Annexes: 2 

• 

2 

MeBcrmmdWAGENBAUR 
Avocat 



EUROPAISCHE KOMMISSION 

JUR!STISCHER DIENST 

· • BrQ.ssel, den I. Juli 2010 
JUR (20 10) 45522 

An die Kanzlerin des Gerichts filr 
den llffentlichen Dienst der 
Europaischen Union 
35 A, boulevard John F. Kennedy 
L- 2925 Luxemburg 

Betr.: Reehtssaehe F -62109 RA, Guido Straek e!Europiiscbe Kommissioo 

Sebr geelutl: Frau Kanzlerin, 

unter Bezugnahme auflhr Schreiben- 476- vom 16.6.2010 iiullert sich die die Beldagte 
zu dem Inhalt des gellnderten V ergleichsvorschlages des Herro Berichrerstatters wie 
folgt: 

EXPUNGED 

Mit freundlicben GrUBen, 

Julian Currall BqrscjltJeid 
Prozessbevo/lmtichtigte der Ko•nmr4!'s; 

Commission europeenne/Eun>pese Commlsaie, 1049 

Bertrand Wiigenbaur LLM. 
RechJsanwalt 



s .. ~-TIME DtSTANT S~Tlc:Jio..l ID 
Ell2!' 19" ~ 4~53 

13: iJ;3 

MODE 
TX 

Gll/Er'?/20112 l..3~1S 

ID=CECAN5B10505--~2 

F't=IGES RESULT 
21EJ1_ t'IK 

EUROPJI.ISCHE KOMMISSION 

.,n.JAlSTISCHE:R DfEJIIST 

Be<r.: 

Sebr geehrtc Fnru Kanzlerin, 

Brttssel. deo:i 1: Juli 2010 
JUR. (2010) 45522 

An die KanzJmin ~ Gcclcbts fUr 
den Offentliche.:. Di..,t de< 
BUI:oplliscbcn pnicn 
35 A. bow""""=! John F. Kennedy 
t- - 2925 Luxemburg 

unt<:>: Bezugn•hme au:Ohr Scb:r<oiben- 476 vom 16.6.2010 llu8ert: sicll die <iie Beklagtc 
:z;u dem Inblllt de$ gel!lnd.em::n V...-glel~es des Hc=n, Berichtemtatters wic 
fulgt: I 

EXPUNGED 

Julian Cuxnill 
p,.-~sbevollmLichtigrs dsr Komm 

BertJ:anJ Wigenbaut IL-M. 
.R~alt 

' 

s. c. .,.,.,., 

NO .12165 



EUROPAISCHE KOMMISSION 

JURISTISCHER DIENST 

An der Frau K.tmzlerin 
des Gerichls fur das t>ffentliche Diellfit 
der Eurap(iisehen Unlrm 

Kirchberg 
L-1915 Luxembourg 

Brtlssel, den 20. Mai 2010 
JUR(2010) 4S".ll:f 

?S( ,) 

Bw.: RS F-61109 RA, Str1Kk11Ilmfmtsriun do EG - Ihr Schreiben Nr. 441 vom 6, Mai 
2010 

Sebr geebrte Frau Kanzlerin, 

Die Kommission hat die Ehre, Thnen mitzuteilen, dass sie mil dem V erglelcbsvo:rscblag des 
Berichterstatters mit folgenden Abl!nderungen einverstmden ist: 

EXPUNGED 

Hocbachtungsvoll, 

Prozessbevo/Jmachligte der Kommission 

Kapien : ~~~!I·· GD HR.,-RA B Wilgenh;,., 



--., 

-·' 
MESSAGE CONFIRMATION 

~·~..: o:~x-:-:l-"~~X*:)o~~»=:: Q x-:-:-:::::: :: :-: :-::-:: :::: :x:-:.-::..:x:~~ 

S.R-IIME DISIANT SIAI"lD!'-1 ID 
1313"1.8" OO::::S52 43034453' 

MODE 
T>< 

20/05/20i0 09:Bi 
rD=CE~l.l'aSBS----32 

P.caGES RESULT 
B0i OK 

S.C. 

"'*"' 

09: IZiel t-.0.011 

EUROPAISCHE KOMMISSION 

.JURISTI~ER D1ENST 

; 

Brllosel, den 20. Mal 2010 
JUR.(2010) 4S""3.~'f-

An der Frau Kan:zlerin 
des Gerlch:ts fur c:k:zs o.ffenrltche Dierrst 
der Eur0paischen Union 

Kirchberg 
L-2915 Luxembourg 

.lldr.: RS F-52/fJ9 RA, SZI"ack/Ko"""'=ID;c 
.Z0/(1 

Sehr geehrte Frm.t Ksmzlerin. 

' 

' tier .EG - EJr.r Scl:rril;>en Nr. 

' 
441 vo,.. 6. Mai 

Die :Kom.mi:ssion hat die Ehre. Ihnen mi't2:uteilen. das!i sie mit ~ V ~leichsvol'Schlag des 
Serichtersta=s mit folgenden Abl!nderungen cinvcrstaudcn ist: 

EXPUNGED 

Hocbaclrtungsvoll, 

Prozes&bt:Vollmdchdgre dsr 

Kophm: 
i 



COMMISSION EUROPt:ENNE 

SERVICE JURIDIOUE 

Bruxelles, le 8 avril 20 10 
')UR (2010) 45229 

MONSIEUR JANSEN 

MADAME 

MONSIEUR 

MONSIEUR 

NOTE A L1ATTENTION DE: 

DIRECTEUR- DG HR/D 
·DGHRJ­

DGIIRf'w. 

OPOCE/W 

Objet: Affaire F-62/09 RA, Guido STRACK c/Commission 
-audience informelle en vue d'un arrangement a !'amiable eventuel 

Le greffe du TFP vient de nous informer que !'audience informelle, qui se tiendra en 
allemand, est fixee au 12 mai 2010, il !ShOO. Elle aura lieu dans Ia salle "V", au rez-de­
chaussee de Ia tour "A", du biitiment de Ia Cour de Justice, rue du Fort Niedergriinewald 

Vous trouverez ce document en annexe ainsi que Ia copie des observations du requerant 
(en DE) au sujet de Ia suggestion d'un arrangement it !'amiable eventuel faite par le 
Tribunal qui laissait deja entrevoir sa position. 

No us vous prions de nous faire connaitre, au plus tard pour le 26 avril 2010, si ce n'est 
pas deja fait, votre position afin de determiner Ia marge de negociation possible en Ia 
matiere (voir aussi notre precedente note n° JUR(201 0)45188 du 24 mars 2010 
transmettant les orientations pro babies, mais non quantifiees, du Tribunal). 

Julian CURRALL EID 

Annexe: lettre du Greffe avec annexe 

Copie: Me Wagenbaur 

Commission europeenne, B-1049 Bruxelles - Belgique. T91Bphone: (32-2) 299 11 11. 
Bureau: BERL 021019. Telephone: ligne directe (32-2) 295 07 97. Telecopieur: (32-2) 29618 46. 

E-mail: gerard.berscheid@ec.europa.eu 



COMMISSION EVROPEENNE 

SERVICE JURlDIQUE 

Bruxelles, le 29 mars 20 I 0 
· 'JUR(2010)45205 GB/Jm 

Madame le Greffier du 
Tribunal de Ia Fonction publique de 
!'Union europeenne 
35, Bd John F. Kennedy 
L-2925 LUXE1vfBOURG 

Objet: Affaire F-62/09 RA, Guido Strack I Commission europeeooe 

Madame le Greffier, 

La defenderesse vous infonne, en se teferant a votre courrier- 423 du 19.3.2010, 
qu'elle est disposee de participer a Ia reunion infonnelle en vue d'un arrangement a 
!'amiable de !'affaire fixee au 12 rnai 20 I 0 a 15 heures. 

Du point de vue de Ia defenderesse cette seance peut, comrne propose par Ia Tribunal, 
etre tenue en fran'(ais. 

Veuillez agreer, Madame le Greffier, !'expression de notre consideration distinguee. 

Julian Currall Gerard Berscheid Bertrand Wagenbaur 

Agents de la Commission Avocat 

Commission eullJpeenneiEuropese Commissie, 104S Br1<xalles!Brusset. BELGIQUEIBELGIE ·Tel. •32 22991111 



EUROPAisCHE KOMMISSION 

JURISTISCHER DIENST 

. - .Biilssel, den 29. Man 2010 
JUR(2010)45205 GB/Sm 

>o("') 

An die Frau Kanzlerin des Gerichts 
filr den Offi:ntlichen Dienst 
der Europllischen Union 
35, Bd John F. Kennedy 
L-2925 Luxemburg 

Betr.: Rttssaehe F-62/09 RA, Guido Strack I Europllisehe Kommissiou 

Sehr geeJe Frau Kanzlerin, 
' . 

unter B~gnahme auf lhr Schreiben • 423 • vom 19.3.2010 tellt Ihnen die Bek:lagte mit, 
dass sie it iBt, an einer zwecks g1ltlicher Beilegung des Rech~its auf den 12. Mai 
201 0 um I .00 Uhr terminierten informellcn Sitzuhg teilzunebmen. 

' 
Aus Sichti der Bek:lagten k.ann diese Sitzung. wie vom Gericbt vorgeschlagen, auf 
Franzllsisch abgeha.lten werden. 

I 
I 

Mit freund~chen Grii.6en, 
i 
I 

i 

' 
Prozessb~llmtJchttgte tier Krnfm1(fsf, 

I 

' 

1 

Berttand Wi!.genbaur 

Recht.rcmwall 

Commlosion ~ropeenna/Eu- Commloale, 1049 Bruxelles/Brussel, BELGJQUEIBELGI£- Tal. +32 229111111 
' . 
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TX 
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I D=CECi=<t-,15010505--32 

PAGES RESULT 

801 OK 

EUROPAISCHE KOMMISSlON 

.TUrusTISCHER Dll!NST 

Brtlssel> den 29. MW:z: 2010 
JUR(201D)4:l205 GH!dm 

' 

An die Fm.\1 Ki..nzler.in des Gericht!i 
fi!J: den 0 ffentlichen Oicnsr 
der Europaisc~on Union 
35, Bd John F i Kennedy 
L ... 292.5 Luxemburg 

Btrtr.: Recht:ssacbe F-62/09 R..A., Guido Strack I Europiib~he KOmmi.s:don 

Sebr geehrte FTlUI Kan:zlerin, 

,mte< Bezugnahtnc auf lbr Scbreib<:n - 423 - vom 19.3.2010 teilt Jilmen die l:leklagte mit, 
da.ss sje bereit ist~ liD einc:r ~cks gtltlichet Beilegung dee Recht~!'ftreits auf den 12. Mai 
2010 urn lj_QQ Ulu- temlini10:rten info:anellen Sitzung teilzunehrn.el). 

Au.s Sicht der Be.klag(CJ'l )c:ann dies-e: Shz:ung" Me vom Oeri~ht vorge.!JChJagen., auf 
Franz6!Usch abgehahen werden. 

Mit fretmd lie hen Griil.lan, 

Julia..n C\.tl'l"a.ll Gbard 

.Fro.ze.ssbevollrni:iahtigt-€ d~r Ko m s O!i'l 
I 

erthle· 

'· 

Bertra11.d W.agenbaur 
i 

.fi,ech1:ranwa'lt 

. CorhJ1119eiQn .europi!}unn&/'E'Utope:sa Comn11'51fi/151, 1049 ;,rukelte':IIJSrue~el. BELr,3./QUE'fBEtGlE- Tcf, "'<'.:12. ll2i!MI7't11 

I 

I 

S.C. 

00'00 

N0.955 



COMMISSION EUROPEENNE 

SERVICE JURIDIQUE 

Bruxelles, le 24 mars 201 0 
; -JUR(1010)45 188 GBism 

NOTE A L1 ATTENTION DE 

M. JAN SEN. OrRECTEUR DG HR.D 

MME HR-
M. RR.-

M. OPOCE .• 

Objet: affaire F-62/119 RA Strack!Commission - proposition d'arrangement il 
!'amiable 

Vous trouverez en annexe une copie de Ia lettre du greffe du 19 mars 2010 dans laquelle 
le Tribunal nous informe de ce qu'il a charge le juge rapporteur d'explorer avec les parties 
les possibilites d'un arrangement a !'amiable eventuel. 

Sans vouiDir prejuger de !'affaire, le Tribunal fait observer qu'il n'y a pas encore eu 
execution ~mplete des arrets du 30 janvier 2008, Strack/Cornmission, T-85/04 et 
T-394/04 qui concement ]'exercice d'evaluation 200 l/2002 et l'exercice de promotion 
2003 et qu'un arret du Tribunal ne pourrait en tant que tel changer cet etat de fait. 

arrangement ·. Le Tribunal s'interroge si un 
definitivement fin a !'affaire et done a !'obligation 
travaux d'evaluation et de promotion en cause 
Commission ne serait pas possible. Dans une telle 

le Commission de finaliser Jes 
Ia 

Commission 

Le Tribunal invite les parties a !'informer au plus tard le ?9 mars 20 I 0 si dies acceptent 
le principe d'un arrangement a !'amiable. La reunion informelle serait, en cas d'a=rd des 
parties sur un tel principe, fixee au 12 mai 2010 a 15 heures. 

Sinon une audience de plaidoirie sera flxee en juin 2010. 

CnmrnissJon europ81•'mne, 8~1049 Bruxelles ~BelgiQue. Ti9Jephnne: (32-2} 29 91111. 
Bureau: BERl2/19. T~lflphcne: llgne dlred:e (32-2) 29 50797, T€llecopieur: (32-2) 29 61840 



No us vous prions des lors de no us informer au plus tard le 26 mars 20 I 0 si l'AIPN peut 
etre d'accord avec le principe d'un arrangement a ]'amiable eventuel. II faudrait aussi dans 
un tel cas reflechir sur nos idees sur le contenu d'un tel accord. 

Julian CURRALL 

Annexe: lettre du Greffe 

Copie: Me Wagenbaur 
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EUROPAISCHE KOMMISSION 

JURISTISCHER DIENST 

Brfusel, den 26. Oktober 2009 
JUR(2009)45736 GB/sm 

An die Kanzlerin des Gerichts fUr 
den Offentlichen Dienst der EU 
35a, Bd John F. Kennedy 
L-2925 Luxemburg 

Betr.: Rs. F-62109, Strack I Kommission, Korrigendnm znr Klagebeantwortung 

Frau Kanzlerin, 

in der Klagebeantwortung der Beklagten in obiger Rechtssache haben sich zwei 
Schreibfehler eingeschlicben, die hiermit berichtigt werden: 

1. In der die Klageantrage wiedergebenden Randnwnmer 16, Ziffer 3), dritte Zeile 
heiilt es "mindestens 110 EUR pro Tag". 

Richtig muss es heillen: "mindestens 10 EUR pro Tag" (wie auf Seite 2, 
Ziffer 3), dritte Zeile der Klageschrift beantragt). 

2. Die Randnummer 24, letzte Zeile lautet derzeit: 

,,Dabei lag eS in der Natur der Sache, class das Urteil in der Rs. T-3 94/04 erst im 
Anschluss an die Umsetzung des Urteils in der Rs. T-85/04 erfolgen konnte. 

Vollstandig lautet der Satz wie folgt: 

,,Dabei lag es in der Natur der Sacbe, dass die Umsetzung des Urteils in der 
Rs. T-394/04 erst im Anschluss an die Umsetzung des Urteils in der Rs. 
T-85/04 erfolgen konnte". 

Genehmigen Sie, Frau Kanzlerin, den Ausdruck unserervorziiglicben Hocbacbtung. 

Julian CURRALL Bertrand W AGENBAG'R U..M. 
Prozessbevollmiicbtigte Recbtsanwalt 

Cammis5ibn eurapeenne, B-1049 Bn.ocelles I Europese Comniis~, R-:1049 Brussel· Belgien. Telefon: (J2-2) 299 11 11. 



COMMISSION EUROP~ENNE 
DIRECTION GENERALE 
PERSONNEL ET ADMINISTRATION 
Direction 8 - Statut: poriUque, gestion et conse!l 
Recours 

LETTRE 
SERVICE JURIDIQUE 

1 D. 07. 2009 

1.£-11 (oci) 45'obo 
ARFj~ n .• 

Bruxel , . J, .vv~ 
• ADMIN.B.2JLN/jmt- D(09)Recart90-

546/08/17 

NOTE A L' ATTENTION DE M. JULIAN CURRALL 

CONSEILLER JURIDIQUE, SERVICE JURIDIQUE 

Objet : Affaire F-62109, M. Guido STRACK 

RH. : Votre courriel n° JUR(09)45535 du 9 juillet 2009 

Suite a votre note citee en reference, je n'ai pas d'observations a ajouter par rapport a 
celles developpees dans la decision de l'AIPN en reponse ala reclamation no R/546/08 
de M. Guido STRACK. 

Par ai!leurs, je vous saurais gre de me faire parvenir un projet de memoire afm de pouvoir 
y apporter nos commentaires eventuels. 

Annexe: Dossier de la reclamation no R/546/08 (dossier rouge) 

Commission europeenne, B-1049 Bruxelles- Belgique~ Bureau: SC11 04/017 
Telephone: ligne directe ._standard 299.11.11. Hlecopieur. 295.00.39. 



COMMISSION EUROPEENNE 

SERVICE JURIDIOUE 

Contrat d'assistance juridfg·ue SJ/2009/1412 

La Communaute europeenne, representee par la Commission, elle-meme representee par 

M. Jiirgen GRUNWALD 

ci-apres Ja « Commission » 

Et 

Maitre Bertrand Wiigenbaur, 
Cabinet d'avocats Kemmler Rapp Bohlke 
Rond-Point Schuman 9/9 
1040 Bruxe!les 

ei-apn!s Ie << Cootractant >> 

Out convenu 

-dans le cadre de l'affaire o° F -62/09 Guido STR<\CK I COMMISSION, 

ci-a pres « Ia presente affaire>> 

ayant pour objet: 

Affaire sratutaire devant le TFP 

Ce qui suit: 

I - Objet du contrat: 

La mission a pour objet d'assister Ia Commission dans le cadre de Ia presente affaire pour le sui vi 
de laquelle Ia Commission est representee par Julian CURRALL et Gerard BERSCHEID ou toute 
autre personne desigm5e ulterieurement, ei-apres « les ageot'i >> de Ia Commission. 

Dans l'exercice de Ia mission definie pour Ia presente affaire, le Contractant se conforme aux 
instructions et aux delais donnes par le ou les agent (s}de Ia Commission. 

2 - La Commission versera au Contractant, a titre d'honoraires, Ia somme forfaitaire de 7.000 €. 

Cette sonune couvre 1' ensemble des depenses, charges et frais exposes par le Contractant. 

Ces honoraires, seront verses au compte Bohlke) aupres de Ia 
- , Bruxelles selon l'echeancier 
suivant: 



5, 0 DO £ pour Ia procedure ecrite 

2.000 € pour Ia procedure orale. 

Les honoraires seront payes sur presentation de factures se referant au present contrat et pn!cisant 
les prestations accomplies. 

Les factures sont adressees al'adresse suivante: 

Commission europeenne 

Cellule financii:re du Service Juridique (BERL l/121) 

B-1 049 Bruxelles 

3- Tout differend sur !'application du present contrat fait !'objet d'une consultation prealable entre 
les parties. Si le differend persiste, elles conviennent .des modalites appropriees en vue de son 
reglement, y compris de Ia designation du juge competent et du droit applicable. 

4 - Sont annexees au present contra!, les « conditions generales applicables aux contrats 
d'assistance juridique »qui lui sont integrnlement applicables. En cas de conflit, les dispositions du 
present contra! prevalent. 

Fait a .. J.r::~~~U:: ...... , le ..... 1/1.?/f..~~q.J. ....... et en double exemplaire 

Pour le Contractant 

Waegenbaur~Strack F-S2-09,doc 2 



CQNDO'!QH$ GENfB!P ffl APP1.1CA8LES AUX CON!RAD [l4 'f!§!ANCE JURID19UE 

Artie!! 1 .. Obllpdpps dy Contracfant 
Le Conlraclanl agl our lnslnl:!lon du ou deo agenta de Ia Commisslan. D &'engage A o'acqumw dans 11- de Ia Commlsllion, selon las 
mellleu"'" pndlquas pJafasalc"""lles ot sa ~n!Oiogie. dso- qui lui ont tit coniiMs. 

Ar!!cla 2 • Oh!!ret!t:n da d!IS!j!!pn 9t !!!!!!!!l4!i ln!a!!ts!t•o!le 
L.e Co-nt s'engage, en son nom, celui de !1001 pe1110nne1 81 de aa socil!ll! A n'uliliser on deiiOni de ao mll9.slon; e1 A ne dlwlg""r a des liars 
nl 6 - cmlre las il1llWis des lnstlluflons, aucun.s lalla, Uiii:Hmalfons, COIInaisaon""", <locumanla ou auas do<ll ( aul'llft "'<"' 
communication au prl8 conna!saan<:e a faa:aslon de felOli:ull<ln du contra1, -1 qu"IIUaln de& moul!aiB de ses li1IVIIIJJC. Ceo obligations 
perslalell>nl ap!to r-.uon du .,.-m conttaL 
T""" lea-- au diiiiiS y ~-lea dn>llll d'lwleur et 11111res dmiB de~ ~-•· Oblai'IJS dana 1e cadre de­
du Conb1d aant Ia pmprii&Ct emtu•tve de Ia Communaul8.. 

Ar!!c!t 3 • ft4alll!!!lqn du C9!!1!1t 
Chaqua partie oan~Bc~ante peut. par oa aeule wlonll!, molller 1e contrat moyennanl un p- de 15 )ours ot sans e~ tenue a une quetoonque 
lndemnll!ltce....._ 
Au cas oil rune des portlea - .. a molllolle conlrat. le Conlradanl rta droK qu't un& remuneration """""f''n<tan! a l'l!l<!!cullon partielle 
du conlralt liiiV<IIr,laa pre-.s exllcul6el el'let:tivement Juaqu"a Ia date de reaillation. Dana ce cas. 1o montanl dO eat caloll~ en lmpulent au 
PRI- IOU8 j:181emeniB <16ja ellleclues. Au caa oil lea paieD'Iel1la ellleclues avant le !SIIiation sent d'un moi!lilnt ""'*'""' a Ia $01T!me due 
finalenlenl, r-ent doll !lin! rambourst integra~ement par 1o Conlractant a 1e Commission dana un d!!lal de 30 jouno a partir de Ia dille de 
clemande de remboursemenl da Ia CommlsaJon. 
En caa de rnar'<l"'"""nl gnaw du Contractant a aes ollligatlons conlractuelleo, manquement dOmenl constst6 par Ia Commission, le oontral 
peul Abe mollhl a tout .........n. par IAttre reeommaod.,., sans pnlavlo ni!Ddamnlle quek:onqua de Ia part de Is Commission. 
Au caa oil raccomplluement des tachfll oonfll!eS au Conlnlcl8n1 setal rendu lmpeaslble par un 6\l!lnamenl de Ioree majeure, Ia Contraotant 
n'a dn>ll a au<IJI)O rllmun6n&tion pour loa prestatlons a>ncem6es. 

Arficle 4 .. Gerton du cpntrJt 91 P'!'te'k!• d" Utm 
L8 Conii'IICIIIMI ne paul, oano autonsatlon pr6alable par o1a1t de Ia Commiooion, c:ader tout au partie des drolls et obligations d6rl....,nl du oontro~ 
nl .........nller • m!me an p- • fext!altion de taches qui lUi ont et6 oonthles, Ill substl1uer, en fait, des tiel& awe m&mes fino. 
Meme Jomque Ia Commioolon _,... le C~ctant 6 aider A d"" Uen1 ou A des aoua-traltants, Ia totaUte ou une partie du canii'IIL H n'eet pas 
llblin!, pour aul;lnl, envemlo Commlnk>n, des obllgallonsqullullncombent en vertu du pr8oent conlrllt. 

Article 6 • Confllt! d•tntjrft 
L.e Con~CIBnl parte a Ia oonnolsoanca de Ia Commiotlon, sana d"ai et par l!crft, toutes los situations suoceptlbleo de conduire a un canftll 
d'interet. Le Conlrllctant a'absUont de loUie iBiollon susceptible de oomprom~ flt!d6penclanoa reqtise p!)l.r l'l!l<!!cullon des presta11ono qullul 
ont 616 conll-. 

en euroa. 
Ls Commission a'engage a payer los sommes dues an o.xklJtion du controt dens un delal maximum de 30 joure A oompter de Ia date de 
femogle1rement de Ia demand& de palemenla Ia cellule flnancl/lnl du SIOIVIce juricflque, 81 pour au1ant que le Contnoc!ent ae sol enreglslnl 
dans le ayalllme a>mptabla de Ia Commlaalon et que Ia demande de palomem sol coll8c!amenl etablle et a>iltxme """ l'al1o et awc 
cfll.lpooillona du pr8oent cantrat. L8 paiement n!oulte etre elle<:lu<! a Ia dete du do!bA du compte de Ia Commission. 
En caa de palemenl tardil, la CDntnoctant a droll au w111ement d,_, a condllon que lao - calculi!& solent crun raontant sup6rteur a 
200 EUR. Sileo lnte- ne d6paasant pas 200 EUR, te CDntractam peu1 demander 6 ben6flcler d'un lm6Tat de retanl, au plus !erG deux mola 
aprea Ia dille de ""'ptlon du paiement. L 'lnbllel est calalh! au taux appf~qu6 en demler lieU par Ia Banl:!ua centrale eu!Op6enne a sea 
princlpaleo opllretions de rellnana!mant ('1e taux de -..nee,, mljonl de sept potniB de pourcenial!" ('1e ma~. Le laux de rMd nam;e 
applicable est cslul en vlgueur 1e premier jour du 11'1010 ob Ia polementesteJdglble. l'lnt6n!t porte aurla pllriode 6ooulte oniDa Ia jour 
catendrter sulllant Ia !late limite de ~ et Ia dale du paiement bldusa Une suepanslon d"" palements par Ia Commission ne paul 611'11 
con:ild- a>mme.., -de palemenl, 
L8 Corilnl<:blnt s'engaga A foumlr leo dll<)UII'IeniB e1 inf!Hmations n6ceSSairea a son Inscription dans 1e S)'llleme oomptablo de Ia Conunlsslon. 
Lea do- alnal t'ournlea aont unlquemenl - 6 illle erusgletnlea d .... lea ...... oomplables de Ia Commloslon et a etre - dens 
ses PJacedure• de palemenL A os titre, Biles pourront IItie - par leo agenta oompllblnta de Ia Com- - dons """ 
procedures. 

Artlcla 7 .. R'n2'.," ft!g!n 
stle ConiJactant esttenu, craptllo Ia li!glslation- doni n ~ ... d'liaqullterla lVA ...,loa honomlres perj:U8 au litre du oontra1, Ia...,.,., 
de Ia 1808 eot lnc:!Ul et ldentitlll, llano 1e montant forfaltalre ......e par Ia Commll9.sl0n en CDnlrepaille des seNices ~ n appartlanl ou 
ConlroCIIInt de oe ""nloD'!Ier a Ia ltltllslation fiseaJa na- qui lui est appi!Callle au regard deo rawnus qu"D lire du c:ontm condiJ avec Ia 
Commlsolon, oes rewrws n'etanl peo .......- d'lnlpma dans lea ElatB memt>nos. 
Le Commission eo!....,.., de IOUB dl1liiB et -· rnilammenl de Ia taxe aurla \'8leur ljou!Se, an application des dlapOoltions de&- 3 
e1 4 du PlOIOCDie sur lea ~ et lmmunltes deo Communeul6a eur<>pllel&...,. en ce qui CUI !tame sa p&lliclpalfon 1inant:16re au conlrBI. Pow 
rappDcatlon de& - 3 et 4 dud" Pro!Dcole, 1e Contractant sa ooni\:Hmera aux ln$ltuctions de Ia Com- des Connnunautl!s 
...,aomneo. 

Articlt a- FPftif m!ltUfl 
Sll'une t1eo pal1ieo ooutlaclalilllll est~ A un- <1e ton:e maJoiure a oovolr, taUie sHuaflon ou tout 6v6nemen1 Imp!\! ftlble et 
u:ept~o~•IOI, •ldepaililanl de Ia wolri <ies p0111es. e11e en awrt~~uns dl!lal faUiie partie. Au an oa l'ea:cmpllssemenldeo - can1i!es "" 
Conlroclanl oera11 ren11u lrnpoillllllle per un -de Ioree m.,...., to C<>ib&cliMI n'a droll a auame n!muntl1lllon pour lea preol8lfons 
cortcelll6es. 

Ar!!c!e ! -llo!l!!'lg!lon! ou adla!!olloM ag CO!!I!It 
Leo Sllpulallon& du contnll e1 de 888 a"""""" no p811111!1111!!re m-ou """'phliiJea I;IIH! par 1101o d'8WIIIant slgn6 par cliaoune des parties c:ont- au par un "'~ quallll611e ceJiea.d. 

Artlcll 19-Cort!rA!tt 
u Cour des Comp!eo est hllbllltlle a contrdlllr leo documeniB d6!ei'IJS per""' peruonnes physiques ou mon&lell-otant de paii!D1eOIB la8Ue 
du Budge! des Communautl!s eun>pten""'" dta Ia lllgnolure du a>nht ju&qu'au cinqulllme onnlwrulre de Ia date de paiement du B<llde 

Arlicle 11 - Pui!Dcatiqn cfirlfprmdOP 
I.Ji Contntctanl. eutortae Ia Com- a trailer, a .-. a dllrUaer et a publlar, leo donnllao 1iglnnt dens Ia Contrel au en ropPOrt avec oe 
demler, notammontl'ldenlilt du Comrsclant, rob)al ella durte du ConlrBl. le montant ve..a. 

If ...... 



COMMISSION EUROPEENNE 

SERVICI: JURIDIQUE 

Contrat d'assistance juridique SJ/2009/1411 

La Communaute europeenne, representee par !a Commission, elle-meme representee par 

M Jilrgen GRUNWALD 

ci-apres Ia « Co.IIUJiission )) 

Et 

Maitre Bertrand Wligenbaur, 
Cabinet d'avocats Kemmler Rapp BOhlke 
Rond-Point Schuman 9/9 
1 040 Bruxelles 

ci-apres le « Contractaat )) 

Ont conveuu 

-dans le cadre de I' affaire n" F-61/09 Guido STRACK I COMMISSION, 

ci-aprts « Ia presente affaire» 

ayant pour objet: 

Affaire statutaire devant le TFP 

Ce qui suit: 

1 - Objet du contrat: 

La mission a pour objet d'assister la Commission dans le cadre de Ia presente affaire pour le suivi 
de laquelle Ia Commission est representee par Julian CURRALL et Barbara EGGERS ou toute autre 
personne designee ulterieurement, ci-aprts « les agents )) de Ia Commission. 

Dans 1' exercice de Ia mission de:finie pour Ia presente affaire, le Contractant se conforme aux 
instructions et aux delais donnes par le ou les agent (s) de !a Commission. · 

2- La Commission versera au Contractant, a titre d'honoraires, la somme forfaitaire de 7.000 €. 

Cette somme couvre l' ensemble des depenses, charges et frais exposes par le Contractant. 

Ces hononrires, sexont verses au compte: (Kemmler Rapp BHhlke) aupres de Ia 

-· Bruxelles selon l'echeancier 
suivant: 



5. 000 € pour la procedure ecrite 

2.000 € pour !a procedure orale. 

Les honoraires seront payes sur presentation de factures se reft!rant au present contrat et precisant 
les prestations accomplies. 

Les factures sont adressees a l'adresse suivante: 

Commisirion europeenne 

Cellule tinanciere du Service Juridique (BERL 1/121) 

B-1049 Bruxelles 

3- Tout differend sur !'application du present contrat fait !'objet d'une consultation prea!able entre 
les parties. Si le differend persiste, elles conviennent des modalites appropriees en vue de son 
reglement, y compris de la designation dujuge competent et du droit applicable. 

4 - Sont annexees au present contrat, les « conditions generales applicables aux contrats 
d'assistance juridique >> qui lui sont integralement applicables. En cas de conflit, les dispositions du 
present contrat prevalent 

Fait a ........................ , le .............................. et en double exemplaire 

Pour Ia Commission Pour le Contractant 

W-bour.strad< F-61~.doc 2 



CONDITIONS GENERALES APPLICABLES AUX CONTRATS D' ASSISTANCE JURIDIQUE 

Article 1 -Obligations du Contractant 
Le Contractant agit sur instruction du ou des agents de Ia Commission. II s'engage ~ s'acquitter dans J'inten~t de Ia Commission, selon les 
meilleures pratiques professionnelles et sa deontologie, des t~ches qui lui ont ete confll!les. 

Article 2 -Obligation de dlscr6tion et oroprhU61ntellectuelle 
Le Contradant s'engage, en son nom, celui de son personnel el de sa societe a n'utiliser en dehors de sa mission, eta ne divulguer a des tiers 
ni a utiliser contre les inten~ts des Institutions, aucuns faits. infonnalions, connaissances, documents ou autres dont il aurait recu 
communication ou pris connaissance a roccasion de !'execution du contrat, ainsl qu'aucun des ~suttats de ses travaux. Ces obligations 
persisteront apres !'execution du present centrat. 
Taus les resultats ou droits y afferents, nolamment les drolts d'auteur et autres drolts de propriete intsllectuelle, obtenus dans le cadre de l'e~cution 
du Contrat sont Ia propri~e exclusive de Ia Communaute. 

Article 3. R8slliatJon du contrat 
Chaque partie contractante peut, par sa seule volonte, reamer le contrat moyennant un preavis de 15 jours et sans t=tre tenue a une quelcenque 
indemnite c\ ce titre. 
Au cas oU l'une des parties centractantes a resme le centrat, le Contractant n'a droit qu'c\ une remun~ration correspond ant a l'e~cution partielle 
du central a savolr, les prestations executees effedivementjusqu'a Ia date de resiliation. Dans ce cas, Je montant dO est calcule en imputant au 
pn!alable taus paiements deja effectues. Au cas oU les paiements effectues avant Ia resmation sont d'un montant superieur ~ Ia somme due 
finaJement. J'excedent dolt ~tre rembourse integralement par le Contractant a Ja. Commission dans un deJai de 30 jours a partJr de Ia date de 
demande de remboursement de Ia Commission. 
En ·cas de manquement grave du Contractant ~ ses obligations contractuelles, manquement dOment censtate par Ia Commission, le central 
peut t=tre res/lie a tout moment, par lettre recommandee, sans preavis ni indemn~ quelcenque de Ia part de Ia Commission. 
Au cas oU l'accompllssement des tadles conflees au Contradant serait rendu impossible par un I!Wnement de force majeure, le Contradant 
n'a droit a aucune remuneration pour les prestations concamees. 

Article 4- Cession du contrat et prestatlons des tiers 
Le Contractant ne peut, sans autorisation prealable par ecnt de Ia Commission, c~er tout ou partie des drolts et obltgations dertvant du contrat. 
nl sous-tralter ·mArne en partie~ l'executiDn de t~ches qullul ont ete conflees., nl substituer, en fait, des tiers aux m!mes fins. 
Mt=me lorsque Ia Commission autorise le Contractant a ceder~ des tiers ou a des sous~traitants, Ia totallte ou une partEe du contrat, il n'est pas 
llbere, pour autant, enver'S Ia Commission, des obligations qui lui incombent en vertu du present central. 

Article 5- Con111ts d•tnt6rit 
Le Contractant porte a Ia connaissance de Ia Commission, sans delai et par ecrit, toutes les situations susceptibles de conduire a un conflit 
d'lnte~t. Le Contradant s'abstient de toute relation susceptible de cempromettre 1'/ndependance requise pour l'exet:uHon des prestations qui lui 
ont ete confiees. 

Article 6 - Modalltes de paiement- EnUtU l~qales at coordonn~es bancalres 
Les paiements seront effectues en euros. 
La Commission s'engage a payer les sommes dues en execution du contrat dans un delai maximum de 30 jours a compter de Ia date de 
!'enregistrement de Ia demande de paiement a Ia cellule flnanclere du Service jur1dlque, et pour autant que le Contractant se soil enregistre 
dans le systeme comptable de Ia Commission et que Ia demande de paiement soil correctement etablie et conforme aux faits et aux 
dispositions du present central. Le paiement resulte t=tre e'ffectue a Ia date du debit du compte de Ia Commission. 
En cas de paiement tardif, le contractant a droit au versement d'interets, a condition que les interets calcules soient d'un montarit superieur a 
200 EUR. Slles lntert=ts ne depassent pas 200 EUR, le contractant peut demander c\ beneficier d'un interat de retard, au plus tard deux rnois 
apres Ia date de reception du paiement L'inte~t est cak:u/e au taux applique en demier lieu par Ia Banque centrale europeenne a ses 
prlncipales operations de ref111ancement (''le taux de ref~rence1, majore de sept points de pourcentage ("Ia margej. Le taux de reference 
applicable est celui en vigueur le premier jour du mois oU le paiement est exigible. L'intert=t porte sur Ia periode ecouiSe entre le jour 
calendrier suivant Ia date Omite de paiement et Ia date du paiement inc/use. Une suspension des paiements par Ia Commission ne peut t=tre 
consideree comme un retard de paiement. 
La Contractant s'engage a foumir les documents et informations necessaires a son inscription dans le systeme comptable de Ia Commission. 
Les donnl!es ainsi foumies sont uniquement destinees ~ tMre enreglstrees dans les tivres comptables de Ia Commission eta t=tre uti/is~ dans 
ses procedures de paiement. A ce titre, elles pourront 6tre consuttees par res agents competents de Ia Commission intervenant dans ses 
procl!dures. 

Article 7 ~ DiSDQSttions fiscales 
Si le Contraciant est tenu, d'apres Ia legislation fiscale doni II releve, d'acquitter Ia TVA sur les honoraires pe~us au titre du conlrat, le montant 
de Ia taxe est inclus et fdentifie, dans le montant fortaitaire verse par Ia Commission en contrepartie des services prestes. 1/ appartient au 
Conttactant de se conformer a Ia leglslallon fiscale nationale qui lui est applicable au regard des revenus qu'il tire du contrat conclu avec Ia 
Commission, ces revenus n!etant pas exon~s d'impOts dans les Etats membres. 
La Commission est exoneree de tous droits et taxes, notamment de Ia taxe sur Ia valeur ajoutee, en application des dispositions des articles 3 
et 4 du Protocole sur les privileges et lmmunites des Communautes europeennes en ce qui cenceme sa participation finandere au centrat. Pour 
!'application des articles 3 et 4 dudlt Protocole, le Contractant se conformera aux lnstrudions de Ia Commission des Communautes 
europeennes. 

Article B Force majeure 
Si l'une des parties contractantes est confrontee a un cas de force majeure a savoir, toute situation ou tout evenement imprmAsible et 
exceptionnel, irl:f~ndant de Ia wlon~ des parties, elle en avertit sans delai !'autre partie. Au cas oU l'accomplissement des t~ches confif:es au 
Conttactant serait rendu impossible par un ~enement de force majeure, le Contradant n'a droit a aucune remuneration pour les prestations 
concernees. · · 

Article 9 ~ M odffications ou adjonctlons au contrat 
Les stipulations du central et de ses annexes ne peuvent t=tre modifiees ou compleMes que par wie d'avenant signe par chacune des parties 
contractantes ou par un representant qualffie de celles-ci. 

Article 10- Contr61es 
La Cour des Comptes est habllitl!e c\ contrOier les documents detenus par les persoMes physiques ou morales benMJclant de paiements iss us 
du Budget des Communautes europeennes des Ia signature du contrat jusqu'au cinquiMle annlversaire de Ia date de paiement du solde 

Article 11- Publication d'infonnatlons 
Le Contradant autorise Ia Commission a trailer, c\ utlliser, a diffuser eta publier, les donnees figurant dans le Contrat ou en rapport avec ce 
demier, notamment l'identite du Contractant, l'objet et Ia duree du Contrat, le montant verse . ........ 



COMMISSION EUROPEENNE 

SERVICE JUR!OtQUE 

Cootrat d'assistaoce juridigue SJ/2009/1438 

La CommllDlllltll europeenne, representee par Ia Commission, elle-m6ne representee par 

M. JUrgen GRUNWALD 

ci-apres Ia <~ Commission >> 

Maitre Bertrand Wil.genbaur, 
Cabinet d'avocats Kl!mltJler Rapp Bohlke 
Rond-Point Schuman 9/9 
I 040 Bruxelles 

ci-apres le « Contractant » 

Ontconvenu 

-dans le cadre de I' affaire n° F-118107 Guido STRACK I COMMISSION, 

ci-aprb « Ia presente affaire» 

ayant pour objet: 

Affaire statutaire devant le TFP 

Cequi suit: 

1 - Objet du contrat: 

La mission a pour objet d'assister la Commission dans le cadre de Ia presente affaire pour le sui vi 
de laquelle Ia Commission est representee par Julian CURRALL et Barbara EGGERS ou toute autre 
personne designee ulterieurement, cl-apm « les agents >> de Ia Commission. 

Dans I' exercice de Ia mission defmie pour Ia presente affaire, le Contractant se conforme aux 
instructions et aux delais donnes par le ou les agent (s) de la Commission. 

2 ·La Commission versera au Contractant, a titre d'honoraires, Ia somme forfBitaire de 8.000 €. 

Cette somme couvre !'ensemble des depenses, charges et frais exposes par le Contractant. 

Ces honornires, seront verses au compte (Kemmler Rapp BOhlke) aupres de Ia 
.... . selon J'echeancier 
swvant: 



7.000 € pour Ia procedure ecrite 

1.000 € pour Ia procedure orale. 

Les honoraires .seront payes sur presentation de factures se rMerant au present contrat et precisant 
les prestations accomplies. 

Les factures sont adressees a l'adresse su.ivante; 

Commission europee!Ule 

Cellule finllllciere du ServiceJuridique (BERL 1/121) 

B-1 049 Bruxelles 

3- Tout ditrerend sur !'application du present contrat fait !'objet d'une consultation prc!alable entre 
les parties. Si le differend persiste, elles conviennent des modalites appropriees en vue de son 
nlglement, y compris de Ia designation du juge competent et du droit applicable. 

4 • Sont annexees au present contmt, les « conditions generales applicables aux contrats 
d'assistance juridique >>qui lui sont integralement applicables. En cas de con:flit, les dispositions du 
present contrat prevalent 

Fait a ........................ , le .............................. eten doubleexemplaire 

Pour Ia Commission Pour le Contractant 

Woogenbaur·Sirack F-118-07 .doo 2 



OONpmONSGENERALEJ APPLJCABLESAUX CQNTBAIS D'A§SISJANCE JUBJQIQUE 

Artie" 1 .. Obligations du Cof!tt'S'nt 
L.e ConlrBctaJU agl sur lnstrudion dlJ ou des agents de Ia Commisal1Jn. II s'engsge ~ s'aoqulllar 11ans l'in- de Ia Commission. ee1on leo 
meilleLJI'ell pratlquas professlcnnellet et sa dtiOntologie, des ll<:hes qLi lui ant1!16 conlll!ea. 

Afticte 2 - Obllqdgn d! diW!tion et propriijilm!lttgtrJala 
Le Contractant s·engs~. en son nom, celul de son pemmnei 01 de so BOCI618 ~ n'ullllser on deho"' de se mission. el ~ ne dlwlguer ~des tiers 
nl ~ u!llioer ~ leo inltr61a des lnsUiu!lona. &UCII'ls falls, lnfonnallons, connaissanceo, documents ou autres doni II aursH ~ 
communica!IDn ou p!ls connaissancs ~ l'occaalon de re>O!cullon du conlnl~ a1ns1 qu'aucun des resultsto de ses triiVBa ce& obligations 
pe1111steron1 ap<Bs rexeeutJon du PfB"""I contrat 
Toua lea ~ ou drolls y ofMmn1s, notamment leo drolls cl'auteur elaubeS droiiS de prop- lntslleoluelle, !ll:ltenvs dans lo C8dJe de -
dlJ ContTalsont Ia propri616 excluBive de Ia Communal$!. 

Article 3 • RM!!Ia!lon du C9!!1!!!t 
Chaque pertle conlnlctante paul, per sa eeule volonl!!, -Ia coninll moyel'lllant un prS&vls de 15 jOin at sens etre tenue ~una quelconque 
lndemnlte a c:e u~. 
AJl cas o!1 I'Une des per!ies con!ractantes a nloil!e le ccnlral.le Contractont n'a drol qu'A une nlmunlorstion coneapondant A Fmcutlon pertlella 
du contrat a savolr, leo prasla!lons exllcul{oes eflectlltemenljusqu'A Ia date de -lallon. Dans c:e cas, 1o monlard dO eot oaltul6 an lmputant au 
prealable IOui pale<nents do!jA effectul!s. Au caa Dillea palements etlecl!lo!s avant Ia rasllotlon oom d'lll mon1an1 SUjl6rleu" A Ia somme due 
flnalemem, FEIXI>!dem doH 6tre ....,-.151! lntegraillment per 1o Contradant A Ia Commission dana un d6lal de 30 jou111 ~ partir de Ia data de 
demand& de nembouraemem de Ia Commlsaian. 
En ooa de manquement QraW! du Conlractan! * ses obligation& -· manquetnellt dllment- par Ia Commission, I& confrOI 
pout etre r&silie ~ IDut moment per le1lnl rocommand6e, hns pn!avis n1 inclamnll!! quelconque de 1e pert de Ia Commission. 
Au cas o~ l'aocompliseement des taches conMea au Conlractam B0111H ""'du lmp0$Siblo par un Mnernem de foroe majeure. Ia Conlractant 
n'a droLl a. aucune R!mu~ralkm poll" les prestattone oonoefJ'16n. 

Article f .. cr·'M du contrat tt pratatioft§ des 1m 
Le Contraelont ne peut, sans aul<>rtea~OI'I pn!atabla per ilcrit de Ia CommiBBion, ceder lout ou partie des droHa at ol)ilgallons d8rivllnt du contrat 
ni soua-ttsllor- m6me en partie - Tericutlon de tAches qui lui ont 1!16 confl6es. nlsubstltuer, en !alt. des tiel$ aux m6lllfS 11ns. 
Meme lcr!lque Ia Commission au!Drloe le Controctanl ~ c6der i das tieB ou a des sous-lrallents, Ia 1- ou uno partie du contrat II n'elll pes 
IIIM!n!. pour eutant, enval$10 Commissioo. des ObPgattons qullullncombenl. en wnu du pn!sant contra~. 

Artit:lr s .. cOnftlts d'lntldt 
Le Contractam porte A Ia conf181ssane& de Ia Cornmlsslon. Bans do!lei e1 par 6<ril, IDules loa sltuallons BUBCeptil;lleo de condu~ 6 un conflft 
d1ntllret. Le Conlraclant s'ab8tlenl de touta relallon suacepllllle de compromellrel'lndOpendance fellUioe pour l'ex8cullon des Pf'l-qullul 
ootetaconftiiK. 

Artlclo II • Modall!is r1t Pi!lement- En!!!8a Maa!u !It C!!Qntonnaes bant:alm!! 
Lea palemerd:!. seront effectu~ en euros. 
La CCIITIJnl&&lan s'er~gage ~ payer 1es sommeo dues en llllioeullon du contra1 dans un dlllal maximum l!ii 30 jatn ~ campier de Ia date de 
1'ervegl51rement de Ia demande de paiement i Ia c:eDute flnanel!n> dlJ Sel\lle& juridique, !II pour autant que le Cantractant se aoll enre9i&lrd 
dena le oysttme comptable de Ia Commission et que Ia demanCie de paiement soH coneetement iltable et confcnne aux faits et &Ill 
dlspoallldns du p!:eoent cortrat. L.e pal&ment rtsuHe atre elleel!ll A Ia dale dlJ d6bH du C<J1T4'1e de Ia Commls$ion. 
En cas de paiement~. te oontrsclant e draft au- d'mtS181!1, i condition que leo lnli!'tetB C&lcLi6o salem cl'un montant supllrteur i 
200 EUR. Silas - 110 depasaenl paa 200 EUR. Je contrac1ant peut demander i - d'un iniMet de retan:t, au p11.ts laid tleux mols 
apn!s Is date de r6ceplon du paiement. L'int6ret est oaleuljl au laux applqu6 en demier leu per Ia Banque cantrale europ9nne i seo 
prlnCipalea opllrallons de rellnancernent ("'e taus de l'll!Orence1. msjo!U de sept potnts de pourcentage ("Ia m-1. L.e taux de ,..larel'lce 
applicable eat celui en vlgueur fe premier jour du mols oi.l le paiement est exigible. L'int6r6t porte sur Ia ~rtode ecoulje entre le jour 
calend~et aulvant Ia date limite de paiement ella date du paloment lndUM. une IIUBpenalcn des pelamanta par Ia Commlaalon ne peut61re 
canaldo!fl!e ammo un- de pelement. 
L.e Contraclam s'engage ~ foumlr las dooumeniB et lnformllllcns necasaaires * son lnscrtplon dena Je oystl!me comptable de Ia Commlaslon. 
LOB don...,s alnsl foumiea aont unlquemenl destlnlles A etre eMiglatrees dans leo [Mea complebles de Ia Commission et l61re utllis6es dena 
ses proc6du,.. de peleme~ A ca tl!n<, olles poulTOn! - """"'"l!eo par leo agents complllenl$ de Ia Commlulan inl""""'ont dana oes 
proc6dU18$. 

ArtfcJa 7 .. DispMMkm' filglas . 
Slle Contractant e111 tenu. d'apras Ia 16gielallon llscale dOni 11 rei&lte, d'aoqull!l!rla TVA sur los honorstres PI0'91'1 au atre du con~ le montsnt 
de Ia tae eot Indus Ill ldentlfit, dana 1e montam larlaHalre - par !a Commlealon en contrapartie dies ...- piesn!s. II appartiem au 
Contractant de se confonrner ~ Ia ~lslallon liscalo nallonalo qui U Old applicallle au ragan:l des .-... qu'il are du contra! concll avec Ia 
CommiSOIGn. ceo f8\18nuo n'lllam pas exoneres d'lmpOis dans las ElaiB membms. 
La Commiaalon est oxon6ree de toua drolls 01 taxes, notamment de Ia taxe IWI"Ia valeur a)ootee, en application des dlsposftlans des 1Utic1es 3 
e14 du Protocole sur lea prlvllo)gea etlmmunlle.o d .. c..trniiiiSIIIM europllenne$ en cs qui concame sa paJ1lclpotion ftnandlnu au eontrlll. Pour 
rapp~c:atlon dea articles 3 et 4 dud!! PrDIDcole, Ia Contmctant se confcnnere aux Instructions de Ill Commieelan des Communaul6o 
eump6ennes. 

ArUcla 8- Egret malfUN 
Sl rune des paJIIeo conlr8ctantes est ..,._ i un cas de fan:e mojeure i savl>lr, toute altuatlon ou !<>ut 6\16nement bnp-lble ot 
......,UU.oiOI, lrolllpondant dela '"*"""'des partie>. e11e en IIIIBrll! sans deiBi rautra partie. Au eas C{J l'accompllooement des taches conftl!es au 
Contractant serallllindu Impossible per un Mnemerrt de farce majeure. Ia Conlractont n•a droit* aucuns !Umun6radon pour las prestallons -Ar!!clt 9 • Modl!!callom! ou !!!I!Onctions Ill conl!!!t 
Lea stipUlations du cantrat o1 de """ """"""" ne -- - modlll6eo ou compltlll!es que par vola d'""""""' slgn8 par chllcune des parlfes 
controclanteo ou per un repnaaentant quallll6 de cellea-cl. 

Arl!c!e 10 - CpnllO!es 
Le Cour dea Comples eat habll~ ~ contrCJerlea documents dlltenus par les ~ physiques ou morsteo blonefictant de palements lssus 
duB~ d .. Communaul6o eumpM!neo des IS slgnlllura du ccrmmjtJsqu'au OOquiiJme annM!JBaire de Ia dille de ""'ement dlJ S<llde 

Articf! t1- Pubftqdlon d'lnfQml!tlpn! 
Le Contrsctant aulol1oe Ia Commissl<ln A traHet, i ullllser, A dJtlllaer eli publier, loa donnMo ftgursnt dans 1e Contra! ou en rapport._, ce 
demler, notammant rklentll6 dlJ Contractont. l'objet ella dome du Contra!, lo montam -· ...... 



COMMISSION EUROPEENNE 

SERVICE JURIDIQUE 

Contrat d'assistance juridique SJ/2009/1440 

La Communaute europt!enne, representee par Ia Commission, elle-meme representee par 

M. Jfirgen GRUNWALD 

ci-apres Ia •< Commission » 

Et 

Maitre Bertrand Wll.genbanr, 
Cabinet d'avocats Kemmler Rapp Bohlke 
Rond-Point Schuman 9/9 
1 040 Bruxelles 

cl-apres le « Contractant » 

Onteonvenu 

- dans le cadre de I' affaire n• F-132/ln Guido STRACK I COMMISSION, 

ei-apres << Ia presente affaire» 

ayant pour objet: 

Affaire statutaire devant le TFP 

Ce qui suit: 

I - Objet du rontrat: 

La mission a pour objet d'assister Ia Commission dans le cadre de Ia presente affaire pour le suivi 
de laquelle Ia Commission est representee par Julian CURRALL et Barbara EGGERS ou toute autre 
personne designee uiterieurement, ci-apres « les agents » de Ia Commission. 

Dans I' exercice de Ia mission defi.nie pour Ia presente affaire, le Contractant se conforme aux 
instructions et aux delais donnes par le ou les agent (s) de Ia Commission. 

2 - La Commission versera au Contractant, 1!. titre d'honoraires, Ia somme forfaitaire de 5.000 €. 

Cette so=e rouvre l' ensemble des depen.ses, charges et frais exposes par le Contractant. 

Ces honoraires, seront verses au romme ,Kemmler Rapp Bahlke) aupres de Ia 
·, Bruxelles - !'echeancier 



4.000 € pour Ia procedure ecrite 

1.000 € pour la procedure orale. 

Les hoooraires seront payes sur presentation de factures se referant au present contrat et precisant 
les prestations accompli es. 

Les factures soot adressees a l'adresse suivante: 

Commission europeenne 

Cellule financiere du Service Juridique (BERL 1/121) 

B·l 049 BIUJ~:elles 

3 ·Tout differend sur !'application du present contrat fait !'objet d'une consultation prealable entre 
les parties. Si Ie differend persiste, elles convienneot des modalites appropriees en vue de son 
reglemeot, y compris de Ia designation dujuge competent et du droit applicable. 

4 - Son! annexees au present contrat, Ies « conditions generales applicables aux contrats 
d'assistance juridique » qui lui soot integralement applicables. En cas de conflit, les dispositions du 
present contrat prevalent. 

Fait a ........................ , le .............................. et en double exemplaire 

Pour Ia Commission Pour le Colllractant 

2 



COND!TIOHS GENE::tALES AFPUCASLES AU~ CQiii!TRATS O'ASS!STAPJCE JIJRiotOUE 

Article 1 .. Obf1qatlons du Contractmrt 
Ls Contractant aglt sur lnstrucilpn dJJ ou des agents de Ia Commits:On, Jl s'engage a s'acquitler dans fln,en~t de :a :ommission, sekln 1es 
memeures prattques professionnefies et sa df:ontologie. de$ taches qufiUf onl eta c::.mllees. 

Article 2 • Oblto:atlon de dlscnUJon et proC!!'fM! lnteUect,ueBe 
Le Contractant s'engage, en son nom. celu! de son pem011f181 ei de sa so~te a n'uilllser en dehors de sa mission,. eta ne divulguer a des tiern 
ni 3 utlUser centre les interets des lnstttufions, aucuns faits. informations, c::mnais:sances:, documents ou autres dent II aurail ~u 
communfcation au prls connaissance a foccasion de rexecttHon qu co~-~-- qu'aucun des ~su!tats de s.es travaux. Ces obligations 
persisteronl ap~ 1"exkut:lon du present contra:t 
Taus les- resultats ou !imlts y atfB'Mts, notamment le:9 drab d1aut&Ur et autres timlts de propnete intel:lectuelle, obteou$ dans !e cadre de rexecution 
·du Contra! sont la proprfete exclusive de Ia Comm~. 

Art.k:ie 3 - RHRJation du conttat 
Chaque partie contradanle peut, par sa seule vc»onte, rM~ier le contra( moyennani un pr9vi:s de 15 journ. et sans ~1re tenue ~ une qualconque 
lndemnii& ace titre. 
Au cas ou l'o"" des parties confrlictanleo a n!sl.ll!llo contrat, ie Conlraclant n'a <lrnil qu•a llllO remuntlralkln oorres~nt a rexecu!ioo partlelle 
du contra! a savoir, les pntstatfons eWutfw! eftedivement jusqu'i!l Ia date de !'es1Hation. Dans c:e cas, fe morrtant dO est talcule en imputant au 
preatabie lous paiements d~ii e1t'ec:tue:s. IW. cas oO. les palements effedu6s avant la ri!silatlon Sont d'un montant superieur ii Ia somme due · 
finalement. J'excedent dolt !tre rembo.urse il'ltegra!ement par le c·ontractant a la Commisafon dans un detat de 30 jours Z partir de Ia date de 
demsmie de rembourement de Ia C<lmmisskm. 
En cas de manquement grave du Contraatant A ses obligations contractue~ manquement dOmant constate par ta Commission, le contrat 
peut !tre res~ a tout moment. par 1ettre teCOmmand!:\e, sans preavis ni indemntta q~nque de Ia part de fa CommissNJn, 
Au cas oU l'accompllssement des taches~ au COntradant sereit rendu lmJlOSslb)e par un &venement de force majeum, le Contractam 
11'a droit a aucune remuneration pour lU prestatioml concemees_ 

Arttde 4 -~talon liu contrat « orutattons des tief!S 
L& Contradant ne peut, sam: autorisatlon ;:n'&alable par ecru de l:a Commie.&k)n, ceder tout ou partie des tiroits et obli9atioos dertvant dtJ contrat, 
nJ sous-traiter- miNne e.o p.artle ~ rexecutum de Uk:hes qui M ont ~e con~ nJ S11b.s:tnuer, en ta1t, des !lei!i aux ~es tins. 
Marne lor:sque Ia CommiSSion autorlse le Ccm:ractant ~ ceder ~ des tiers ou l! des wus--tait&nta, Ia totalite uu une partie du contral, II n'est pas 
Iiben!, pOtJr autant, envers :a Commission, des obligations qui lui incombent en vertu du pre&en:t con~t. 

Article 5 .. Confllt! tMntarat 
Le Coniradant porte a Ia conn.aissance de Ia Commiesion, sans dttlai et par e--....r~t, toutes le:5 sltuatlons susr.aptlhles de conduire a un contnt 
d'lniert;t. Le: Contractari s'abstient de toute relation susceptible de e.ompromettre l'indeperu:tanaa requise pour l'exE!CU'tion des prestatlcna qullu! 
orrt atE co~. 

Artlcis 6 - M.od!i!Utes tie oalement- ;:;;ntft:&e lt!gates at coordonn&es bancairaa 
Les peiements urom e:fl'eciues en eurns. 
u Coll'lll1issian s'engage ~ payer 1es semmes due en executlon du ~ntrut oans un delaf ma::imum de 30 Jours a cempc:er de Ia date de 
l'enragls!rament de le demen<le de paiement a Ia cellule fmanc!ln du Service juridlQue, et pour autant que !e CO!'!Iraefant •• salt enregisJre 
dans le systeme comptabie de Ia Commission et "que Ia demande de paiement soil c:orredement etabl.le et conft:urne aux faits et aux 
dlsposffioM du on!sent contrat Lo paiement n!sulte i!!re effectue a Ia dote du debn du compte de Ia CommissiOil. 
En cas de paiement tardli, le contradant a droit au versement d'ln~. is condition que les intert:ts ~lcules sotent d'un montant supt;tieur a 
200 EUR. Si ies inler<!'3 ne dep....m 1'0" 200 EUR, le col11!actant ~eut demander a bene!ieier d'un int<!~t de retard, lllJ plus tard dew: mois 
apres Ia date de recaption au paiement L ~est cak::Uie au taux appUqui: en demier neu par Ia Banque csntrale euro~nne a aes 
prindpole• opl!llllions de retinancellleot ('le lauxde n!rerencsj, majon! de sept points rie pourtenlage (,a marge"). La laliX de reference 
appli-cable est e:elui en vtgueur le premier jour du mol& oiJ le paiement est exigible. L'interet porte sur Ia ptlriode bultie entre !e jour 
catendrier auiva11t Ia date tmlte de paiement et Ia date du paiement lnciuse. Une suspension des paietnents par Ia Comm iesk)n ne peui t!tre 
oonslderee """"""'un relaid de paiernont 
Le eontradant s'engage a fournir les documen1:s et infomratloos n&ce$$aires a son inscription dans le syst$me Qlmptable de Ia Commission. 
Las donnees alnsi foumies sent uniQuement deslinees a ~ enregi3trees dans leo lillres comptables de Ia Commissioo et a elre lltlllsees dans 
ses procedures de paiement, A ce tl't:re, ehes pourmnt h'e consu!lees par les agents competenta de Ia CommisSion intervenant dens ses 
prooedure.s. 

Atticia 1 .. OlsD!J!Hfons ftsgak!s 
Slle Conliactant est ienu, d'llpres Ia illglslation flooale dont II reie"'· d'aoquitter Ia TVA sur les ~""' pel'\lUS ou U!Te du COI1trat. le monlant 
de Ia ta:xe est indus et ktentme. dans le montant forfaft:aire verse par Ia Commisslon en contrepat1ie des ~ prestes. 11 appartfent ,au 
Contractant de se conformer A Ia JegiGBtron rtsc:ate natlonaie qui lu'f est applicable au regard des te\lenus qu'il tire du conttat conclu avec Ia 
Commission, ~ revenus n·~ paa ex~ d'tmpOts dans res Bats mernbre:s. 
La CommlssiOfl esl e:«~nOn!e 6e rous drolts el """"'· natammen! de Ia !axe sur Ia vaillur ajoull!e, en appllcailon des dispoolllons des articles 3 
et 4 du Protoc:cie sur les privileges et tmmun~ des CommWlautes. europeennes en ce qui c:onceme sa parDcipafion tinancii:te au eontmt Pour 
f'applh:::ation des artldes 3 e1 4 dudtt ProtocoJ&, le Contractant se conformers su:x instrucfions de Ia Commis5ion des COmmunaut:Gs 
europeenrte!:.. 

Artie!& a - Force maf!ura 
Sl l'una des parties cordrnel'anfe.s em Q:lntrt:mtee l! un ca5 de force majeure a savoir, toute situation oU tout evenement lmpt'evillbie et 
exceptionnel, it'll:l&pertetant de ta votonte des parties, aile en averttt aans detai rautm partie. Au cas oU rac:compftssement des taches oontees JtJ 
Conliactant oerail rondu impoosibO! par un IN$nemenl de mroe majeure, lo Conlrac!anl n'a droit ~ aucune remuneration pour lss preslatloM 

~·· 
Article 9 ~ Modlftcatlona ou adloncttons au c:011trat 
Les stipulations du contrat et de ses 11nnexes ne peuvem t\t,re mcdii.iees oo completees que par vole d'avenant s.igne par chacune des parties 
contradantes ou oar un mpresentant -q.uallfif: de ~les--ci. ' 

Arlie~& 10 - CoffirOW:f 
U Cour cles Coolp'fti est habiiitee a contrOier ies documents delel'liJS par ies pemonnes physiqU9S ou morales oeneiic:ant de paiaments is3US 
dU 3:Wqet 00< Comnu;nautes aurnpe.!nnes :JI1s la slj;u:lature do conira! i""lu'au cinquiSme annivs..,.,.,., dela <late de paiameni du solde 

Art!cte 11 - Publbtioa d"tntormattnns 
Le Coniradant autortse is. COmmission a trsiter, a utiliser, A fitfiuser et a pub!ier, les donnees figuran! dans le Cordrat ou en rapport a-.rec ~ 
aemta:r, notammeot I'identlte du Con1r.ldant, roojet et Ia dun~e du Contrat, 1e moment versl!-• .... ,.. ..... 



COMMISSION EUROP~ENNE 

SERV1CE JURIOIQUE 

Contrat d'assistance juriaigue SJ/2009/1439 

La CommiJIJlUite europeenne, representee par Ia Commission, elle-ml!me representee par 

M. Jilrgen GRUNWALD 

ci-apres Ia << Commission » 

Et 

Maitre Bertrand Wligenbaur, 
Cabinet d'avocats Kenunler Rapp BtJhlke 
Rood-Point Schuman 9/9 
I 040 Bruxelles 

ci-apres le << Contractant >> 

Ontconvenu 

-dans le cadre de I' affaire no F-121/07 Guido STRACK/ COMMISSION, 

ci-apres « Ia pmente affaire » 

ayant pour objet 

Affaire statutaire devwt le TFP 

Ce qui suit: 

I - Objet du contrat: 

La mission a pour objet d'assister Ia Commission dans le cadre de Ia presente affaire pour le suivi 
de laquelle Ia Commission est representee par Julian CURRALL et Barbara EGGERS ou toute autre 
pc:n;onne designee ulterieurement, cl-apres « les agents» de Ia Commission. 

Dans I' exercice de Ia mission de:finie pour la pr6ente affaire, le Contractant se conforme aux 
instructions et aux delais donnes par le ou les agent (s) de Ia Commission. · 

2 - La Commission versera au Contractant, a titre d'honoraires, Ia somme forfaitaire de 4.000 €. 

Cette somme couvre I' ensemble des depenses, charges et frais exposes par le Cont:ractant. 

Ces honoraires, seront verses au Rapp Bohlke) aupres de Ia 
...-3nc; selon l'echeancier 
suivant: 



3.000 € pour Ia procedure ecrite 

1.000 € pour Ia procedure orale. 

Les honoraires seront payes sur presentation de factures se referant au present contrat et precisant 
les prestations accomplies. 

Les factures sont adressees a l'adresse suivante: 

Commission europeenne 

Cellule financiere du Service Juridique (BERL 1/121) 

B-1 049 Bruxelles 

3- Tout difftrond sur !'application du present contrat fait !'objet d'!Dle consultation prealable entre 
Ies parties. Si Ie differend persiste, elles conviennent des modalites appropriees en vue de son 
reglement, y compris de Ia designation dujuge competent et du droit applicable. 

4 - Sont annexees au present contrat, les « conditions gent!rales applicables aux contrats 
d' assistance juridique » qui lui sont integralement applicables. En cas de conilit, les dispositions du 
present contrat prevalent 

Faita ........................ , le .............................. et en double exemplaire 

Pour Ia Commission Pour le Contractant 

Waegenbaur-Stmcl< F-121-<l7.doc 2 



CONDITIONS GENERALES APPLICABLES AUX CONTRATS D'ASSISTANCE JURIDIQUE 

Article 1 ~Obligations du Contractant 
Le Contractant agit sur instruction du au des agents de Ia Commission. Jl s'engage t:l s'acquitter dans !'interet de Ia Commission, selon les 
meiUeures pratiques professionnelles et sa de ontologie, des taches qui lui ant ete confiees. 

Article 2- Obligation de discretion et propri&te intellectuelle 
Le Contractant s'engage, en son nom, celui de son personnel et de sa societe t:l n'utilis.er en dehor.;; de sa mission, et ~ ne dlvulguer a des tiers 
ni a utifiser centre les interets des Institutions, aucuns falls, infcnnalions, connaissances, documents au autres doni ·n aurait re9u 
communication au pris connaissance -a raccasion de l'execulion du c_ontrat, ainsi qu'aucun des resultats de ses travaux. Ces obligations 
per.;;isleronl apres !'execution du present contrat. 
Taus les. resultats ou droits y afferenls, notammentles droits d'auteur et autres droits de propriete intellectuelle, obtenus dans le cadre de rexecuUon 
du Contrat sont Ia propriete exclusive de Ia Communaute. 

Article 3 " RQsiliatlon du contrat 
Chaque partie contractante peut, par sa seute voionte, r~ilier le contrat moyennant un preavis de 15 jours et sans atre tenue ~ une quelconque 
indemnitll- ace titre. 
Au cas oU l'une des parties contractantes a resm~ le contrat, le Contractant n'a droit qu't. une remuneration correspondant a !'execution partielle 
du contrat a savoir, les prestations executees effectivementjusqu·a Ia date de resiliation. Dans ce cas, te montant dO est calcule en imputant au 
preatable taus paiements d~ji:l effectu~s. Au cas oU les paiements effectues avant Ia resillation sont d'un montant superieur a Ia somme due 
finalement, l'excedent doit Atre rembourse integralement par le Contractant a Ia Commission dans un deJai de 30 jours a partir de Ia date de 
demande de remboursement de Ia Commission. 
En cas de manquemen1 grave du Contractant a ses obligations contractuelles, manquement dOment constate par Ia Commission, le central 
peut etre r~sm~ a lout moment, par lettre recommandee, sans preavis ni indemnite quelconque de Ia part de Ia Commission. 
Au cas oU l'accomplissement des tAches conOOes au Contractant serait rendu impossible par un evenement de force majeure, le Conlractant 
n'a droit a aucune remun~ratlon pour les prestations concemees. 

Article 4 • Cession du contrat et prestatlons des tiers 
le Contractant ne peut, sans autorisation preatable par ecrtt de Ia Commission, ceder tout au partie des droits et obligations derivant du contra!, 
ni sous--tralter" mArne en partie "I' execution de taches qui lui ant ete confiees, ni substituer, en fait, des tiers aux memes fins. 
Meme tors que Ia Commission autorise le Contradant a ceder a des tiers au a des ·sous.a.traitants, Ia totame au une partie du contrat, it n'est pas 
Hbere, pour autant, envers Ia Commission, des obligations qui lui incombent en vertu du present central. 

Article 5 - Confllts d1nter&t 
le Contractant porte a Ia connaissance de Ia Commission, sans d81ai et par ecrtt, toutes les situations susceplibles de conduire a un conffil 
d'interat. Le Contractant s'abstient de toute relation susceptible de compromenre l'independance requise pour I' execution des preslations qui lui 
ant et~ confiees. 

Article 6 "Modalites de ealemen!- Entites lbgales et coordonnees bancaires 
les paiements seront effectues en auras. 
La Commission s'engage a payer Jes semmes dues en exll-cution du contrat dans un delai maximum de 30 jours ~ campier de Ia date de 
!'enregistrement de Ia demande de paiement a Ia cellule financi~re du Service juridique, et pour autant que le Contractant se soil enregistr~ 
dans le systeme comptable de Ia Commission et que Ia demande de paiement soil correctement ~labile et confonne aux faits el aux 
dispositions du present contrat. Le paiement resutte !Ire effectue a Ia date du debit du compte de Ia Commission. 
En cas de paiement tardif, le contractant a droll au versement d'interAts, a condition que les intenHs calcutes scient d'un montant su~rieur e 
200 EUR. Sites lntert:ts ne depassent pas 200 EUR, le contractant peut demander a Mneficier d'un in~r~t de retard, au plus tard deux mois 
apres Ia date de reception du paiement. L'inter~t est calcul~ au taux applique en demier lieu par Ia Banque centrale europeenne a ses 
principales operations de refinancement ("'e taux de reference"}, major& de sept points de pourcentage ("Ia marge"). Le taux de rMerence 
applicable est celui en vigueur Je premier jour du mois aU le paiement est exigible. L'intenH porte sur Ia periode ecoulee entre le jour 
calendrier suivant Ia date ffmite de paiement et Ia date du paiement incluse. Une suspension des paiements par Ia Commission ne peut etre 
consideree canme un retard de paiement 
le Contractant s'engage a foumir les documents et infonnations necessaires a son inscription dans le syst~me comptable de Ia Commission. 
Les donnees ainsi tournies son\ uniquement destinees a Mre enregistrees dans les livres comptables de Ia Commission eta Atre utlllse.es dans 
ses proc~ures de paiement. A ce titre, eUes pourront Atre consuMes par les agents comp~tents de Ia Commission intervenant dans ses 
procedures. 

Article 7 -Dispositions fiscales 
Site Contrad.ant e~t tenu, d'apres Ia legislation fascale dent il releve, d'acquiner Ia TVA sur les honoraires percus au titre du contra!, le montant 
de Ia taxe est inclus et identlfie, dans ie montant forfaitaire verse par 1a Commission en contrepartle des services prestes. II appartient au 
Contractanl de se conformer a Ia l~gislation fiscale nationale qui lui est applicable au regard des revenus qu'il tire du central conclu avec Ia 
Commission, ces revenus n'~nt pas exaneres d1mp0ts dans les Etats membres, · 
LB Commission est exoneree de tous droits et taxes, notamment de Ia taxe sur Ia valeur ajout~e. en application des dispositions des articles 3 
ei4 du Protocote sur les privileges et immunit~s des Communaut~s europeennes en ce qui conceme sa participation financiere au contrat. Pour 
!'application des articles 3 el 4 dudlt Protocole, le Contractant se confonnera aux Instructions de Ia Commission des Communautes 
europeennes. 

Article 8 Force maieure 
Si l'une des parties COfltractantes est confront~ a un cas de force majeure a savoir, toute situation ou tout ev~nement impr~visible el 
exceptio nne!, ind~pendant de Ia volent!! des parties, elle en avertit sans d8lai !'autre partie. Au cas aU l'accomplissement des taches confiees au 
Contractant serait rendu impossible par un ~venement de force majeure, le Contractanl n'a droit a aucune remuneration pour les prestations 
concemees. 

Article 9- Modifications ou adjonctions au contrat 
Les stipulations du central et de ses annexes ne peuvent Atre modifi9es ou complet~es que par vote d'avenant signe p-ar chacune des parties 
contractantes au par un representant qualffie de celles-ci. 

Article 10- Contr61es 
LaCour des Comptes est hab!lih~e a contrOier les documents detenus par les personnes physiques au morales benf!ficlanl de paiements issus 
du Budget des Communaut~s eumpeennes des Ia signature du central jusqu'au cinqui~me anniversaire de Ia date de paiement du solde 

Article 11 - Publication d'informations 
Le Conlractant autorise Ia Commission a trailer, a utiliser, a diffuser et a pubfler, les donnees figurant dans Je Central au en rapport avec ce 
demier, notamment l'identite du Contr_actant, !'objet et Ia duree du Co .. n~~ ~e montant vers~. 



COMMISSION EUROPEENNE 

SERVICE JURIOIQUE 

Contrat d'assistance juridfg~e SJ/20091.14:12 
La Communaute europc!enne, representee par Ia CClliiiilission, elle-meme representee par 

M. Hirgen GRUNWALD 

ci-apres Ia « Commiuion » 

Et 

Maitre Bertrand Wilgenbaur, 
Cabinet d'avocats Kenunler Rapp BtJhlke 
Rand-Point Schuman 9/9 
1 040 Bruxelles 

ci-apres le « Contractant » 

Ontconvenu 

- daosle cadre de !'affaire n• F-62/09 Guido STRACK I COMMISSION, 

ci-apres « Ia presente affaire » 

ayant pour objet: 

Affaire statutaire devant le TFP 

Ce qui suit: 

I - Objet du contrat: 

L, c( z.) 

La mission a pour objet d'assistl:r Ia Commission dans le cadre de Ia presente affaire pour le suivi 
de laqueile Ia Commission est representee par Julian CURRALL et Gerard BERSCHEID ou toute 
autre persome designee ulterieurement, ci-apris « les agenta » de Ia Collllllis&iou. 

Dans 1' exercice de Ia mission dc!finie pour Ia prc!seute affaire, le Contrm:t,ant se conforme aux 
instructions et aux dc!lais donnc!s par Je ou les agent (s) de Ia Commission. 

2 - La Comm.ission ve.rsera au Contractant, a titre d'honoraires, Ia somme forfaitaixe de 7000 €. 

Cette somme couvre !'ensemble des depenses, charges et frais exposes par le Contractant. 

Ces honoraires, seront verses au compte (Kemmler Rapp Bohlke) a.upxes de Ia 
-Bruxelles 



La facturation se fait au terme de Ia mission. 

Les honoraires seront payes sur presentation de factures se referant au present contrat et precisant 
les prestations accomplies. 

Les factures sont adressees a l'adresse suivante: 

Commission europt!enne 

Cellule financiere du Service Juridique (BERL 11121) 

B-1 049 Bruxelles 

3 -Tout differend sur I' application du present contrat fait !'objet d'une consultation prealable entre 
les parties. Si le differend persiste, elles conviennent des modalites appropriees en vue de son 
reglement, y compris de Ia designation du juge competent et du droit applicable. 

4 - Sont annexees au present contrat, les « conditions genc!rales applicables aux contrats 
d'assistance juridique » qui lui sont integralement applicables. En cas de conflit, les dispositions du 
present contrat prevalent. 

Fait a ........................ , le .............................. et en double exemplaire 

Pour la Commission Pour le Contractant 

Waegenbaur..stra<* F.Q-{)9.doc 2 



. CONDITIONS GENERALES APPLICA8LES AUX CONlRATS D' ASSISTANCE JUR!DIOUE 

Artfcle 1 - Obligations du Contractant 
Le Contraclanl agH sur lnslructlon du ou des agents de Ia Commission. II &'engage A s'acquHiar dans r<nl6ral do Ia Commission, seton los 
meRisures praliquos professlonnenes, elsa do!onlologie, des taches qullul onl o!b\. confll>es. 

Article 2 - Obllaatlon de dlscf!tlon et oroprfrlrY lntallectuells 
Le Contractant s'engage, en son nom, celul de son personnel et de sa socl~ 1!1 n'utiliser en di:::hors de sa mission, et A ne dM.IIguer A des tiers 
nl A utlliser contre les intttrtts dea Institutions, aucuns· faits, Informations, COMBissances;- documents ou autres dont II aurait re91J 
communlcatlon ou prts connalssence 1!1 roccaslon de l'ex6cutton du central ainsl qu'aucun des !Uultats de ses travaux. Ces obllgaUons 
porslalaronl apres rexecUIIon du prasenl conlral 
Taus Iss rl!sullals ou droils y afll!reni!O, nOiamment leo dtolls d'auleur el aulres dmHs de propril!telnteRectuelle, oblenus dans Is cadre de rexl!cUIIon 
du Conlratsonlla propril!te exClusive de Is Convnunauli!. 

Arficlt 3 - RU!IIatfon du COntra! 
Cheque partie conlnlclanle pout, par sa aeuls voloniA, ro!&Dier le conlral moyennent un prl!evts do15 ]aura elsans Mrelanue A une quelconque 
indemnll6 A ce titre. 
Au cas ou l'une des parties conlraclanles a resllte le contratle Conlraclanl n'a droll qu'A une remwl!ration CDIT8Bpondent A rox8culion partlelle 
du contrat A savoir, los preslations exl!cutees effecllvement )uaqlfA Ia date de rl!sBiatlon. Dans ce cas, 1e montanl dO eat calcute en imputanlau 
pre- taus palements d6jA -.eo. Au cas oil Iss peiements effectu6s avanl Ia rl!sliatlon sont d'un montant superieur A Ia somme due 
ftnalement, rexcederrt daft Mre remboun;6 lnt6gralement per 1e Contraclanl A Ia Commission dana un d<!lal de 30 )ours A pllttir da Ia date de 
demande de remboursamenl de Ia Commlsall>n. 
En cas de manquement gra"" du Contract8nt A ses obligations contractuelles, manquemonl dOmenl constat! par Ia Commission, 1e contrat 
pout Mre rt.sllkl A tout moment par'iellre recommendile, sana pr8avls nllndemnll6 quolconque de Ia part de Ia Commission. 
Au cas ou l'accompllssement des taches con1tees au Contractant sereft rendu lmpoosible par un evenement de Ioree majeure, le Contractanl 
n'a droH t. aucune r6mun6rati0n pour tes prestatians concernees. 

Anlcla f - Caplan du contrat at prastatJpns de! tiel'! 
La Conlractanl ne pout sans autoriaetlon pr&alable par l!crtt de Ia Commission, c6der tout ou partie des drafts el obllgelions dMvanl du contrat 
nl soua-tJalter- memo en partie - rwcutlon de IAche8 qullul on! o!b\ confl&es, ni substiluer, en fatt, des tiers awe mAmes ftns. 
Ml!me loraque Ia Commission autDJtse le Contraclant A c6der A des tiers ou A des sous-trallants, Ia totellt! ou une partie du corrtrat,ll n'eet pas 
llb<!rl!, p<iur autanl, onwrs Ia Commlaalon, des obligations qUI lUI incombent en vertu du prl!aent contrat. 

Article 5 - Con!!!l! dlnltrtl 
La Contractant porte A Ia connaissance de Ia Commission. sans di!Jai el par l!all, toutes los sftuations susceptlbles de condulre A un conftlt 
d'lnt!Jtt. La Contractant s'abstient de toute relation susceptible de compromettre l'lnd6pendence requlse pour l'ex6cution des prestatlons qullul 
ant tM6 confi6es. 

Ar!1cJe & - Moda!!t8s de pa!tment- Entftis t!lgalas &t coordonnlios bancalres 
Les paiement& semnt eflectues en euros. 
La Convnloslon s'ongage A payer leo sommes dues en exACUiion du contrat dans un d61ai maximum de 30 jows A compter de Ia date de 
!'enregistrement de Ia demande de paiement A Ia cellule ftnenciere du Service juridlque, el pour autant que 1e Contractanl se soli enregistn! 
dana le systemo comptable de Ia Commission el que Is demande de paiement soft correctemant ~!labile at con!Drmo aux fafts et aux 
diapoaltfons du pto!aent contra!. La paiement rl!sufte Mre etlectu6 A Ia date du d6b~ du comptl! de Ia Commission. 
En cas de paiement tardlf, le contractant a dmit au versement d'lntenMB. 6 condition que tes int6rets calcules aoient d'un montant suptrieur 6 
200 EUR. Slleslnten!la ne d6passent pes 200 EUR,Ie contractanl pout demander A bentlicler d'un Inter!! do retard, au plus tard daux mois 
apres Ia date de r8ceptlon du paiement L ._ est calcul6 au taux appliqu6 en demier lieu par Ia Banque cenlrale eumpllenne A sea 
prlnclpales op<iratlons do refina1cemant ('le taux de rl!ferencej, ma)orl! de sept poini!O de poun:entage ('Ia marge"). La taux de r616rence 
applicable est celul en vlgueur le premier jour du mala au le palemenl est exigible. L'int!ret porte sur Ia pMode 6coulile entre Je jour 
calendrler sutvant Ia data Dmlte de paiement et Ia date du paiement lnduae. Une suspension des palements par Ia Commlasion ne peut Atre 
consldar&e comma un retard de p-..rt. 
La Contraclant s'engoge A toumir les documeni!O at informations nl!cesael!es A son Inscription dana 1e systeme comptable do Ia Commission. 
Las donn6es alnalloumlos sonl unlquemenl desttnees A Mre anreglstrees dans los llvres complables do Ia Commisalon e1 ~ Gtro ut111s11es dans 
aea procedures de paiement A ce atre, elles pourront etre conauttees par lea agents compMents da Ia Commiaalon lntervenant dans aea 
proc6dures. 

Artlcla 7 • Dtsposttlons fi!ca!as 
Slle Contractant eat tenu, d'aprl!s Ia Iegisiation fiscala dont U roi!l..,, d'acqultter Ia TVA sur leo honoralres por;us au titre du contrat,le montant 
de Ia taxe eat lndua elldentlllll, dans lo montent forfallalre ""'"6 per Ia Commlaslon en contrepartle des s..-.ices pr'esto!a. II appartlent au 
Contraclant de se conformer A Ia legislation liscele netlonale qui lui est appncable au regard des revenus qu11 tire du contrat conclu """" Ia 
Commlaslon, cea relll!nus n'61anl pas exoner6s d'lmpOis dans los Elai!O membres. 
La Commisalon est OXDn6rl!a de taus dmfts el taxes, notemment de Ia taxe sur Ia vakwf a)ouli!e, en appllcaUon des dispoeftlons des articles 3 
el4 du Pmtocole sur lea privileges at lmmuniiBs des Communauto!a oump<iennes en ce qui conceme sa porticipelion ftnanci6re au contrat Pour 
reppllcation des articles 3 e1 4 dudft Protocole, le Contraclant sa conformora aux Instructions de 1e Commission des Communauto!a 
europ6ennes. 

Article 8- Foret mafayra 
Sll'lre des parties conbaclllnles est conlioniM A un cas de force majeure A savoir, toute situation ou tout 6v6nement lmprtovialble et 
exceptJonnel. independent de Ia wlonbl des piO!Ies, elle en a""rtit sans d6lal rautre partie. Au cas o~ racoompllsaement des taches c:on1teeo au 
Contractent aera~ rendu lmpoasiblo per un tlv!lnement de force majetJoe, le Contractant n'a dmft A aucune remunl!raUon pour los prestations 
conc:ernees. 
Article 8 - Modifications ou adlonctlons au contrat 
Los stiputaUons du contrat el de sea anne- ne peuvent Mre modiMes ou comptet6es que par vole d'avenant slgn6 per chacune des parties 
contraclanles ou per un reprl!eonlant quelilil! de celles-cl. 

AnJclo 1D - ContrAJn 
La Cour des Compte& eat habllltile A corolr61er Iss documents datenus per los peBOnnes physiques ou moreles. bi!n6flclanl de paiement& lsaus 
du Budget des Communauli!s europ<iennes do!& Ia signature du contratjuaqlfau clnqulllme annlven!aire de Ia date de paiement du solde 

ArtJcl! 11 - Publication d'lnfonnatlons 
La Contraclanlai-CDJtse 1e Commission A trafter, A Ullllsor, A dlfluserel A publler,les dann6es ftgurant dana le Conlrat ou en rapport ....,c ce 
demler, notamment l'ldantll6 du Conlractant, robjet ella dwee du Contrat, le monlant 1/eiSil . 

•.• • • * 



EUROPAISCHE KOMMISSION so 

B!iissel, den 1 7. 09. ZDD9 
·-----"'"'-

VOLLMACHT 

Die Kommission der Europilischen Gemeinschaften hat gemiiJ.l Artikel 19 des Protokolls 

iiber die Satzung des Gerichtshofes der Europaischen Gemeinschaften 

Beistand: 

Julian CURRALL 

und 

Gerard BERSCHEID 

Me Bertrand WAGENBAUR 
Kemmler, Rapp & Bohlke 
Rond-Point Schuman 9, Bte 9 
1040 Bruxelles 

beaufuagt, sie in dem Verfahren Nr. F-62/09 

zu vertreten. 

Guido Strack 

gegen 

Kommission der Europiiischen Gemeinschaften 

Fllr die ommission, 

Luis ROMERO REQUENA 
Generaldirektor 

des J uristischen Dienstes 

· ~ \./: Europaische Kommisslon , 8~1049 BrusseJ- Belgian. Telt~fon: {32~2} 199 1111. 



.:;J iCE: .)·,.JRlDlQL,i: 
CELLUL:: f'INANCiERE 

1 5. 01 1 o 1111 e ;; s 7 W:\GENBAUR 
U7; s:~1 

r: I 1 
B-1000 Bruxel!es 
b. w.aegenb.a!!r@l!.lbergeig;e, .com 

Commission europeenne 
Cellule financiere du Service Juridique (BERL 1/121) 
200, Rue de la Loi 
B-1049 Bruxelles 

TVA : Non assyjettie 

FACTURE 18/21H!J 

Tel ++ 112 2 517 61 64 
Fax ++ 32 2 517·55 00 
GSM++ll2 4 76 45 55 52 

12 juillet 2010 

Pom mes prestations dans le cadre du contrat d'assistance juridique 
SJ/2009/1412 portant stu le recours dans l'affaire F-62:109, Guido Strack cJ 
Commission, je me :pemets de :porter au compt;e d.e la Cmnmissinn, c.omme suite 
aux reunions infonnelles du 4.5.2010 et du 6.7.2010 clevant le TFP, les 
honoraires con venus pou:rla p!'ocedure orale, 

Procedure orale, 2J'){)!J £ 

Je vous pcie de bian vouloir effectuer le paiement par virement barrcaire a mon 
W,iigenhaur sprl) aupres de lli. 

*Socierk civile ~ forme de oociet!\ 
No. de TVA 

')_?l)~ ( 
1 Bertrand Wagen~aur LL..M. 

Rechtsanwalt (Hamblll'g') 
Avocat (Bruxelles) 



j SERVICe uURiiJJOiJE" sr­l CELL FINANC!Ef<:E i ,::;; 
KEMML3R :RAPP BOB:L:KE I 04.111.10 00·D0D£ · ! 

;;;u uw oFFicE / ~.... S'o?:- I 
TEL!tPBON:s: +32-2-230 90 75 RoN Po£~7 ScHt7M.A.N 9~ !'tB 9 
T:tL:S.COP!CCit +3Z~2<?.3tl14 16 B -1U-?fi BAUX:~H,LES 

E-M&!L !::C.B.@El!ROJUJ!.A.nE DE!..G1QU:C 

Commission Ew:cpee:one 
Sarvice J uridique 
Berlayrnont 
200 rue de la Loi 
1049 Bru:;;:elles 

.A l' attention de 
Mt:>nsieuz Jiirgen G:nmwald 
Conseiller Juriclique 

TVA: Nermt 

Le 15 decembre 2009 

Nore d'honoraires Nr. 200911® 

pour nos prestation.s dans le cadre de r affaire 

Contrat d'assi.Gtance iuridique :::\J/2009/1412. 

ie me permets de por..er au c.."!llpte de la C',Qmmiasion europeei'..ne, apres remiae du 
mBmoire en dBfellGE : 

un pre!ll:il'lr w.rnnpta de 

sur les bonorsires oonvenUE 
d5 c 7.000,·, 

Auriez-voUE l'obl:iJ!'elWOO de verser ce montant au cmnp1~e 
f.Kemmler Rapp BOhlke) aupree de 

D'avance, noua vous en remerciane. 

lJ<-1 { 
rtr~ Wiigenb:~L.M (New~aatl.e) 

Il"<'htosnwalt /0'-.,.,.' · e..>icht Ha!:ll.blJ.l:g) 
Av..-.at .-x:i;\ tB=eau Fm,eis de 3r""ellos) 

mailto:B@EUEOJURA.BE


From: 
Sent: 
To: Tfp GreffE' 
Cc; CURRALl Juf<an; BERSO-iEID Gerard 
Subject: F-52/10, Guido STRACK C/Cornm!ssion -arrangement il !'amiable Iars de !'audience inforrnelle du 6 juiiiE't 2C 

Ce document 58 trouve dans une annexe 
Nous suppoSOfls que ce document a eiEI 
pourriez-vous nous en envoyer une copie? 

Mere! d'avance. 
Salutations. 
G. Bersc;heid 
SJ-M 

a communique a votre Tribunal-

admsse a Ia Commission. 
;;;;;:;::;;;:;;;;,rl""'· Sl tel est bien le cas. 



BERSCHEID Gerard (SJ) 

From: 
Sent: 
To: 
Cc; 
Subject: 

mercredi 11 aout 2010 16:11 
BERSCHEIO Gerard (SJ) 
'Beiiraoo Wagenbaur'; CURRALL Julian (SJ); ......... , 
RE: F-62!10, Guido ST?JICK ciCommission- arrangement a !'amiable Iars de raudienca 
1nforrnelle du 6 juillet 2010 

Cher Gerard, 

m pour Ia Signature pa e~ bien sur, ja mettrai Me Wagenbaur an c:opie 

A bient6t! 

?tom: 
Sent: 
TI.J! 

Cc: 

BERSOiBD G<>aro (SJ) 
Wednesday. Ar ll.~D ~;05 PM 

SUbj<,ct: 
'!lerir~ld Wagentaur'; QJRAAlL luliiln (Sl), ••••!11• .. 
I!E: F-62,/lG, Guido STRACJ( C/Cllln- · arrangement a l'am1able lor.; de \'audience informelle du 6 juillet 2010 

Chere···· 
Exc;ellente idee. 

Une fois le projet d" HR etabU pourriez-vous aussi le mettre en copie pour notre avocat, Me Bertrand Wagenbaur, 
pour gagner du te,mps. 

Bien a toil 

Gerard 

Fr-om: 
Sent: Wednesday, AUgust 11, 2010 3:55 PM 

BERSOiEID GaorO (SJ) Tn: 
Subject: RE: F-62/10, Guido STilACJ( </CDmrnis;1on • arrangement a /'amiable 101"> de l'audlencE infurrneile 01! 5 )Uillet 2010 

Ah, bonne iooe! De mon cflte, j'ai demande a Ia secretaire de taper le document (qui est en pdf, tentative de 
conversion ratee) en clocument word pour que nous puissions y integrer les modifications en 'tr.31::k changes'. 

------------~~ 

""""' 8ERSDiE!D GerartJ (sJ) 
Sent Wedn~, twguSt 11, 2010 3:51 PM 

Ta: -
SuiJ.jsd: FW: F-62,11 D, Guido STRACK c;ICom- • arrangement ~ farnia!Jie lors de fi31Jdierl<:E informelle du 6 juinet 

2010 

Pour info. Esseyons ce que "a donne ... 

From: 
Sent 
To: 
Cc: 
Subjed:: 

Bonjour, 

Wednesday, August 11, 2010 3:49 PM 
'1fp Greffi!' 
aJRRAlL Julian [S)); BERSCHEID Gerard (SJ) 
F-6.1/lD, Guido STRACK t;ICommis5iOil - _arrangt'JTlent a l'arnlable l01> de faudience lllformelle dU 6 juillet 
2010 

Dans le cadre.de rarranf)ement a :•amiable dans !'affaire efl obiet, M. Stack a CDmmunique a votre 
Trrbunal 
Ce 

1 

http://cadre.de


1:: Com;nissoion. © 
!"~tJus supposons que :::e document :; ~6 traduii vers le FR, ~ i3tt=nti0n 3e fvt le jug:: rapporteur. Si tel 
~st bien Is c.....~. pourriez-vaus nous en e.rtvayar une copie? 
Merd d'avance. 
Salut3tions. 
G. Be.-scheid 
SJ-M 
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-------- Original-Nachricht -------- 

Betreff: Antrag auf Zugang zu Dokumenten gemäß Verordnung (EG) Nr. 1049/2001,Ihr Schreiben 
vom 04.10.2011 ARES(2011)1050519 
Datum: Mon, 28 Nov 2011 12:26:16 +0100 
Von: Johannes Ludwig <johannes.ludwig@haw-hamburg.de> 
An: SG-ACC-DOC@ec.europa.eu 
 

Sehr geehrter Herr Maes,  

vielen Dank für Ihr o.g. Schreiben. 

Wenn ich Ihre dortigen Ausführungen richtig verstanden habe, sehen Sie nunmehr den unter Punkt 2 
aufgeführten Teil meines Antrages als hinreichend bestimmt an. Wir kommen dem Ziel also näher. 

Was Ihre Ausführungen zum Volumen meines Antrages angeht, so sehe ich zwar ein, dass dies einiges 
an Arbeit für Ihre Dienste mit sich bringen kann, andererseits scheint mir dies aber wohl kein Grund 
für eine Versagung, sondern allenfalls für eine gewisse Verzögerung der Behandlung meines Antrages 
zu sein. Ich schlage daher vor den Gesamtantrag auch weiterhin in etwas handlichere Teile zu zerlegen 
und diese stufenweise abzuarbeiten. 

Erstens beantrage ich daher - und bitte Sie um umgehende Bestätigung der entsprechenden 
Registrierung - nunmehr unter Berufung auf die Verordnung 1049/2001 umgehenden vollständigen 
Zugang zu allen Akten und Unterlagen der Rechtsstreite F-132/07 und T-199/11P insbesondere zu der 
dort streitgegenständlichen CD-ROM. Insoweit bestehe ich auf der Einhaltung der gesetzlichen 
Bearbeitungsfristen, da dieser Antrag aus meiner Sicht kein übermäßiges Volumen hat. 

Zweitens beantrage ich und bitte Sie um umgehende Bestätigung der entsprechenden Registrierung 
nunmehr unter Berufung auf die Verordnung 1049/2001 vollständigen Zugang zu allen Akten und 
Unterlagen der weiteren unter 2.f. des o.g. Schreibens gelisteten  Rechtsstreite. Insoweit wäre ich mit 
einem einverständlichen Aufschub der gesetzlichen Bearbeitungsfristen einverstanden, wenn Sie mir 
binnen innerhalb jener Fristen einen Plan übermitteln innerhalb welcher Zeiträume Sie meinen Antrag 
abarbeiten werden. Der Gesamtbearbeitungszeitraum sollte aus meiner Sicht dabei eine Dauer von 3 
Monaten nicht überschreiten und eine frühere Lieferung von Teilmengen beinhalten. 

Drittens stelle ich die weiteren Antragsteile zunächst zurück, werde diese aber erneut vollständig 
beantragen und notfalls auch rechtlich geltend machen, falls eine Einigung im hier vorgeschlagenen 
Sinne nicht möglich ist oder Ihrerseits nicht beachtet werden sollte. 

Was die Persönlichkeitsrechte von Herrn Strack angeht, verweise ich auf die Ausführungen in meinem 
Ausgangsantrag. Wenn Sie Ihn vorab fragen, dürften sich viele der Schwärzungen erledigen und sich 
Ihr Arbeitsaufwand entsprechend reduzieren. 

  

Mit freundlichem Gruß 

Prof. Dr. Johannes Ludwig 

--  

 



 

---------- Weitergeleitete Nachricht ---------- 

Von: Johannes Ludwig johannes.ludwig@haw-hamburg.de 
Datum: 28. November 2011 12:24 
Betreff: Zweitantrag auf Zugang zu Dokumenten gemäß Verordnung (EG) Nr. 1049/2001,GesDEM 
Nr. 2011/5070 
An: SG-ACC-DOC@ec.europa.eu, Catherine.Day@ec.europa.eu 

 

Sehr geehrte Frau Generalsekretärin,  

hiermit stelle ich im o.g. Verfahren unter Aufrechterhaltung meines Erstantrages Zweitantrag gegen 
die Entscheidung ARES (2011) 1180257 vom 07.11.2011. 

Ich hatte im Rahmen des vorliegenden Antrages beantragt: Zugang zu den Dokumenten aus 
Verwaltungs- und Gerichtsverfahren bzgl. Herrn Guido Strack, die bereits aufgrund früherer Anträge 
auf Zugang zu Dokumenten verbreitet wurden. Dies umschloss nach meinem Verständnis alle 
Dokumente die auf Antrag des Herrn Strack selbst oder auf Anträge Dritter unter Bezug auf die 
Verfahren des Herrn Strack seitens der EU-Kommission vollständig oder zum Teil herausgegeben 
wurden. 

Mein heutiger Zweitantrag richtet sich dagegen, dass: 

1.      Mir nicht alle relevanten Dokumente übermittelt wurden. 

2.      Mir die übermittelten Dokumente z.T. nur mit Schwärzungen übermittelt wurden, ohne dass 
diese Schwärzungen, begründet und auf einen heute noch tauglichen Versagungsgrund gestützt 
wurden. 

Zu 1.: 

Schon aus einer von einem Ihrer Amtsvorgänger 03.06.2005 an den Europäischen Bürgerbeauftragten 
übermittelten Liste von Dokumentenzugangsanträgen des Herrn Strack ergibt sich, dass es viel mehr 
Anträge und auch mehr daraus an Herrn Strack herausgegebene Dokumente geben muss, als jene die 
mir übermittelt wurden. Dies wird weiter bestätigt durch einen Blick in das Amtsblatt C 297 vom 
08.12.2007, Seite 46 und auch aus den Urteilen der EU-Gerichte im Fall Strack ergeben sich 
zahlreiche weitere Hinweise auf Dokumente die von der Kommission an Herrn Strack auf Anträge auf 
Dokumentenzugang hin herausgegeben wurden. Darüber hinaus erscheint es mir äußerst 
unwahrscheinlich, dass es keinerlei Anträge auf Zugang zu Dokumenten zu den Verfahren des Herrn 
Strack von Seiten Dritter gegeben haben soll. Was den Schutz evtl. Persönlichkeitsrechte, 
insbesondere von Herrn Strack, in diesem Zusammenhang angeht, verweise ich nochmals auf die 
Ausführungen in meiner Email vom 03.08.2011. Ich erlaube mir insoweit auch Herrn Strack eine 
Kopie dieser Email zuzusenden. 

Zu 2.: 

Mein vorliegender Antrag ist entstanden aus einer „Auskopplung“ meines ursprünglichen, 
weitergehenden  Antrages und geht zurück auf die Bemerkung ihrer Dienste betroffene Dokumente 
nicht identifizieren zu können. Ich bin der Meinung dass ich spätestens mit meiner Email vom 
26.09.2011 auch hinsichtlich des vollständigen Ursprungsantrages eine hinreichende Konkretisierung 



vorgenommen habe und bitte Sie, das Verhalten Ihrer Kollegen auch insoweit und unter dem 
Gesichtspunkt der Einhaltung einer guten Verwaltungspraxis zu überprüfen. Jedenfalls war aber der 
vorliegende Antragsteil hinsichtlich der betroffenen Dokumente selbst nach Ansicht Ihrer Dienste 
hinreichend bestimmt. Demnach hätten mir alle davon betroffenen Dokumente vollständig und 
ungeschwärzt herausgegeben werden müssen. Ich hatte nämlich nie eine Beschränkung nur auf die 
Fassung der Dokumente vorgenommen, wie sie bereits früher herausgegeben worden war. Dies belegt 
Punkt I.3. meiner Email vom 26.09.2011. Für alle Dokumente die mir nur teilgeschwärzt überlassen 
wurden, hätte die Kommission demnach eine noch heute taugliche Begründung für die Schwärzungen 
angeben müssen. Dies ist aber nicht erfolgt. Anzumerken bleibt in diesem Zusammenhang noch, dass 
angesichts der scheinbar ja geringen Anzahl der vom vorliegenden Antrag umfassten teilgeschwärzten 
Dokumente, die Ausführungen von Herrn Maes in seinem Schreiben vom 04.10.2011 zumindest 
insoweit nicht tragfähig sind. 

  

Im Übrigen bitte ich Sie herzlichst Kontakt mit OLAF aufzunehmen und dieses Amt um eine 
Beantwortung meiner diversen Emails z.B. vom 26.09.2011 und vom 03.08.2011 zu ersuchen. 

  

Mit freundlichem Gruß 

Prof. Dr. Johannes Ludwig 

--  

Prof. Dr. Johannes Ludwig 
Hochschule für Angewandte Wissenschaften (HAW), Hamburg 
Fakultät Design - Medien - Information (DMI) 
Finkenau 35 
22081 Hamburg 
040 - 428 75 - 76 11 

 

Mobil: 0176 - 52 00 69 15 
mail@johannesludwig.de 
www.johannesludwig.de 

 

privat in Berlin (bzw. 120 Meter davor):  
Keplerstr. 13, 15831 Mahlow-Waldblick 
03379 - 31 38 77 

 

skype: Ludwig_Waldblick 

 



-------- Original-Nachricht -------- 

Betreff: Ihr Zweiantrag auf Zugang zu Dokumenten - GestDem 2011-5070 – LUDWIG 
Datum: Fri, 6 Jan 2012 16:22:06 +0100 
Von: Sg-Acc-Doc@ec.europa.eu <Sg-Acc-Doc@ec.europa.eu> 
An: Ludwig, Johannes <Johannes.Ludwig@haw-hamburg.de> 

 

Sehr geehrter Herr Ludwig, 

in Anlage übersende ich Ihnen ein Schreiben hinsichtlich Ihres Zweiantrages auf Zugang zu 
Dokumenten (GestDem 2011-5070). 

<<Ludwig2 - DE.pdf>> 

Mit freundlichen Grüßen, 

Paul SIMON 

Europäische Kommission 

Generalsekretariat 

Referat SG.B.5 "Transparenz" 

 



EUROPAISCHE KOMMISSION 
GENERALSEKRETARIAT 

Direktion В 
SG-B-5 
Transparenz 

Brüssel, den 

SG.B.5/MKU/psi- Ares(2011) 

Herrn 

Prof. Dr. Johannes Ludwig 

Hochschule für angewandte 

Wissenschaften 

Finkenau 35 

DE-2081 Hamburg 

DEUSTCHLAND 

Per E-Mail: 

Johannes. ludwig@haw-hamburg. de 

Ihr Antrag auf Zugang zu Dokumenten gemäß Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 

GestDem Nr. 2011/5070 

Sehr geehrter Herr Prof. Ludwig, 

Ich nehme Bezug auf Ihre beiden E-Mails vom 28. November 2011, von 12:24h (im 

Folgenden: Ihre erste E-Mail) und von 12:26h (im Folgenden: Ihre zweite E-Mail). In 

Ihrer ersten E-Mail bitten Sie um eine Überprüfung des Standpunktes des 

Generalsekretariats in seinem Schreiben vom 7. November 2011 bezüglich Ihres 

Erstantrages vom 26. September 2011. Ihre zweite E-Mail betrifft den noch nicht 

registrierten Teil Ihres Antrags vom 3. August 2011, wie präzisiert durch Ihre E-Mails 

vom 15. August 2011 und 26. September 2011; in ihr präzisieren Sie diesen weiter und 

teilen ihn auf. 

Mit dem vorliegenden Schreiben wird auf Ihre beiden E-Mails wie folgt geantwortet: 

1. IHRE ERSTE E-MAIL 

Wir haben am 6. Januar 2012 Ihren Zweitantrag hinsichtlich der Antwort des 

Generalsekretariats vom 7. November 2011 auf Ihren Antrag GestDem 2011/5070 

registriert. Sie werden eine Antwort innerhalb von 15 Arbeitstagen, also bis zum 27. 

Januar 2012 erhalten. 

Gemäß Ihrer Bitte in Ihrer ersten E-Mail haben wir Kontakt mit OLAF aufgenommen, 

um an die Antwort auf Ihren Erstantrag hinsichtlich der Dokumente im Besitz von OLAF 

zu erinnern. 

Commission européenne, В-1049 Braxelles / Europese Commissie, В-1049 Brussel - Belgium. Telephone: (32-2) 299 l i l l . 
http://ec.europa,eu/dgs/secretariat general 
E-mail : sa-acc-doc@ec.europa.eu 

Ref. Ares(2012)16952 - 06/01/2012

http://ec.europa,eu/dgs/secretariat
mailto:sa-acc-doc@ec.europa.eu


2. IHRE ZWEITE E-MAIL 

In Ihrer zweiten E-Mail halten Sie einerseits Ihren Erstantrag aufrecht und fiihren Sie 
andererseits die Akten auf, zu denen Sie Zugang beantragen, darunter aile Rechtsstreite 
hinsichtlich Herm Strack (19 V erfahren). Sie fiihren jedoch aus, dass Sie zuniichst 
Zugang zu allen Akten und Unterlagen der Rechtsstreite F-132/07 und T-199/11 P und 
insbesondere zu der streitgegenstiindlichen CD-ROM beantragen. Hinsichtlich dieses 
Teils Ihres Antrags bestehen Sie auf der Einhaltung der gesetzlichen Bearbeitungsfristen, 
da dieser Antrag aus Ihrer Sicht kein iibermaBiges Volumen hat. 

Hinsichtlich Ihres Antrages auf Zugang zu allen Akten und Unterlagen der anderen unter 
Punkt 2.f. Ihrer E-Mail vom 26. September 2011 genannten Rechtsstreite, erklaren Sie 
sich mit einem gewissen Aufschub der gesetzlichen Bearbeitungsfristen einverstanden, 
unter der Bedingung, dass wir Ihnen einen Plan iibermitteln, innerhalb welcher Zeitriiume 
Ihr Antrag abgearbeitet wird. Ihrer Sicht nach sollte der Gesamtbearbeitungszeitraum 
eine Dauer von drei Monaten nicht iiberschreiten und eine friihere Lieferung von 
Teilmengen beinhalten. 

Drittens stellen Sie die weiteren Teile Ihres Antrags zuniichst zuriick; Sie kiindigen 
jedoch an, dass Sie diese emeut vollstandig beantragen und notfalls auch rechtlich 
geltend machen werden, falls eine Einigung im von Ihnen vorgeschlagenen Sinne nicht 
m6glich ist oder von uns nicht beachtet werden sollte. 

Dabei ist darauf hinzuweisen, dass, wie von der Rechtsprechung anerkannt1
, die 

Kommission die M6glichkeit haben muss, das Interesse am Zugang der Offentlichkeit zu 
Dokumenten einerseits mit der daraus resultierenden Arbeitsbelastung andererseits 
abzuwagen, urn in besonderen Fallen das Interesse an einer geordneten Verwaltung zu 
schiitzen. Daher muss ich Ihnen hinsichtlich Ihres Antrags zu den Akten und Unterlagen 
der unter Punkt 2.f. Ihrer E-Mail vom 26. September 2011 aufgelisteten Rechtsstreite 
(auBer den Rechtsstreiten F-132/07 und T-199111 P), mitteilen, dass dieser Antrag nicht 
bearbeitet werden kann, da er noch immer offenbar unverhaltnismaBig ist. Dieser Teil 
Ihres Antrags betrifft eine offenbar iibermaBige Anzahl an Rechtsstreiten und folglich 
Dokumenten, deren konkrete und individuelle Priifung die Gesamtheit detjenigen 
Mitglieder des juristischen Dienstes, die fiir die Bearbeitung von Antriigen auf Zugang 
zu Dokumenten zustiindig sind, fiir eine unbestimmte Zeit auslasten und daher das 
Funktionieren dieses Dienstes und der Institution schwer beeintrachtigen wiirde. 

Wie bereits in unserem Schreiben vom 4. Oktober 2011 angegeben, enthalten die von 
Ihnen genannten Akten iiblicherweise weit mehr als 100 Seiten ( ohne das vorhergehende 
Verwaltungsverfahren), von denen ein groBer Teil pers6nliche Daten enthiilt, die eine 
genaue Priifung der betreffenden Dokumente erfordern. 

Sie verstehen, dass bei einem solchen Umfang, die Bearbeitung Ihres Antrags einen 
offensichtlich unverhaltnismaBigen Verwaltungsaufwand bedeuten wiirde, und dass die 
Kommission in diesem Fall das Interesse an einer geordneten Verwaltung wahren muss. 

Urteil vom 26. Oktober 2011 in der Rechtssache T-436/09, Dufour I Europaische Zentralbank, Rn. 121 

2 



Jedoch ist die Kommission bereit, lhren Antrag hinsichtlich der Alden der Verfahren F-
132/07 und T-199/11 P zu bearbeiten, unter der Bedingung, dass der Umfang auf die von 
der Kommission in diesen heiden Rechtsstreiten bei Gericht eingereichten Schriftsiitze 
ohne Anlagen beschriinkt wird. 

Mit freundlichen Gri.iBen, 

3 

Marc Maes 
stellv. Referatsleiter 



---------- Weitergeleitete Nachricht ---------- 

Von: Johannes Ludwig johannes.ludwig@haw-hamburg.de 
Datum: 23. Januar 2012 14:49 
Betreff: Erstantrag auf Dokumentenzugang nach Verordnung 1049/2001 
An: SG-ACC-DOC@ec.europa.eu 

 

Betrifft: 
Erstantrag auf Dokumentenzugang nach Verordnung 1049/2001 
Reaktion der Kommission auf meine E-Mail vom 28. November 2011, um 12:26 Uhr 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich beschäftige mich seit einiger Zeit mit dem Thema Whistleblowing und bin dabei u.a. auf den Fall 
des EU-Beamten Guido Strack gestoßen. 

  Unsere bisherigen Arbeiten dazu können Sie einsehen unter 

www.ansTageslicht.de/whistleblower<http://www.anstageslicht.de/whistleblower> 

bzw. auch 

www.ansTageslicht.de/Strack<http://www.ansTageslicht.de/Strack> 

 So weit ich in Erfahrung bringen konnte, hat Herr Strack bei Ihnen bereits einige Anträge, 
Verwaltungsbeschwerden und auch Klagen gegen die Kommission eingebracht, die z.T. bereits 
abgeschlossen, z.T. aber wohl auch noch anhängig sind. 

 Unter Bezugnahme auf die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen 
Parlaments, des Rates und der Kommission und auch auf Artikel 15 AEUV und Artikel 42 EU-
Grundrechtscharta, möchte ich Sie hiermit um Übersendung aller bei Ihnen im Zusammenhang mit 
allen Verfahren des Herrn Guido Strack vorhandenen Dokumente (jeweils einschließlich aller 
Anlagen) bitten. Dies sollte sowohl die Eingaben des Herrn Strack, als auch die Reaktionen und 
Aktionen der jeweils beteiligten Kommissionsdienststellen, als auch Stellungnahmen Dritter und alle 
diesbzgl. in Ihrem Hause erstellten Dokumente umfassen. 

Klarstellen möchte ich, dass von meinem vorstehenden Antrag unter anderem umfasst sind: 

 - alle Dokumentenzugangsanträge, gleichgültig auf welche Rechtsgrundlage diese gestützt wurden, 
von Herrn Strack an die EU-Kommission oder ihre Dienststellen inklusive der jeweiligen Anträge 
(Erst- und Zweitanträge sowie weiterer Schriftwechsel), sämtlicher Bescheidungen und sämtlicher in 
diesem Zusammenhang an Herrn Strack herausgegebener oder auch nicht oder nur teilweise 
herausgegebener Dokumente; 

 - alle Verwaltungsanträge des Herrn Strack nach Artikel 90 Absatz 1 des EU-Beamtenstatuts und alle 
Verwaltungsbeschwerden des Herrn Strack nach Artikel 90 Absatz 2 des EU-Beamtenstatuts inklusive 
aller Anlagen, allen dazu mit Herrn Strack oder Dritten geführten Schriftwechsels und aller daraufhin 
ergangenen Entscheidungen und intern dazu abgefassten Entwürfe; 



 - sämtliche Dokumente inklusive aller Anlagen, die im Rahmen der zwischen Herrn Strack und der 
Kommission geführten Verfahren beim Europäischen Bürgerbeauftragen entstanden sind oder  
verwendet wurden sowie sämtliche anderen bei der Kommission in Bezug auf jene Verfahren 
vorhandenen Dokumente. 

- sämtliche Dokumente inklusive aller Anlagen, die im Rahmen der zwischen Herrn Strack und der 
Kommission geführten gerichtlichen Verfahren entstanden sind oder von einer der Parteien verwendet 
wurden sowie sämtliche anderen bei der Kommission in Bezug auf jene Verfahren vorhandenen 
Dokumente. 

 - sämtlicher Schriftwechsel zwischen der Kommission und OLAF und zwischen der Kommission und 
Dritten mit einem wie auch immer gearteten Bezug auf das OLAF Ermittlungsverfahren 
OF/2002/0356.  

Von dem vorstehenden Antrag nehme ich explizit jene Dokumente aus auf, die mir im Rahmen 
unseres Schriftwechsels seit dem 03.08.2011 bereits übersandt wurden, sowie jene die von meinen 
jenem Schreiben nachfolgenden „ausgelagerten“ und spezifischeren Dokumentenzugangsanträgen 
erfasst wurden. D.h. letztlich geht es mir mit dem vorstehenden Antrag um all jene Dokumente die 
unter den Punkt „Drittens“ meiner Email vom 28. November 2011, um 12:26 Uhr fallen und 
hinsichtlich deren ich Ihnen in jener Email eine Zurückstellung unter bestimmten Voraussetzungen 
angeboten hatte. 

Der vorstehende Antrag begründet sich daraus, dass jenes Angebot  und das darin liegende 
Zugeständnis unter der einer Bedingung formuliert worden war – die anderen Anträge wie von mir 
vorgeschlagen nun endlich zu bescheiden -  zu deren Einhaltung die Kommission zwar verpflichtet 
war, die sie aber dennoch nicht eingehalten hat. Somit bleibt mir leider nichts anderes übrig als den 
Antrag nunmehr in allen seinen Teilen, notfalls auf dem Rechtswege, weiter zu verfolgen, damit sich 
die offensichtliche Verzögerungsstrategie der Kommission am Ende nicht zu Lasten der Transparenz 
des Handelns der Europäischen Union und ihrer Organe doch noch durchsetzt. Meine Geduld insoweit 
ist erschöpft, da sämtliche Kooperationsbemühungen und Angebote meinerseits von der Kommission 
bisher nur zu weiteren Ausflüchten und Verzögerungen genutzt wurden. 

Alle eventuell bei der Bearbeitung des vorstehenden Antrages noch auftretenden 
Bestimmbarkeitsprobleme sind aus meiner Sicht wegen der klaren Rechtspflicht der Kommission aus 
Art. 6 der Verordnung 1049/2001 vorrangig von Ihnen zu lösen. Ich bin gerne bereit hierbei 
mitzuhelfen, wenn Sie mir, unzweifelhaft identifizierbare Dokumente (z.B. all jene aus der 
Personalakte des Herrn Strack und aus den Akten zur Anerkennung seiner Berufskrankheit) umgehend 
zugänglich machen und Sie, soweit wirklich Probleme auftauchen sollten, konkrete Fragen an mich 
richten und dabei erkennen lassen, dass es Ihnen zumindest ab jetzt auch wirklich um die 
Identifikation von Dokumenten und nicht wie bisher vorrangig um das Abwimmeln meiner Anträge 
geht. 

 

Was die Übermittlung der hier beantragten Dokumente angeht würde ich eine Übersendung in 
elektronischer Form, z.B. auf einer CD-Rom. Sollten hierbei Kosten für die öffentliche Hochschule 
entstehen, darf ich Sie um eine vorherige Kostenabschätzung und Rückbestätigung bitten. 

Sollten Sie im Hinblick auf den vorstehenden Antrag Probleme bezüglich der Persönlichkeitsrechte 
von Herrn Strack oder dritten Personen sehen, so bitte ich Sie schon jetzt, deren Einverständnis mit der 
Herausgabe der Dokumente an mich einzuholen. Andernfalls bitte Sie darum, mir konkret mitzuteilen 



wie eine entsprechende Einwilligungserklärung von Herrn Strack ausgestaltet sein müsste, falls Sie 
eine solche für notwendig erachten sollten. 

Schließlich verweise ich darauf, dass ich alle angefragten Dokumente zur wissenschaftlichen 
Aufarbeitung des Umgangs der EU-Kommission mit Whistleblowern am Beispiel des Falls Strack zu 
verwenden und zu veröffentlichen gedenke und bitte, falls dies nötig sein sollte, schon jetzt um ihre 
Zustimmung zur nicht kommerziellen Veröffentlichung aller mir im Rahmen dieses Antrages zu 
überlassender Dokumente. Es ist spätestens seit der Anhörung im Haushaltskontrollausschuss des 
Europäischen Parlaments im Mai 2011 außerdem offensichtlich, dass an der o.g. Aufarbeitung auch 
ein erhebliches öffentliches Interesse besteht, welches im Rahmen Ihrer Bescheidungen ebenfalls zu 
berücksichtigen ist und aus meiner Sicht auch dazu führen muss, Dokumente selbst dann 
herauszugeben, wenn oder soweit sie Herrn Strack bisher verweigert wurden. Insoweit verweise ich 
auch auf die jüngste Rechtsprechung. 

 Für eventuelle Rückfragen stehe ich Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung. 

 Schließlich darf ich Sie noch bitten mir den Eingang dieser Email und die Registrierung meines 
Antrages baldmöglichst zu bestätigen. 

Mit freundlichem Gruß 

 

Prof. Dr. Johannes Ludwig 

 

--  

Prof. Dr. Johannes Ludwig 
Hochschule für Angewandte Wissenschaften (HAW), Hamburg 
Fakultät Design - Medien - Information (DMI) 
Finkenau 35 
22081 Hamburg 
040 - 428 75 - 76 11 

Mobil: 0176 - 52 00 69 15 
mail@johannesludwig.de 
www.johannesludwig.de 

 

privat in Berlin (bzw. 120 Meter davor):  
Keplerstr. 13, 15831 Mahlow-Waldblick 
03379 - 31 38 77 

skype: Ludwig_Waldblick 

 



---------- Weitergeleitete Nachricht ---------- 

Von: Johannes Ludwig johannes.ludwig@haw-hamburg.de 
Datum: 23. Januar 2012 14:46 
Betreff: Zweitantrag GestDem Nr. 2011/5070 
An: Catherine.Day@ec.europa.eu 
Cc: SG-ACC-DOC@ec.europa.eu 

 

Betrifft: 

1) Bearbeitung meines Zweitantrages auf Dokumentenzugang GestDem Nr. 2011/5070 

2) Reaktion der Kommission auf meine E-Mail vom 28. November 2011, um 12:24 Uhr 

3) Schreiben des Herr Maes mit Ref. Ares(2012)16952 - 06/01/2012 

 

Sehr geehrte Frau Day, 

ich darf mich für die Bestätigung der Registrierung meines Zweitantrages vom 28.11.2011 bedanken 
und darauf wie folgt reagieren: 

Ich sehe es als groben Verstoß gegen die Prinzipien einer guten Verwaltungspraxis an, dass mein o.g. 
Zweitantrag erst am 06.01.2012 registriert wurde. Ich fordere Sie auf mir umgehend, d.h. spätestens 
bis zum 27.01.2012 schlüssig zu erläutern, warum eine frühere Registrierung nicht möglich war. 
Soweit Sie oder Ihre Dienste hierfür verantwortlich waren, fordere ich Sie außerdem zu einer 
formellen Entschuldigung mir gegenüber und dazu auf, mich so zu stellen, als ob die Registrierung 
meines Zweitantrages im zeitlich geboten Rahmen, also innerhalb von spätestens 3 Arbeitstagen 
erfolgt wäre. 

Wenn Sie mir bis zum 27.01.2012 nicht darlegen, dass die oben genannte Verzögerung ausschließlich 
auf von Ihnen und Ihren Diensten nicht zu vertretenden Umständen (höhere Gewalt) beruhte, so folgt 
aus jener Verzögerung für mich außerdem, dass Sie weitere Verzögerungen der Behandlung meines 
Antrages in jedem Falle vermeiden müssen. Demnach weise ich schon jetzt höchst vorsorglich darauf 
hin, dass ich einen weiterer Aufschub der Dokumentenherausgabe über den 27.01.2012 hinaus – auch 
in Form einer Fristverlängerung – keinesfalls akzeptieren und die ganze Angelegenheit dann einerseits 
öffentlich machen und andererseits zur Wahrnehmung meiner Rechte meinem Anwalt übergeben 
werde. 

Mit freundlichem Gruß 

Prof. Dr. Johannes Ludwig 

… 

 



---------- Weitergeleitete Nachricht ---------- 

Von: Johannes Ludwig johannes.ludwig@haw-hamburg.de 
Datum: 23. Januar 2012 14:47 
Betreff: Zweitanträge auf Dokumentenzugang 
An: Catherine.Day@ec.europa.eu 
Cc: SG-ACC-DOC@ec.europa.eu 

 

Betrifft: 

Zweitanträge auf Dokumentenzugang 

bzgl. der beiden Erstanträge auf Dokumentenzugang in meiner E-Mail vom 28. November 2011, um 
12:26 Uhr und deren Ablehnung durch Schreiben des Herr Maes mit Ref. Ares(2012)16952 vom 
06/01/2012 

 

Sehr geehrte Frau Day, 

hiermit stelle ich im hinsichtlich der zwei in meiner beigefügten E-Mail vom 28. November 2011, um 
12:26 Uhr  enthaltenen Erstanträge auf Dokumentenzugang nunmehr Zweitanträge auf 
Dokumentenzugang nach Verordnung 1049/2001 und beantrage auch weiterhin Zugang zu den in 
jener Email unter Erstens und Zweitens bezeichneten Dokumenten. 

Das Schreiben des Herrn Maes mit Ref. Ares(2012)16952 vom 06/01/2012 stellt, gerade auch 
angesichts des vorhergegangenen Schriftwechsels, hinsichtlich beider Erstanträge eine Ablehnung 
meiner Anträge dar bzw. muss zumindest rechtlich als solche behandelt werden, gegen die ich die 
Gelegenheit haben muss, nunmehr Zweitanträge zu stellen. 

Hinsichtlich meines Erstantrages zu Erstens: Hat Herr Maes diesen abgelehnt, in dem er eine 
Registrierung verweigert und die Behandlung meines Antrages an eine Bedingung geknüpft hat, die 
rechtlich durch nichts gerechtfertigt ist. Es handelt sich um eine klar spezifizierte überschaubare 
Dokumentengesamtheit im Zusammenhang mit lediglich zwei Rechtssachen und es obliegt allein mir 
zu entscheiden, ob ich insoweit auch Zugang zu den Anlagen und der CD-ROM haben möchte (was 
der Fall ist) oder nicht. Auch aus dem Volumen jenes Antrages ergibt sich nichts anderes. Die von der 
Rechtsprechung zur Vermeidung einer nachgewiesen drohenden Lähmung der Institutionen höchst 
ausnahmsweise akzeptierte, vor allem zeitliche, Sonderbehandlung setzt viel größere und ganz 
exzeptionelle Volumina voraus. Mit ein paar hundert oder selbst im einstelligen Tausenderbereich 
liegenden Seitenzahlen wird jene Schwelle angesichts der Leistungsfähigkeit einer so großen 
Organisation wie der Europäischen Kommission sicherlich nicht einmal annäherungsweise erreicht. 
Die Problematik der Prüfung etwaiger Ausnahmegründe stellt sich ohnehin immer und im 
vorliegenden Fall angesichts der offenbar gegebenen Einwilligungsbereitschaft des Herrn Strack wohl 
eher abgeschwächt, kann also ebenfalls die von der Kommission vorgeschlagene Beschränkung 
meines Antrages nicht legitimieren. 

Hinsichtlich meines Erstantrages zu Zweitens: Hatte ich ebenfalls eindeutig einen Erstantrag 
formuliert und lediglich der Kommission im Hinblick auf das insoweit höhere Volumen einen 
entgegenkommenden Vorschlag hinsichtlich der einzuhaltenden Verfahrensfristen unterbreitet. Dieser 
wurde von Herrn Maes nicht angenommen, weshalb mein Antrag nunmehr ohne diese 



Fristeinschränkung als gestellt gelten musste und auch so von Herrn Maes zu behandeln gewesen 
wäre. Ich habe damit Art. 6 der Verordnung 1049/2001 vollständig genüge getan. Mein Antrag war 
demnach ordnungsgemäß zu registrieren und fristgemäß zu entscheiden gewesen. Dass Herr Maes dies 
nun endgültig ablehnt hat, muss einem ablehnenden Erstbescheid gleichgestellt werden, da mir 
ansonsten jegliche Rechtsschutzmöglichkeit, die die Verordnung 1049/2001 vorsieht, genommen 
wäre. Die Kommission hat es auch in jeglicher Hinsicht versäumt einen aus ihrer Sicht gangbaren 
Weg aufzuzeigen wie meinem Grundrecht auf Dokumentenzugang letztlich genügt werden könnte. Sie 
kann sich auch hinsichtlich dieses Antrages daher nicht auf die von ihr zitierte Rechtsprechung 
berufen, die ihr genau jene Verpflichtung aufbürdet, um die Verwirklichung des Grundrechts 
sicherzustellen. 

Hinsichtlich des Gliederungspunktes zu Drittens aus der o.g. Email werde ich, wie angekündigt, 
nunmehr einen neuen Erstantrag stellen. 

Ich darf Sie um eine umgehende Registrierungsbestätigung dieser Zweitanträge bitten. 

Mit freundlichem Gruß 

  

Prof. Dr. Johannes Ludwig 

 

 

 

--  

Prof. Dr. Johannes Ludwig 
Hochschule für Angewandte Wissenschaften (HAW), Hamburg 
Fakultät Design - Medien - Information (DMI) 
Finkenau 35 

22081 Hamburg 

040 - 428 75 - 76 11 

 

Mobil: 0176 - 52 00 69 15 
mail@johannesludwig.de 
www.johannesludwig.de 

 

privat in Berlin (bzw. 120 Meter davor):  
Keplerstr. 13, 15831 Mahlow-Waldblick 
03379 - 31 38 77 

 

skype: Ludwig_Waldblick 



-------- Original-Nachricht -------- 
Betreff: GESTDEM 2011/5070 
Datum: Fri, 27 Jan 2012 19:58:47 +0100 
Von: Sg-Acc-Doc@ec.europa.eu <Sg-Acc-Doc@ec.europa.eu> 
An: Ludwig, Johannes <Johannes.Ludwig@haw-hamburg.de> 
 

Sehr geehrter Herr Prof. Ludwig, 

in Anlage übersende ich Ihnen ein Schreiben in Antwort auf Ihre drei E-Mails vom 23. Januar 2012. 

<<Ludwig3 - DE.pdf>>  

Mit freundlichen Grüßen, 

Carlos Remis 

SG.B.5. 

Transparence. 

Berl. 05/329. 

 



EUROPÄISCHE KOMMISSION 
GENERALSEKRETARIAT 

Direktion В 
SG-B-5 
Transparenz 

Brüssel, den 27.012012 
SG.B.5/MKU/rc - Ares(2012) 

Herrn 

Prof. Dr. Johannes Ludwig 

Hochschule für angewandte 

Wissenschaften 

Finkenau 35 

D-22081 Hamburg 

Per E-Mail: 

Johannes. ludwig@haw-hamburg. de 

Ihr Antrag auf Zugang zu Dokumenten gemäß Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 

GestDem Nr. 2011/5070 

Sehr geehrter Herr Prof. Ludwig, 

Ich nehme Bezug auf Ihre drei E-Mails vom 23. Januar 2012, von 14:46h (im Folgenden: 

Ihre erste E-Mail), von 14:48h (im Folgenden: Ihre zweite E-Mail) und von 14:49h (im 

Folgenden: Ihre dritte E-Mail). In Ihrer ersten E-Mail reagieren Sie auf die Registrierung 

Ihres Zweitantrages im Fall GestDem 2011/5070 im ersten Teil unseres Schreibens vom 

6. Januar 2012. In Ihrer zweiten E-Mail verlangen Sie die Überprüfung des Standpunktes 

des Generalsekretariat im zweiten Teil dieses selben Schreibens vom 6. Januar 2012 

hinsichtlich des Antrags in Ihrer E-Mail vom 28. November 2011, 12:26h. In Ihrer dritten 

E-Mail stellen Sie einen neuen Erstantrag, der denjenigen Teilen entspricht, die Sie im 

dritten Punkt Ihrer E-Mail vom 28. November 2011, 12:26h zurückgestellt haben. 

Mit dem vorliegenden Schreiben wird auf Ihre drei E-Mails wie folgt geantwortet: 

1. IHRE ERSTE E-MAIL 

In Ihrer ersten E-Mail geben Sie Ihrer Unzufriedenheit über den Umstand Ausdruck, dass 

Ihr mit E-Mail vom 28. November 2011, 12:24h gestellter Zweitantrag erst am 6. Januar 

2012 registriert wurde. Sie verlangen eine Erläuterung, dieser Verspätung und 

beantragen, so gestellt zu werden, als ob die Registrierung Ihres Zweitantrages im 

zeitlich gebotenen Rahmen, also innerhalb von spätestens 3 Arbeitstagen erfolgt wäre. 

Weiterhin widersprechen Sie im Voraus einer möglichen Fristverlängerung über en 27. 

Januar 2012 hinaus. 

Commission européenne, B-1049 Bruxelles / Europese Commissie, B-1049 Brussel - Belgium. Telephone: (32-2) 299 l i l l . 
http://ec.europa.eu/dgs/secretariat general 
E-mail : sa-acc-doc@ec.europa.eu 

Ref. Ares(2012)99773 - 27/01/2012

http://ec.europa.eu/dgs/secretariat
mailto:sa-acc-doc@ec.europa.eu


Ich verstehe Ihre Unzufriedenheit tiber die verzogerte Registrierung, ich muss jedoch 
feststellen, dass diese in der besonderen Komplexitat Ihres Antrags begrtindet lag, der 
sich aus einer Vielzahl von Teilen zusammensetzt und eine gro13e Anzahl von 
Dokurnenten urnfasst. Er stellte daher sowohl juristische als auch praktische Probleme, 
die vor der Registrierung Ihres Zweitantrags gelost werden mussten. Sie werden 
verstehen, dass es praktisch unmoglich ist, Sie so zu stellen, als ob die Registrierung 
innerhalb von spatestens 3 Arbeitstagen erfolgt ware. Im Gegenteil muss ich sie davon 
informieren, dass wir nicht in der Lage waren, bis zum heutigen Tag, an dem die von 
Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung 1049/2001 vorgesehene Frist ablauft, tiber alle fiir 
eine abschlie13ende Entscheidung in der Sache erforderlichen Grundlagen zu verfiigen. 
Wir mtissen daher gema13 Artikel 8 Absatz 2 der V erordnung diese erste Frist urn 15 
Arbeitstage verlangem. Die neue Frist lauft am 17. Februar 2012 ab. Ich mochte Sie 
darum bitten, uns fiir die durch diese Fristverlangerung eventuell verursachten 
Unannehmlichkeiten zu entschuldigen. 

2. IHRE ZWEITE E-MAIL 

In Ihrer zweiten E-Mail gehen Sie davon aus, dass der zweite Teil des Schreibens des 
Generalsekretariats vom 6. Januar 2012 als eine ablehnende Erstantwort auf Ihren in 
Ihrer E-Mail vom 28. November 2011, 12:26h gestellten Antrag auf Zugang zu 
Dokurnenten (in seinen beiden Teilen) zu behandeln ist. Sie stellen daher einen 
Zweitantrag auf Zugang zu Dokurnenten gema.B Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung 
1049/2001. 

Wie allerdings im zweiten Teil des genannten Schreibens dargelegt, haben wir diesen 
Antrag nicht registrieren konnen, da er einen unverhaltnisma.Bigen Verwaltungsaufwand 
bedeuten wfude. Wie in unserem Schreiben vom 6. Januar 2012 erlautert, urnfasst Ihr 
Antrag eine offenbar tiberma.Bige Anzahl an Rechtsstreiten und folglich Dokurnenten, 
deren konkrete und individuelle Prufung die Gesamtheit derjenigen Mitglieder des 
juristischen Dienstes, die fiir die Bearbeitung von Antragen auf Zugang zu Dokumenten 
zustandig sind, fiir eine unbestimmte Zeit auslasten und daher das Funktionieren dieses 
Dienstes und der Institution schwer beeintrachtigen wlirde. 

Dagegen haben wir, urn im Sinne von Artikel6 Absatz 3 der Verordnung 1049/2001 eine 
angemessene Losung zu finden, vorgeschlagen, Ihren Antrag auf die Akten der 
Verfahren F-132/07 und T-199/11 P ohne Anlagen zu beschranken. Leider haben Sie in 
Ihrer zweiten E-Mail diesen Vorschlag abgelehnt. 

In dieser Situation muss ich Sie daruber informieren, dass der von Ihnen in Ihrer zweiten 
E-Mail gestellte Zweitantrag unzulassig ist, da er sich nicht gegen eine Erstantwort auf 
einen Antrag auf Zugang zu Dokurnenten richtet. Im Hinblick auf Ihre Ablehnung 
unseres V orschlags fiir eine angemessene Losung kann ich daher im Moment nicht 
erkennen, wie ich Ihrem Antrag auf Zugang zu Dokurnenten, den Sie in Ihrer E-Mail 
vom 28. November 2011, 12:26h gestellt und in Ihrer zweiten E-Mail wiederholt haben, 
Folge leisten kann. 

3. IHRE DRITTE E-MAIL 

In Ihrer dritten E-Mail verlangen Sie Zugang zu "alle[n] bei Ihnen im Zusammenhang 
mit allen Verfahren des Herm Guido Strack vorhandenen Dokurnente[n] Geweils 

2 



einschlieBlich aller Anlagen)". Sie erHiutem dass von diesem Antrag unter anderem 
umfasst sind: 

"- alle Dokumentenzugangsantrtige, gleichgultig mif welche Rechtsgrundlage diese 
gestutzt wurden, von Herrn Strack an die EU-Kommission oder ihre Dienststellen 
inklusive der jeweiligen Antrtige (Erst- und Zweitantrtige sowie weiterer Schriftwechsel), 
stimtlicher Bescheidungen und samtlicher in diesem Zusammenhang an Herrn Strack 
herausgegebener oder auch nicht oder nur teilweise herausgegebener Dokumente; 

- alle Verwaltungsantrtige des Herrn Strack nach Artikel 90 Absatz 1 des EU­
Beamtenstatuts und alle Verwaltungsbeschwerden des Herrn Strack nach Artikel 90 
Absatz 2 des EU-Beamtenstatuts inklusive alter Anlagen, allen dazu mit Herrn Strack 
oder Dritten gefuhrten Schriftwechsels und alter daraujhin ergangenen Entscheidungen 
und intern dazu abgefassten Entwurfe; 

- samtliche Dokumente inklusive alter Anlagen, die im Rahmen der zwischen Herrn 
Strack und der Kommission gefuhrten Verfahren beim Europtiischen Burgerbeauftragen 
entstanden sind oder verwendet wurden sowie samtliche anderen bei der Kommission in 
Bezug aufjene Verfahren vorhandenen Dokumente. 

- samtliche Dokumente inklusive alter Anlagen, die im Rahmen der zwischen Herrn 
Strack und der Kommission gefuhrten gerichtlichen Verfahren entstanden sind oder von 
einer der Parteien verwendet wurden sowie stimtliche anderen bei der Kommission in 
Bezug aufjene Verfahren vorhandenen Dokumente. 

- samtlicher Schriftwechsel zwischen der Kommission und OLAF und zwischen der 
Kommission und Dritten mit einem wie auch immer gearteten Bezug auf das OLAF 
Ermittlungsverfahren OF/2002/035 6 ". 

Von diesem Antrag nehmen Sie diejenigen Dokumente aus, die Ihnen bereits im Rahmen 
des Schriftwechsels mit der Kommission seit dem 3. August 2011 iibersandt wurden, 
sowie jene, die von einem spezifischeren Antrags auf Zugang zu Dokumenten im 
Rahmen desselben Schriftwechsels betroffen sind. Sie erHiutem, dass Ihr neuer Antrag 
damit dem dritten Punkt Ihrer E-Mail vom 28. November 2011, 12:26h entspricht. 

Ich stelle fest, dass dieser Antrag, auBer dem Ausschluss von Dokumenten die bereits 
von anderen Antragen umfasst sind, mit Ihrem urspriinglichen Antrag vom 3. August 
2011 iibereinstimmt. Hinsichtlich diesen Antrags haben wir jedoch bereits mit Schreiben 
vom 10. und 26. August mitgeteilt, dass "im Hinblick auf die grojJen Zahl der Herrn 
Strack betreffenden Verwaltungs- und Gerichtsverfahren, die, wie Sie zu Recht 
ausfuhren, nicht auf die von Ihnen genannte Liste beschrankt sind und die potentiell eine 
Vielzahl von Kommissionsdiensten betreffen, es uns aufgrund der von Ihnen gelieferten 
Beschreibung nicht moglich ist, alle Dokumente zu ermitteln, die von Ihrem Antrag 
umfasst sein konnen." Dabei haben wir Sie gema.B Artikel 6 Absatz 2 der V erordnung 
1049/2001 aufgefordert, Ihren An trag zu prazisieren. A us denselben Grunden ist auch Ihr 
neuer Antrag in Ihrer dritten E-Mail nicht himeichend prazise, urn es der Kommission zu 
ermoglichen, die von Ihnen beantragten Dokumente zu identifizieren. Aus diesem 
Grunde, und in Ermangelung einer Prazisierung durch Sie, kann dieser Antrag nicht 
registriert werden. Hinsichtlich dieser Prazisierung verweisen wir auf unseren 
vorgehenden Schriftwechsel seit dem 3. August 2011, in welchem V orschlage zur 
Prazisierung gemacht wurden. Sollten Sie weitere Unterstiitzung bei der Prazisierung 
Ihres Antrages benotigen, zogem Sie nicht, uns zu kontaktieren. 

3 



Mit fteundlichen GriiJ3en, 

4 

MarcMaes 
stellv. Referatsleiter 



-------- Original-Nachricht -------- 
Betreff: Ihr Zweiantrag auf Zugang zu Dokumenten - GestDem 2011-5070 – LUDWIG 
Datum: Thu, 16 Feb 2012 08:29:58 +0100 
Von: Sg-Acc-Doc@ec.europa.eu <Sg-Acc-Doc@ec.europa.eu> 
An: Ludwig, Johannes <Johannes.Ludwig@haw-hamburg.de> 
 

 

Sehr geehrter Herr Ludwig, 

in Anlage übersende ich Ihnen ein Schreiben hinsichtlich Ihres Zweiantrages auf Zugang zu 
Dokumenten (GestDem 2011-5070). 

<<Ludwig - 2011-5070 DE.pdf>> 

Mit freundlichen Grüßen, 

Paul SIMON 

Europäische Kommission 

Generalsekretariat 

Referat SG.B.5 "Transparenz" 
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EUROPAISCHE KOMMISSION 
GENERALSEKRETARIAT 

Direktion Β 
SG-B-5 
Transparenz 

Brüssel, 
SG.B.5/MKu/psi - Ares(2012) 

Herrn 

Prof. Dr. Johannes Ludwig 

Hochschule für angewandte 

Wissenschaften 

Finkenau 35 

D-22081 Hamburg 

Per E-Mail: 

Johannes. ludwig@haw-

hamburg.de 

Betreff: Zweitantrag auf Zugang zu Dokumenten gemäß Verordnung 

1049/2001 (GestDem 2011/5070) 

Sehr geehrter Herr Ludwig, 

ich beziehe mich auf Ihre Email vom 28. November 2011, 12:24h, in der Sie einen 

Zweitantrag auf Zugang zu Dokumenten stellen. 

Am 27. Januar 2012 haben wir die Beantwortungsfrist für Ihren Antrag um fünfzehn 

Arbeitstage verlängert. Diese Beantwortungsfrist läuft am 17. Februar 2012 ab. 

Leider sind wir nicht in der Lage, Ihnen hinsichtlich Ihres Antrags im Sinne der Verordnung 

Nr. 1049/2001 fristgerecht einen endgültigen Bescheid zuzusenden. Ein Entwurf des 

Antwortschreibens wurde allerdings bereits erstellt und liegt den zuständigen Stellen zur 

Genehmigung vor; mit dieser ist demnächst zu rechnen. Da danach nur noch die 

Unterzeichnung des Schreibens erforderlich ist, kann Urnen dieses voraussichtlich bald 

zugestellt werden. 

Bitte entschuldigen Sie durch diese weitere Verzögerung eventuell entstandene 

Unannehmlichkeiten. Der Bescheid wird Ihnen so bald wie möglich zugestellt werden. 

Mit der Bitte um Ihr Verständnis verbleibe ich mit freundlichen Grüßen. 

Marc Maes 

stelív. Referatsleiter 

Commission européenne, B-1049 Bruxelles / Europese Commissie, B-1049 Brussel ■ Belgien. Telefon: (32-2) 299 1111. 

htfp://ec.europa.eu/dqs/secretariat general 

E-mail: sq-acc-doc@ec.europa.eu 

Ref. Ares(2012)176671 - 16/02/2012

mailto:ludwig@hawhamburg.de
mailto:ludwig@hawhamburg.de
mailto:sq-acc-doc@ec.europa.eu


-------- Original-Nachricht --------  

Betreff:  Your confirmatory application for access to documents under Regulation (EC) N° 
1049-2001 - GESTDEM 2011/5070 
Datum:  Wed, 2 May 2012 16:31:59 +0200 
Von:  Sg-Acc-Doc@ec.europa.eu <Sg-Acc-Doc@ec.europa.eu> 
An:  Ludwig, Johannes <Johannes.Ludwig@haw-hamburg.de> 
 

Dear Mr Ludwig,     

Kindly find the answer to your confirmatory application concerning your request for access to 
documents pursuant to Regulation (EC) NÂ° 1049/2001 regarding public access to European 
Parliament, Council and Commission documents  (Gestdem 2011/5070).    

Yours sincerely, 

 

Carlos Remis 

SG.B.5.  

Transparence. 

Berl. 05/329.  

 



EUROPAISCHE KOMMISSION 

GENERALSEKRETARIAT 

Die Generalsekretärin 

Brüssel, den 02.05.2012 
SG.B.5/MKu/rc - sg.dsgl.b.5(2012)568034 

Prof. Dr. Johannes Ludwig 
Hochschule für angewandte 
Wissenschaften 
Finkenau 35 
D-22081 Hamburg 

Par e-mail : 
Johannes. ludwig@haw-hamburg. de 

Zweitantrag nach Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 - GestDem 2011/5070 

Sehr geehrter Herr Prof. Ludwig, 

ich nehme Bezug auf Ihre E-Mail vom 28. November 2011, 12h24, registriert am 6. 
Januar 2012 als Zweitantrag gemäß Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen 
Parlaments und des Rats über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des 
Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission1 (im Folgenden: Verordnung 
1049/2001). In Ihrer E-Mail beantragen Sie eine Überprüfung des Standpunktes, den das 
Generalsekretariat (im Folgenden: SG) am 7. November 2011 bei der Beantwortung 
Ihres Erstantrages vom 26. September 2011 eingenommen hat. 

1. GEGENSTAND IHRES ERSTANTRAGS 

In Ihrem Erstantrag vom 26. September 2011 haben Sie Zugang zu den Dokumenten aus 
Verwaltungs- und Gerichtsverfahren betreffend Herrn Strack verlangt, die bereits 
aufgrund früherer Anträge nach Verordnung 1049/2001 verbreitet worden waren (im 
Folgenden: erster Teil Ihres Erstantrags). 

Weiterhin haben Sie Zugang zu den folgenden Dokumenten verlangt: 

a. Hinsichtlich früherer Anträge nach Verordnung 1049/2001 bezüglich 
Verwaltungs- und Gerichtsverfahren betreffend Herrn Strack: "die Erst­
und ggfls. vorhandene Zweit-Anträge selbst und sämtlicher anlässlich der 
Beantwortung der Anträge intern oder extern geführter Schriftwechsel, 
inklusive des sämtlichen internen oder externen Schriftwechsel von sich 
auf diese Anträge beziehenden Beschwerde- oder Gerichtsverfahren, 
sowie auf sämtliche Dokumente zu denen mit jenen Anträgen 
Dokumentenzugang beantragt wurde (mit Ausnahme jener Dokumente zu 

1 ABl. L145 vom 31.5.2001,8.43. 

Commission européenne, B-1049 Bruxelles / Europese Commissie, B-1049 Brussel - Belgium. Telephone: (32-2) 299 11 11. 
http://ec.europa.eu/das/secretariat general/index en.htm 
E-mail: sq-acc-doc @ ec.europa.eu 

Ref. Ares(2012)541338 - 02/05/2012

http://ec.europa.eu/das/secretariat


denen mir bereits nach I vollstandig und ungeschwarzt Zugang gewahrt 
wird)" 

b. "Die Personalakte des Herrn Strack (Personal-Hr.: 6499 (als Aktiver) 
bzw. 134756 (als Pensionar))" 

c. "Die medizinische Akte des Herrn Strack (Personal-Hr.: 6499 (als 
Aktiver) bzw. 134756 (als Pensionar))" 

d. "Die PMO-Akte zu Herrn Stracks Antrag vom 07.03.2005 auf Leistungen 
im Hinblick auf seine berufsbedingte Erkrankung nach Art. 73 des 
Beamtenstatuts (Personal-Hr.: (Personal-Hr.: 6499 (als Aktiver) bzw. 
134756 (als Pensionar) )Aktenzeichen: 20550855)" 

e. "Die Akten zu den Ombudsmann-Beschwerdeverfahren (dortige 
Aktenzeichen nachfolgend) des Herrn Strack und die diesenjeweils 
vorgeschalteten, nachfolgenden und/oder in sonstiger Weise zugehorigen 
internen Verwaltungsvorgangen, insbesondere: 

140-2004-(BB)P B 
1434-2004-PB 
3402-2004-PB 
0144-2005-P B 
3002-2005-PB 
0723-2006-(WP)PB 
0828-2006-WP 
1213-2006-(WP)PB 
3591-2006-(WP)PB 
0056-2007-PB 
0429-2007-PB 
0672-2007-(WP)PB 
1330-2007-PB 
0491-2008-PB 
1116-2008-P B 
1821-2008-PB 
2458-2009-PB 
0488-2010-PB 
2069-2010-PB 
0267-2011-PB 
0268-2011-PB" 

f. "Die Akten zu den Gerichtsverfahren des Herrn Strack (dortige 
Aktenzeichen nachfolgend) und die dies en jeweils vorgeschalteten, 
nachfolgenden und/oder in sonstiger Weise zugehorigen internen 
Verwaltungsvorgangen, insbesondere: 
T-85/04 
T-394/04 
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T-4105 
T-225/05 = F-44/05 
C-237/06 P 
F-37/06 
T-392/07 
F-118/07 
F-119107 
F-120/07 
F-121107 
F-132/07 
T-221/08 
T-526/08 P 
F-61/09 
F-62/09 
F-44/05 RENV 
T-197/11 P 
T-198/11 P 
T-199/11 P 
T-268/11 P" 

(im Folgenden: zweiter Teil Ihres Erstantrags) 

SchlieBlich haben Sie Ihren Antrag vom 3. August 2011 aufrechterhalten, der gerichtet 
war auf: 

- alle Dokumentenzugangsantrage, gleichgiiltig auf welche Rechtsgrundlage diese 
gestiltzt wurden, von Herrn Strack an die EU-Kommission oder ihre Dienststellen 
inklusive der jeweiligen Antrage (Erst- und Zweitantrage sowie weiterer Schriftwechsel), 
samtlicher Bescheidungen und samtlicher in diesem Zusammenhang an Herrn Strack 
herausgegebener oder auch nicht oder nur teilweise herausgegebener Dokumente; 

- alle Verwaltungsantrage des Herrn Strack nach Artikel 90 Absatz 1 des EU­
Beamtenstatuts und alle V erwaltungsbeschwerden des Herrn Strack nach Artikel 90 
Absatz 2 des EU-Beamtenstatuts inklusive aller Anlagen, allen dazu mit Herrn Strack 
oder Dritten geflihrten Schriftwechsels und aller daraufrtl.n ergangenen Entscheidungen 
und intern dazu abgefassten Entwiirfe; 

- samtliche Dokumente inklusive aller Anlagen, die im Rahmen der zwischen Herrn 
Strack und der Kommission gefilhrten V erfahren beim Europaischen BUrgerbeauftragen 
entstanden sind oder verwendet wurden sowie samtliche anderen bei der Kommission in 
Bezug auf jene V erfahren vorhandenen Dokumente. 

- samtliche Dokumente inklusive aller Anlagen, die im Rahmen der zwischen Herrn 
Strack und der Kommission geflihrten gerichtlichen V erfahren entstanden sind oder von 
einer der Parteien verwendet wurden sowie samtliche anderen bei der Kommission in 
Bezug auf jene V erfahren vorhandenen Dokumente. 

- samtlicher Schriftwechsel zwischen der Kommission und OLAF und zwischen der 
Kommission und Dritten mit einem wie auch immer gearteten Bezug auf das OLAF 
Ermittlungsverfahren OF/2002/0356. 
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(im Folgenden: dritter Teil Ihres Erstantrags) 

Mit Schreiben vom 4. Oktober 2011 hat das Generalsekretariat den ersten Teil Thres 
Erstantrags registriert mit der MaBgabe, class dieser Antrag die bereits freigegebenen 
Dokumente in der Form betrifft, wie sie freigegeben wurden. 

Binsichtlich des zweiten Teils Thres Erstantrags hat das Generalsekretariat in demselben 
Schreiben ausgeftihrt, class die von Ihnen genannten Akten tiblicherweise weit tiber 1 00 
Seiten ( ohne das vorangehende Verwaltungsverfahren) enthalten, bei dene1;1 ein groBer Teil 
personliche Daten enthalten, die eine genaue Prtifung der betroffenen Dokumente erfordem. 

Das Generalsekretariat hat sie dartiber informiert, class bei einem solchen Umfang die 
Bearbeitung Ihres Antrags einen offensichtlich unverhilltnismaBigen V erwaltungsaufwand 
bedeuten wfude, und class die Kommission in diesem Fall das Interesse an einer geordneten 
Verwaltung wahren muss. 

Hinsichtlich des dritten Teils Thres Erstantrags hat sich das Generalsekretariat auf seine 
vorhergehenden Schreiben vom 10. und 26. August 2011 bezogen, in denen es den 
Standpunkt vertreten hat, class dieser Antrag nicht hinreichend prazise ist und in denen es 
Sie aufgefordert hat, diesen Antrag zu prazisieren. 

2. BEWERTUNG lHRES ERSTANTRAGS 

In seiner Antwort vom 7. November 2011 auflhren Erstantrag hat das Generalsekretariat 
4 7 Dokumente als von Ibrem Antrag umfasst identifiziert wie folgt: 

1. Freigegeben unter GestDem Nr. 2004/2748 

a. Mitteilung des Generalsekretiirs an Berm Brtiner, OLAF-Generaldirektor, 
vom 1. Miirz 2004, Az. D(2004) 1908 

b. Mitteilung des Generalsekretars an Vizeprasident Kinnock und andere, 
vom 1. Miirz 2004, Az. D(2004) 1909 

2. Freigegeben unter GestDem Nr. 2006/4606 

a. Schreiben von Berm Peter Bustinx, Europaischer 
Datenschutzbeauftragter, an Berm Strack vom 30. Oktober 2006, Az. 
D(2006) 1145 

b. Schreiben von Berm Bayo Delgado, stellvertretender Europaischer 
Datenschutzbeauftragter, an Frau Deshayes, Direktorin beim PMO, vom 
15. Mai 2006, Az. D(2006) 482 

c. Schreiben des PMO an Berm Bayo Delgado, stellvertretender 
Europaischer Datenschutzbeauftragter, vom 2. Juni 2006, Az. 
D(2006) 13484 

d. Schreiben von Berm Bayo Delgado, stellvertretender Europaischer 
Datenschutzbeauftragter, an clas PMO, vom 27. Juli 2006, Az. 
D(2006) 808 

e. Schreiben des PMO an Berm Bayo Delgado, stellvertretender 
Europaischer Datenschutzbeauftragter, vom 7. September 2006, Az. 
D(2006) 20051, sowie begleitendes Telefax 
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f. Schreiben von Henn Peter Hustinx an das PMO vom 4. Oktober 2006, 
Az. D(2006) 1 014 

3. Freigegeben unter GestDem Nr. 2008/0591 

a. Mitteilung an Herm Bruner, JUR (2005) 30124 

b. Informationsvermerk, JUR (2006) 30384 

c. Informationsvermerk, JUR (07) 45367 

4. Freigegeben unter GestDem Nr. 2009/5013 

a. E-Mailaustausch zwischen dem Europaischen Parlament, dem Rat und der 
Kommission hinsichtlich der Koordination der Antworten an Herm 
Strack. 

b. Interner E-Mailaustausch der Kornmission hinsichtlich der Antwort auf 
einen Antrag auf Zugang zu Dokumenten von Herrn Strack. 

5. Freigegeben unter GestDem Nr. 2010/5520 und 2011195 - Erstantrag: siehe Liste 
in Anhang 1 (3 0 Dokumente) 

6. Freigegeben unter GestDem Nr. 2010/5520 und 2011195- Zweitantrag: 

a. Contrat d'assistance juridique SJ/2009/1411 

b. Contrat d'assistance juridique SJ/2009/1438 

c. Contrat d'assistance juridique SJ/2009/1439 

d. Contrat d'assistance juridique SJ/2009/1440 

Das Generalsekretariat hat Zugang zu allen identifizierten Dokumenten gewahrt, 
begrenzt auf den Zugang, der bei der vorhergehenden Freigabe gewahrt worden war, das 
heil3t, teilweise mit Schwarzungen. 

Namentlich sind Teile geschwarzt worden in den unter Punkt 2 c und d und unter 4 a und 
b verbreiteten Dokumenten und in 25 der 30 unter Punkt 5 verbreiteten Dokumente 
(welche Gegenstand der Entscheidung unter GestDem Nr. 2010/5520 und 2011195 
waren) und in den 4 Dokumenten, die unter Punkt 6 verbreitet wurden. Alle anderen 
oben genannten Doku.mente wurden vollstandig freigegeben. 

3. BEWERTUNG IHRES ZWEIT ANTRAGS UND SCHLUSSFOLGERUNGEN 

In Ihrem Zweitantrag beantragen Sie Zugang zu den geschwarzten Teilen der aufgrund 
Ihres Erstantrags verbreiteten Dokumente. Weiterhin sind Sie der Auffassung, dass es 
mehr an Herrn Strack herausgegebene Dokumente geben musste, wie sich aus einer am 
3. Juni 2005 an den Europaischen Bfugerbeauftragten ubermittelten Liste ergibt. Dariiber 
hinaus \\rundern Sie sich, dass keine Dokumente zu den V erfahren des Herm Strack 
aufgrund von Antdigen von Seiten Dritter freigegeben wurden. 
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Hinsichtlich dieser Bemerkungen ist zu erlautern, class Ihr Antrag Dokumente aus 
Verfahren betreffend Herrn Strack betrifft, die bereits freigegeben wurden, was nicht 
gleichbedeutend ist mit allen Dokumenten, die aufgrund eines Antrags von Herrn Strack 
freigegeben wurden. 

Jedoch babe ich bei neuerlicher Uberprtifung der von der Kommission freigegebenen 
Dokumente einen weiteren Antrag identifizieren konnen, der von dritter Seite gestellt 
worden war und der zur Freigabe von Dokumenten aus V erfahren betreffend Herrn 
Strack gefilhrt hat, namlich der Antrag GestDem 2008/2857. Aufgrund dieses Antrags 
sind die folgenden Dokumente freigegeben worden: 

-JUR(08)55079 

- JUR(05)4534 7 

JUR..t\1(05)6035 

JURM(06)9191 

Von diesen sind das Dokument JURM(05)6035 teilweise und die anderen Dokumente 
vollsHindig freigegeben worden. Weiterhin sind aufgrund dieses Antrags auch die 
Dokumente JUR(06)30384, JUR(07)45367 und JUR(05)30124, die bereits unter 
GestDem 2008/0591 freigegeben worden waren, dem Antragsteller iibermittelt worden. 

Hinsichtlich der nur teilweise freigegebenen Dokumente bin ich aufgrund einer 
neuerlichen Uberpriifung zur Auffassung gelangt class die Entscheidung des 
Generalsekretariats, die Teile, die zuvor geschwarzt waren, nicht freizugeben, bestatigt 
werden muss. Hinsichtlich des Dokuments JURM(05)6035 bin ich nach Uberprtifung des 
Dokuments zur Auffassung gelangt, class der Zugang zu den Teilen des Dokuments, die 
bei der Entscheidung tiber den vorherigen Antrag auf Zugang zu Dokumenten nicht 
freigegeben worden waren, verweigert werden muss. Die Griinde fiir diese Entscheidung 
werden im Folgenden ausgefiihrt. 

4. ScHUTZ DER PRIVATSPHARE UND DER INTEGRITAT DES EINZELNEN 

Artikel 4 Absatz 1 b) der Verordnung 1049/2001 besagt: "Die Organe verweigern den 
Zugang zu einem Dokument, durch dessen Verbreitung Folgendes beeintrachtigt wilrde: 
[ ... ] der Schutz der Privatsphare und der Integritat des Einzelnen, insbesondere gemaj3 
den Rechtsvorschriften der Gemeinschafi ilber den Schutz personenbezogener Daten." 
Konkret ist die spezifisch auf die Kommission anwendbare gesetzliche Regelung die 
Verordnung 45/2001 2

. 

Hinsichtlich des Verhilltnisses zwischen dem Recht auf Zugang zu den Dokumenten der 
Kommission und dem Recht auf Schutz der personenbezogenen Daten gemaB 
Verordnung 45/2001 hat der Gerichtshof in seinem Urteil Bavarian Lager3 entschieden, 
"dass die Bestimmungen der Verordnung Nr. 45/2001 einschliej3lich ihrer Art. 8 und 18 
in vollem Umfang anwendbar werden, wenn ein nach der Verordnung Nr. 1049/2001 

2 Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europ1iischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 
zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und 
Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freienDatenverkehr, ABL L 8 vom 12.1.2001, S. 1 
Rechtssache C 28/08 P, Kommission gegen Bavarian Lager, Slg. 2008, S. I-6055, Rn. 63. 
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gestellter Antrag auf die Gewahrung des Zugangs zu Dokumenten gerichtet ist, die 
personenbezogene Daten enthalten." 

GemaB Artikel 8(b) der Verordnung 45/2001 kann die Kommission personenbezogene 
Daten an einen Empfanger, der der Anwendung der Richtlinie 95/46/EG unterliegt, nur 
ubermitteln, wenn der Empfanger die Notwendigkeit dieser Datenubermittlung darlegt 
und wenn es keinen Grund zur Annahme gibt, class die berechtigten Interessen der 
Betroffenen beeintrachtigt werden konnten. 

GemaB diesen Bestimmungen wurden personliche Daten in den in Abschnitt 2 dieser 
Antwort unter Punkt 2c, 2d, 4a und 4b genannten Dokumenten tmd in den folgenden 
Dokumenten der Liste in Anhang 1 geschwarzt: 

- Dokument Nr. 1(2): Uberschrift, From 

- Dokument Nr. 6(1): Uberschrift 

- Dokument Nr. 6(2): Dberschrift, From, To 

- Dokument Nr. 9(1): From, Cc, Unterschrift, FuBzeile 

- Dokument Nr. 11(1): Uberschrift, erste Schwarzung im zweiten Absatz des 
Textes 

- Dokument Nr. 11(3): Uberschrift, From, To 

- Dokument Nr. 12(1 ): Dberschrift, Schwarzung im letzten Absatz, Copie 

- Dokument Nr. 12(3): Uberschrift, From, To, Tracking 

- Dokument Nr. 13: Uberschrift, Unterschrift, Cc 

- Dokument Nr. 14(1 ): Uberschrift, Schwarzung im vorletzten Absatz, Copies 

- Dokument Nr. 14(3): Dberschrift, From, To, Cc, Tracking 

- Dokument Nr. 15(1): Uberschrift, letzter Absatz, Copie 

- Dokument Nr. 15(3): Uberschrift, From, To, Cc, Tracking 

- Dokument Nr. 18(1 ): Uberschrift 

- Dokument Nr. 18(3): Uberschrift, From, To 

- Dokument Nr. 21(3): Uberschrift, From 

- Dokument Nr. 21(4): secretaire 

- Dokument Nr. 25(1 ): Kopien 

- Dokument Nr. 25(2): Kopien 

- Dokument Nr. 25(3): secretaire 

- Dokument Nr. 28(1): Uberschrift 

- Dokument Nr. 28(2): Uberschrift, From, To 

- Dokument Nr. 30(3): secretaire 

- Dokument Nr. 31: Uberschrift 

- Dokument Nr. 33(2): secretaire 
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- Dokument Nr. 37: Unterschrift, FuBzeile 

Dokument Nr. 3 8: Uberschrift, From, Unterschrift 

Dokument Nr. 41: Unterschrift 

- Dokument Nr. 46(1 ): Unterschrift 

Dokument Nr. 47: Dberschrift, From, Cc, Unterschrift 

- Dokument Nr. 48: Dberschrift, From, Unterschrift 

Dokument Nr. 49: Dberschrift, From, Unterschrift 

- Dokument B(2): From 

Dokument C: Schwarzungen bei From, To und Cc, Schwarzungen in der 
ersten Email und erste Schwarzung in der zweiten Email. 

Ebenfalls wurden die Kontonummem in den 4 unter Punkt 6 des Abschnitts 2 dieser 
Antwort genannten Dokumenten geschwarzt. 

Da Sie keinerlei ausdriickliche rechtliche Begriindung gegeben und kein iiberzeugendes 
Argument vorgetragen haben, rnn die Notwendigkeit der Ubermittlung dieser 
personenbezogenen Daten darzutun, war es mir nicht moglich, die verschiedenen 
Interessen der Beteiligten gegeneinander abzuwagen4

• Weiterhin kann ich nicht 
ausschlieBen, dass ein Grund besteht, anzunehmen, dass durch diese Ubertragung die 
berechtigten Interessen der betroffenen Personen beeintrachtigt werden konnten. 

Im Obrigen ist es, da Sie die Notwendigkeit dieser Ubertragung nicht dartun, nicht 
erforderlich, die betroffenen Personen zu konsultieren. Auch die am 28. November 2011 
von Herrn Strack erhaltene E-Mail, dessen personliche Daten in einem Teil der 
betreffenden Dokumente geschiitzt sind, andert nichts an dieser Feststellung, da er nicht 
seine Zustimmung mit der Freigabe erklart hat, sondem sich im Wesentlichen darauf 
beschrankt hat, die Kommission aufzufordem, ihn zu konsultieren. 

Daher muss der Zugang zu den oben identifizierten personlichen Daten gemaB der 
Ausnahmeregelung des Artikels 4 Absatz 1, Buchstabe b) der Verordnung 1049/2001 
verweigert werden. 

5. SCHUTZ GESCHAFTLICHER lNTERESSEN 

Artikel 4 Absatz 2, erster Gedankenstrich der V erordnung 1049/2001 bestimmt, dass 
"[d]ie Organe den Zugang zu einem Dokument [verweigern], durch dessen Verbreitung 
Folgendes beeintrtichtigt wiirde: [. . .] der Schutz der geschaftlichen Interessen einer 
natiirlichen oder juristischen Person, einschliefilich des geistigen Eigentums [. . .}". 

4 Urteil in der Rechtssache Bavarian Lager, Rn. 78. 
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Im Dokument JURM(05)6035 wurde der Name des Unternehmens geschwarzt, dessen 
Tiitigkeit von Herrn Strack beanstandet wurde. Da das betreffende Dokument deutlich 
eine behauptete schwere Verletzung seiner Vertragspflichten durch dieses Unternehmen 
darstellt, wiirde eine solche Unterstellung, deren Berechtigung nie bewiesen wurde, noch 
immer ein Element darstellen, welches geeignet ware, den guten Ruf des betreffenden 
Unternehmens in Frage zu stellen, und folglich seinen geschiiftlichen Interessen zu 
schaden. 

Ich schlie13e daraus, dass der Name des fraglichen Unternehmens nicht freigegeben 
werden kann, da er durch die Ausnahmeregelung des Artikels 4 Absatz 2, erster 
Gedankenstrich der Verordnung 1049/2001 geschiitzt ist. 

6. SCHUTZ DES ENTSCHEIDUNGSPROZESSES 

Artikels 4, Absatz 3, zweiter Unterabsatz der Verordnung 1049/2001 bestimmt, dass 
"[d}er Zugang zu einem Dokument mit Stellungnahmen zum internen Gebrauch im 
Rahmen von Beratungen und Vorgespriichen innerhalb des betrejfenden Organs auch 
dann, wenn der Beschluss gefasst worden ist, verweigert [wird], wenn die Verbreitung 
des Dokuments den Entscheidungsprozess des Organs ernstlich beeintrtichtigen wurde, 
es sei denn, es besteht ein uberwiegendes ojfentliches Interesse an der Verbreitung". 

Dies betrifft die Diskussion tiber den Inhalt der glitlichen Einigung im Fall F-62/09, 
welche in den folgenden Dokumenten in Anlage I der vorliegenden Antwort geschwarzt 
wurde: 

Dokument Nr. 6(1): dritter, vierter und sechster Absatz 

Dokument Nr. 9(1 ): Schwiirzung im ersten Absatz des Texts der Email 

Dokument Nr. 11 (1 ): Schwiirzung im Betreff und zweite Schwiirzung 1m 
zweiten Absatz 

Dokument Nr. 12(1): Schwarzungen im Betreff und Schwiirzung des zweiten 
Teils des ersten Absatzes sowie des zweiten und dritten Absatzes 

Dokument Nr. 13: Schwarzung des zweiten Teils des ersten Absatzes und 
Schwarzung des zweiten und dritten Absatzes 

Dokument Nr. 14(1): Schwarzung des zweiten Teils des ersten Absatzes und 
Schwarzung des zweiten und dritten Absatzes 

- Dokument Nr. 15(1): Schwarzung des zweiten Teils des ersten Absatzes, 
Schwarzung des zweiten und dritten Absatzes und Schwiirzung des ersten 
Teils des vierten Absatzes 

- Dokument Nr. 18(1 ): Schwarzung aller Absiitze au13er dem ersten und dem 
Jetzten 

- Dokumente 21(1) und 21(2): Aile Schwarzungen in diesen Dokumenten 

Dokumente 25(1) and 25(2): Schwiirzung des zweiten Teils des ersten 
Absatzes 

Dokument Nr. 31: zweite und dritte Schwiirzung im dritten Absatz 

Dokument B(2): Schwiirzungen im ersten und zweiten Absatz des Texts der 
Email 
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- Dokument C: Schwarzungen irn Text der zweiten und fiinften Email 

Der Inhalt der giitlichen Einigung wurde irn Beschluss des Gerichts vorn 8. September 
2010, durch welchen die Rechtssache F-62/09 irn Prozessregister des Gerichts gestrichen 
wurde, nicht dargelegt, weil weder Klager noch Beklagter dies gerna.B Artikel 69 Absatz 
1, dritter Unterabsatz der Verfahrensordnung des Gerichts5 beantragt haben. 

Angesichts dieses Urnstandes bin ich der Auffassung, dass eine Verbreitung des Inhalts 
dieser Einigung den Entscheidungsprozess der Kornrnission beeintrachtigen wlirde. Eine 
giitliche Einigung ist von Natur aus eine heikle Angelegenheit, bei welcher die 
Kornrnission auf einen Teil dessen verzichtet, was sie als ihre Rechtsstellung betrachtet, 
urn eine pragrnatische Losung in einern individuellen Rechtsstreit zu errnoglichen. Die 
Aushandlung einer solchen giitlichen Einigung erfordert eingehende interne Diskussion 
und Bewertung der Erfolgsaussichten der fraglichen Rechtssache. Obwohl die endgultige 
Entscheidung uber die gutliche Einigung in der Rechtssache F -62/09 getroffen worden 
ist, konnten Diskussionen uber rnogliche zuklinftige gutliche Einigungen nicht rnehr so 
offen und ehrlich gefiihrt werden wie zuvor, wenn der Inhalt dieses Meinungsaustausches 
verbreitet wlirde. 

AuBerdern ist zu unterstreichen, dass die Zustirnrnung zur gUtlichen Einigung nicht 
bedeutet, dass die Kornrnission ihre Position zu den in Rechtssache F -62/09 
aufgeworfenen Rechtsfragen aufgegeben hatte, welche sie vielrnehr irn Grundsatz in 
zukunftigen Gerichtsverfahren weiter verteidigen wird. Die V erbreitung der intern en 
Diskussion uber den Inhalt der gutlichen Einigung irn Fall F-62/09 wlirde daher die 
Position der Kornrnission in anderen derartigen Rechtsstreiten beeintrachtigen. 

Der besondere Schutz, den der Inhalt einer gutlichen Einigung benotigt, ist auch in 
Artikel 69 Absatz 1, dritter Unterabsatz und Artikel 70 der V erfahrensordnung des 
Gerichts fiir den Offentlichen Dienst der EU anerkannt. 

Insbesondere stellt die Tatsache, dass gerna.B Artikel 69 Absatz 1, dritter Unterabsatz 
dieser V erfahrensordnung der Inhalt der Vereinbarung nur auf Antrag des Klagers und 
des Beklagten irn Beschluss festgestellt wird, eine Gewahrleistung ihrer V ertraulichkeit 
dar. Diese V ertraulichkeit ist weiter bestatigt und bestarkt durch den Schutz des 
Verfahrens hinsichtlich einer gutlichen Beilegung des Rechtsstreits in Artikel 70. Es ist 
zu unterstreichen, dass der Inhalt der giitlichen Einigung irn Beschluss des Gerichts nur 
auf Antrag von Klager und Beklagtern festgestellt wird. 

Dieser besondere Schutz von gutlichen V ereinbarungen ist zu berucksichtigen, wenn 
interne Kornrnissionsdokumente in Vorbereitung einer solchen gutlichen V ereinbarung 
gernaB Artikel4 Absatz 3, 2. Unterabsatz der Verordnung 1049/2001 bewertet werden. 

Abl. C 177, 2.7.2010, S. 71. 
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Bereits im Fall Schweden gegen API und Kommission6 hat der Gerichtshof die 
Ausnahmeregelungen der Verordnung 1049/2001 im Lichte seiner Verfahrensordnung 
interpretiert. In dieser Entscheidung 7 hat der Gerichtshof ausgefuhrt, class die durch die 
Verordnung 1049/2001 den Institutionen auferlegten Pflichten "im Rahmen anhangiger 
Gerichtsverfahren jedoch nicht zur Folge haben [konnen], dass die verfahrensrechtliche 
Stellung der Organe hinsichtlich des Grundsatzes der Waffengleichheit beeintrachtigt 
wird." Die V erbreitung des Inhalts einer gUtlichen Einigung, welcher im Beschluss 
gemaB Artikel 69 Absatz 1, 3. Unterabsatz der Verfahrensordnung des Gerichts fur den 
offentlichen Dienst der EU nicht festgestellt wurde, wtirde dieser Regel widersprechen 
und die V erteidigungsrechte der Kommission beeintdichtigen. Umso mehr miissen auch 
die vorbereitenden Beratungen der Kommissionsdienste im Hinblick auf eine giitliche 
Einigung gemaB Artikel4 Absatz 3, 2. Unterabsatz der Verordnung 1049/2001 geschiitzt 
sem. 

Aus all diesen Griinden muss der Zugang zu den oben erwillmten Dokumenten oder 
Dokumentteilen aufgrund von Artikel 4, Absatz 3, zweiter Unterabsatz der V erordnung 
1049/2001 verweigert werden. 

7. UBERWIEGENDES OFFENTLICHES INTERESSE ANDER VERBREITUNG 

Ich stelle fest, class die geschwarzten Teile der oben unter Punkt 4 genannten Dokumente 
von der Ausnahmeregelung des Artikels 4 Absatz 1, Buchstabe b) der Verordnung 
1049/2001 geschiitzt sind, also von einer absoluten Ausnahmeregelung. 

Insoweit der Zugang zu den Dokumenten auf Grundlage des Artikels 4 Absatz 2, erster 
Spiegelstrich und des Artike1s 4 Absatz 3, zweiter Unterabsatz verweigert wurde, sind 
folgende Bemerkungen zu machen: 

GemaB Artikel 4 Absatze 2 und 3 der Verordnung 1049/2001 ist der Zugang zu 
verweigem, "es sei denn, es besteht ein iiberwiegendes offentliches Interesse an der 
Verbreitung." Ein derartiges Interesse muss erstens offentlich sein und zweitens schwerer 
wiegen als die durch Artikel 4 Absatz 2, erster Spiegelstrich, und Absatz 3, zweiter 
Unterabsatz der Verordnung 1049/2001 geschiitzten Interessen. 

In Ihrem Zweitantrag erwahnen Sie nichts, was geeignet ware, das Vorliegen eines 
iiberwiegenden offentlichen Interesses darzulegen. Ich kann ebenfalls kein solches 
iiberwiegendes offentliches Interesse erkennen, welches die Beeintrachtigung der 
geschaftlichen Interessen des betreffenden Untemehmens und des 
Entscheidungsprozesses der Kommission rechtfertigen wiirde. Insbesondere bin ich der 
Auffassung, class ein mogliches offentliches Interesse daran, iiber die Ereignisse 
betreffend Herm Strack informiert zu werden, es nicht erforderlich macht, den Namen 
des betreffenden Untemehmens freizugeben, noch die intemen Uberlegungen der 
Kommission, die zum Schutz ihres Entscheidungsprozesses geschwarzt wurden. 

6 

7 

Urtei1 vom 21. September 2010 in den verbundenen Rechtssachen C-514/07 P, C-528/07 P und C-
532/07 P, noch nicht in der amtlichen Samm1ung veroffentlicht. 
Rn. 91 
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Aus diesen GrUnden bin ich der Auffassung, dass kein iiberwiegendes offentliches 
Interesse an der Freigabe besteht, welches das Interesse am Schutz der geschaftlichen 
Interessen des betreffenden Untemehrnens sowie des Entscheidungsprozesses der 
Kommission iiberwiegen wiirde. 

8. R:ECHTSBEHELFE 

AbschlieEend mochte ich Sie auf die moglichen Rechtsbehelfe gegen diese Entscheidung 
hinweisen, soweit sie eine Zugangsverweigerung enthalt. Sie konnen gema.B Artikel 263 
AEUV beim Europaischen Gerichtshof Klage erheben oder gema.B Artikel 228 AEUV 
Beschwerde beim Europaischen Biirgerbeauftragten einreichen. 

Mit freundlichen Griillen, 

Catherine Day 

Anlagen (5) 
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Nr. gemäß 
Antrag Aktenzeichen Datum Bezeichnung

1(1) JUR(2010)45741 24.9.2010 Informationsvermerk

1(2) siehe oben

E-Mail vom 30.9.2010 vom Sekretariat der Handlungsbevollmächtigten an die Mailbox 
des Juristischen Dienstes "SJ NOTE INFO ARRET"  als Anschreiben für Dokument Nr. 
1(1) 

6(1) JUR(2010)45729 15.9.2010 Vermerk an GD HR und GD OP

6(2) siehe oben
E-Mail vom 16.9.2010 vom Sekretariat der Handlungsbevollmächtigten an die GD HR 
und das Amt für Veröffentlichungen als Anschreiben für Dokument Nr. 6(1) 

9(1) KEINE 14.9.2010
E-Mail der GD HR "Rechtssache F-62/09, Guido Strack - gütliche Beilegung 
(Anfertigung eines Ad-hoc-Arbeitszeugnisses) " 

11(1) JUR(2010)45637 12.8.2010 Vermerk an GD HR, GD ENTR, GD ESTAT, EPSO und Amt für Veröffentlichungen 

11(3) siehe oben

E-Mail vom 16.8.2010 vom Sekretariat der Handlungsbevollmächtigten an GD HR, GD 
ENTR, EUROSTAT, EPSO und das Amt für Veröffentlichungen als Anschreiben für 
Dokument Nr. 11(1) 

12(1) JUR(2010)45636 12.8.2010 Vermerk an EPSO 

12(3) siehe oben
E-Mail vom 13.8.2010 vom Sekretariat der Handlungsbevollmächtigten an EPSO als 
Anschreiben für Dokument Nr. 12(1) 

13
Ares(2010)506034 / 
LETT(2010)45099 11.8.2010 Vermerk an PMO

14(1) JUR(2010)45633 11.8.2010 Vermerk an GD ESTAT

14(3) siehe oben
E-Mail vom 11.8.2010 vom Sekretariat der Handlungsbevollmächtigten an 
EUROSTAT als Anschreiben für Dokument Nr. 14(1)

15(1) JUR(2010)45634 11.8.2010 Vermerk an GD ENTR 

15(3) siehe oben
E-Mail vom 11.8.2010 vom Sekretariat der Handlungsbevollmächtigten an die GD 
ENTR als Anschreiben für Dokument Nr. 15(1) 

18(1) JUR(2010)45562 14.7.2010 Vermerk an GD HR und Amt für Veröffentlichungen 

18(3) siehe oben
E-Mail vom 15.7.2010 vom Sekretariat der Handlungsbevollmächtigten an die GD HR 
und das Amt für Veröffentlichungen als Anschreiben für Dokument Nr. 18(1) 

21(1) JUR(2010)45522 1.7.2010
Schreiben betrifft "Rechtssache F-62/09 RA Guido Strack gegen Europäische 
Kommission"

21(2) siehe oben Bestätigung des Versands von Dokument JUR(2010)45522 per Fax am 1.7.2010 

21(3) siehe oben
E-Mail vom 1.7.2010 vom Sekretariat der Handlungsbevollmächtigten an Herrn 
Wägenbaur als Anschreiben für Dokument Nr. 21(1) 

21(4) siehe oben
Bestätigung des Versands von Dokument JUR(2010)45522 nach Luxemburg am 
1.7.2010

25(1) JUR(2010)45357 20.5.2010
Brief betrifft "RS F-62/09 RA Strack/Kommission der EG - Ihr Schreiben Nr. 441 vom 
6. Mai 2010"

25(2) siehe oben Bestätigung über den Versand von Dokument JUR(2010)45357 per Fax am 20.5.2010
25(3) siehe oben Bestätigung des Versands von Dokument 25(1) nach Luxemburg am 21.5.2010
28(1) JUR(2010)45229 8.4.2010 Vermerk an GD HR und Amt für Veröffentlichungen

28(2) siehe oben
E-Mail vom 8.4.2010 vom Sekretariat der Handlungsbevollmächtigten an die GD HR 
und Amt für Veröffentlichungen als Anschreiben für Dokument Nr. 28(1) 

30(1) JUR(2010)45205 29.3.2010
Brief betrifft "Rechtssache F-62/09 RA Guido Strack/Europäische Kommission" 
(deutsche und französische Fassung)

30(2) siehe oben Bestätigung des Versands von Dokument JUR(2010)45205 per Fax 
30(3) siehe oben Bestätigung des Versands von Dokument Nr. 30(1) nach Luxemburg am 29.3.2010
31 JUR(2010)45188 24.3.2010 Vermerk an GD HR und Amt für Veröffentlichungen

33(1) JUR(2009)45736 26.10.2009
Brief betrifft "Rs. F-62/09, Strack / Kommission, Korrigendum zur 
Klagebeantwortung"  (deutsche und französische Fassung)

33(2) siehe oben Bestätigung des Versands von Dokument Nr. 33(1) nach Luxemburg am 26.10.2009

37 LETT(2009)45060 9.7.2009
Vermerk an den Juristischen Dienst, Az.: ADMMIN.B.2/LN/jmt- D(09)Recart90-
546/08/17

38 JUR(2009)45535 9.7.2009

E-mail vom 9.7.2009 vom Sekretariat der Handlungsbevollmächtigten an die Mailbox 
"ADMIN MAIL B2"  mit dem Antrag von Herrn Strack in der Rechtssache "F-62/09 
Guido Strack gegen Kommission"

39 JUR(2009)45835 10.12.2009

Anschreiben für die "Unterzeichneten Verträge über Rechtsberatung SJ/2009/1411, 
SJ/2009/1412, SJ/2009/1438, SJ/2009/1440 und SJ/2009/1439",  die vom Juristischen 
Dienst an Herrn Wägenbaur gesandt wurden

40 JUR(2009)45838 9.12.2009 Vertrag über Rechtsberatung SJ/2009/1412

Anhang 1 
GESTDEM 2011/0095 - Freigegeben aufgrund Erstantrags
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Nr. gemäß 
Antrag Aktenzeichen Datum Bezeichnung

41 JUR(2009)45794 20.11.2009

Anschreiben für "Verträge über Rechtsberatung SJ/2009/1411, SJ/2009/1412, 
SJ/2009/1438, SJ/2009/1440 und SJ/2009/1439", die vom Juristischen Dienst an Herrn 
Wägenbaur gesandt wurden

42 KEINE 20.11.2009 Vertrag über Rechtsberatung SJ/2009/1411 (nicht unterzeichnet)
43 KEINE 20.11.2009 Vertrag über Rechtsberatung SJ/2009/1438 (nicht unterzeichnet)
44 KEINE 20.11.2009 Vertrag über Rechtsberatung SJ/2009/1440 (nicht unterzeichnet)
45 KEINE 20.11.2009 Vertrag über Rechtsberatung SJ/2009/1439 (nicht unterzeichnet)

46(1) JUR(2009)45649 21.9.2009
Anschreiben für den "Vertrag über Rechtsberatung SJ/2009/1412" , der vom 
Juristischen Dienst an Herrn Wägenbaur gesandt wurde

46(2) siehe oben Vertrag über Rechtsberatung SJ/2009/1412

47 JUR(2009)45598 24.8.2009
E-Mail des Juristischen Dienstes an Herrn Wägenbaur zur Übermittlung von zwei 
Entwürfen der "Verträge Strack F-61/09 und F-62/09" zur Genehmigung

48 JUR(2009)45545 14.7.2009

E-Mail des Juristischen Dienstes an Herrn Wägenbaur zur Übermittlung des Antrags 
von Herrn Strack in der Rechtssache "F-62/09, Strack / Commission MESSAGE 1 SUR 
2" mit der Frage, ob er den Fall übernehmen könne

49 JUR(2009)45545 14.7.2009

E-Mail des Juristischen Dienstes an Herrn Wägenbaur zur Übermittlung des Antrags 
von Herrn Strack in der Rechtssache "F-62/09, Strack / Commission MESSAGE 2 SUR 
2" mit der Frage, ob er den Fall übernehmen könne

50 JUR(2009)000636 17.9.2009 Vollmacht
53 LETT(2010)005947 12.7.2010 Rechnung 18/2010
55 LETT(2010)05502 15.12.2009 Gebührenrechnung Nr. 2009/163

B (2) 11.8.2010
E-Mail betreffend "Rechtssache F-62/09 Guido Strack gegen Kommission - gütliche 
Beilegung  bei der informellen Sitzung vom 6. Juli 2010"

C 11.8.2010
Austausch von fünf E-Mails betreffend "Rechtssache F-62/09 Guido Strack gegen 
Kommission - gütliche Beilegung  bei der informellen Sitzung vom 6. Juli 2010 "

Page 2 of 2



TUT
-tr

EUROPÄISCHE KOMMISSION

JURISTISCHER DIENST

Brüssel, den 21. April 2005
JUR(200) 45347

An den Herrn Kanzler des
Gerichts l. Instanz der
Europäischen Gemeinschaften
nie du Fort Niedergrünewald
L-2925 Luxemburg

Betr.: Rechtssache T-4/05, Guido STRACK / KOMMISSION.

Sehr geehrter Herr Kanzler,

Die Frist zur Einreichung der Klagebeantwortung läuft am 4. Mai 2005 ab.

Die Vollmacht, durch die wir zu Prozessbevollmächtigten der Kommission bestellt
werden, wird Ihnen in wenigen Tagen zugehen. Gleichwohl erlauben wir uns bereits jetzt
aufgrund unserer Arbeitsbelastung und der bevorstehenden Feiertage eine Verlängerung
der Frist bis zum 6. Juli 2005 zu beantragen.

Hochachtungsvoll

Clemens LADENBURGER Hannes KRAEMER

Commission europeenne, B-1049 Bruxelles / Europese Commissie, B-1049 Brüssel - Belgien. Telefon: (32-2) 299 1111.
Büro: N 105 9/87. Telefon: Durchwahl (32-2) 2950686. Telefax: (32-2) 2961846.
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EUROPEAN COMMISSION

LEGAL SERVICE
The Acting Director-General

Brussels, 15. 07. 2008
JUR(2008)55079

By e-mail

Mr Ries Baeten
riesbaeten^hotmail.com

Subject: Request for access to documents

Ref.: Your e-mail dated and registered on 4 June 2008 - GESTDEM 2857/2008

Dear Mr Baeten,

I refer to your e-mail mentioned above requesting a copy of "the complete dossiers
available at the European Commission in relation to the Court cases T-4/05 and
C-237/06P excluding the final decisions of the Courts in each of these cases".

The part of your request concerning the inquiry opened by the OLAF and the application by
virtue of Article 90 of the Staff Regulation has been attributed to the OLAF. The Legal
Service will respond as to the documents and pieces of procedure relating directly to the
cases before the Courts.

Regulation (EC) N° 1049/2001 of the European Parliament and of the Council of 30 May
2001 regarding public access to European Parliament, Council and Commission
documents1 lays down the rules on the right of public access to documents.

COMMISSION'S SUBMISSIONS AND OTHER DOCUMENTS

The documents contained in the Legal Service's files are the following

Case T-4/05

1. JUR(2005)30124 Letter of 14 April 2005
2. JUR(2005)45347 Letter of 21 April 2005
3. JURM(2005)6035 Preliminary exception as to inadmissibility
4. JUR(2006)30384 "Note d'information" of 17 July 2006

OJL 145, 31.05.2001, page 43.

Commission europeenne, B-1049 Bruxelles / Europese Commissie, B-1049 Brussel - Belgium. Telephone: (32-2) 299 1111.
Office: BERL 1/80. Telephone: direct line (32-2) 2951192. Fax: (32-2) 2952487.
E-mail: claire-francoise.durand@ec.europa.eu
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Case C-237/06P 

5. JURM(2006)9191 Response 
6. JUR(2007)45367 "Note d'information" of 22 May 2007 

In accordance with Regulation 1049/2001, I am pleased to inform you that full access can be 
granted to documents under references 1, 2, 4, 5 and 6. Accordingly, please find enclosed a 
copy of these documents. 

Concerning document under reference 3, I am also pleased to inform you that it can be 
disclosed in accordance with the Regulation with the exception of name of the company to 
which the contract was awarded. Pursuant to Article 4( 6) of the Regulation, this information 
has been removed because it is covered by article 4(2), 1st indent, of the Regulation 
(protection of commercial interests of a natural or legal person). In this respect, I have to 
point out that this data was not mentioned in the Order of the President of the Court of First 
Instance of22 March 2006. 

Accordingly, please find enclosed a copy of documents 1, 2, 4, 5 and 6 (disclosure in full) 
as well as a copy of document JURM(2005)6035 in its expunged form. 

I must however remind you that these documents cannot be reproduced or disseminated for 
commercial purposes unless the Commission has first been consulted. 

If you want the position regarding the information refused to be reconsidered, you should 
write to the Commission's Secretary-General at the address below, confirming your initial 
application, within fifteen working days from receipt of this letter, after which your initial 
application will be deemed to have been withdrawn. 

The Secretary-General will inform you of the result of this review within 15 working days 
from the date of registration of your request. You will either be given access or your 
request will be rejected in which case you will be informed of how you can take further 
action. 

All correspondence should be sent to the following address: 

The Secretary-General 
European Commission 
B-1 049 BRUSSELS 

APPLICANT'S SUBMISSIONS 

As regards the submissions lodged by the Applicant, the Commission considers that these 
documents do not fall within the scope of the Regulation 1049/2001. In fact, these 
submissions were not addressed to the Commission but, rather, to the Court of Justice and to 
the Court of First Instance. The Commission received a copy of these pleadings only by virtue 
of its quality as party to the proceedings. 
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Pursuant to Article 20 of the Protocol on the Statute of the Court of Justice, which is also 
applicable to the Court of First Instance by virtue of Article 53 of the Statue, written 
submissions are only communicated to the parties and to the institutions whose decisions are 
in dispute. 

Moreover, the Rules of Procedure of the Court of Justice foresee in Article 16(5)2
, the 

possibility that "Persons having an interest may consult the register at the Registry and 
may obtain copies or extracts on payment of a charge on a scale fixed by the Court on a 
proposal from the Registrar. The parties to a case may on payment of the appropriate 
charge also obtain copies of pleadings and authenticated copies of judgments and orders". 

Similarly, Article 5(7) of the Instructions to the Registrar of the Court of First Instance3 

states that: "[N]o third party, private or public, may have access to the case file or to the 
procedural documents without the express authorization of the President [. . .} after the 
parties have been heard. That authorisation may be granted only upon written request 
accompanied by a detailed explanation of the third party's legitimate interest in inspecting 
the file". 

Consequently, the Commission takes the view that, as far as court proceedings are concerned, 
the scope of the Regulation 1 049/2001 should be limited to the institution's own submissions. 
Otherwise, the institutions would be in a position where they would be forced to disclose 
documents from third parties which will not be accessible under the Rules of Procedure of the 
Courts themselves. 

In the light of the foregoing, I regret to inform you that the submissions lodged by the 
Applicant in cases T -4/05 and C-237/06P cannot be made available to you. 

Yours sincerely, 

Claire-Fran<yoise DURAND 

Available in the web site of the Court: http://curia.europa.eu./fr/instit/txtdocfr/index.htm. 

OJ L 232. 04.09.2004, page I. 
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ORIGINAL. 
EUROPÄISCHE KOMMISSION 

JURISTISCHER DIENST 

Brüssel, den 4. Juli 2005 
JURM (2005) 6035 CL/sm 

AN DEN PRÄSIDENTEN UND DIE MITGLIEDER 

DES GERICHTS ERSTER INSTANZ DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

EINREDE DER UNZULÄSSIGKEIT 

gemäß Artikel 114 § 1 der Verfahrensordnung des Gerichts erster Instanz, erhoben von 

der KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN vertreten durch ihre 

Bevollmächtigten, Herrn Hannes KRÄMER und Herrn Clemens. LADENBURGER, 

Mitglieder ihres Juristischen Dienstes, Zustellungsanschrift: Herr Luis ESCOBAR 

GUERRERO, gleichfalls Mitglied ihres Juristischen Dienstes, Centre Wagner, 

Kirchberg, Luxemburg 

in der Rechtssache T-4/05 

Guido Strack 

gegen 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

wegen einer Klage auf Aufhebung der Entscheidimg vom 5.2.2004 über die Einstellung 

der OLAF-Uiitersuchung OF/2002/0356 und des dieser zu Grunde liegenden „Final Case 

Reports" (d.h. des Untersuchungsberichts) Nr. NT/sr D(2003)-AC-19723-01687 

05.02.2004) sowie auf Wiederaufiiahme dieser Untersuchung und Erstellung eines neuen 

Untersuchungsberichts. 

Commission européenne, B-1049 Bruxelles / Europese Commissie, B-1049 Brussel - Belgien. Telefon: (32-2) 299 1111. 
Büro: BERL. 1/10. Telefon: Durchwahl (32-2) 2952444. Telefax: (32-2) 2952493. 
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Die Kommission erhebt hiermit die Einrede der Unzullissigkeit nach Art. 114 Absatz 1 

der Verfahrensordnung des Gerichts und begri.indet diese wie folgt: 

A. SACHVERHALT 

1. Der KUiger ist seit dem 1.9.1995 Lebenszeitbeamter bei den Europa.ischen 

Gemeinschaften. Er war seit 1999 beim Amt fiir Amtliche V eroffentlichungen der 

EG (OPOCE) ilir die Neukonzeption der Massenproduktion konsolidierter 

Rechtstexte zustandig. Im Ralunen dieser Neu.k:onzeption wurde am 15.06.2000 ein 

Vertrag mit der externem Firma zur Durchfiihrung der 

Konsolidierungsarbeiten abgeschlossen, der jedoch nach Auffassung des Klagers 

von .. nicht zufrieden stellend ausgefiihrt wurde. Nach einer Diskussion iiber die 

Auslegung von Bestimmungen dieses Vertrags wurde am 2.5.2001 zwischen­

und dem OPOCE ein Kompromiss vereinbart. Nach Ansicbt des Klagers 

perpetuierte sich j edoch die von ibm behauptete Schlechtleistung von -weshalb 

er seinen Vorgesetzen vorschlug, zur V erhangung von Vertragsstrafen ilberzugehen. 

Dies geschah nicht. Dagegen wurde eine V ertragserganzung zwischen dem OPOCE 

und-vereinbart, die das Preissystem modifizierte, was nach der Ansicht des 

KHigers zu unbegrilndeten Gewinnsteigerungen fiir • fiihrte. Die Vorgesetzten 

des KUigers teilten dessen Kritik an der V ertragsdurchfiihrung durch - nicht. Ab 

dem 1.4.2002 wechselte der Klager zur GD ENTR, Referat C4. 

2. Am 30.7.2002 tcilte der Klager per E-mail an den Gencraldirektor des Europliischen 

Amtes fi.lr Betrugsbekampfung (OLAF), Herrn Bruner, den obigen Sachverhalt aus 

seiner Sicht mit. OLAF leitete eine interne Untersuchung (OF/2002/0356) ein und 

unterrichtete den Klliger hiertlber am 11.11.2002. 

3. Mit E-Mail vom 2.12.2003 verlangte der K.Higer unter Verweis auf Artikel 2 Absatz 

2 Satz 2 des Beschlusses der K.ommission K.(2002)845 1
, ibm his zum 2.1.2004 den 

Untersuchungsbericht zuzuleiten oder einen Termin ftir die Zuleitung dieses 

1 Anhang A 7 der Klagescbrift. 



Berichts zu nennen. Nach Ablauf dieser vom KHiger gesetzten Frist teilte der KHiger 

am 7.1.2004 den Prasidenten des Rates, des Parlaments, des Recbnungshofes und 

dem Europilischen Biirgerbeauftragten den oben genannten Sachverhalt aus seiner 

Sicht mit. Letzterer leitete ein Beschwerdeverfahren ein und schloss dieses 

inzwischen durch Entscheidung vom 6.6.2005 ab. In dieser Entscheidung vemeinte 

er unter Berufung auf das anhangige V erfahren T -4/05 seine Zusta.ndigkeit 

hinsichtlich der Beschwerdepunkte, die auch Gegenstand der vorliegenden Klage 

sind, und nahm hinsichtlich eines weiteren Beschwerdepunktes, der au13erhalb des 

Streitstoffs des vorliegenden Verfahrens liegt, eine kritische Bemerkung vor. 

4. Am 1.3.2004 wurde der KHiger von OLAF informiert, dass OLAF die Untersuchung 

am 5.2.2004 obne Follow-up abgeschlossen babe. Auf Aufforderung des KHigers 

vom 3.3.2004 erhielt er am 25.3.2004 Ausziige aus dem Untersuchungsbericht. 

5. Am 19.5.2004 hat der Klager gemaB Artikel 90a des Beamtenstatuts eine 

Beschwerde gegen die Einstellung der Untersuchungen durch OLAF und den 

Untersuchungsbericht eingelegt und deren Nichtigerkllirung und die Neuaufnahme 

der Ermitt1ungen gefordert. Die Beschwerde wurde durch den OLAF­

Generaldirektor mit Schreiben vom 4.10.2004 a1s unzuUissig zuriickgewiesen. Am 

4. 1. 2005 hat der K.Iager die vorliegende Klage erhoben. Er beantragt, 

die Entscheidung vom 5.2.2004 iiber die Einstellung der Untersuchungen durch 

OLAF und den dieser Entscheidung zugrundeliegenden Untersuchungsbericht fUr 

nichtig zu erkHi.ren sowie 

die Beklagte zur Wiederaufuahme der Untersuchung und zur Erstellung eines 

neuen Untersuchungsberichts zu verurteilen. 

B. REcHTUCHE WiiRDIGUNG 

6. Der K.Higer stiitzt seine Klage auf Artike191 Nr. 1 i.V.m. Artikel90a Satz 2 und 90 

Absatz 2 des Beamtenstatuts. Nach Ansicht der Kommission kann offen b1eiben, ob 

diese Vorschriften des Beamtenstatuts in Verbindung mit Artikel 236 EGV hier 

iiberhaupt einschlagig sind. Wie die Kommission im folgenden darlegen wird, 

geniigt die Klage weder den Anforderungen von Artikel 91 Nr. 1 i.V.m. Artikel90a 
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Satz 2 und 90 Absatz 2 des Beamtenstatuts noch denen von Artikel 230 Abs. 4 EGV 

und muss daher in j edem Fall als unzuUissig abgewiesen werden. 

7. Soweit die Klage nach Artik:el 91 Nr.l i.V.m. Artikel90a Satz 2 und 90 Absatz 2 

des Bearntenstatuts zu behandeln ist, muss sie als unzuHissig abgewiesen werden, da 

sie sich nicht gegen eine den Kliiger beschwerende Maj3nahme richtet. 

8. Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs kann ein K.Higer im Verfahren nach 

Artikel 91 des Statuts nur solche Akte angreifen, die ,ihm gegenuber. verbindliche 

Rechtswirkungen" erzeugen, welche ,,seine Interessen durch einen erheblichen 

Eingrif.f in seine Rechtsstellung beeintrachtigen ". 2 Er kann ,nicht im Interesse des 

Gesetzgebers oder der Organe tiitig werden " und daher zur Begriindung seiner 

Klage ,. nur Beschwerdepunkte geltend machen, die ihn personlich betreffen'd. 

9. An einer solchen personlichen Betroffenheit bzw .. einem Eingriff in die 

Rechtsstellung des Kliigers fehlt es bier. Denn der Untersuchungsbericht entfaltet 

dem Klliger gegeniiber keinerlei verbindliche Rechtswirkungen. Dieser ist auch 

nicht etwa in dem Sinne durch den Inhalt des Untersuchungsberichts belastet, dass 

ihm darin rechtswidriges V erhalten vorgeworfen wfude. Vielmehr hat der Klager 

lediglich als ,Whistleblower" OLAF Hinweise tiber etwaiges rechtswidriges 

Handeln gegeben. 

10. Untersuchungen von OLAF dienenjedoch ausschlieBlich dem allgemeinen Interesse 

der Europliischen Gemeinschaften an der Bekiimpfung von Betrug und anderen 

rechtswidrigen Handlungen zum Nachteil der finanziellen Interessen der 

Gerneinschaften. Sie dienen nicht etwa dem Jndividualinteresse emes 

,Whistleblowers" wie etwa dessen ideellem Interesse an der vollstiindigen 

AufkHirung eines bestimmten Sachverhalts. Ein solches eigenes Interesse schiitzen 

weder die Verordnung No 1073/99 tiber die Untersuchungen des europaischen 

Amtes fiir Betrugsbekiirnpfung (OLAF) noch das Statut. Dies wird deutlich aus der 

durchgehenden Bezugnahrne auf die ,finanziellen Interessen der Gemeinschaften" in 

der VO 1073/99, femer insbesondere aus Erwagungsgrund 5 dieser Verordnung und 

EuGH v. 14.2.1989, Bossi!Kommission, 346/87, Slg. S. 303, Abschn. 23; EuG v. 6.6.1996, 
Baiwir/Kommission, T-391/94, Slg. FP S. l-A-269 et Il-787, Abschn. 34. 

] EuGH v. 30.6.1983, Schloh!Rat, Rs. 85/82, Slg. S. 2105 Rn.l4. 
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Erwagungsgrund 6 des Beschlusses der Kommission zur Errichtung von OLAF, die 

als Zustandigkeit von OLAF die , Wahrung der gemeinschaftlichen lnteressen 

gegeniiber rechtswidrigen Handlungen, die verwaltungs- oder strafrechtlich 

geahndet werden konnten " nennen, ebenso wie aus der entsprechenden Bezugnahme 

auf die ,Jnteressen der Gemeinschaften" aus Artikel22 a des Statuts. 

11. Auch aus der Tatsache, dass in Artikel 22 a und 22 b des Statuts eingehend Pflichten 

und Rechte von Beamten geregelt werden, die Kenntnis von moglichen Fallen von 

Betrug oder anderen rechtswidrigen Handlungen haben und diese an OLAF 

weitergeben, folgt nichts anderes. So statuiert Artikel 22 a lediglich eine -

ausschlie.Blich im allgemeinen Interesse bestehende - Pflicht des Beamten zur 

Weitergabe solcher Kenntnisse. Artikel 22 a Abs. 3 und unter bestim:mten 

Voraussetzungen auch Artikel 22 b schiitzen zwar den ,Whistleblower" vor 

nachteiligen Auswirkungen seitens seines Organs. Dies ist aber der einzige 

individualschiitzende Gehalt der Norm. Keineswegs kann auf Artikel 22 b ein 

individuelles, rechtlich geschutztes Interesse des ,Whistleblowers" daran 

entnommen werden, dass auf seinen Hinweis hin eine etwaige rechtswidrige 

Handlung aufgeklart wird. 

12. Auch wenn der Antrag auf Aufhebung des Beschlusses zur Einstellung der 

Untersuchung und des Untersuchungsbericht nach Artikel 230 Abs. 4 EGV zu 

behandeln ware, ware er als unzulassig abzuweisen. 

13. Dabei kann in diesem Fall offen bleiben, ob Untersuchungsberichte von OLAF -

zumal solche, die keinerlei straf- oder disziplinarrechtliche Verantwortlichkeit 

einzelner feststellen und keine weiteren MaBnahmen empfehlen - iiberhaupt Akte 

mit verbindlichen Rechtswirkungen gegeni.iber irgendjemand darstellen und damit 

nach Artike1230 Abs. 4 EGV anfechtbar sein konnen.4 

14. Jedenfalls fehlt es vor1iegend anjeglicher individueller Betroffenheit des Klagers in 

seiner Rechtsstellung, wie sie nach Artikel 230 Absatz 4 EGV vorausgesetzt wird. 

Die individuelle Betroffenheit durch erne negative verfahrensbeendende 

Dazu die Beschl. d. EuG v. 18.12.2003 in Rs. T-215/02, Gomez Reino/Kommission, Slg.FP S. II-
1685, sowie v. 13.7.2004 in Rs. T-29/03, Andalucia/Kornmission (noch nicht veroffentlicht) sowie der 
Beschluss des Priisidenten des EuG v. 15.10. 2004, Rs. T-193/04 R Tillack/Kommission, bestiitigt mit 
Beschluss des Priisidenten des EuGH v. 19.4. 2005, Rs. C-521/04 P(R) (noch nicht veroffentlicht). 
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Entscheidung setzt entweder voraus, dass der Klager eine eigene Rechtsstellung in 

einem V erwaltungsverfahren hat, das seine Interessen berlihrt, oder aber dass er 

durch den verfahrensbeendende Entscheidung in seinen eigenen Interessen 

substantiell betroffen ist. 

15. An einer hinreichenden Verfahrensstellung gegenilber OLAF fehlt es dem KHiger 

jedoch hier. Seine Stellung ist vergleichbar der eines Beschwerdefilhrers in einem 

V ertragsverletzungsverfahren. Auch dieser kann zwar versuchen, durch seine 

Eingaben die Kommission zur Einleitung solcher V erfahren gema.B Artikel 226 

EGV zu bewegen, jedoch die Entscheidung der Kommission, ein solches- rein dem 

objektiven Interesse der Allgemeinheit dienenden - Verfahren einzustellen oder 

nicht einzuleiten, nicht gema.B Artikel230 EGV anfechten.5 

16. Die substantielle faktische Betroffenheit ist nur dann gegeben, wenn erne 

verfahrensabschlieflende Entscheidung spezifische Individualinteresen des Klli.gers 

beeintrli.chtigt, so zum Beispiel dessen Marktstellung6
. Wie bereits oben dargelegt, 

hat der KHiger kein rechtlich geschiitztes eigenes Interesse an der Durchfiihrung 

einer Untersuchung durch OLAF. 

1 7. Der KHi.ger versucht, eine personliche Betroffenheit aus sechs Argumentationslinien 

herzuleiten, die aber aile nicht tlberzeugen. 

18. Erstens behauptet der KHiger (Abschnitte 48 ff.der Klageschrift), dass ibm mit dem 

Abschluss der Untersuchung seine Rechtsstellung als ,Wbistleblower" gema.B dem 

Beschluss der Kommission KOM(2002)845 bzw. jetzt Artikel 22 b des Statuts 

wieder entzogen worden sei. Diese Behauptung ist unzutreffend. Der durch diese 

Bestimmungen gewabrte Schutz von ,Whistleblowem" vor jeglicher 

Benachteiligung aufgrund der Weitergabe von Informationen besteht auch nach 

Ende einer aufgrund dieser Jnforrnationen eingeleiteten OLAF-Untersuchung und 

unabhangig von ihren Ergebnissen fort. 

19. Zweitens tragt der Klager vor (Abschnitte 55 ff. der Klagescbrift), dass der Ausgang 

der OLAF-Untersuchung von seiner Anstellungsbehorde als relevant :fiir ein 

5 Zur stiindigen Rechtsprechung vgl. nur EuGH v. 23.5 .1990, Asia Motor France, Rs. C-72/90, Rn. 10. 

6 EuGH v. 28.1.1986, Cofaz/K.ornrnission, Rs. 169/84, Rn.2&. 
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laufendes, ihn betreffendes Beurteilungs- und Befdrderungsverfahren bezeicbnet 

wurde. Es trifft zwar zu, dass die Anstellungsbehorde in ihrer Entscheidung vom 24. 

11. 2003 iiber die vom K.Higer gegen seine Beurteilung fiir den Zeitraum von Juli 

2001 bis Dezember 2002 erhobene Beschwerde (N° R/432/03)7 folgendes 

ausgeilihrt hat : ,Sollte die von OLAF auf Veranlassung [des Klagers] eingeleitete 

Untersuchung Fakten zu Tage bringen, die die Rechtsgiiltigkeit der Massnahme, die 

Gegenstand dieser Beschwerde ist, in Zweifel ziehen, so konnte sich die 

Anstellungsbehorde veranlasst sehen, die vorliegende Entscheidung zu tiberpriifen 

oder geeignete Massnahmen zu treffen, urn die Auswirkungen der betreffenden 

Massnahme auszugleichen". Hieraus ergibt sichjedoch entgegen der Auffassung des 

KHi.gerskeine Klagebefugnis im vorliegenden V erfabren gegen den Abschlussbericht 

von OLAF. Allenfalls konnte der Klager aufgrund der zitierten Passage die 

Moglichkeit haben, nach Art. 90 Absatz 1 des Statuts einen Antrag auf emeute 

Uberpriifung seiner Beurteilung fiir den Zeitraum Juli 2001 bis Dezember 2002 zu 

stellen. In diesem Rahmen hatte er Gelegenheit, die behaupteten Mangel der von 

OLAF durchgefiihrten Untersuchung vorzutragen. 

20. Drittens (Abschnitte 62 ff. der Klageschri:ft) versucht der KHiger aus der 

Fiirsorgepflicht der Kommission gegentiber ihren Bediensteten ein Recht des 

,Whistleblowers" zur gerichtlichen Uberpriifung der von OLAF auf seine 

Infonnationen hin vorgenommenen Handlungen herzuleiten. Diese Argumentation 

ist abwegig. Das Statut regelt die Rechte und Pflichten von ,Whistleblowem" 

eingehend in den Artikeln 22 a und 22 b. Als Gegenstiick zur Hinweispflicht schtitzt 

es den Beamten, der dieser Pflicht in Treu und Glauben nachkonnnt, vor jeder 

Benachteiligung seitens des Organs (Artikel22 a Abs. 3 und Artikel22 b); damit ist 

die vom Klager geforderte ,,Gegenseitigkeit von Rechten und Pflichten" des 

Whistleblowers vollauf gewahrt 1m vorliegenden Verfahren geht es aber nicht urn 

vom Statut verbotene Benachteiligungen des KHigers, sondem urn ein behauptetes 

Recht des KHigers, weitere OLAF-Ermittlungen zu erzwingen. Hierfiir liefert die 

Ftirsorgepflicht keinerlei Grundl~ge. Der KHiger raumt selbst ein, dass auch nach 

nationalem Strafverfahrensrecht der Anzeigeerstatter, der nicht selbst Verletzter der 

7 Gegen diese Entscheidung hat der Klager vor dem Gericht Klage erhoben (Rechtssache T-85!04). 
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behaupteten Straftat ist, nicht e:rzwingen kann, dass auf seine Anzeige bin 

Ermittlungen angestellt werden. 

21. Viertens (Abschnitte 74 ff. der Klagescbrift) argumentiert der Klager, er miisse die 

Aufuebung des OLAF-Berichts deshalb beantragen konnen, weil dieser Bericht 

seine Aussagen falsch und verzerrend dargestellt und damit seine Ehre verletzt habe. 

Selbst wenn dem so ware, so wiirden daraus jedoch keine ,verbindliche 

Rechtswirkungen" des Berichts gegenilber dem Klager folgen. Wenn sich der Klager 

durch einen nicht rechtsverbindlichen Bericht von OLAF in seiner Ehre verletzt 

fiihlt, mag er eine Klage auf Schadensersatz erheben (sei es gemal3 Artikel 91 des 

Statuts nach Stellung eines Antrags auf Schadensersatz nach Artikel 90 Abs. 1 oder 

gemlill Artikel236 und 288 EGV). Eine solche Klage aufSchadensersatz hater aber 

ausdriicklich gerade nicht erhoben; sondem er ,bebalt" sie sich ,explizit vor" und 

hat ,hieraufbisher bewusst verzichtet" (s. Abschnitt 81 der Klage). 

22. Hinsichtlich des llinften Arguments des K.Higers (Abschnitte 80 82 der 

Klageschrift), mit dem er auf die ibm angeblich zugefugten psychischen Schaden 

hinweist, gilt in gleicher Weise das soeben Gesagte: dem Klager steht es :frei, 

diesbeziiglich eine Schadensersatzklage zu erheben, was er nicht getan hat. 

23. Soweit schliel3lich sechstens (Abschnitte 83-86 der Klageschrift) der KHiger eine 

Diskriminierung rilgt, weil OLAF seinen Hinweis weniger emstha.ft als die anderer 

,Whistleblower" verfolgt habe, geniigt der emeute Hinweis darauf, dass ein 

,,Whistleblower" kein rechtlich geschiitztes eigenes Interesse an die Durchfiilirung 

einer Untersuchung durch OLAF hat, weil OLAF-Untersuchungen ausschlieBlich im 

objektiven Interesse der Gemeinschaft durchge:ftihrt werden. Die Rechtsstellung des 

KHigers ist also durch die behauptete ,Ungleichbehandlung" in keiner Weise 

betroffen. 

24. Der Antrag des Klagers auf Aufbebung des Beschlusses vom 5.2.2004 fiber die 

Einstellung der OLAF-Untersuchung OF/2002/0356 und des dieser zu Grunde 

liegenden Untersuchungsberichts ist nach allem unzulassig. 

25. Der weitere Antrag des K.Higers auf ,Wiederaufnabme dieser Untersuchung und 

Erstellung eines neuen Untersuchungsberichts" ist schon deshalb unzuUissig, weil 
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nach standiger Rechtsprechung die Gemeinschaftsgerichte keine Befugnis haben, 

den Organ en Anordnungen zu erteilen. 8 

C.ANTRAGE 

Aus den genannten Grunden beantragt die Kommission,: 

1. die Klage als unzuHissig abzuweisen; 

2. dem KHiger die Kosten des Rechtsstreits aufzuerlegen. 

JJ.~ 
Hannes KRAMER 

£4~7gfLc__ 
Clemens LADENBURGER 

Bevollmachtigte der Kommission 

8 Vgl. nur EuG v. 11.6. 1996, OuzoWloffPopoffi'K.ommission, T-111/94, Slg. FP S. II-819, Abschn. 40. 
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EUROPÄISCHE KOMMISSION

JURISTISCHER DIENST

Brüssel, den 20. Juli 2006
JURM(2006)9191

AN DEN PRÄSIDENTEN UND DIE MITGLIEDER

DES GERICHTHOFS DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN

RECHTSMITTELBEANTWORTUNG

In der Rechtssache C-237/06 P

betreffend ein Rechtsmittel nach Artikel 56 der Satzung des Gerichtshofes, eingelegt am
28. Mai 2006,

Guido STRACK, vertreten durch Rechtsanwalt Lukas FÜLLKRUG,

Rechtsmittelführer und Kläger im ersten Rechtszug,

andere Verfahrensbeteiligte:

KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN, vertreten durch ihre
Bevollmächtigten, Herrn Hannes KRAEMER und Herrn Clemens LADENBURGER,
Mitglieder ihres Juristischen Dienstes, Zustellungsanschrift: Herr Luis ESCOBAR
GUERRERO, gleichfalls Mitglied ihres Juristischen Dienstes, Centre Wagner,
Kirchberg, Luxemburg,

Beklagte im ersten Rechtszug

1. Mit seinem Rechtsmittel beantragt der Rechtsmittelführer die Aufhebung des

Beschlusses des Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften vom 22.

März 2006 in der Rechtssache T-4/05, Guido Strack/Kommission, noch nicht in der

amtlichen Sammlung veröffentlicht (im Folgenden: „angefochtener Beschluss"), mit

dem das Gericht die Klage wegen Aufhebung der Entscheidung des Europäischen

Amtes für Betrugsbekämpfung (im Folgenden: „OLAF") vom 5. Februar 2004 über

die Einstellung der Untersuchung OF/2002/0356 (im Folgenden: „streitige

Commission europeenne, B-1049 Bruxelles / Europese Commissie, B-1049 Brüssel - Belgien. Telefon: (32-2) 299 11 11.
Büro: BERL. 1/10. Telefon: Durchwahl (32-2) 2952444. Telefax: (32-2) 2952493.

Ref. Ares(2012)541338 - 02/05/2012
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Entscheidung") und des ihr zugrunde liegenden Untersuchungsberichts Nr. NT/sr 

D(2003)-AC-19723-01687 vom 5. Februar 2004 (im Folgenden: ,Final Case 

Report") sowie wegen Verurteilung der Beklagten zur Wiederaufnahme dieser 

Untersuchung und Erstellung eines neuen Final Case Report als unzuHissig 

abgewiesen hat. 

Rechtlicher Rahmen 

2. Artikel 22a Absatz 1 des Statuts der Beamten der Europaischen Gemeinschaften (im 

Folgenden: Statut) sieht im Titel tiber die Rechte und Pflichten des Beamten vor, 

dass ein Beamter, der im Rahmen seines Dienstes Kenntnis von einer moglichen 

rechtswidrigen Handlung zum Nachteil der Interessen der Gemeinschaften oder von 

V erhaltensweisen im Zusammenhang mit der Austibung dienstlicher Pflichten 

erhalt, die eine schwerwiegende V erletzung der Dienstpflichten der Beam ten der 

Gemeinschaften darstellen konnen (im Folgenden: mogliches Fehlverhalten), 

unverztiglich seinen Vorgesetzten oder direkt das OLAF zu unterrichten hat. Artikel 

22a Absatz 3 des Statuts stellt klar, dass der Beamte, der nach Treu und Glauben 

gehandelt hat, nicht von der Verwaltung bestraft werden darf, weil er ein mogliches 

Fehlverhalten angezeigt hat. 

3. Artikel 22b Absatz 1 des Statuts bestimmt: 

,Dem Beamten, der Informationen gemajJ Artikel 22a an den Prasidenten der 
Kommission, den Prasidenten des Rechnungshofes, den Prasidenten des Rates, den 
Prasidenten des Europiiischen Par/aments oder an den Europaischen 
Biirgerbeauftragten weitergegeben hat, diirfen keine nachteiligen Auswirkungen 
seitens des Organs erwachsen, sofern die heiden folgenden Bedingungen erfiillt 
sind: 

a) Der Beamle hall die weitergegebenen Informationen undjede darin enthaltene 
Anschuldigung nach Treu und Glaubenfiir im Wesentlichen wahr und 

b) er hat zuvor die gleichen Informationen dem {OLAF} oder seinem Organ 
iibermittelt und abgewartet, bis das {OLAF] bzw. Organ binnen der Frist, die es in 
Anbetracht der Komplexitat des Falles festgelegt hat, geeignete MajJnahmen 
ergriffen hat. Ober diese Frist wird der Beamte binnen 60 Tagen ordnungsgemajJ 
unterrichtet." 

4. Die vorgenannten Bestimmungen sind durch die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 

723/2004 des Rates vom 22. Marz 2004 zur Anderung des Statuts der Beamten der 

Europaischen Gemeinschaften und der Beschaftigungsbedingungen ftir die 



sonstigen Bediensteten dieser Gemeinschaften (ABL L 124, S. I) in das Statut 

eingeftigt worden. Sie sind am I. Mai 2004 in Kraft getreten. 
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5. V or diesem Zeitpunkt hatte die Kommission mit ihrer Entscheidung K (2002) 845 

vom 4. April 2002 ahnliche Bestimmungen ftir ihre Beamten und sonstigen 

Bediensteten erlassen. 

6. Au/3erdem kann nach Artikel 90a Satz 2 des Statuts sich jede Person, auf die das 

Statut Anwendung findet, mit einer Beschwerde gema/3 Artikel 90 Absatz 2 des 

Statuts an den Direktor des OLAF wenden, wenn im Zusammenhang mit einer 

Untersuchung des OLAF eine sie beschwerende MaBnahme ergangen ist. Auch 

diese Bestimmung ist durch die Verordnung Nr. 723/2004 in das Statut eingeftigt 

worden und am I. Mai 2004 in Kraft getreten. 

7. Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. I 073/1999 des Europaischen Parlaments und des 

Rates vom 25. Mai I999 tiber die Untersuchungen des Europaischen Amtes ftir 

Betrugsbekampfung (OLAF) (ABL L I36, S. I) lautet wie folgt: 

,Einleitung der Untersuchungen 

[. .. ] 

Die Einleitung interner Untersuchungen wird vom Direktor des Amtes von sich aus 

oder auf Ersuchen des Organs, der Einrichtung oder des Amtes oder der Agentur, 

bei dem bzw. der die Untersuchung durchgefuhrt werden sol!, beschlossen." 

8. Bis zum I. Mai 2004 bestimmte Artikei I4 der Verordnung (EG) Nr. I 073/1999: 

,In Erwartung der Anderung des Statuts kann jeder Beamte ... der Europaischen 
Gemeinschaften beim Direktor des [OLAF] nach den in Artikel 90 Absatz 2 des 
Statuts vorgesehenen Modaliti.iten Beschwerde gegen eine ihn beschwerende 
Maf3nahme einlegen, die das [OLAF] im Rahmen einer internen Untersuchung 
ergr(ffen hat. Artikel 91 des Statuts findet auf die im Zusammenhang mit der 
Beschwerde ergehenden Entscheidungen Anwendung." 

9. Das Gericht ftir den offentlichen Dienst der Europaischen Union (im Folgenden: 

,EGOD") ist durch Artikel 1 des Beschluss des Rates vom 2. November 2004 zur 

Errichtung des Gerichts fUr den offentlichen Dienst der Europaischen Union 

(2004/752/EG, Euratom) (ABl. Nr. L 333, S. 7; im Folgenden: ,EGOD­

Errichtungsbeschluss") errichtet worden. 
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I 0. Durch Artikel 2 Absatz 2 des EGOD-Errichtungsbeschlusses wurde dem Protokoll 

tiber die Satzung des Gerichtshofs ein Anhang I, der im Anhang dieses Beschlusses 

enthalten ist, hinzugefiigt. Nach Artikel I des Anhangs I der Satzung des 

Gerichtshofs ist das EGOD im ersten Rechtszug fiir Streitsachen zwischen den 

Gemeinschaften und deren Bediensteten gemaB Artikel 23 6 EG-V ertrag und Artikel 

I 52 EAG-Vertrag zustandig, einschlief3lich der Streitsachen zwischen den 

Einrichtungen sowie Amtem und Agenturen und deren Bediensteten, fur die der 

Gerichtshof zustandig ist. 

II. Artikel 3 Absatz 3 des EGOD-Errichtungsbeschlusses bestimmt folgendes: 

,Die in Artikel 1 des Anhangs I der Satzung des Gerichtshoj'l genannten 
Rechtssachen, die am Tag des Jnkrafitretens dieses Artikels beim Gericht erster 
Instanz anhangig sind und in denen das schrifiliche Verflthren noch nicht 
entsprechend Artikel 52 der Verfahrensordnung des Gerichts beendet worden ist, 
werden an das Gericht fur den offentlichen Dienst der Europaischen Union 
verwiesen." 

I2. Nach Artikel 4 Absatz 2 des EGOD-Errichtungsbeschlusses tritt Artikel 1 des 

Anhangs I der Satzung des Gerichtshofs an dem Tag in Kraft, an dem die 

Feststellung des Prasidenten des Gerichtshofs, dass das Gericht fiir den offentlichen 

Dienst der Europaischen Union ordnungsgemaf3 konstituiert ist, im Amtsblatt der 

Europaischen Union veroffentlicht wird. Diese Feststellung ist am I2. Dezember 

2005 im Amtsblatt der Europaischen Union veroffentlicht worden (ABI. Nr. L 325, 

S. I). 

Sachverhalt, streitige Entscheidung und Verfahren bis zur Klageerhebung 

13. Der Sachverhalt in der Rechtssache, die zum angefochtenen Beschluss ftihrte, ist in 

Rdnm. 7 bis I3 des angefochtenen Beschlusses dargestellt. 

I4. Mit der streitigen Entscheidung beschloss das OLAF, die Untersuchung 

OF/2002/0356 einzustellen. 

15. Mit Schreiben vom 25. Marz 2004 iibermittelte das OLAF dem Klager die Kopie 

einer nicht vertrauiichen Fassung des Untersuchungsberichts. In diesem Bericht 

wurde festgestellt, dass die interne Untersuchung des OLAF keine Hinweise auf 

Unregelmaf3igkeiten ergeben habe und daher einzustellen sei. 
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16. Am 19. Mai 2004 reichte der KHiger beim Direktor des OLAF nach Artikel90a des 

Statuts eine Beschwerde gegen die streitige Entscheidung und gegen den Final Case 

Report ein. Er beantragte die Authebung dieser MaBnahmen und die 

Wiederaufnahme der U ntersuchung. 

17. Mit Schreiben vom 4. Oktober 2004 wies der Direktor des OLAF die Beschwerde 

als unzuHissig zuriick, da die streitige Entscheidung den Klager nicht im Sinne von 

Artikel 90a Satz 2 des Statuts beschweren konne, weil er sich als Informant an das 

OLAF gewandt babe und nicht Gegenstand einer Untersuchung des OLAF sei. 

Das Verfahren vor dem Gericht erster Instanz und der angefochtene Beschluss 

18. Mit Klageschrift, die am 4. Januar 2005 bei der Kanzlei des Gerichts einging, erhob 

der Klager Klage auf Nichtigerkliirung der streitigen Entscheidung sowie des dieser 

zugrundeliegenden Final Case Report sowie auf Verurteilung der Beklagten zur 

Wiederaufnahme der Untersuchung und zur Erstellung eines neuen Final Case 

Report. 

19. Die Kommission hat mit am 4. Juli 2005 eingereichtem Schriftsatz nach Artikel 114 

§ 1 der Verfahrensordnung des Gerichts eine Einrede der Unzulassigkeit erhoben. 

Der Klager hat am 2. September 2005 zu dieser Einrede Stellung genommen und 

beantragt, diese zu verwerfen. 

20. Zu seiner sachlichen Zustandigkeit hat das Gericht in Rdnr. 20 des angefochtenen 

Beschlusses festgestellt, dass die Entscheidung, die Klage als unzulassig 

abzuweisen, am 22. November 2005 vom Spruchkorper getroffen worden se1, 

weshalb es die Rechtssache nicht an das EG6D verwiesen babe. 

21. Den Authebungsantrag hat das Gericht flir unzulassig erklart. Es hat hierzu im 

wesentlichen die Ansicht vertreten, dass die Entscheidung des OLAF tiber die 

Einstellung der Untersuchung OF/2002/0356 und der Final Case Report des OLAF, 

auf dessen Grundlage diese Entscheidung ergangen ist, dem Klager gegentiber keine 

verbindlichen Rechtswirkungen entfalteten und daher keine beschwerenden 

MaBnahmen im Sinne der Artikel 90 Absatz 2 und 91 Absatz 1 des Statuts 

darstellten. Dem Klager werde nam1ich weder im Untersuchungsbericht noch in der 

Einstellungsentscheidung irgendein rechtswidriges Verhalten vorgeworfen. Ebenso 
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habe er als jemand, der ein etwaiges Fehlverhalten anzeigt, lediglich lnformationen 

an das OLAF weitergegeben, die die Einleitung einer Untersuchung ermoglichten. 

Die vom KHi.ger angefochtenen Handlungen beeintrachtigten also in keiner Weise 

seine personliche Rechtsstellung. 

22. Den Antrag, die Beklagte zur Wiederaufnahme der Untersuchung des OLAF und 

zur Erstellung eines neuen Final Case Report zu verurteilen. hat das Gericht 

gleichfalls ftir unzulassig erklart. Es hat hierzu festgestellt, dass es nach standiger 

Rechtsprechung nicht befugt ist, den Organen Anordnungen zu erteilen oder sich an 

ihre Stelle zu setzen (Rdnrn. 53 his 56 des angefochtenen Beschlusses). 

23. Das Gericht hat daher die Klage in vollem Umfang als unzulassig abgewiesen. 

Das Rechtsmittel 

24. Der Klager stiitzt sem Rechtsmittel auf VIer Grtinde. Mit dem ersten 

Rechtsmittelgrund riigt er die Unzustandigkeit des Gerichts nach Artikel 3 Absatz 3 

des EGOD-Errichtungsbeschlusses. Mit dem zweiten Rechtsmittelgrund macht er 

eine unzureichende Begrlindung des angefochtenen Beschlusses geltend. Der dritte 

Rechtsmittelgrund wird aus einer Verletzung von Artikel 90 Absatz 2 und 90 a des 

Statuts durch eine fehlerhafte Auslegung und Anwendung des Begriffs der 

,beschwerenden MaBnahme" sowie aus einer Verletzung des Gebots der Garantie 

effektiven Rechtsschutzes abgeleitet. Mit dem vierten Rechtsmittelgrund werden 

Verfahrensfehler des Gerichts gerligt, die darin bestehen sollen, dass das Gericht 

falsche Tatsachenfeststellungen und -bewertungen vorgenommen sowie hierauf 

bezogne unlogische Ausflihrungen gemacht habe. 

Zum ersten Rechtsmittelgrund 

25. Mit seinem ersten Rechtsmittelgrund wirft der Rechtsmittelfiihrer dem Gericht vor, 

Artikel 3 Absatz 3 des EGOD-Errichtungsbeschlusses dadurch verletzt zu haben, 

dass es die Rechtssache nicht an das EGOD verwiesen hat. Das Gericht habe seine 

sachliche Zustandigkeit zur Entscheidung der dem angefochtenen Beschluss 

zugrunde liegenden Rechtssache am 12. Dezember 2005 verloren. Dass sich der 

Spruchkorper bereits am 22. November 2005 darauf verstandigt habe, die Klage als 

unzulassig abzuweisen, sei in diesem Zusammenhang ohne Bedeutung, da eine 

solche rein interne Entscheidung keine Rechtswirkungen entfalten konne. 



26. Die Kommission ist der Auffassung, dass das Gericht nicht verpflichtet war, die 

Rechtssache an das EGOD zu verweisen. 
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27. Sie erinnert daran, dass sie- als Beklagte im ersten Rechtszug- mit am 4. Juli 2005 

eingereichtem Schriftsatz nach Artikel 114 § 1 der V erfahrensordnung des Gerichts 

eine Einrede der UnzuHissigkeit erhoben hat und dass der KHiger am 2. September 

2005 zu dieser Einrede Stellung genommen hat (vgl. oben Rdnr. 19). 

28. Dies bedeutet aber, dass im Rahmen des durch die Einrede der UnzuHissigkeit 

eroffneten Zwischenstreits das schriftliche Verfahren am 12. Dezember 2005 bereits 

beendet war. 

29. Allerdings kniipft Artikel 3 Absatz 3 des EGOD-Errichtungsbeschlusses seinem 

Wortlaut nach an die Beendigung des schriftlichen Verfahrens ,entsprechend 

Artikel 52 der Verfahrensordnung des Gerichts" an. Die dort genannten 

Beendigungstatbestande beziehen sich aber lediglich auf das Verfahren in der 

Hauptsache. 

30. Gleichwohl ist die Kommission der Auffassung, dass die sachliche Zustandigkeit 

auch in solchen Fallen nicht vom Gericht erster Instanz auf das EGOD iibergeht, in 

den en das schriftliche V erfahren zwar nicht im Rahmen des V erfahrens in der 

Hauptsache, wohl aber im Rahmen eines - durch die Einrede der Unzulassigkeit 

oder eine andere Einrede nach Artikel 114 § 1 der Verfahrensordnung des Gerichts -

eroffneten Zwischenstreits beendet ist. 

31. Die ratio legis der in Artikel 3 Absatz 3 des EGOD-Errichtungsbeschlusses 

getroffenen Regelung besteht in Erwagungen der Verfahrensbeschleunigung und der 

Verfahrensokonomie. Dies ergibt sich auch aus dem 9. Erwagungsgrund des 

EGOD-Errichtungsbeschlusses, wonach ,[i]n diesem Beschluss [ ... ] geeignete 

Obergangsbestimmungenfestgelegt werden [sollen], damit die gerichtliche Kammer 

ihre Aufgaben ab dem Zeitpunkt ihrer Errichtung ausiiben kann". 

32. In diesem Zusammenhang ist von Bedeutung, dass der Gesetzgeber in bezug auf die 

Behandlung der im Zeitpunkt des Eintritts der Funktionsfahigkeit des EGOD beim 

Gericht erster Instanz anhangen Rechtssachen im Prinzip drei Moglichkeiten hatte: 

Er hatte erstens vorsehen konnen, die sachliche Zustandigkeit flir samtliche dieser 

Rechtssachen beim Gericht erster lnstanz zu belassen. Zweitens hatte er vorsehen 
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konnen, die sachliche Zustandigkeit flir sfuntliche dieser Rechtssachen auf das 

EGOD tibergehen zu lassen. Die dritte Option - die der Gesetzgeber tatsachlich 

gewahlt hat - hestand darin, die sachliche ZusHindigkeit fUr solche Rechtssachen 

beim Gericht erster Instanz zu be lassen, die ein bestimmtes V erfahrensstadium 

erreicht haben, die tibrigen Rechtssachen aber auf das EGOD zu tibertragen. 

33. Die erste dieser Optionen hatte den Nachteil gehabt, dass die die durch die 

Errichtung des EGOD geschaffenen zusatzlichen Entscheidungsressourcen in der 

Anfangsphase - d. h. bis zum Abschluss des schriftlichen Verfahrens in den beim 

EGOD eingereichten neuen Klagen - teilweise ungenutzt geblieben waren, was der 

Verfahrensbeschleunigung Abbruch getan hatte. Der Nachteil der zweiten Option 

hatte darin bestanden, dass damit auch solche Rechtssachen auf das EGOD 

tibertragen worden waren, bei denen das Gericht erster Instanz bereits m eme 

vertiefte Sachbefassung eingetreten ist, was der V erfahrensokonomie widersprechen 

wtirde. 

34. Der Gesetzgeber hat daher zu Recht die in Rdnr. 32 beschriebene dritte Option 

gewahlt. Das fUr den Ubergang der sachlichen Zustandigkeit ma13gebliche 

V erfahrensstadium - die Beendigung des schriftlichen V erfahrens gewahrleistet 

dabei, dass im Prinzip von der Ubertragung auf das EGOD nur solche Rechtssachen 

betroffen sind, bei denen das Gericht erster Instanz noch nicht in eine vertiefte 

Sachbefassung eingetreten ist. Denn der Zeitpunkt, ab dem davon auszugehen ist, 

dass das Gericht erster Instanz - jedenfalls potentiell - bereits in eine vertiefte 

Sachbefassung eingetreten ist - wie sie sich im Faile des V erfahrens in der 

Hauptsache im Vorbericht des Berichterstatters nach Art. 52 der Verfahrensordnung 

des Gerichts manifestiert -, ist derjenige der Beendigung des schriftlichen 

Verfahrens. 

35. Diese Erwiigungen gelten aber nicht nur fur das Verfahren in der Hauptsache 

sondem gleicherma13en fur einen Zwischenstreit. Auch bier wtirde es der 

Verfahrensokonomie widersprechen, wenn auch solche Rechtssachen auf das 

EGOD tibertragen worden waren, bei denen das Gericht erster Instanz bereits in eine 

vertiefte Sachbefassung eingetreten ist. Aus Artikel 114 § 3 der Verfahrensordnung 

des Gerichts ergibt sich, dass das Gericht, nachdem die andere Partei zur Einrede 

der UnzuHissigkeit Stellung genommen hat, entweder eine mtindliche Verhandlung 

abhalt oder - wie in dem Verfahren, das zu dem angefochtenen Beschluss gefiihrt 
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hat - direkt tiber die Einrede der UnzuHissigkeit entscheidet. FUr die Konstellation 

des Zwischenstreits ist somit der Zeitpunkt, ab dem davon auszugehen ist, dass das 

Gericht erster Instanz - jedenfalls potentiell - bereits in eine verticfte Sachbefassung 

eingetreten ist derjenige des Eingangs der Stellungnahme der anderen Partei zur 

Einrede der Unzulassigkeit. 

36. Auch dann, wenn - wie im vorliegenden Fall - durch die den Zwischenstreit 

beendende Entscheidung - namlich die Abweisung der Klage als unzulassig -

zugleich das V erfahren in der Hauptsache beendet wird, andert sich an dieser 

Beurteilung nichts. Denn der Zweck eines eigenstandigen Zwischenstreits -

beispielsweise tiber die Zulassigkeit der Klage - besteht gerade darin, das 

beschleunigt entschieden werden kann, ob ein Hauptsacheverfahren moglicherweise 

entbehrlich ist. 

37. Fiir die hier vertretene Gleichsetzung des Zwischenstreits mit dem Verfahren in der 

Hauptsache spricht im iibrigen - in systematischer Hinsicht - weiterhin, dass nach 

Artikel 56 der Satzung des Gerichtshofes auch die einen Zwischenstreit beendenden 

gerichtlichen Entscheidungen den Gegenstand eines Rechtsmittels zum Gerichtshof 

bilden konnen, wie dies im vorliegenden Rechtsmittelverfahren dcr Fall ist. 

38. Die Kommission ist daher der Auffassung, dass Artikel 3 Absatz 3 des EGOD­

Errichtungsbeschlusses unter Beriicksichtigung von Sinn und Zweck dieser 

Vorschrift so auszulegen ist, dass die Zustandigkeit des Gerichts erster Instanz nicht 

nur in den Fallen besteht, in denen das schriftliche Verfahren in der Hauptsache -

und demgemaB ,entsprechend Artikel 52 der Verfahrensordnung des Gerichts'' -

beendet ist, sondem auch dann, wenn die Stellungnahme der anderen Partei zu einer 

Einrede der Unzulassigkeit bereits vorliegt und damit das schriftliche Verfahren im 

Zwischenstreit tiber diese Einrede als abgeschlossen gelten muss. 

39. Somit hat das Gericht Artikel 3 Absatz 3 des EGOD-Errichtungsbeschlusses nicht 

dadurch verletzt, dass es die Rechtssache nicht an das EGOD verwiesen hat. Selbst 

wenn daher die Auffassung des Rechtsmittelftihrers zutreffen sollte, wonach es -

entgegen den Ausflihrungen in Rdnr. 20 des angefochtenen Beschlusses - auf die 

interne Entscheidung des Spruchkorpers vom 22. November 2005, die Klage als 

unzulassig abzuweisen, nicht ankomme, so kann dies doch nicht zur Aufbebung des 

angefochtenen Beschlusses ftihren. Denn auch wenn die Griinde der 
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erstinstanzlichen Entscheidung einen Rechtsfehler erkennen lassen, deren Tenor 

sich aber aus anderen Rechtsgrtinden als richtig darstellt, kommt eine Aufhebung 

nicht in Betracht (Urteile des Gerichtshofs vom 30. 9. 2003, Biret/Rat, C-93/02 P, 

Slg. S. 1-10497, Rn. 60 sowie vom 9. 6. 1991, Lestelle/Kommission, C-30/91 P, Slg. 

S. 1-3755, Rn. 28). 

40. Nach Ansicht der Kommission ist der erste Rechtsmittelgrund daher 

zurtickzuweisen. 

Zum zweiten Rechtsmittelgrund 

41. Mit semem zweiten Rechtsmittelgrund rtigt der Rechtsmittelftihrer eme 

unzureichende Begrtindung des angefochtenen Beschlusses. Er tragt vor, dass das 

Gericht bestimmte Argumente nicht behandelt habe, die geeignet seien, das den 

Charakter der streitigen Entscheidung als einer ,beschwerenden MaBnahrne" 

darzutun. Dabei bezieht sich der Rechtsmittelftihrer auf scinen Vortrag im 

erstinstanzlichen Verfahren wonach durch den Erlass der streitigen Entscheidung 

erstens ihrn seine ,Rechtsstellung" als Anzeigeerstatter (,whistleblower") entzogen, 

zweitens der Grundsatz des Vertrauensschutzes, die Artikel 24 und 12 a des Statuts 

sowie die Ftirsorgepflicht verletzt und drittens ihrn die Moglichkeit einer positiven 

Berticksichtigung der Weitergabe von lnformationen tiber mogliches Fehlverhalten 

im Sinne von Artikel 22a de Statuts (im Folgenden: ,whistleblowing") in einem 

ktinftigen BefOrderungsverfahren genommen worden seien. 

42. Die Kommission weist zunachst allgemein darauf hin, dass sich aus der 

Rechtsprechung des Gerichtshofs ergibt (Urteil vom 6. Marz 2001, 

Connolly/Kommission, Rechtssache C-274/99 P, Slg. S. 1-1611, Rdnr. 121), dass 

die V erpflichtung des Gerichts, seine Entscheidungen zu begrtinden, nicht bedeutet, 

dass es sich detailliert mit jedem vom Klager vorgebrachten Argument hatte 

befassen mtissen, insbesondere dann, wenn es nicht hinreichend klar und bestimmt 

war und sich nicht auf geeignete Beweismittel sttitzte. 

43. Sodann geht die Begrtindung des angefochtenen Beschlusses nach Auffassung der 

Kommission in Anbetracht der Umstande des vorliegenden Falles ordnungsgemaB 

auf das Vorbringen des Rechtsmittelfiihrers ein, und reicht daher vollig aus, urn dem 

Gerichtshof die Wahrnehmung seiner richterlichen Kontrollaufgabe zu ermoglichen. 
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44. Erstens hat das Gericht das Vorbringen des Rechtsmitte1ftihrers zu semer 

,Rechtsstellung" als Anzeigeerstatter der Sache nach behandelt, in dem es in Rdnrn. 

42 bis 47 des angefochtenen Beschlusses ausftihrlich begrlindet hat, warum der dem 

Informanten durch die Artikel 22a und 22b des Statuts gewahrtc Schutz nicht die 

Annahme erlaubt, dass die personliche Rechtsstellung des Klagers durch die 

angefochtenen Handlungen unrnittelbar und sofort beeintrachtigt wird. Soweit sich 

der Rechtsmittelftihrer in Rdnr. 9 der Rechtsmittelschrift auf Artikel 3 Absatz 3 der 

Allgemeinen Durchftihrungsbestimmungen zu Artikel 43 des Statuts als einer 

Rechtsnorm zur Ausgestaltung der ,Rechtsstellung" als Anzeigeerstatter beruft, 

weist die Kommission darauf hin, dass sich der Rechtsmittelftihrer als Klager im 

erstinstanzlichen Verfahren nicht besonders auf die genannte Bestimmung berufen 

hat. Im Ubrigen stellt diese ohnehin nur eine Konkretisierung des in Artikel 22a 

Absatz 3 des Statuts entha1tenen Benachteiligungsverbots dar. 

45. Was zweitens das Vorbringen des Rechtsmittelftihrers in bezug auf den Grundsatz 

des Vertrauensschutzes, die Artikel 24 und 12 a des Statuts sowie die 

Ftirsorgepflicht betrifft, so leitet dieser daraus im wesentlichen ein Recht auf 

,Durchfiihrung eines ordnungsgemaf3en Ermittlungsverfahrens durch OLAF' (vgl. 

Rdnr. 11 der Rechtsmittelschrift, ahnlich Rdnrn. 13 und 15 ebd.) a b. 

46. Das Gericht hat indes dieses Vorbringen des Rechtsmittelftihrers behandelt, indem 

es in Rdnrn. 40 und 41 des angefochtenen Beschlusses ausfiihrlich die Erwagungen 

dargelegt hat, aus denen es zu dem Schluss gekommen ist, ,dass entgegen dem 

Vorbringen des Klagers der Final Case Report vom 5. Februar 2004 am Ende einer 

griindlichen Untersuchung und einer detaillierten Analyse des fraglichen 

Sachverhalts erstellt worden ist". Dass der Rechtsmittelflihrer im Rahmen seines 

vierten Rechtsmittelgrundes die in Rdnrn. 40 und 41 des angefochtenen Beschlusses 

entha1tenen Feststellungen angreift, ist im vorliegenden Zusammenhang- in dem es 

1ediglich die Frage einer hinreichenden Begrlindungsdichte des angefochtenen 

Beschlusses geht- ohne Belang. 

47. Drittens geht - hinsichtlich des Aspekts der Berticksichtigung des ,whistleblowing" 

in einem ktinftigen BefOrderungsverfahren - aus den Randnummer 49 des 

angefochtenen Besch1usses hervor, dass das Gericht auch dieses Vorbringen des 

Rechtsmittelftihrers sehr wohl behandelt hat. Es hat dort namlich folgendes 

ausgefiihrt: 
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, Im Ubrigen ist festzustellen, dass die Argumente, die der Klager zur 
Begrundung der Zuldssigkeit seines Aujhebungsantrags vorgebracht hat, im 
Wesentlichen auf den schad/ichen Fo(gen beruhen, die die angefochtenen 
Handlungen nach seiner Ansicht fur seine Laujbahn [ ... ] haben kbnnten. Der 
Klager hat jedoch die }vfoglichkeit, die Maj3nahmen der Verwaltung in Bezug auf die 
Entwicklung seiner Laujbahn anzufechten, falls ihm damit ubelgenommen wird, 
dass er das OLAF oder die in Artikel 22b Absatz 1 des Statuts genannten Personen 
uber ein Verhalten unterrichtet hat, von dem er nach Treu und G/auben annahm, 
dass es ein Fehlverhalten sei, oder er hat die Mog/ichkeit, Schadensersatz zu 
erlangen." 

48. Da der angefochtene Beschluss somit hinreichend begrtindet war, ist der zweite 

Rechtsmittelgrund nach Auffassung der Kommission ebenfalls zurtickzuweisen. 

Zum dritten Rechtsmittelgrund 

Erste Ruge 

49. Mit der ersten Rtige im Rahmen semes dritten Rechtsmittelgrundes macht der 

Rechtsmittelftihrer geltend, das Gericht habe Artikel 90 Absatz 2 und 90 a des 

Statuts dadurch verletzt, dass es in Rdnr. 35 des angefochtenen Beschlusses den 

Begriff der ,beschwerenden MaBnahme" zu eng ausgelegt habe. Dem 

Rechtsmittelftihrer zufolge unterfallen diesem Begriff - entgegen der Auffassung 

des Gerichts - nicht nur verbindliche Rechtswirkungen entfaltende MaBnahmen, die 

die Interessen des KHigers dadurch unrnittelbar und sofort beeintrachtigen konnen, 

dass sie seine Rechtsstellung in qualifizierter Weise verandem, sondem auch 

bestimmte andere Ma13nahmen. 

50. Die Kommission halt diese Rtige ftir unbegrtindet. 

51. Das Gericht hat seiner Entscheidung die standige Rechtsprechung des Gerichtshofs 

zugrundegelegt, nach der nur solche MaBnahmen, die die Rechtsstellung der 

Betroffenen unrnittelbar und individuell betreffen, als beschwerende MaBnahmen 

angesehen werden konnen (vgl. Beschlu/3 vom 31. Dezember 1992 in der 

Rechtssache C-32/92, Moat/Kommission, Slg. S. 6379, Rdnr. 9 und vom 16. Juni 

1988 in der Rechtssache 372/87, Progoulis/Komrnission, Slg. S. 3091, und Urteil 

vom 21. Januar 1987 in der Rechtssache 204/85, Stroghili/Rechnungshof, Slg. S. 

389). 
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52. Zu Unrecht beruft sich der KHiger demgegeni.iber auf die Urteile des Gerichtshofs 

vom 22. Mai 1980 in der Rechtssache 142/79, Fonti/Parlament, Slg. S. 1617 und des 

Gerichts vom 6. November 1997 in der Rechtssache T-223/95, Ronchi/Kommission, 

S1gOD S. I-A-321, 11-879. Heiden Rechtssachen lagen Sachverhalte zugrunde, in 

denn die KHiger einen Antrag an die Verwaltung gerichtet hatten, der darauf 

gerichtet war, die Verwaltung moge ihnen selbst gegeni.iber tatig werden. In der 

Rechtssache Fonti/Parlament hatte die Klagerin beantragt, ihr das Tagegeld sowie 

die Erstattung der Umzugskosten zu gewahren. In der Rechtssache 

Ronchi/Kommission hatte der vom KHiger gestellte Antrag zum Ziel, die 

V erwaltung moge die zur Wiederherstellung der Ehre und des guten Rufs des 

Klagers notwendigen MaJ3nahmen ergreifen (vgl. Rdn. 3 des vorgenannten Urteils 

in der Rechtssache Ronchi/Kommission). 

53. Dagegen hat der Rechtsmittelfi.ihrer a1s Klager in der Rechtssache die zum Erlass 

des angefochtenen Beschlusses geftihrt hat, die Durchfi.ihrung einer Untersuchung 

des OLAF begehrt. Derartige Untersuchungen liegen aber, wie das Gericht in Rdnr. 

38 des angefochtenen Beschlusses zutreffend ausgeflihrt hat, ausschlieJ31ich im 

allgemeinen Interesse der Gemeinschaft an der Bekampfung von Betrug und 

sonstigen rechtswidrigen Handlungen zum Nachteil ihrer finanziellen Interessen, 

nicht aber in seinem Individualinteresse, etwa dem ideellen Interesse an der 

vollstandigen Aufklarung eines bestimmten Sachverhalts. Denn nach Artikel 1 

Absatz 3 der V erordnung Nr. I 07311999 ist das OLAF zur Durchfi.ihrung von 

administrativen Untersuchungen errichtet worden, die dazu dienen, Betrug, 

Korruption und sonstige rechtswidrige Handlungen zum Nachtcil der finanziellen 

Interessen der Gemeinschaft zu bekampfen und zu diesem Zweck schwerwiegende 

Handlungen im Zusammenhang mit der Austibung der beruflichen Tatigkeit 

aufzudecken, die eine V erletzung der Verpflichtungen der Beamten darstellen 

konnen, die disziplinarisch und gegebenenfalls strafrechtlich geahndet werden kann. 

Dies wird deutlich aus der durchgehenden Bezugnahme auf die ,finanziellen 

Interessen der Gemeinschaften" in der VO 1073/99, ferner insbesondere aus 

Erwagungsgrund 5 dieser Verordnung und Erwagungsgrund 6 des Beschlusses der 

Kommission zur Errichtung von OLAF, die als Zustandigkeit von OLAF die 

, Wahrung der gemeinschajtlichen Interessen gegenuber rechtswidrigen 

Handlungen, die verwaltungs- oder strajrechtlich geahndet werden konnten" 



nennen, ebenso wie aus der entsprechenden Bezugnahme auf die ,Interessen der 

Gemeinschaften" aus Artike1 22 a des Statuts. 
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54. Aus den gleichen Grunden sind die Hinweise des Rechtsmittelftihrers auf die in den 

FuBnoten 11 und 12 zu Rdnr. 21 der Rechtsmitte1schrift genannten Urtei1e 

unbehe1flich. Diese betreffen namlich allesamt Versetzungsentscheidungen (Urteile 

des Gerichtshofes vom 27. Juni 1973 in der Rechtssache 35/72, Kley/Kommission, 

S1g., 679, 687 ff., vom 29. Oktober 1981 in der Rechtssache 125/80, 

Arning/Kommission, Slg., 2539, 2554, vom 24. Februar 1981 in den verbundenen 

Rechtssachen 161/80 und 162/80, Carbognani und Coda Zabetta/Kommission, Slg., 

543 sowie vom 21. Mai 1981 in der Rechtssache 60/80, S1g., 1329; Urteil des 

Gerichts vom 19. Juni 1997, Forcat Icardo/Kommission, T-73/96, SlgOD S. IA-159, 

II-485). Im Gegensatz zu der streitigen Entscheidung bertihren die in den genanten 

Verfahren angefochtenen Versetzungsentscheidungen die Rechtssphiire des Klagers, 

und zwar in der Weise, dass sie seine Amtspflichten verandern, namlich entweder 

hinsichtlich des Inhalts seiner dienstlichen Aufgaben oder hinsichtlich des Orts, an 

dem diese zu erbringen sind und der Beamte sich nach Artikel 20 des Status 

niederzulassen hat. 

55. Das Gericht hat somit keinen Rechtsfehler begangen habe, a1s es in Rdnr. 35 des 

angefochtenen Beschlusses den Begriff der ,beschwerenden MaBnahme" 

dahingehend ausgelegt habe, dass diesem Begriff nur solche MaBnahmen 

unterfallen, die verbindliche Rechtswirkungen entfalten, die die Interessen des 

Klagers dadurch unrnittelbar und sofort beeintrachtigen konnen, dass sie seine 

Rechtsstellung in qualifizierter Weise verandern. 

Zweite Ruge 

56. Mit seiner zweiten Rtige macht der Rechtsmittelftihrer geltend, das Gericht habe 

Artikel 90 Absatz 2 und 90 a des Statuts dadurch verletzt, dass es die streitige 

Entscheidung - selbst unter Zugrundlegung der in Rdnr. 35 des angefochtenen 

Beschlusses vorgenommenen Auslegung des Begriffs der ,beschwerenden 

MaBnahme" - nicht als solche qualifiziert habe. Nach Auffassung des 

Rechtsmittelftihrers entfaltet die streitige Entscheidung - entgegen der in Rdnr. 3 6 

des angefochtenen Beschlusses zum Ausdruck kommenden Beurteilung des 

Gerichts - verbindliche Rechtswirkungen, die seine Interessen dadurch unrnittelbar 



und sofort beeintrachtigen konnen, dass sie seine Rechtsstellung in qualifizierter 

Weise verandern. 
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57. Hierzu tragt der Rechtsmittelflihrer zunachst vor (Rdnm. 26 - 58 der 

Rechtsmittelschrift), der Charakter der streitigen Entscheidung als einer 

,beschwerenden Ma13nahme" ergebe sich aus den Artikeln 22a und 22b des Statuts 

in Verbindung mit der Verordnung (EG) Nr. I 073/1999. 

58. Im Rahmen emer ersten Argumentationslinie (Rdnrn. 29 35 der 

Rechtsmittelschrift) beruft sich der RechtsmittelfUhrer auf das Offentliche Interesse 

an einem ,whistleblowing", das es im Sinne des effet utile gebiete, eine 

Entscheidung, durch die das OLAF eine Untersuchung einstclle, als eine den 

Anzeigeerstatter beschwerende Ma/3nahme zu qualifizieren. 

59. Die Kommission verweist darauf, dass der RechtsmittelfUhrer damit tiber die 

standige Rechtsprechung hinweggeht, wonach ein Beamter nicht im Interesse des 

Gesetzgebers oder der Organe tatig werden und fUr seine Klage nur 

Beschwerdepunkte geltend machen kann, die ihn personlich betreffen (Urteil des 

Gerichtshofs vom 30. Juni 1983, Schloh!Rat, Rs. 85/82, Slg. S. 2105, Rdnr. I4). Er 

tut namlich gerade nicht dar, dass die streitige Entscheidung seine eigene 

Rechtsstellung tatsachlich unrnittelbar und individuell betreffe (was nicht der Fall 

ist, vgl. oben Rdnr. 53), sondern postuliert statt dessen eine Klagebefugnis des 

Anzeigeerstatters lediglich zur besseren Durchsetzung der den Regelungen tiber das 

,whistleblowing" zugrunde liegenden Offentlichen lnteressen. 

60. Die zweite Argumentationslinie des RechtsmittelfUhrers (Rdnm. 36 - 42 der 

Rechtsmittelschrift) betrifft die Informationspflicht nach Artikei 22b Absatz I lit. b) 

des Statuts, deren Verletzung - wie im vorliegenden Fall - cine beschwerende 

Ma/3nahme darstelle. 

61. Nach Auffassung der Kommission liegt in einer - unterstellten - Verletzung der 

Inforrnationspflicht durch das OLAF keine Ma13nahme mit verbindlichen 

Rechtswirkungen. Eine derartiges Unterlassen einer - rein faktischen - Handlung 

kann allenfalls zur Folge haben, dass ein Beamter nach dem Ablauf der 60 Tage -

und ohne irgendeine weitere Frist abwarten zu mtissen - die Inforrnationen tiber 

mogliches Fehlverhalten an eine der in Artikel 22b Absatz 1 des Statuts genannten 
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Stellen weitergeben darf, ohne dass ihrn daraus Nachteile erwachsen diirften. 

Anders als der Rechtsmittelflihrer dies behauptet (Rdnr. 42 der Rechtsmittelschrift) 

stellt aber die angebliche ,Nichtinformation" durch OLAF eine blof3e Unterlassung 

und keineswegs selbst eine ,Maf3nahrne zur Vorbereitung" einer die Untersuchung 

einstellenden Entscheidung dar. 

62. Die dritte Argumentationslinie des Rechtsmittelftlhrers (Rdnm. 43 - 46 der 

Rechtsmittelschrift) bezieht sich auf den in Artikel 22b Absatz 1 lit. b) des Statuts 

verwendeten Begriff ,geeignete Maf3nahmen". Der Rechtsmittelfiihrer leitet hieraus 

ab, dass ein Anzeigeerstatter tiber die Moglichkeit verfiigen miisse, gerichtlich 

kHiren zu lassen, ob das OLAF auf die Anzeige hin tatsachlich ,geeignete 

Maf3nahrnen" ergriffen hat. 

63. Die Kommission ist der Auffassung, dass dieses Argument unbehelflich ist. Denn 

selbst wenn daher der Rechtsmittelfiihrer mit seiner Behauptung recht hatte, dass die 

von OLAF durchgeflihrte Untersuchung wegen bestimmter Mangel keine 

,geeignete Maf3nahrne" im Sinne von Artikel 22b Absatz 1 lit. b) des Statuts 

darstelle, so wiirde daraus keineswegs ein Charakter der streitigen Entscheidung als 

den ,whistleblower" beschwerende und von ihrn gerichtliche anfechtbare 

Maf3nahrne folgen. Vielmehr wiirde sich aus einer fehlenden ,Eignung" der 

Untersuchung nach der Logik von Artikel 22 b des Status als einzige Rechtsfolge 

ergeben, dass der whistleblower dann eben berechtigt ware, ungeachtet der von 

OLAF ergriffenen Maf3nahmen Informationen an die Prasidenten der in Absatz 1 

genannten Organe und den Biirgerbeauftragten weiterzugeben. 

64. Im Rahmen seiner vierten Argumentationslinie (Rdnrn. 47 55 der 

Rechtsmittelschrift) behauptet der Rechtsmittelfiihrer, der Sache nach, die streitige 

Entscheidung habe ftir ihn in zweifacher Hinsicht nachteilige Auswirkungen gehabt. 

Erstens gingen von der streitige Entscheidung selbst wegen ihrer angeblichen 

Rechtswidrigkeit und ihrer angeblichen Auswirkungen auf seine psychische 

Gesundheit derartige nachteilige Auswirkungen aus. Zweitens entstehe durch sie 

Offentlich der Eindruck, er habe Dritte zu U nrecht beschuldigt. 

65. Was den ersten Aspekt betrifft, so bemerkt die Kommission, dass weder aus der -

unterstellten - Rechtswidrigkeit einer Maf3nahme noch aus deren - unterstellten -

nachteiligen Auswirkungen fur einen Beamten - etwa in bezug auf dessen 
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psychische Gesundheit folgt, dass diese MaBnahme verbindliche 

Rechtswirkungen aufweist und somit als ,beschwerende MaBnahme" im Sinne der 

Artikel 90 bis 91 des Statuts zu qualifizieren ist. 

66. Im tibrigen ist ein Zusammenhang zwischen der streitigen Entscheidung und einer 

angeblichen Beeintdichtigung der psychischen Gesundheit des RechtsmittelfUhrer~ 

nicht plausibel. Vielmehr steht hinter den diesbeztiglichen Argumenten des 

Rechtsmittelftihrers in Wahrheit dessen ideelles Interesse an der vollstandigen 

AufkUirung des den Gegenstand seiner Anzeige an OLAF bildenden Sachverhalts, 

das aber, wie oben in Rdnr. 53 dargelegt, nicht schutzwtirdig ist. 

67. In Hinblick auf den zweiten Aspekt ist zu entgegnen, dass die Tatsache, dass OLAF 

eine Untersuchung eingestellt, weil sich das vom Anzeigeerstatter behauptete 

Fehlverhalten nicht nachweisen Hi.sst, zu den moglichen Entwicklungen gehort, die 

jeder Anzeige inharent sind. Entscheidend ist aber, wie das Gericht in Rdnr. 48 des 

angefochtenen Beschlusses zutreffend ausgeftihrt hat, dass eine solche Einstellung 

als solche nicht die Annahme erlaubt, dass der Anzeigeerstatter nicht nach Treu und 

Glauben im Sinne der Artikel 22a und 22b des Statuts gehandelt habe. Im tibrigen 

ist die streitige Entscheidung - wie auch die dieser zugrunde liegende Anzeige des 

Rechtsmittelftihrers - nur OLAF sowie bestimmten hiermit befassten Dienststellen 

der Kommission zur Kenntnis gelangt, so dass nicht von der Schaffung eines 

Offentlichen Eindrucks in bezug auf das Verhalten des Rechtsmittelftihrers die Rede 

sein kann. 

68. Die funfte Argumentationslinie des Rechtsmittelftihrers (Rdnrn. 56 - 58 der 

Rechtsmittelschrift) stellt auf angebliche Verfahrensfehler von seiten des OLAF im 

Zusammenhang im dem Erlass der streitigen Entscheidung ab. 

69. Wiederum ist hierzu nach Ansicht der Kommission zu entgegnen, dass sich aus 

einer - unterstellten - angeblichen Rechtswidrigkeit einer MaBnahme deren 

Charakter als einer ,beschwerende MaBnahme" im Sinne der Artikel 90 bis 91 des 

Statuts ergibt. Daher gab es ftir das Gericht auch keinen Anlass, im angefochtenen 

Beschluss auf die im Abschnitt ,Begrtindetheit" der Klageschrift (Randnrn. 112 ff.) 

genannten angeblichen Verfahrensfehler des OLAF einzugehen. 
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70. Sodann tragt der Rechtsmittelfiihrer vor (Rdnrn. 59- 65 Rechtsmittelschrift), dass 

der Ausgang der OLAF-Untersuchung von seiner Anstellungsbehorde als relevant 

fiir ein laufendes, ihn betreffendes Beurteilungsverfahren bezeichnet wurde, da die 

Anstellungsbehorde in ihrer Entscheidung vom 24. 11. 2003 iiber die vom Klager 

gegen seine Beurteilung ftir den Zeitraum von Juli 2001 bis Dezember 2002 

erhobene Beschwerde (No R/432/03) 1 folgendes ausgeftihrt hat : ,Sollte die von 

OLAF auf Veranlassung [des Klagers] eingeleilete Untersuchung Fakten zu Tage 

bringen, die die Rechtsgultigkeit der Maj]nahme, die Gegenstand dieser Beschwerde 

ist, in Zweifel ziehen, so konnte sich die Anstellungsbehorde veranlasst sehen, die 

vorliegende Entscheidung zu uberprufen oder geeignete Maj]nahmen zu treffen, um 

die Auswirkungen der betreffenden Afaj]nahme auszugleichen". 

71. Aus der zitierten Passage der Entscheidung der Anstellungsbehorde vom 24. 11. 

2003 ergibt sich jedoch nach Auffassung der Kommission jedoch nicht, dass die 

streitige Entscheidung als solche eine beschwerende MaBnahme darstellen wiirde. 

Allenfalls konnte der Klager aufgrund dieser Passage die Moglichkeit haben, nach 

Art. 90 Absatz I des Statuts einen Antrag auf erneute Oberpriifung seiner 

Beurteilung flir den Zeitraum Juli 2001 bis Dezember 2002 zu stellen. In diesem 

Rahmen hatte er Gelegenheit, die behaupteten Mangel der von OLAF 

durchgeflihrten Untersuchung vorzutragen. 

72. SchlieBlich tragt der Rechtsmittelflihrer vor (Rdnrn. 66 - 72 Rechtsmittelschrift), 

dass die streitigen Entscheidungen nachteilige Auswirkungen auf seine psychische 

Gesundheit hiitten. 

73. Die Kommission verweist hierzu auf ihre obigen Ausfiihrungen in Rdnrn. 64 66. 

74. Zusammenfassend ist die Kommission somit der Auffassung, dass das Gericht 

Artikel 90 Absatz 2 und 90 a des Statuts nicht dadurch verletzt hat, dass es die 

streitige Entscheidung nicht als ,beschwerende MaBnahme" qualifiziert hat. 

Dritte Ruge 

75. Drittens riigt der Rechtsmittelflihrer. das Gericht habe das Gebot der Garantie 

effektiven Rechtsschutzes verletzt, indem es die streitige Entscheidung nicht als eine 

1 Gegen diese Entscheidung hat der KHiger vor dem Gericht Klage erhoben (Rechtssache T-85/04). 



,beschwerende MaBnahme" qualifiziert habe (Rdnrn. 74 

Rechtsmittelschrift). 

79 der 
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76. Diese Ri.ige wendet sich somit gegen Rdnrn. 49 und 50 des angefochtene 

Beschlusses, in den das Gericht folgendes ausgefi.ihrt hat: 

,,Auch was das Vorbringen hinsichtlich der Verschlechterung seiner psychischen 

Gesundheit angeht, so verfiigt der Klager iiber Rechtsbehel.fe, um seine Rechte zu 

schiitzen. Vertritt der Klager insoweit die Auffassung, dass die Entscheidung der 

Anstellungsbehorde vom 24. November 2003, mit der seine Beschwerde gegen seine 

Beurteilung fur den Zeitraum von Juli 2001 bis Dezember 2002 beschieden wurde, 

geeignet ist, ihm infolge seiner Anzeige beim OLAF einen Schaden zuzufugen, so hat 

er die Moglichkeit, diese Entscheidung im Rahmen der Klage zu beanstanden, die er 

gegen die Beurteilung seiner beruflichen Entwicklung fur den Beurteilungszeitraum 

2001-2002 erhoben hat (gegenwartig beim Gerich! anhangige Rechtssache T-

85104, in der sich der Klager und die Kommission gegenuberstehen). Denn in einem 

so/chen Fall ist der geeignete Rechtsbehel.f eine Klage gegen die Maj3nahme, die 

den Klager unmittelbar beschwert, und nicht eine Klage, die wie im vorliegenden 

Fall gegen Handlungen erhoben wird, mit denen er nicht beschuldigt wird. '' 

77. Die Kommission verweist allgemein darauf, dass die einzelnen 

ZuHissigkeitsvoraussetzungen der verschiedenen Klagearten zwar im Licht des 

Grundsatzes eines effektiven gerichtlichen Rechtsschutzes unter Beri.icksichtigung 

der verschiedenen Umstande, die einen Klager individualisieren konnen, auszulegen 

sind, dass dies aber nicht zum Wegfall einer bestimmten ausdri.icklich vorgesehenen 

Zulassigkeitsvoraussetzung Itihren kann (in diesem Sinne Urteile des Gerichtshofs 

vom 25. Juli 2002, Union de Pequefios Agricultores/Rat, Rs.C-50/00, Randnr. 44 

und vom 1. April 2004, Kommission/Jego-Quere et Cie, Rs. C-263/02 P, Rdnr. 36). 

78. Hieraus folgt, dass der Rechtsmittelftihrer unter dem Gesichtspunkt des Grundsatzes 

eines effektiven gerichtlichen Rechtsschutzes keinen Anspruch darauf hat, dass die 

Frage der RechtmaBigkeit der streitigen Entscheidung ,abstrakt" als Vorfrage fur 

weitere gerichtliche Verfahren, die andere Entscheidungen zum Gegenstand haben -

gewissermaBen nach Art eines Feststellungsrechtsstreits- gekHirt wird. 
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79. Weiterhin hat der Rechtsmittelftihrer nicht hinreichend dargetan, dass und in 

welcher Weise die Frage der Rechtma.Bigkeit der streitigen Entscheidung Uberhaupt 

fUr andere gerichtliche V erfahren entscheidungserheblich ist. 

80. Nach Auffassung der Kommission hat das Gericht somit das Gebot der Garantie 

effektiven Rechtsschutzes nicht verletzt, als es die streitige Entscheidung nicht als 

eine ,beschwerende MaBnahme" qualifiziert hat. 

81. Auch der dritte Rechtsmittelgrund ist daher in allen seinen RUgen zurlickzuweisen. 

Zum vierten Rechtsmittelgrund 

82. Mit seinem vierten Rechtsmittelgrund (Rdnrn. 80 - 89 der Rechtsmittelschrift) 

wendet sich der Rechtsmitte1ftihrer gegen die Randnummem 40 und 41 des 

angefochtenen Besch1usses. Das Gericht hat dort fo]gendes ausftihrt: 

, Im Obrigen ist darauf hinzuweisen, dass entgegen dem Vorbringen des Klagers 
der Final Case Report vom 5. Februar 2004 am Ende einer grundlichen 
Untersuchung und einer detaillierten Analyse des fraglichen Sachverhalts erstellt 
worden ist. So werden in diesem Bericht die verschiedenen Anschuldigungen, die 
der Klager beim OLAF vorgebracht hat, klar dargelegt und die 
Ermittlungsmaftnahmen des OLAF in der Zeit vom 18. Oktober 2002 bis 5. Februar 
2004 im Einzelnen angegeben. Im Rahmen dieser Ermittlungen benutzte das OLAF 
die Datenbank Sysper, um Informationen uber die genannten Beamten einzuholen, 
es organisierte - im November 2002 und dann im September und Dezember 2003 -
mehrere Unterredungen zwischen dem Klager und Mitgliedern des OLAF oder 
seinem Generaldirektor, und es prufte die Unterlagen in Bezug auf den sJreitigen 
Vertrag. AmEnde dieser detaillierten Prufung gelangte das OLAF zu dem ErgF:bnis, 
dass mit den Vorgangen, die Gegenstand der Untersuchung waren, die 
vertraglichen Beziehungen zwischen dem Amt fur Veroffentlichungen und seinem 
externen Dienstleister geordnet werden sol/ten, dass es keine Unregelmafiigkeiten 
seitens der Beamten des Amtes fur Veroffentlichungen gegeben habe und dass 
folglich die Untersuchung einzustellen sei. Zu Unrecht und im Widerspruch zu den 
offenkundigen Tatsachen wirft also der Klager dem OLAF vor, es habe seine 
Verpflichtungen auf dem Gebiet der Untersuchung nicht erfullt, behauptet er, die 
von ihm erteilten Informationen seien nicht ordnungsgemaft weiterverfolgt, sondern 
vertuscht worden, und tragt er vor, die Kommission habe ermessensfehlerhafl und 
willkurlich gehandelt. Die These des Klagers, dass eine ordnungsgemiifte 
Durchfuhrung der Untersuchung die Feststellung einer erheblichen 
Rechtsverletzung ermoglicht hatte, entbehrt jeder Grundlage und jeder Rationalitat. 
Dies wurde bedeuten, dass das Ergebnis der Untersuchung dadurch 
vorweggenommen wurde, dass die Anschuldigungen des Klagers fur berechtigt 
gehalten wurden, ohne die Ermessensbefugnisse des OLAF im Rahmen der internen 
Untersuchung zu berucksichtigen." 
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83. Die Kommission weist erstens darauf hin, dass die zitierte Passage des 

angefochtenen Beschlusses in der Tat - wie der Rechtsmittelflihrer dies selbst in 

Rdnr. 88 der Rechtsmittelschrift erwagt - den Charakter eines obiter dictum 

aufweist. Denn das Gericht hat damit der Sache nach bestimmte Aspekte der 

RechtmaBigkeit der streitigen Entscheidung gepriift. Diese Ausftihrungen tragen 

aber nicht den Tenor des angefochtenen Beschlusses, der sich darauf beschrankt, 

die Klage als unzulassig abzuweisen. 

84. Anders als der Rechtsmittelfiihrer meint (vgl. Rdnr. 88 der Rechtsmittelschrift), 

erhalt die zitierte Passage des angefochtenen Beschlusses auch nicht etwa dadurch 

den Charakter tragender Griinde, dass das Gericht ohne diese Ausfiihrungen ,fur die 

Zwecke der Zulassigkeitsprufung jeweils [ ... ] von der Rechtswidrigkeit [der 

streitigen Entscheidung] hatte ausgehen mussen und dann sicherlich auch zu andern 

Ergebnissen hinsichtlich der Zulassigkeitsprufung gelangt ware". Denn wie bereits 

ausgeflihrt (oben Rdnr. 64), folgt auch aus der - unterstellten - Rechtswidrigkeit 

einer MaBnahrne keineswegs, dass diese MaBnahme verbindliche Rechtswirkungen 

aufweist und somit als ,beschwerende MaBnahrne" im Sinne der Artikel 90 bis 91 

des Statuts zu qualifizieren ist. 

85. Zweitens ergibt sich aus der Analyse der vom Rechtsmittelftihrer vorgebrachten 

Argumente, dass diese im wesentlichen die Feststellung oder Wiirdigung von 

Tatsachen durch das Gericht betreffen, die nicht der Kontrolle durch den 

Gerichtshof im Rahmen eines Rechtsmittels unterliegt. 

86. Hieraus folgt, dass der vierte Rechtsmittelgrund unzulassig ist. 

Ergebnis 

87. Da keinem der vom Rechtsmittelftihrer zur Stiitzung semes Rechtsmittels 

vorgetragenen Griinde gefolgt werden kann, ist dieses zuriickzuweisen. 

Kosten 

88. Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung, der nach Artikel 118 der 

Verfahrensordnung auf das Rechtsmittelverfahren entsprechende Anwendung 

findet, ist die unterliegende Partei auf Antrag zur Tragung der Kosten zu verurteilen. 
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Nach Auffassung der Kommission ist es in der vorliegenden Rechtssache nicht im 

Sinne von Artikel 122, 2. Unterabsatz, 2. Spiegelstrich der Verfahrensordnung aus 

GrUnden der Billigkeit geboten, die Kosten zwischen den Parteien teilen. Der 

Rechtsmittelflihrer sollte daher zur Tragung der Kosten verurteilt werden. 

Aus den genannten Grunden beantragt die Kommission: 

I. Das Rechtsmittel zuriickzuweisen. 

2. Dem Rechtsmittelfiihrer die Kosten aufzuerlegen. 

Hannes KRAEMER Clemens LADENBURGER 

Bevollmachtigte der Kommission 



 
-------- Original-Nachricht -------- 
Betreff: Betr: Zweitantrag auf Dokumentenzugang nach Erstantrag vom 23.01.2012
Datum: Tue, 12 Jun 2012 11:26:41 +0200 

Von: Johannes Ludwig <johannes.ludwig@haw-hamburg.de> 
An: Catherine.Day@ec.europa.eu 

CC: SG-ACC-DOC@ec.europa.eu 

 

Sehr geehrte Frau Day, 
 
mit nachstehender Email hatte ich am 23.01.2012 einen Erstantrag auf Zugang zu 
Dokumenten gestellt (siehe Anhang unten - vor der signature). Leider habe ich hierauf von 
Ihren Diensten bisher keinerlei Reaktion und auch weder eine Eingangs- noch eine 
Registrierungsbestätigung erhalten. Auch in ihrem letzten Schreiben an mich vom 02.05.2012 
gehen Sie auf diesen Antrag mit keinem Wort ein. 
 
Mit dieser Email möchte ich Ihnen nochmals die Gelegenheit geben meinen Antrag zu 
beantworten und stelle daher insoweit nunmehr formell einen Zweitantrag auf 
Dokumentenzugang nach Verordnung 1049/2001 hinsichtlich aller von meinem Erstantrag 
vom 23.01.2012 umfassten Dokumente. Ich darf Sie um eine umgehende Bestätigung der 
Registrierung dieses Antrages bitten. 
 
Sollte ich bis zum 15.07.2012 auch weiterhin keine Reaktion Ihrerseits erhalten haben, gehe 
ich davon aus, dass Sie meinen vorliegenden Zweitantrag stillschweigend ablehnen und werde 
sodann ohne weitere Mitteilung von den mir aus der Verordnung 1049/2001 zustehenden 
Rechten Gebrauch machen. 
 
 
Mit freundlichem Gruß 
  
Prof. Dr. Johannes Ludwig 
 
++++++++++++++++ 
 
email vom 23.1.12: 
Von: Johannes Ludwig johannes.ludwig@haw-hamburg.de 
Datum: 23. Januar 2012 14:49 
Betreff: Erstantrag auf Dokumentenzugang nach Verordnung 1049/2001 
An: SG-ACC-DOC@ec.europa.eu 
  
Betrifft: 
Erstantrag auf Dokumentenzugang nach Verordnung 1049/2001 
Reaktion der Kommission auf meine E-Mail vom 28. November 2011, um 12:26 Uhr 
  
Sehr geehrte Damen und Herren, 
ich beschäftige mich seit einiger Zeit mit dem Thema Whistleblowing und bin dabei u.a. auf 
den Fall des EU-Beamten Guido Strack gestoßen. 
  Unsere bisherigen Arbeiten dazu können Sie einsehen unter 
www.ansTageslicht.de/whistleblower<http://www.anstageslicht.de/whistleblower> 
bzw. auch 



www.ansTageslicht.de/Strack<http://www.ansTageslicht.de/Strack> 
 So weit ich in Erfahrung bringen konnte, hat Herr Strack bei Ihnen bereits einige Anträge, 
Verwaltungsbeschwerden und auch Klagen gegen die Kommission eingebracht, die z.T. 
bereits abgeschlossen, z.T. aber wohl auch noch anhängig sind. 
 Unter Bezugnahme auf die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des 
Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission und auch auf Artikel 15 AEUV und 
Artikel 42 EU-Grundrechtscharta, möchte ich Sie hiermit um Übersendung aller bei Ihnen im 
Zusammenhang mit allen Verfahren des Herrn Guido Strack vorhandenen Dokumente 
(jeweils einschließlich aller Anlagen) bitten. Dies sollte sowohl die Eingaben des Herrn 
Strack, als auch die Reaktionen und Aktionen der jeweils beteiligten 
Kommissionsdienststellen, als auch Stellungnahmen Dritter und alle diesbzgl. in Ihrem Hause 
erstellten Dokumente umfassen. 
Klarstellen möchte ich, dass von meinem vorstehenden Antrag unter anderem umfasst sind: 
 - alle Dokumentenzugangsanträge, gleichgültig auf welche Rechtsgrundlage diese gestützt 
wurden, von Herrn Strack an die EU-Kommission oder ihre Dienststellen inklusive der 
jeweiligen Anträge (Erst- und Zweitanträge sowie weiterer Schriftwechsel), sämtlicher 
Bescheidungen und sämtlicher in diesem Zusammenhang an Herrn Strack herausgegebener 
oder auch nicht oder nur teilweise herausgegebener Dokumente; 
 - alle Verwaltungsanträge des Herrn Strack nach Artikel 90 Absatz 1 des EU-Beamtenstatuts 
und alle Verwaltungsbeschwerden des Herrn Strack nach Artikel 90 Absatz 2 des EU-
Beamtenstatuts inklusive aller Anlagen, allen dazu mit Herrn Strack oder Dritten geführten 
Schriftwechsels und aller daraufhin ergangenen Entscheidungen und intern dazu abgefassten 
Entwürfe; 
 - sämtliche Dokumente inklusive aller Anlagen, die im Rahmen der zwischen Herrn Strack 
und der Kommission geführten Verfahren beim Europäischen Bürgerbeauftragen entstanden 
sind oder  verwendet wurden sowie sämtliche anderen bei der Kommission in Bezug auf jene 
Verfahren vorhandenen Dokumente. 
- sämtliche Dokumente inklusive aller Anlagen, die im Rahmen der zwischen Herrn Strack 
und der Kommission geführten gerichtlichen Verfahren entstanden sind oder von einer der 
Parteien verwendet wurden sowie sämtliche anderen bei der Kommission in Bezug auf jene 
Verfahren vorhandenen Dokumente. 
 - sämtlicher Schriftwechsel zwischen der Kommission und OLAF und zwischen der 
Kommission und Dritten mit einem wie auch immer gearteten Bezug auf das OLAF 
Ermittlungsverfahren OF/2002/0356. 
Von dem vorstehenden Antrag nehme ich explizit jene Dokumente aus auf, die mir im 
Rahmen unseres Schriftwechsels seit dem 03.08.2011 bereits übersandt wurden, sowie jene 
die von meinen jenem Schreiben nachfolgenden „ausgelagerten“ und spezifischeren 
Dokumentenzugangsanträgen erfasst wurden. D.h. letztlich geht es mir mit dem vorstehenden 
Antrag um all jene Dokumente die unter den Punkt „Drittens“ meiner Email vom 28. 
November 2011, um 12:26 Uhr fallen und hinsichtlich deren ich Ihnen in jener Email eine 
Zurückstellung unter bestimmten Voraussetzungen angeboten hatte. 
Der vorstehende Antrag begründet sich daraus, dass jenes Angebot  und das darin liegende 
Zugeständnis unter der einer Bedingung formuliert worden war – die anderen Anträge wie 
von mir vorgeschlagen nun endlich zu bescheiden -  zu deren Einhaltung die Kommission 
zwar verpflichtet war, die sie aber dennoch nicht eingehalten hat. Somit bleibt mir leider 
nichts anderes übrig als den Antrag nunmehr in allen seinen Teilen, notfalls auf dem 
Rechtswege, weiter zu verfolgen, damit sich die offensichtliche Verzögerungsstrategie der 
Kommission am Ende nicht zu Lasten der Transparenz des Handelns der Europäischen Union 
und ihrer Organe doch noch durchsetzt. Meine Geduld insoweit ist erschöpft, da sämtliche 



Kooperationsbemühungen und Angebote meinerseits von der Kommission bisher nur zu 
weiteren Ausflüchten und Verzögerungen genutzt wurden. 
Alle eventuell bei der Bearbeitung des vorstehenden Antrages noch auftretenden 
Bestimmbarkeitsprobleme sind aus meiner Sicht wegen der klaren Rechtspflicht der 
Kommission aus Art. 6 der Verordnung 1049/2001 vorrangig von Ihnen zu lösen. Ich bin 
gerne bereit hierbei mitzuhelfen, wenn Sie mir, unzweifelhaft identifizierbare Dokumente 
(z.B. all jene aus der Personalakte des Herrn Strack und aus den Akten zur Anerkennung 
seiner Berufskrankheit) umgehend zugänglich machen und Sie, soweit wirklich Probleme 
auftauchen sollten, konkrete Fragen an mich richten und dabei erkennen lassen, dass es Ihnen 
zumindest ab jetzt auch wirklich um die Identifikation von Dokumenten und nicht wie bisher 
vorrangig um das Abwimmeln meiner Anträge geht. 
  
Was die Übermittlung der hier beantragten Dokumente angeht würde ich eine Übersendung in 
elektronischer Form, z.B. auf einer CD-Rom. Sollten hierbei Kosten für die öffentliche 
Hochschule entstehen, darf ich Sie um eine vorherige Kostenabschätzung und 
Rückbestätigung bitten. 
Sollten Sie im Hinblick auf den vorstehenden Antrag Probleme bezüglich der 
Persönlichkeitsrechte von Herrn Strack oder dritten Personen sehen, so bitte ich Sie schon 
jetzt, deren Einverständnis mit der Herausgabe der Dokumente an mich einzuholen. 
Andernfalls bitte Sie darum, mir konkret mitzuteilen wie eine entsprechende 
Einwilligungserklärung von Herrn Strack ausgestaltet sein müsste, falls Sie eine solche für 
notwendig erachten sollten. 
Schließlich verweise ich darauf, dass ich alle angefragten Dokumente zur wissenschaftlichen 
Aufarbeitung des Umgangs der EU-Kommission mit Whistleblowern am Beispiel des Falls 
Strack zu verwenden und zu veröffentlichen gedenke und bitte, falls dies nötig sein sollte, 
schon jetzt um ihre Zustimmung zur nicht kommerziellen Veröffentlichung aller mir im 
Rahmen dieses Antrages zu überlassender Dokumente. Es ist spätestens seit der Anhörung im 
Haushaltskontrollausschuss des Europäischen Parlaments im Mai 2011 außerdem 
offensichtlich, dass an der o.g. Aufarbeitung auch ein erhebliches öffentliches Interesse 
besteht, welches im Rahmen Ihrer Bescheidungen ebenfalls zu berücksichtigen ist und aus 
meiner Sicht auch dazu führen muss, Dokumente selbst dann herauszugeben, wenn oder 
soweit sie Herrn Strack bisher verweigert wurden. Insoweit verweise ich auch auf die jüngste 
Rechtsprechung. 
 Für eventuelle Rückfragen stehe ich Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung. 
 Schließlich darf ich Sie noch bitten mir den Eingang dieser Email und die Registrierung 
meines Antrages baldmöglichst zu bestätigen. 
Mit freundlichem Gruß 
  
Prof. Dr. Johannes Ludwig 
--  
Prof. Dr. Johannes Ludwig 
Hochschule für Angewandte Wissenschaften (HAW), Hamburg 
Fakultät Design - Medien - Information (DMI) 
Finkenau 35 
22081 Hamburg 
040 - 428 75 - 76 11 
 
Mobil: 0176 - 52 00 69 15 
mail@johannesludwig.de  
www.johannesludwig.de  
 
privat in Berlin (bzw. 120 Meter davor):  
Keplerstr. 13, 15831 Mahlow-Waldblick 
03379 - 31 38 77 



 
skype: Ludwig_Waldblick 

 



-------- Original-Nachricht -------- 
Betreff:RE: Betr: Zweitantrag auf Dokumentenzugang nach Erstantrag vom 23.01.2012 - GestDem 2011-

5070 - LUDWIG 
Datum:Fri, 3 Aug 2012 08:31:53 +0200 

Von:Sg-Acc-Doc@ec.europa.eu <Sg-Acc-Doc@ec.europa.eu> 
An:Ludwig, Johannes <Johannes.Ludwig@haw-hamburg.de> 

 
 

Sehr geehrter Herr Prof. Ludwig, 

  

Anliegend übersende ich Ihnen eine Schreiben in Antwort auf Ihre E-Mail vom 12. Juni 2012. 

  

Mit freundlichen Grüßen, 

Paul SIMON  
Commission européenne - Secrétariat général 
Unité SG.B.5, Transparence 

 
 



EUROPÄISCHE KOMMISSION 

GENERALSEKRETARIAT 

Direktion В 

Brüssel, den 
SG.B.5/MKU/psi - sg.dsgl .b.5(2012)l 109115 

Herrn 

Prof. Dr. Johannes Ludwig 

Hochschule für angewandte 

Wissenschaften 

Finkenau 35 

DE - 22081 Hamburg 

Per E-Mail: 
Johannes. Iudwig(a),haw-hamburg. de 

Ihr Antrag auf Zugang zu Dokumenten gemäß Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 
GestDem Nr. 2011/5070 

Sehr geehrter Herr Prof. Ludwig, 

Ich nehme Bezug auf Ihre E-Mail vom 12. Juni 2012, in der Sie die fehlende 

Registrierung und Beantwortung Ihres Erstantrages vom 23. Januar 2012, 14:49h 

monieren und aufgrund dessen Nichtbeantwortung einen Zweitantrag auf Zugang zu 

Dokumenten nach Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 stellen. 

In letzterer E-Mail hatten Sie Ihren Antrag, den Sie unter Punkt "Drittens" Ihrer E-Mail 

vom 28. November 2012, 12:26h zunächst zurückgestellt hatten, wieder aufgegriffen, 

und als Erstantrag auf Zugang zu "alle[n] bei Ihnen im Zusammenhang mit allen 

Verfahren des Herrn Guido Strack vorhandenen Dokumentefn] (jeweils einschließlich 

aller Anlagen)" gestellt. Weiterhin erläutern Sie in der genannten E-Mail vom 

23. Januar 2012,14:49h, dass von diesem Antrag unter anderem umfasst sind: 

"- alle Dokumentenzugangsanträge, gleichgültig auf welche Rechtsgrundlage diese 

gestützt wurden, von Herrn Strack an die EU-Kommission oder ihre Dienststellen 

inklusive der jeweiligen Anträge (Erst- und Zweitanträge sowie weiterer 

Schriftwechsel), sämtlicher Bescheidungen und sämtlicher in diesem Zusammenhang an 

Herrn Strack herausgegebener oder auch nicht oder nur teilweise herausgegebener 

Dokumente; 

- alle Verwaltungsanträge des Herrn Strack nach Artikel 90 Absatz 1 des EU-

Beamtenstatuts und alle Verwaltungsbeschwerden des Herrn Strack nach АШШ 90 

Absatz 2 des EU-Beamtenstatuts inklusive aller Anlagen, allen dazu mit Herrn Strack 

oder Dritten geführten Schriftwechsels und aller daraufhin ergangenen Entscheidungen 

und intern dazu abgefassten Entwürfe; 

Commission européeme, B-1049 Braxelles / Europese Commissie, B-1049 Brussel - Belgium. Telephone: (32-2) 299 11 11. 
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Ref. Ares(2012)939976 - 02/08/2012

mailto:sq-acc-doc@ec.europa.eu


- siimtliche Dokumente inklusive aller Anlagen, die im Rahmen der zwischen Herrn 
Strack und der Kommission gefohrten Verfahren beim Europiiischen 
Burgerbeauftragen entstanden sind oder verwendet wurden sowie siimtliche anderen 
bei der Kommission in Bezug aufjene Verfahren vorhandenen Dokumente. 

- siimtliche Dokumente inklusive aller Anlagen, die im Rahmen der zwischen Herrn 
Strack und der Kommission gefuhrten gerichtlichen Verfahren entstanden sind oder von 
einer der Parteien verwendet wurden sowie siimtliche anderen bei der Kommission in 
Bezug aufjene Verfahren vorhandenen Dokumente. 

- siimtlicher Schriftwechsel zwischen der Kommission und OLAF und zwischen der 
Kommission und Dritten mit einem wie auch immer gearteten Bezug auf das OLAF 
Ermittlungsverfahren OF/2002/0356". 

Von diesem Antrag baben Sie in Ihrer E-Mail vom 23. Januar 2012, 14:49b diejenigen 
Dokumente ausgenommen, die Ihnen bereits im Rahmen des Schriftwecbsels mit der 
Kommission seit dem 3. August 2011 ubersandt wurden, sowie jene, die von einem 
spezifiscberen Antrags auf Zugang zu Dokumenten im Rahmen desselben 
Schriftwecbsels betroffen sind. Sie erlautem in der genannten E-Mail vom 
23. Januar 2012, 14:49b, dass dieser Erstantrag damit dem dritten Punkt Ihrer E-Mail 
vom 28. November 2011, 12:26b entspricbt. 

Jedocb ist es nicbt zutreffend, dass Sie, wie sie in Ihrer E-Mail vom 12. Juni 2012 
darstellen, bisber keinerlei Reaktion auf diesen Erstantrag erbalten baben. Vielmehr ist 
Ihr Antrag Gegenstand des Punkts 3 unseres Schreibens vom 27. Januar 2012 (Referenz: 
Ares(2012)99773), von dem Sie eine Kopie in Anlage zu diesem Schreiben finden. 

Unter Punkt 3 dieses Schreibens vom 27. Januar 2012 batten wir festgestellt, dass der 
Erstantrag in Ihrer E-Mail vom 23. Januar 2012, 14:49b, auBer dem Ausscbluss von 
Dokumenten, die bereits von anderen Antragen umfasst sind, mit Ihrem urspr1inglicben 
Antrag vom 3. August 2011 ubereinstimmt. Hinsicbtlicb dieses Antrags baben wir jedocb 
bereits mit Schreiben vom 10. und 26. August mitgeteilt, dass "im Hinblick auf die 
groj3en Zahl der Herrn Strack betreffenden Verwaltungs- und Gerichtsverfahren, die, wie 
Sie zu Recht ausfuhren, nicht auf die von Ihnen genannte Liste beschriinkt sind und die 
potentiell eine Vielzahl von Kommissionsdiensten betreffen, es uns aufgrund der von 
Ihnen gelieferten Beschreibung nicht moglich ist, alle Dokumente zu ermitteln, die von 
Ihrem Antrag umfasst sein kOnnen." Dabei batten wir Sie gema.B Artikel 6 Absatz 2 der 
Verordnung 1049/2001 aufgefordert, Ihren Antrag zu prazisieren. Folglicb baben wir Sie 
unter Punkt 3 unseres Schreibens vom 27. Januar 2012 daruber informiert, dass aus 
denselben Grunden aucb Ihr neuer Antrag in Ihrer E-Mail vom 23. Januar 2012, 14:49b 
nicbt binreicbend prazise ist, urn es der Kommission zu ermoglicben, die von Ihnen 
beantragten Dokumente zu identifizieren. Aus diesem Grunde, und in Ermangelung einer 
Prazisierung durcb Sie, baben wir Ihnen weiterhin unter Punkt 3 unseres Schreibens vom 
27. Januar 2012 mitgeteilt, dass dieser Antrag nicbt registriert werden kann. Hinsicbtlicb 
einer Prazisierung Ihres Antrags baben wir auf unseren vorgebenden Schriftwecbsel seit 
dem 3. August 2011 verwiesen, in welcbem Vorschlage zur Prazisierung gemacbt 
wurden. ScblieBlicb baben wir Ihnen angeboten, uns zu kontaktieren, sollten Sie weitere 
Unterst1itzung bei der Prazisierung Ihres Antrages benotigen. 
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Ich stelle fest, dass trotz dieser Aufforderung zur Priizisierung Ihres Antrags in unserem 
Schreiben vom 27. Januar 2012 Ihre E-Mail vom 12. Juni 2012 keine weitere 
Prazisierung Ihres Erstantrags vom 23. Januar, 14:49h entMlt, welche uns ermoglichen 
wiirde, die gewlinschten Dokumente zu identifizieren. Daher muss ich bestiitigen, dass 
die Ausftilmmgen unter Punkt 3 unseres Schreibens vom 27. Januar 2012, in denen wir 
umfassend dargelegt haben, warum wir Ihren Erstantrag in der E-Mail vom 
23. Januar 2012, 14:49h, nicht registrieren und bearbeiten konnten, irnmer noch giiltig 
sind und dass Ihr Antrag nicht als Erstantrag registriert werden kann. Daruber hinaus ist 
in Ermangelung eines registrierungsfah.igen Erstantrages auch Ihr Zweitantrag in Ihrer E­
Mail vom 12. Juni 2012 unzulassig und kann nicht registriert werden. 

Mit freundlichen GrUBen, 

Anlage (1) 
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Direktor 



EUROPÄISCHE KOMMISSION 
GENERALSEKRETARIAT 

Direktion В 
SG-B-5 
Transparenz 

Brüssel, den 27.012012 
SG.B.5/MKU/rc - Ares(2012) 

Herrn 

Prof. Dr. Johannes Ludwig 

Hochschule für angewandte 

Wissenschaften 

Finkenau 35 

D-22081 Hamburg 

Per E-Mail: 

Johannes. ludwig@haw-hamburg. de 

Ihr Antrag auf Zugang zu Dokumenten gemäß Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 

GestDem Nr. 2011/5070 

Sehr geehrter Herr Prof. Ludwig, 

Ich nehme Bezug auf Ihre drei E-Mails vom 23. Januar 2012, von 14:46h (im Folgenden: 

Ihre erste E-Mail), von 14:48h (im Folgenden: Ihre zweite E-Mail) und von 14:49h (im 

Folgenden: Ihre dritte E-Mail). In Ihrer ersten E-Mail reagieren Sie auf die Registrierung 

Ihres Zweitantrages im Fall GestDem 2011/5070 im ersten Teil unseres Schreibens vom 

6. Januar 2012. In Ihrer zweiten E-Mail verlangen Sie die Überprüfung des Standpunktes 

des Generalsekretariat im zweiten Teil dieses selben Schreibens vom 6. Januar 2012 

hinsichtlich des Antrags in Ihrer E-Mail vom 28. November 2011, 12:26h. In Ihrer dritten 

E-Mail stellen Sie einen neuen Erstantrag, der denjenigen Teilen entspricht, die Sie im 

dritten Punkt Ihrer E-Mail vom 28. November 2011, 12:26h zurückgestellt haben. 

Mit dem vorliegenden Schreiben wird auf Ihre drei E-Mails wie folgt geantwortet: 

1. IHRE ERSTE E-MAIL 

In Ihrer ersten E-Mail geben Sie Ihrer Unzufriedenheit über den Umstand Ausdruck, dass 

Ihr mit E-Mail vom 28. November 2011, 12:24h gestellter Zweitantrag erst am 6. Januar 

2012 registriert wurde. Sie verlangen eine Erläuterung, dieser Verspätung und 

beantragen, so gestellt zu werden, als ob die Registrierung Ihres Zweitantrages im 

zeitlich gebotenen Rahmen, also innerhalb von spätestens 3 Arbeitstagen erfolgt wäre. 

Weiterhin widersprechen Sie im Voraus einer möglichen Fristverlängerung über en 27. 

Januar 2012 hinaus. 
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Ich verstehe Ihre Unzufriedenheit tiber die verzogerte Registrierung, ich muss jedoch 
feststellen, dass diese in der besonderen Komplexitat Ihres Antrags begrtindet lag, der 
sich aus einer Vielzahl von Teilen zusammensetzt und eine gro13e Anzahl von 
Dokurnenten urnfasst. Er stellte daher sowohl juristische als auch praktische Probleme, 
die vor der Registrierung Ihres Zweitantrags gelost werden mussten. Sie werden 
verstehen, dass es praktisch unmoglich ist, Sie so zu stellen, als ob die Registrierung 
innerhalb von spatestens 3 Arbeitstagen erfolgt ware. Im Gegenteil muss ich sie davon 
informieren, dass wir nicht in der Lage waren, bis zum heutigen Tag, an dem die von 
Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung 1049/2001 vorgesehene Frist ablauft, tiber alle fiir 
eine abschlie13ende Entscheidung in der Sache erforderlichen Grundlagen zu verfiigen. 
Wir mtissen daher gema13 Artikel 8 Absatz 2 der V erordnung diese erste Frist urn 15 
Arbeitstage verlangem. Die neue Frist lauft am 17. Februar 2012 ab. Ich mochte Sie 
darum bitten, uns fiir die durch diese Fristverlangerung eventuell verursachten 
Unannehmlichkeiten zu entschuldigen. 

2. IHRE ZWEITE E-MAIL 

In Ihrer zweiten E-Mail gehen Sie davon aus, dass der zweite Teil des Schreibens des 
Generalsekretariats vom 6. Januar 2012 als eine ablehnende Erstantwort auf Ihren in 
Ihrer E-Mail vom 28. November 2011, 12:26h gestellten Antrag auf Zugang zu 
Dokurnenten (in seinen beiden Teilen) zu behandeln ist. Sie stellen daher einen 
Zweitantrag auf Zugang zu Dokurnenten gema.B Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung 
1049/2001. 

Wie allerdings im zweiten Teil des genannten Schreibens dargelegt, haben wir diesen 
Antrag nicht registrieren konnen, da er einen unverhaltnisma.Bigen Verwaltungsaufwand 
bedeuten wfude. Wie in unserem Schreiben vom 6. Januar 2012 erlautert, urnfasst Ihr 
Antrag eine offenbar tiberma.Bige Anzahl an Rechtsstreiten und folglich Dokurnenten, 
deren konkrete und individuelle Prufung die Gesamtheit derjenigen Mitglieder des 
juristischen Dienstes, die fiir die Bearbeitung von Antragen auf Zugang zu Dokumenten 
zustandig sind, fiir eine unbestimmte Zeit auslasten und daher das Funktionieren dieses 
Dienstes und der Institution schwer beeintrachtigen wlirde. 

Dagegen haben wir, urn im Sinne von Artikel6 Absatz 3 der Verordnung 1049/2001 eine 
angemessene Losung zu finden, vorgeschlagen, Ihren Antrag auf die Akten der 
Verfahren F-132/07 und T-199/11 P ohne Anlagen zu beschranken. Leider haben Sie in 
Ihrer zweiten E-Mail diesen Vorschlag abgelehnt. 

In dieser Situation muss ich Sie daruber informieren, dass der von Ihnen in Ihrer zweiten 
E-Mail gestellte Zweitantrag unzulassig ist, da er sich nicht gegen eine Erstantwort auf 
einen Antrag auf Zugang zu Dokurnenten richtet. Im Hinblick auf Ihre Ablehnung 
unseres V orschlags fiir eine angemessene Losung kann ich daher im Moment nicht 
erkennen, wie ich Ihrem Antrag auf Zugang zu Dokurnenten, den Sie in Ihrer E-Mail 
vom 28. November 2011, 12:26h gestellt und in Ihrer zweiten E-Mail wiederholt haben, 
Folge leisten kann. 

3. IHRE DRITTE E-MAIL 

In Ihrer dritten E-Mail verlangen Sie Zugang zu "alle[n] bei Ihnen im Zusammenhang 
mit allen Verfahren des Herm Guido Strack vorhandenen Dokurnente[n] Geweils 
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einschlieBlich aller Anlagen)". Sie erHiutem dass von diesem Antrag unter anderem 
umfasst sind: 

"- alle Dokumentenzugangsantrtige, gleichgultig mif welche Rechtsgrundlage diese 
gestutzt wurden, von Herrn Strack an die EU-Kommission oder ihre Dienststellen 
inklusive der jeweiligen Antrtige (Erst- und Zweitantrtige sowie weiterer Schriftwechsel), 
stimtlicher Bescheidungen und samtlicher in diesem Zusammenhang an Herrn Strack 
herausgegebener oder auch nicht oder nur teilweise herausgegebener Dokumente; 

- alle Verwaltungsantrtige des Herrn Strack nach Artikel 90 Absatz 1 des EU­
Beamtenstatuts und alle Verwaltungsbeschwerden des Herrn Strack nach Artikel 90 
Absatz 2 des EU-Beamtenstatuts inklusive alter Anlagen, allen dazu mit Herrn Strack 
oder Dritten gefuhrten Schriftwechsels und alter daraujhin ergangenen Entscheidungen 
und intern dazu abgefassten Entwurfe; 

- samtliche Dokumente inklusive alter Anlagen, die im Rahmen der zwischen Herrn 
Strack und der Kommission gefuhrten Verfahren beim Europtiischen Burgerbeauftragen 
entstanden sind oder verwendet wurden sowie samtliche anderen bei der Kommission in 
Bezug aufjene Verfahren vorhandenen Dokumente. 

- samtliche Dokumente inklusive alter Anlagen, die im Rahmen der zwischen Herrn 
Strack und der Kommission gefuhrten gerichtlichen Verfahren entstanden sind oder von 
einer der Parteien verwendet wurden sowie stimtliche anderen bei der Kommission in 
Bezug aufjene Verfahren vorhandenen Dokumente. 

- samtlicher Schriftwechsel zwischen der Kommission und OLAF und zwischen der 
Kommission und Dritten mit einem wie auch immer gearteten Bezug auf das OLAF 
Ermittlungsverfahren OF/2002/035 6 ". 

Von diesem Antrag nehmen Sie diejenigen Dokumente aus, die Ihnen bereits im Rahmen 
des Schriftwechsels mit der Kommission seit dem 3. August 2011 iibersandt wurden, 
sowie jene, die von einem spezifischeren Antrags auf Zugang zu Dokumenten im 
Rahmen desselben Schriftwechsels betroffen sind. Sie erHiutem, dass Ihr neuer Antrag 
damit dem dritten Punkt Ihrer E-Mail vom 28. November 2011, 12:26h entspricht. 

Ich stelle fest, dass dieser Antrag, auBer dem Ausschluss von Dokumenten die bereits 
von anderen Antragen umfasst sind, mit Ihrem urspriinglichen Antrag vom 3. August 
2011 iibereinstimmt. Hinsichtlich diesen Antrags haben wir jedoch bereits mit Schreiben 
vom 10. und 26. August mitgeteilt, dass "im Hinblick auf die grojJen Zahl der Herrn 
Strack betreffenden Verwaltungs- und Gerichtsverfahren, die, wie Sie zu Recht 
ausfuhren, nicht auf die von Ihnen genannte Liste beschrankt sind und die potentiell eine 
Vielzahl von Kommissionsdiensten betreffen, es uns aufgrund der von Ihnen gelieferten 
Beschreibung nicht moglich ist, alle Dokumente zu ermitteln, die von Ihrem Antrag 
umfasst sein konnen." Dabei haben wir Sie gema.B Artikel 6 Absatz 2 der V erordnung 
1049/2001 aufgefordert, Ihren An trag zu prazisieren. A us denselben Grunden ist auch Ihr 
neuer Antrag in Ihrer dritten E-Mail nicht himeichend prazise, urn es der Kommission zu 
ermoglichen, die von Ihnen beantragten Dokumente zu identifizieren. Aus diesem 
Grunde, und in Ermangelung einer Prazisierung durch Sie, kann dieser Antrag nicht 
registriert werden. Hinsichtlich dieser Prazisierung verweisen wir auf unseren 
vorgehenden Schriftwechsel seit dem 3. August 2011, in welchem V orschlage zur 
Prazisierung gemacht wurden. Sollten Sie weitere Unterstiitzung bei der Prazisierung 
Ihres Antrages benotigen, zogem Sie nicht, uns zu kontaktieren. 
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Mit fteundlichen GriiJ3en, 

4 

MarcMaes 
stellv. Referatsleiter 




